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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 
A. in Civilſachen. 
1. 


Bahlung einer Richtſchuld. Internationales Keberein⸗ 
kommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr. 


Die Bekl., eine Maſchinenfabrik in B., Württemberg, 
hat am 28. Juni 1911 der dortigen Güterabfertigungsſtelle 
zwei Maſchinen zur Beförderung als Frachtgut an die Adreſſe 
der Firma K. & Sch. in Budapeſt übergeben. Nachträglich, 
am 4. Juli, hat die Bekl. der Verſandſtation die Anweiſung 
erteilt, das Gut mit einer Nachnahme von 4340 M. zu be⸗ 
laſten. Die Verſandſtation hat die Anweiſung entgegenge— 
nommen und telegraphiſch und ſchriftlich weitergeleitet. Die 
Anweiſung traf in Budapeſt verſpätet ein; das Gut war 
bereits nachnahmefrei an die Adreſſatin ausgefolgt. Auf 
Grund unzutreffenden Berichts der Ungariſchen Bahnbehör— 
den hat die Württ. Eiſenbahnverwaltung am 8. November 
1911 den Nachnahmebetrag von 4340 M. ausgefolgt. Die 
Ungariſche Behörde hat der Württ. Verwaltung den Betrag 
auf 1. Febr. 1912 durch Verrechnung erſetzt. Deſſen unge— 
achtet verlangt der klagende Württ. Eiſenbahnfiskus den 
Betrag von der Bekl. auf Grund ungerechtfertigter Bereiche— 
rung zurück. Der Klage iſt im Berufungsverfahren ſtattge— 
geben worden. Das Tatſächliche ergibt ſich im übrigen aus den 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVI. I. 1 
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Gründen: 

I. Für die hier in Frage ſtehenden Rechtsverhältniſſe 
zwiſchen den Parteien ſind, da es ſich um einen internatio⸗ 
nalen Transport, um eine Güterſendung handelt, die auf 
Grund eines durchgehenden Frachtbriefes von B. nach Buda⸗ 
peſt zu befördern war, in erſter Linie maßgebend die Be— 
ſtimmungen des Internationalen Uebereinkommens über den 
Eiſenbahnfrachtverkehr vom 14. Okt. 1890 (RGBl. 1892, 
S. 793) nebſt den „Einheitlichen Zuſatzbeſtimmungen“ vom 
16. Juni 1898 (RGBl. 1901 S. 295) und vom 19. Sept. 
1906 (RGBl. 1908 S. 615) und den Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen. Gemäß Art. 4 des J. Uebk., gem. Vorwort vom 
D. Oe. Tarif, gem. § 1 des D. Betr. Regl. und gem. den 
Eingangsbeſtimmungen des Uebk. zum D. Betr. R. finden 
ferner Anwendung: der Eiſenbahngütertarif für den Ver⸗ 
kehr zwiſchen den Oeſterr.⸗Ungar. Eiſenbahnen einerſeits und 
den Deutſchen und anderen Bahnen andererſeits vom 1. März 
1904 mit ſeinen Zuſatzbeſtimmungen nebſt den Nachträgen 
I bi3 III hiezu (D. Oe. E. G. T.), weiter das Betriebsreglem. 
des Vereins D. Eiſenbahnen vom Dezember 1909 (VBR.) 
und das Uebereinkommen z. VBR. vom Dez. 1909 (Uebk. 
z. VBR.) nebſt den gemeinſamen Abfertigungsvorſchriften. 
Subſidiär kommen endlich auch die allgemeinen Rechtsnor⸗ 
men der beteiligten Staaten zur Anwendung ). 

II. Zur Begründung feines Klaganſpruchs aus 88 812 ff. 
des BGB. hat der Klr. nur zu beweiſen, daß die Zahlung 
vom 7. November 1911 im Betrag von 4340 M. an die 
Bekl. erfolgt iſt zwecks Erfüllung einer beſtimmten Verbind⸗ 
lichkeit und daß dieſe Verbindlichkeit in Wahrheit nicht be⸗ 
ſtand. Dieſer Beweis iſt erbracht. 

Nachdem die Verſandſtation B. gem. Art. 15 Abſ. 1 
Satz 2 den ihr in der vorgeſchriebenen Form (Art. 15 Abſ. 6 
J. Uebk.) erteilten nachträglichen Nachnahmeauftrag des Ab⸗ 
1) Vgl. hiezu RG. Bd. 42 S. 26; Eger, Komm. z. J. Uebk. (II. Aufl.) 
S. 10 und S. 412; Eger, Komm. z. EVO. (3. Aufl.) S. 3, II Abſ. 2 
Staub, Anm. 2—4 zu $ 454 BGB. 
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ſenders unter Einhaltung der Vorſchrift des Art. 15 Abſ. 6 
Satz 2 J. Uebk. angenommen hatte, war die Verſandbahn 
gem. Zuſatzbeſt. 2 zu Art. 13 vergl. mit Abſ. 3 des Art. 13 
J. Uebk. und § 34 Z. 3 des Uebk. z. VBR. ermächtigt und 
verpflichtet, dem Abſender den Nachnahmebetrag auszuzahlen, 
ſobald die Nachnahme eingegangen und die Verſandbahn 
von dieſem Eingang durch Rückſendung des Nachnahmebe⸗ 
gleitſcheins nach Vollziehung der vorgeſchriebenen Empfangs⸗ 
beſcheinigung ſeitens der Beſtimmungsſtation benachrichtigt 
war. Zwecks Erfüllung dieſer Verpflichtung iſt die zurück⸗ 
geforderte Zahlung vom 8. November 1911 erfolgt, nachdem 
die erwähnte Benachrichtigung in der vorgeſchriebenen Form 
der Verſandbahn mit Begleitſchreiben vom 28. Oktober 1910 
zugegangen war. Die erwähnte Verbindlichkeit der Eiſen⸗ 
bahn beſtand aber in Wahrheit nicht; denn die Sendung 
iſt, wie durch den dienſtlichen Bericht des Stationschefs von 
Budapeſt und durch die weiteren Berichte der Budapeſter 
Behörde erwieſen iſt, dem Empfänger am 7. Juli 1911 vorm. 
zwiſchen 9 und 10 Uhr ohne Einziehung der Nachnahme aus⸗ 
gefolgt worden, weil damals die Mitteilung von der nach⸗ 
träglichen Nachnahmeauflage in Budapeſt noch nicht einge⸗ 
troffen war; auch hat der Empfänger die Nachzahlung der 
Nachnahme trotz wiederholter Aufforderung ſeitens der zu- 
ſtändigen Budapeſter Behörde verweigert. Daß in Wahr⸗ 
heit die Nachnahme von der Firma K. & Sch. nicht bezahlt 
worden iſt, wird auch durch die Tatſache beſtätigt, daß ſie 
nicht in der Lage war, irgendwelche Zahlungsbeſcheinigung 
vorzulegen. Unter dieſen Umſtänden beſtand in Wahrheit 
zur Zeit der Zahlung vom 8. November 1911 keine Zah⸗ 
lungspflicht für die Eiſenbahn. Wenn auch richtig iſt, daß 
die nachträgliche Nachnahmeauflage durch deren bahnſeitige 
Annahme im Verhältnis zum Abſender ein Beſtandteil des 
Frachtvertrags geworden iſt, ſo iſt doch damit nicht ohne 

weiteres, wie die Bekl. annimmt, die Anwendbarkeit des 
Art. 13 Abſ. 4 J. Uebk. gegeben. Dieſe Beſtimmung findet, 
wie ſich aus der Natur der Sache ergibt, übrigens in dem 

| 1* 
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Schlußſatz auch noch beſonders zum Ausdruck gebracht iſt, 
nur dann Anwendung, wenn der Eiſenbahn ein Rückgriffs⸗ 
recht gegen den Empfänger zuſteht, d. i. wenn der Empfän⸗ 
ger gem. Art. 17 J. Uebk. durch Annahme des Guts und 
des Frachtbriefs zur Zahlung der Nachnahme verpflichtet 
wurde, alſo nur dann, wenn die Nachnahmeauflage zur Zeit 
der Ablieferung des Guts im Frachtbrief erſichtlich gemacht 
iſt, wie dies — auch für nachträgliche Nachnahmeauflagen 
— durch $ 42 Ziff. 8 des Uebk. z. VBR. der Beſtimmungs⸗ 
ſtation vorgeſchrieben iſt. Dieſe Vorausſetzung iſt aber hier 
nicht gegeben; ein Erſichtlichmachen der Nachnahmeauflage 
im Frachtbrief war ausgeſchloſſen, weil die Empfangsſtation 
zur Zeit der Ablieferung von der Nachnahmeauflage noch 
gar keine Kenntnis hatte. In Beziehung auf dieſe nach— 
trägliche Nachnahmeauflage ſind deshalb irgendwelche Rechts⸗ 
beziehungen zwiſchen der Eiſenbahn und dem Empfänger, 
der erſt durch Uebernahme des Frachtbriefs und nur im 
Umfang des in dieſem vermerkten Vertragsinhalts in den 
Frachtvertrag eintritt, nicht begründet worden, alſo inSbe- 
ſondere auch kein Rückgriffsrecht der Eiſenbahn, kein An⸗ 
ſpruch der Eiſenbahn gegen den Empfänger auf Nachzahlung 
der Nachnahme. Durch die von der Bekl. behauptete und 
unter Beweis verſtellte Tatſache, daß dem Abſender ein 
Nachnahmeſchein ausgeſtellt worden iſt, würde hieran nichts 
geändert. Die ſcheinbar entgegenſtehende Entſcheidung in 
Neumanns Jahrb. des D. Rs. Bd. 9 S. 616, auf den 
die Bekl. ſich beruft, bezieht ſich offenſichtlich nur auf den 
Regelfall der Nachnahmeauflage bei Aufgabe des Guts, nicht 
auch auf den hier in Frage ſtehenden Fall der Nachnahme⸗ 
auflage nach Abſendung von Gut und Frachtbrief. 

Hienach find die klagbegründenden Tatſachen erwieſen. 

Der Einwand der Bekl., ſie ſei durch die Zahlung vom 
8. November 1911 keinesfalls auf Koſten des Kls. bereichert, 
weil, wie ſich aus dem Schreiben der ungar. Behörde vom 
14. März 1912 ergebe, dem Kl. der fragliche Betrag von der 
Empfangsbahn durch Verrechnung auf 1. Februar 1912 er⸗ 
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ſetzt worden ſei, iſt nicht begründet. Dieſe Verrechnung iſt, 
wie ſich aus dem Schreiben der Generaldirektion vom 28. Fe⸗ 
bruar 1912 ergibt, nur eine vorläufige, ſie iſt erfolgt vor⸗ 
behaltlich der endgültigen Auseinanderſetzung der beteiligten 
Bahnen nach Entſcheidung dieſes Rechtsſtreits. Ueberdies 
iſt dieſe Verrechnung nur eine interne, die Beziehungen der 
Bahn zu den Parteien (dem Abſender und dem Empfänger 
der Güterſendung) nicht berührende. Die Aktivolegitimation 
der Verſandbahn zur Geltendmachung des eingeklagten An⸗ 
ſpruchs wird durch dieſe Verrechnung nicht berührt. Sie ergibt 
ſich aus der rechtlichen Natur des internationalen Frachtvertrags, 
aus dem in Art. 27 Abſ. 1 u. 2 des J. Uebk. zum Ausdruck ge⸗ 
brachten Grundſatz der Zwangsgemeinſchaft der beteiligten Bah⸗ 
nen. Die beteiligten Bahnen vereinigen ſich zwangsweiſe durch 
die Uebernahme des Guts mit dem durchgehenden Frachtbrief 
von Bahn zu Bahn zu einer Frachtführergemeinſchaft, die 
mit dem Abſender durch Vermittlung der Verſandbahn als 
ihrer Vertreterin und als Mitglied der Gemeinſchaft einen 
einheitlichen Frachtvertrag für die geſamte Beförderungsſtrecke 
abſchließt!). Demgemäß iſt die Verſandbahn — nach Art. 27 
des J. Uebk. — dem Abſender gegenüber hinſichtlich aller 
Verpflichtungen haftbar und paſſiv legitimiert, die aus der 
Ausführung des Transports bis zur Ablieferung und aus 
den mit ihm zuſammenhängenden Nebengeſchäften entſtehen, 
und demgemäß muß die Verſandbahn auch zur Geltendma⸗ 
chung der aus dem angeführten Rechtsverhältnis erwachſenen 
Anſprüche der Eiſenbahn aktiv legitimiert ſein, wenn auch 
in dieſer Hinſicht das J. Uebk. keine ausdrückliche Beſtim⸗ 
mung enthält. Hienach bedarf es zur Begründung der Aktiv⸗ 
legitimation nicht der Heranziehung einer Yorderungsabtre- 
tung, wie ſie vom Kl. ev. unter Bezugnahme auf das Schrei⸗ 
ben der ungar. Behörde geltend gemacht wird. 

Nicht zutreffend iſt auch die von der Zivilkammer ge— 
billigte Annahme der Bekl., ſie habe die 4340 M. dann nicht 


1) Vgl. Eger, 3. Uebk. S. 394, 407, 408. 
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ohne Rechtsgrund erlangt, wenn ihr zur Zeit der Auszah⸗ 
lung gegen die Eiſenbahn ein Anſpruch in gleicher Höhe aus 
einem anderen Rechtsgrund, ein Schadenserſatzanſpruch wegen 
ſchuldhafter Herbeiführung der Ablieferung ohne gleichzeitige 
Erhebung der Nachnahme zuſtehe. Der Anſpruch auf Rück⸗ 
erſtattung des zwecks Erfüllung einer beſtimmten, vermeint⸗ 
lichen aber nicht beſtehenden Verbindlichkeit Geleiſteten wird 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß eine andere Schuld glei⸗ 
chen Betrages beſtand, die der Leiſtende mit der Zahlung 
nicht befriedigen wollte!“). Im erwähnten Fall ſteht viel⸗ 
mehr der Bekl. nur eine Aufrechnungseinrede zu. Dieſer 
Unterſchied iſt von praktiſcher Bedeutung hinſichtlich der Be⸗ 
weislaſt und hinſichtlich des für die Frage, ob eine Berei⸗ 
cherung i. S. des $ 818 Abſ. 3 des BGB. vorliegt, maß⸗ 
gebenden Zeitpunktes: von dem von der Bekl. eingenom— 
menen Standpunkt aus wäre der Kl., der den Mangel des 
rechtlichen Grundes als klagbegründende Tatſache zu beweiſen 
hat, auch für Nichtbeſtehen der behaupteten anderen Ver⸗ 
bindlichkeit beweispflichtig, während unter dem Geſichtspunkt 
der Aufrechnungseinrede die Bekl. das Beſtehen des behaup- 
teten Schadenserſatzanſpruchs zu beweiſen hat. Für die 
Frage, ob noch eine Bereicherung vorliegt, wäre vom erſt⸗ 
genannten Standpunkt aus der Zeitpunkt der Zahlung der 
irrtümlich unterſtellten Schuld maßgebend, während unter 
dem Geſichtspunkt der Aufrechnungseinrede für dieſe Frage 
der Zeitpunkt der Aufrechnungserklärung maßgebend iſt ). 

Darüber, daß die Bekl. durch die Zahlung vom 8. No⸗ 
vember 1911 um den bezahlten Betrag im Sinn des $ 818 
Abſ. 3 BGB. bereichert worden iſt und daß dieſe Bereiche— 
rung mindeſtens ſo lange wie der gute Glauben der Bekl. 
i. S. des 8 819 BGB. fortbeſtanden hat, kann kein Zweifel 
beſtehen. Die in dieſer Richtung beweispflichtige Bekl. hat 
einen Nachweis dafür, daß die erwähnte Bereicherung vor 

1) Vgl. Planck, Erl. 2a, Abſ. 2 u. Abſ. 3 zu 8 813 des BGB., 
auch Erl. 4. 

2) Vgl. Planck, Erl. 7 zu 8 818 BGB. 
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dem angegebenen Zeitpunkt weggefallen iſt, nicht erbracht. 
Der Vergleich zwiſchen der Bekl. und der Firma K. & Sch. 
vom 13. Juni 1912 kommt hier nicht in Betracht, weil er 
in die Zeit nach Eintrit der Rechtshängigkeit i. S. des § 818 
Abſ. 4 BGB. fällt, in der der Bereicherungsanſpruch des 
Kls. durch eine willkürliche Beſeitigung der Bereicherung 
ſeitens der Bekl. nicht mehr beeinträchtigt werden konnte. 
Der Verluſt ihrer reſtlichen Kaufpreis⸗ oder Werklohnfor⸗ 
derung an die Empfängerin war für die Bekl. mit der An⸗ 
nahme der Zahlung nicht verbunden, da die Rechtsbeziehun⸗ 
gen zwiſchen Abſender und Empfänger durch dieſe ausſchließ⸗ 
lich zufolge eines Irrtums der Eiſenbahn erfolgte Zahlung 
in keiner Weiſe berührt wurden, da die Empfängerin irgend⸗ 
welche Zahlung für die Bekl. nicht geleiſtet hatte und nach 
Art. 17 des J. Uebk., wie ſchon oben ausgeführt wurde, 
durch die Abnahme von Gut und Frachtbrief auch nicht etwa 
zur Zahlung der Nachnähme der Bahn verpflichtet wurde. 

III. Zu prüfen war weiter — und zwar nach dem Ge⸗ 
ſagten unter dem Geſichtspunkt der Aufrechnungseinrede — 
die Frage, ob die von der Bekl. geltend gemachte Schadens⸗ 
erſatzforderung gegen den Klr. begründet iſt. 

Zur Begründung ihrer Gegenforderung hat die Bell. 
zu beweiſen: 1. daß durch die Auslieferung des Gutes an 
den Empfänger ohne Einziehung der Nachnahme die Eifen- 
bahn nach dem feſtzuſtellenden Sachverhalt und den maßgeben⸗ 
den Beſtimmungen verpflichtet wurde, dem Abſender den 
hiedurch ihm erwachſenden Schaden zu erſetzen, 2. daß ihr 
durch jenes Verhalten der Bahn ein Schaden in Höhe der 
Klagforderung erwachſen iſt. Der Senat hat zwar eine Er⸗ 
ſatzpflicht des Kls. im Sinn der Ziff. 1 für dargetan, dage⸗ 
gen eine Schädigung der Bekl. im Sinn der Ziff. 2 nicht 
für erwieſen erachtet. 

1. Zu Ziff. 1. In tatſächlicher Hinſicht iſt in Ueber⸗ 
einſtimmung mit der ZK. von dem Senat auf Grund der 
vorliegenden amtlichen Urkunden und dienſtlichen Berichte 
folgender Sachverhalt für erwieſen erachtet worden: Die 
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Verſandſtation B. hat die nachträgliche Nachnahmeauflage 
der Bekl. vom 4. Juli noch am gleichen Tag mittelſt Dienſt⸗ 
telegramms an die Bayr. Güterſtation Paſſau mitgeteilt, 
wo die Güterſendung gemäß 8 22 Ziff. 5 u. 6 des Teils II 
der Allgemeinen Abfertigungsvorſchriften des deutſchen Eiſen⸗ 
bahnverkehrsverbands hat umbehandelt werden müſſen; dort 
iſt das Telegramm, wie der Klr. zugibt, längere Zeit liegen 
geblieben und dann erſt an das öſterr. Bahnbetriebsamt 
Paſſau⸗Koſtraneck übergeben worden, das die Weiſung erſt 
am 7. Juli nachm. 1 Uhr 30 mittels Dienſttelegramms an 
den Stationschef Budapeſt⸗Dunaparti weitergeſandt hat; 
dort iſt das Telegramm am 7. Juli nachm. 3 Uhr 30 ein⸗ 
getroffen. Die ſchriftliche Nachnahmeauflage mit Nachnahme⸗ 
begleitſchein iſt von der Verſandſtation B. erſt am 11. Juli 
abgeſandt worden und in Budapeſt erſt am 14. Juli ein⸗ 
getroffen. Die Sendung ſelbſt, die am 26. Juni in B. ab⸗ 
gegangen iſt, iſt ſchon am 6. Juli in Budapeſt eingetroffen 
und am 7. Juli vorm. zwiſchen 10 und 11 Uhr, wie bereits 
angeführt wurde, ohne Einzug der Nachnahme der Empfän⸗ 
gerin ausgefolgt worden. 

Auf Grund dieſes Sachverhalts war feſtzuſtellen, daß 
die Ausfolge des Guts ohne gleichzeitigen Einzug der Nach⸗ 
nahme auf eine grobe Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn und ihrer 
Leute zurückzuführen iſt: hätte die Empfangsſtation vor Ab⸗ 
lieferung der Sendung von der nachträglichen Nachnahme⸗ 
auflage durch eine Mitteilung der Verſandſtation Kenntnis 
erhalten, ſo hätte ſie das Gut und den Frachtbrief nur Zug 
um Zug gegen Entrichtung der — vorher im Frachtbrief zu 
vermerkenden — Nachnahme abgeben müſſen und dürfen!), 
und wie in Ermangelung entgegenſtehender Anhaltspunkte 
anzunehmen iſt, abgegeben. Der Umſtand, daß die Mittei⸗ 
lung der Verſandſtation zur Zeit der Ablieferung der Sen: 
dung der Empfangsſtation noch nicht zugegangen war, iſt 
aber eben durch grobe Fahrläſſigkeit der am Transport be⸗ 


1) Vgl. hiezu insbeſ. Zuſatzbeſtimmung 5 zu Art. 15 des J. Uebk. 
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teiligten Bahnen und ihrer Leute verſchuldet worden. Als 
eine grobe Fahrläſſigkeit muß es — insbeſondere angeſichts 
der Zuſatzbeſtimmung Ziff. 5 Abſ. 2 zu Art. 15 J. Uebk. 
und des 8 42 Ziff. 5 und des § 34 Ziff. 7a der gemein⸗ 
ſamen Abfertigungsvorſchriften des VDE. — bezeichnet wer: 
den, daß die ſchriftliche Anweiſung von der Verſandſtation 
erſt am 11. Juli abgeſandt worden iſt, und bei pflichtge⸗ 
mäßer ſofortiger Abſendung in eingeſchriebenem Brief und 
ordnungsmäßigem Verhalten der Zwiſchenglieder hätte auch 
ſie noch vor Ablieferung der Sendung bei der Empfangs⸗ 
ſtation ankommen müſſen. Eine grobe Fahrläſſigkeit iſt 
weiter darin zu finden, daß das Dienſttelegramm der Ver⸗ 
ſandſtation B., das rechtzeitig am 4. Juli abgeſandt wurde, 
auf der Umbehandlungsſtation ſo verzögerlich behandelt wor⸗ 
den iſt, daß es drei Tage lang unterwegs war und erſt am 
7. Juli nachm. auf der Empfangsſtation eingetroffen iſt. 
Die vom Kl. geltend gemachte und unter Beweis verſtellte 
Tatſache, daß zur fraglichen Zeit auf der Umbehandlungs— 
ſtation Paſſau der die Umbehandlung beſorgende Bahnbe⸗ 
amte nur vorübergehend im Tranſitverkehr verwendet und 
beſonders ſtarker Geſchäftsanfall zu bewältigen war, ſchließt 
bei ſo langer Verzögerung in der Weitergabe eines natur⸗ 
gemäß dringlichen Telegramms die Annahme einer groben 
Fahrläſſigkeit nicht aus. Uebrigens iſt auch nicht abzuſehen, 
weshalb nicht wenigſtens die telegraphiſche Weiſung, deren 
Koſten von dem Abſender zu zahlen waren und bezahlt wor⸗ 
den ſind, von der Verſandſtation direkt an die Beſtimmungs⸗ 
ſtation überſandt worden iſt. Die nur die Güterſendung ſelbſt 
betreffenden Vorſchriften des § 22 Ziff. 5 und 6 der Allgem. 
Abfertigungsbeſtimmungen wären dem nicht entgegengeſtan⸗ 
den und bei der in der Natur der Sache liegenden Dring⸗ 
lichkeit der Mitteilung müßte die Unterlaſſung einer direkten 
Uebermittlung ebenfalls als eine Verletzung der Sorgfalts- 
pflicht erachtet werden, wenn etwa nur durch ſie eine recht⸗ 
zeitige Ankunft der Weiſung am Beſtimmungsort hätte ge: 
währleiſtet werden können. Eine telegraphiſche Benachrich⸗ 
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tigung der Beſtimmungsſtation durch die Abſenderin ſelbſt 
kam nicht in Frage, weil nach Zuſ. 4 zu Art. 15 J. Uebk. 
und nach § 42 Ziff. 7 Uebk. z. VBR. Verfügungen des Ab⸗ 
ſenders nur beachtet werden dürfen, wenn fie durch Ver⸗ 
mittlung der Verſandſtation gegeben wurden. 

Nach dem geſchilderten Sachverhalt war weiter auch 
die Frage zu bejahen, ob die Eiſenbahn für einen Schaden 
haftet, der der Bekl. durch die Ablieferung des Guts ohne 
Einziehung der Nachnahme erwachſen iſt. Zwar findet, wie 
ſchon oben ausgeführt wurde, die Beſtimmung des Art. 13 
Abſ. 4 J. Uebk. hier keine Anwendung, weil ſie nur die Fälle 
betrifft, in denen durch Aufnahme der Nachnahmeauflage in 
den Frachtbrief eine Verpflichtung des Empfängers zur Zah— 
lung der Nach nahmeauflage begründet iſt. Die Haftung der 
Eiſenbahn ergibt ſich aber für den vorliegenden Fall aus 
Art. 41 des J. Uebk., der beſtimmt, daß Vergütung für den 
vollen Schaden in allen Fällen gefordert werden kann, wenn 
derſelbe infolge der Argliſt oder der groben Fahrläſſigkeit 
der Eiſenbahn entſtanden iſt. Die Annahme des kläg. 
Vertreters, durch dieſe Beſtimmung habe nur der Umfang 
der Schadens haftung bei der in den vorangehenden Artikeln 
31—40 feſtgeſetzten Erſatzpflicht der Eiſenbahn für die Fälle 
ſchweren Verſchuldens erweitert, nicht aber eine Erſatzpflicht 
auch für andere, im J. Uebk. nicht beſonders geregelte Scha- 
densfälle feſtgeſetzt werden wollen, kann nicht für zutreffend 
erachtet werden. Sie ſteht im Widerſpruch mit dem Wort— 
laut der fraglichen Beſtimmung, die ſowohl durch die Auf— 
nahme in einem beſonderen Paragraphen als durch die Bei— 
fügung der Worte „für alle Fälle“ von den angeblich ihr 
zugrundeliegenden Beſtimmungen im 3. Abſatz der 88 430 
und 457 des HGB. abweicht. Nach dem klaren und un— 
zweideutigen Wortlaut kann der fraglichen Beſtimmung nur 
die — auch mit den allgemein gültigen Rechtsgrundſätzen 
im Einklang ſtehende — Auslegung gegeben werden, daß 
fie in allen Fällen zur Anwendung zu bringen iſt, in wel— 
chen überhaupt aus dem internationalen Eiſen⸗ 
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bahntransport durch Argliſt oder grobe Fahrläſſigkeit 
der Eiſenbahn ein Schaden entſtanden iſt!). Ein folcher 
Schaden ſteht aber nach dem bisher Ausgeführten hier in 
Frage. Zwar handelt es ſich bei der nachträglichen Nach⸗ 
nahmeauflage um einen Nebenvertrag, der an und für ſich 
nicht den Transport als ſolchen, ſondern die Ausführung 
eines Auftrags in Verbindung mit dem Transport zum Ge⸗ 
genſtand hat, um ein — nach Art. 13 Abſ. 2 des J. Uebk. 
entgeltliches — Inkaſſomandat. Allein auch die nachträg⸗ 
liche Nachnahmeauflage wird, wie ſchon oben hervorgehoben 
wurde, durch deren Zulaſſung unter Einhaltung der hiefür 
gegebenen Vorſchriften zum Beſtandteil des Frachtvertrages, 
ebenſo wie die Nachnahmeauflage bei Aufgabe des Gutes, 
deren vorgeſchriebene Aufnahme in den Frachtbrief die Nach⸗ 
nahmeforderung zu einer der durch den Frachtvertrag be— 
gründeten Forderungen macht, die bei der Ablieferung des 
Gutes bei Vermeidung der Schadenshaftung von der Eiſen⸗ 
bahn einzuziehen ſind. 

Nicht begründet erſcheint auch die Annahme des Kl., 
für den vorliegenden Fall einer nachträglichen Nachnahme⸗ 
auflage ſei jede Haftung der Eiſenbahn für ein Verſchulden 
in Ausführung des Auftrags, auch ſolche für grobe Fahr: 
läſſigkeit, ausgeſchloſſen durch die Sonderbeſtimmung in 
Zuſ. 1 zu Art. 15 des J. Uebk., die lautet: „Anweiſungen 
des Abſenders wegen nachträglicher Auflage — von Nach⸗ 
nahmen nach Eingang — werden und zwar ohne Verant⸗— 
wortung für ihre Durchführung zugelaſſen.“ Wenn auch 
angeſichts dieſes Wortlauts Zweifel darüber begründet er: 
ſcheinen, ob die Auslegung der ZK. richtig iſt, nach der durch 
jene Beſtimmung nur die Haftung für die Durchführbarkeit, 
für den Erfolg, wie fie für den Fall urſprünglicher Nach: 
nahmeauflage in Art. 13 Abſ. 4 des J. Uebk. feſtgeſetzt iſt, 
ausgeſchloſſen werden ſollte, nicht dagegen auch das Ein: 
ſtehen für ſorgfältige Ausführung des Auftrages, ſo fehlt 
9) Vgl. Eger, J. Uebk. S. 552 Z. 4; vgl. anch die Erl. Egers 
zu dem gleichlautenden $ 95 der EVO. (3. Aufl.) S. 531 Erl. 502. 
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doch jeder Anhaltspunkt und jeder innere Grund für die 
Annahme, daß durch die fragliche Sonderbeſtimmung auch 
die Haftung der Eiſenbahn für grobes Verſchulden in Aus⸗ 
führung des übernommenen Auftrags ausgeſchloſſen, eine Aus⸗ 
nahme von der ausdrücklich auf „alle Fülle“ für anwendbar 
erklärten Regel des Art. 41 feſtgeſetzt werden ſollte. Dies 
kann um ſo weniger angenommen werden, als die Annahme 
ſolcher nachträglichen Nachnahmeauflagen nach Abſ. 1 Satz 2 
des Art. 15 J. Uebk. (auf den ſich Abſ. 5 nicht bezieht) ), 
ganz dem freien Ermeſſen der Eiſenbahn anheimgegeben iſt, 
ſo daß auch nicht von einem beſonders großen Riſiko der 
Eiſenbahn bei derartigen nachträglichen Nachnahmeauflagen, 
das eine ſo außergewöhnliche Einſchränkung der allgemeinen 
Haftungspflicht rechtfertigen könnte, die Rede ſein kann. 

2. Zu Ziff. 2. Die zweite Frage, ob der Bekl. durch 
die Ablieferung des Guts an den Empfänger ohne Einzie⸗ 
hung der Nachnahme überhaupt ein Schaden erwachſen iſt, 
hat der Senat im Gegenſatz zum Urteil I. Inſtanz verneint. 

Außer Streit iſt, daß der Bekl. eine Kaufpreis⸗ oder 
Werklohnforderung in Höhe des Nachnahmebetrags gegen 
die Firma K. u. Sch. zuſtand. Dieſe Forderung wäre er: 
loſchen, wenn die Nachnahme bei Ablieferung des Gutes von 
der Eiſenbahn eingezogen worden wäre, und der Einzug der 
Nachnahme wäre, wie angeſichts der einſchlägigen geſetzlichen 
Beſtimmungen — Art. 16, 17 und 20 J. Uebk. — und an⸗ 
geſichts der nicht beſtrittenen Tatſache, daß die Empfängerin 
bereits Abſchlagszahlungen auf das Gut geleiſtet hatte, in 
Ermangelung entgegenſtehender Anhaltspunkte anzunehmen 
iſt, erfolgt, wenn die nachträgliche Nachnahmeauflage ohne 
die feſtgeſtellte, grob fahrläſſige Verzögerung der Empfangs⸗ 
ſtation übermittelt und ſo rechtzeitig vor Ablieferung des 
Gutes auch für die Empfangsſtation und auch dem Empfän⸗ 
ger gegenüber zum Beſtandteil des Frachtvertrags gemacht, 
zu einer der nach Art. 16 Abſ. 2 und Art. 20 durch den 


1) Vgl. auch Zuſ. 7 des D. Oe. EGT. zu Art. 15 des J. Uebk. 
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Frachtvertrag begründeten, Zug um Zug gegen Uebergabe 
des Frachtbriefes und Aushändigung des Gutes zu erfüllen⸗ 
den Verpflichtungen des Empfängers erhoben worden wäre. 
Die Bekl. hätte alſo zwar bei ordnungsmäßiger Ausführung 
ihres Auftrages durch die Eiſenbahn entweder das Gut be⸗ 
halten, deſſen Wert nach ihrer unwiderſprochen gebliebenen 
Angabe den Betrag der Nachnahme überſtiegen hat, oder ſie 
hätte eine vollwertige Forderung gegen die Eiſenbahn auf 
ſofortige Auszahlung des Nachnahmebetrags erworben; ſie 
hätte aber gleichzeitig eine Forderung im gleichen Nennwert 
an die Empfängerin verloren, die ihr eben infolge der Ver⸗ 
zögerung der Auftragsübermittlung erhalten blieb. Hiernach 
war der Berufsbegründung darin beizutreten, daß durch das 
feſtgeſtellte ſchuldhafte Verhalten der Eiſenbahn der Bekl. 
ein Schaden nur dann und nur inſoweit entſtanden iſt, als 
der Wert ihrer erhaltengebliebenen Forderung gegen die 
Empfängerin geringer war, als ihre Forderung auf Aus⸗ 
zahlung der Nachnahme an die Eiſenbahn. Die Beweislaſt 
für dieſen Minderwert, der allein die Annahme eines Scha⸗ 
dens begründen würde, trifft die Bekl., die den Schaden⸗ 
erſatzanſpruch geltend macht. Die Bekl. hat nun aber nur 
die Behauptung unter Beweis verſtellt, die heutige Zahlungs⸗ 
fähigkeit der Firma K. u. Sch. ſei zum mindeſten ſo zweifel⸗ 
haft, daß es nicht ratſam erſcheine, gegen ſie mit Klage vor⸗ 
zugehen. Dieſe Behauptung iſt nicht ſchlüſſig, fie reicht ins⸗ 
beſondere nicht aus, um den der Bekl. obliegenden Nachweis 
zu erbringen, daß die Firma zur Zeit der Zahlung vom 
8. November 1911 und zu der Zeit zahlungsunfähig war, 
als ſie, die Bekl., über den Sachverhalt aufgeklärt wurde, 
als ſie erfuhr, daß die Firma K. u. Sch. in Wahrheit die 
Nachnahme nicht eingelöſt hatte, daß ihre, der Bekl., For⸗ 
derung gegen die genannte Firma fortbeſtand und daß die 
Eiſenbahn den ihr ausbezahlten Betrag in Wahrheit nicht 
ſchuldig war und deſſen Rückerſtattung von ihr verlangen 
könne und verlange. Sache der Bekl. wäre es geweſen, im 
angegebenen Zeitpunkt ſofort die nötigen Schritte zu tun, 
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um Zahlung für ihre Forderung an die Firma K. u. Sch. 
zu erlangen, und die Bekl. hätte, um den Nachweis eines 
mit dem Verſchulden der Eiſenbahn urſächlichen Schadens 
zu führen, zu beweiſen gehabt, daß dieſer Verſuch keinen 
Erfolg gehabt hätte. Einen ſchlüſſigen Beweis in dieſer 
Richtung hat ſie nicht angetreten und ſie kann auch den Be⸗ 
weis einer Schädigung im angegebenen Sinn nicht erbringen, 
weil ſie ſich durch Aufrechnung mit der in dem Vergleich 
vom 13. Juni 1912 unbedingt ohne Rückſicht auf den Aus⸗ 
gang des gegenwärtigen Prozeſſes anerkannten Gegenforde⸗ 
rung der Firma K. u. Sch. im Betrag von 6000 Mk., wo⸗ 
von ſie 2000 Mk. bar ausbezahlt hat, unter allen Umſtänden 
volle Befriedigung verſchaffen konnte, mag der Rechtsgrund 
dieſer anerkannten Gegenforderung geweſen ſein, welcher er 
wollte. Uebrigens iſt hier gegenüber der Behauptung der 
Bekl., die anerkannten 6000 Mk. ſeien ihre Gegenleiſtung 
für den von ihr gewünſchten Rücktritt der Firma K. u. Sch. 
von den Lieferungsverträgen geweſen, darauf hinzuweiſen, 
daß nach dem im Tatbeſtand I. Inſt. wiedergegebenen In⸗ 
halt der Akten des Vorprozeſſes die Bekl. von der Firma 
K. u. Sch. einen Kundenwechſel über 6300 Kr. erhalten 
hatte, offenbar als Abſchlagszahlung auf deren Verpflich⸗ 
tungen aus den Lieferungsverträgen, den die Firma K. u. Sch. 
mit Rückſicht auf die Rückgängigmachung dieſer Verträge 
von der Bekl. zurückforderte und zurückzufordern hatte. Wenn 
nun die Bekl. ſich durch Vereinbarungen mit ihrer Schuld⸗ 
nerin außer Stand geſetzt hat, ihre Kaufpreis: oder Werk⸗ 
lohnforderung von 4340 Mk. einzuziehen, ſo iſt dies ein 
Schaden, der mit dem feſtgeſtellten Verſchulden der Eiſen⸗ 
bahn in keinem urſächlichen Zuſammenhang ſteht und für 
den die Eiſenbahn nicht haftbar gemacht werden kann. Jeden⸗ 
falls hat die Bekl. die fragliche Kaufpreis⸗ oder Werklohn⸗ 
forderung an die Firma K. u. Sch. dadurch verwertet, daß 
ſie gegen die von dieſer Firma in jenem Vergleich über⸗ 
nommenen Leiſtungen auf alle ihre weiteren Anſprüche gegen 
die Firma K. u. Sch., darunter auch die fragliche Kaufpreis⸗ 
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und Werklohnforderung verzichtete. Hienach kann vom Nach⸗ 
weis einer Schädigung der Bekl. infolge der Nichteinziehung 
der Nachnahme nicht die Rede ſein. Umgekehrt wäre, wenn 
die Bekl. den ihr von der Bahnverwaltung ausbezahlten 
Betrag behalten dürfte, die Bekl. oder — bei Durchführung 
des. Vergleichs — die Firma K. u. Sch. auf Koſten der 
Eiſenbahn ohne materiellen Rechtsgrund dauernd bereichert. 

IV. Nach dem Ausgeführten iſt die Klagforderung be— 
gründet, die Gegenforderung der Bekl. nicht begründet und 
war unter Abänderung des angefochtenen Urteils die Bekl. 
nach dem in I. Inſt. geſtellten, in II. Inſt. wiederholten Klag⸗ 
antrag zu verurteilen. 

Urt. des II. Zivilſenats vom 10. April 1913 i. S. Fis⸗ 

kus g. K. Nr. 61. 

Die Reviſion gegen dieſes Urteil iſt zurückgewieſen 
worden. 


2. 
Internationales Eherecht (OGeſterreich). 


Am 22. September 1904 haben die Parteien vor dem 
Standesamt St. miteinander die Ehe geſchloſſen. Beide ſind 
katholiſcher Konfeſſion und öſterr. Staatsangehörige, der 
Bekl. von Geburt, die Kl., von Geburt eine Deutſche, durch 
die Heirat. Sie haben ihren ehelichen Wohnſitz in St. ge⸗ 
nommen. Der Bekl. war hier zunächſt als Zuſchneider in 
einem Herrenkleidergeſchäft in Stellung, vom 1. April 1907 
ab hat er ein eigenes Schneidergeſchäft betrieben. Bis zum 
1. April 1911 haben die Parteien zuſammen gewohnt; an 
dieſem Tag hat der Bekl. eine neue Wohnung bezogen, wäh⸗ 
rend die Kl. in ihre elterliche Wohnung zurückgekehrt iſt. 
Seither leben die Parteien getrennt. 

Im Juli 1911 hat die Kl. beim Landgericht St. Klage, 
in erſter Linie auf Scheidung, in zweiter Linie auf Her: 
ſtellung des ehelichen Lebens erhoben. Der Bekl. iſt dem 
Klagantrag entgegengetreten und hat Widerklage auf Schei⸗ 
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dung, eventuell auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 
erhoben. Das LG. hat der Herſtellungsklage der Kl. ſtatt⸗ 
gegeben, ihre Scheidungsklage und die Widerklage zu beiden 
Anträgen abgewieſen. Gegen dieſes Urteil hat Bekl. inſo⸗ 
weit Berufung eingelegt als er zur Klage verurteilt, und als 
ſeine Scheidungsklage abgewieſen iſt. — Nach Hinweis dar⸗ 
auf, daß die Anwendung öſterr. Rechts in Frage komme, 
hat er für den Fall, daß nach dieſem Recht auf Scheidung 
nicht erkannt werden könne, beantragt auf Trennung von 
Tiſch und Bett zwiſchen den Parteien zu erkennen. — Die 
Berufung iſt zurückgewieſen worden. 

Gründe. 

Nachdem die Berufung nur beſchränkt eingelegt und 
Anſchlußberufung nicht erhoben iſt, iſt nur über die Berech⸗ 
tigung der Herſtellungsklage der Klägerin und über die Wider— 
klage des Bekl. auf Scheidung und eventuell auf Trennung 
von Tiſch und Bett zu entſcheiden. 

Beide Parteien ſind Ausländer; die Kl. hat, wie die 
Parteien mit Recht annehmen, durch die Heirat die öſterr. 
Staatsangehörigkeit erworben !). Bezüglich der auf Schei⸗ 
dung gerichteten Widerklage fragt es ſich deshalb in erſter 
Linie, ob für ſie die Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte 
gegeben iſt. Denn für den Fall, daß beide Ehegatten Aus— 
länder find, iſt in $ 606 Abi. 4 ZPO. beſtimmt, daß die 
Scheidungsklage im Inlande nur dann erhoben werden 
kann, wenn das inländiſche Gericht nach den Geſetzen des 
Staates zuſtändig iſt, dem der Ehemann angehört, und dies 
gilt auch für die Widerklage?). Es kommt alſo darauf an, 
ob nach öſterr. Recht für die Scheidungsklage eine ausſchließ⸗ 
liche Zuſtändigkeit in Oeſterreich begründet iſt. Dies iſt 
nicht der Falls). Die deutſchen Gerichte find demnach zu- 
ſtändig. 

1) Hahn, Eberecht der europäiſchen Staaten S. 67, öſterr. Hof⸗ 
kanzleidekret vom 23. Februar 1833. 


2) Gaupp⸗Stein, ZPO. § 606 Anm. VI. 
8) Gaupp⸗-Stein, ZPO. $ 606 II? Bem. 1, OLG. Jena in 
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In zweiter Linie fragt ſich, welches Recht zur Anwen⸗ 
dung zu bringen iſt. Die Frage iſt für die Scheidungs⸗ 
widerklage geſondert von der Herſtellungsklage zu unterſuchen. 
Art. 17 EGBGB. beſtimmt, daß für die Scheidung der 
Ehe die Geſetze des Staates maßgebend ſeien, dem der Ehe⸗ 
mann zur Zeit der Klageerhebung angehört. Dies iſt Oeſter⸗ 
reich. Es kommt aber nun nach Art. 27 EGBGB. in 
Frage, ob nach öſterr. Recht nicht Rückverweiſung auf deut⸗ 
ſches Recht ſtattfindet. Dieſe Rückverweiſung iſt durch das 
Haager Abkommen vom 12. Juni 1912 zur Regelung des 
Geltungsbereichs der Geſetze und der Gerichtsbarkeit auf 
dem Gebiete der Eheſcheidung und der Trennung von Tiſch 
und Bett (RGBl. 1904 S. 231), das in Deutſchland am 
1. Juni 1904 ratifiziert worden iſt, für die Vertragsſtaaten 
ſtillſchweigend außer Kraft geſetzt worden!). Zu den Ver⸗ 
tragsſtaaten gehört auch Oeſterreich. Allein dort iſt das 
Abkommen bis jetzt nicht ratifiziert). Deshalb iſt ihm 
gegenüber auch in Deutſchland das Abkommen nicht zur An⸗ 
wendung zu bringen; aus der Vertragsnatur des Abkom⸗ 
mens, das auf eine gegenſeitige Regelung unter den Ver⸗ 
tragsſtaaten gerichtet iſt, ergibt ſich, daß die Ratifikation 
in einem der Vertragsſtaaten im Zweifel dahin zu verſtehen 
iſt, daß er ſich nur den gleichfalls ratifizierenden Staaten 
gegenüber an das Abkommen binden will!). Es iſt daher 
zu unterſuchen, ob das öſterr. Recht für die Scheidung auf 
deutſches Recht zurückverweiſt. Bei Hahn, Eherecht S. 86 
iſt geſagt, für die Scheidung ſeien in Oeſterreich nur die 
Geſetze des Prozeßgerichts maßgebend. Dies iſt dahin ver⸗ 
ſtanden worden, daß danach deutſches Recht als das Recht 


Böhms Zeitſchrift 1901 S. 66, auch OLG. Dresden in Sächſ. An⸗ 
nalen 34 S. 1434. 

) Vgl. Staudinger, BGB. VI Art. 17 VI i. f. 

2) Hahn, Eherecht S. 976 und Staudinger BGB. VI Art. 17 
VI i. p. 

2) Vgl. Planck, BGB. EG. Art. 305 und OLG. Stuttgart in 
Böhms Zeitſchrift 16 S. 286. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVI. 1. 2 
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des Prozeßgerichts anzuwenden ſei !). Allein von Hahn 
will offenbar nur geſagt werden, daß die öſterr. Gerichte 
ausſchließlich öſterr. Recht anzuwenden haben, nicht aber, 
daß auf im Inland lebende Oeſterreicher für Scheidungen 
das Recht des Prozeßgerichts anzuwenden ſei. Nach 8 4 
des öſterr. allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuchs iſt vielmehr 
anzunehmen, daß das öſterr. Recht die Staatsangehörigkeit 
maßgebend fein läßt, daß alſo keine Rückverweiſung ftatt- 
findet?). Mithin find die öſterr. Geſetze anzupbenden. Das 
nach gibt es bei Katholiken keine Scheidung, in Oeſterreich 
Trennung der Ehe genannt?). Die auf Scheidung gerich— 
tete Widerklage erſcheint daher als unbegründet, ohne daß 
auf die einzelnen Scheidungsgründe einzugehen iſt. 

Dagegen kennt das öſterr. Recht auch bei Katholiken 
eine Trennung (in Oeſterreich Scheidung genannt) von Tiſch 
und Bett). Allein „deutſche Gerichte dürfen auch dann 
nicht auf beſtändige Trennung von Tiſch und Bett erkennen, 
wenn nach deutſchem Recht die Scheidung der Ehe gerecht— 
fertigt, nach dem Recht des Staates aber, dem der Ehemann 
zur Zeit der Erhebung der Klage angehört, nur beſtändige 
Trennung von Tiſch und Bett zuläſſig fein würde“ ). Auch 
der eventuelle Antrag der Widerklage iſt daher unbegründet. 

Was die Herſtellungsklage der Kl. betrifft, ſo gilt für 
fie hinſichtlich der Zuſtändigkeit die Beſtimmung in § 606 
Abſ. 4 ZPO. nicht; die Zuſtändigkeit iſt auf Grund des 
§ 606 Abſ. 1 BGB. gegeben. Für die Herſtellungsklage iſt 
zunächſt zur Frage nach dem anzuwendenden Recht zu ſagen: 
Bei dieſer Klage handelt es ſich um Rechte und Pflichten 

) Z. B. OLG. Hamburg in Böhms Zeitſchrift 18 S. 115 und 
Lewis daſ. 20 S. 86. 

2) RG. 48, 145; 47, 137; 55, 345, auch oberſtes Landesgericht Wien 
in Böhms Zeitſchriſt 21 S. 543. 

3) a. b. GB. 8 111, Hahn, Eherecht S. 72, auch Verbalnote der 
K. u. K. Oeſterreich⸗Ungariſchen Botſchaft vom 26. März 1912, mitge⸗ 
teilt durch Juſt Min. Erlaß vom 18. April 1912 C. 35/1912. 

) a. b. GB. § 103 ff. 

5) Plenarentſcheidung des RG. vom 12. Oktober 1903 RG. 55, 345. 
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der Ehegatten in ihren perſönlichen Beziehungen. An dem 
Haager Abkommen vom 17. Juli 1905 betr. den Geltungs⸗ 
bereich der Geſetze in Anſehung der Wirkungen der Ehe auf 
die Rechte und Pflichten der Ehegatten in ihren perſönlichen 
Beziehungen und auf das Vermögen der Ehegatten, das in 
Deutſchland am 24. Juli 1912 ratifiziert worden iſt, hat 
Oeſterreich nicht teilgenommen. Die in Art. 1 dieſes Ab⸗ 
kommens enthaltene Beſtimmung, daß das Heimatsrecht der 
Gatten gelte, findet deshalb hier keine Anwendung. Art. 14 
EGBGB. enthält nur für die perſönlichen Rechtsbeziehungen 
deutſcher Ehegatten die Beſtimmung, daß ſtets deutſches 
Recht anzuwenden ſei. Für Ausländer iſt keine Beſtimmung 
getroffen. Es iſt aber nach den in Deutſchland geltenden 
Grundſätzen anzunehmen, daß auch für dieſe Angelegenheiten 
das Recht der Staatsangehörigkeit maßgebend fein ſoll !). 
Ob auch in dieſen Fällen die Rückverweiſung des Art. 27 
EGBGB. in Frage kommt?), kann dahingeſtellt bleiben. 
Denn es iſt nicht dargetan, daß das öſterr. Recht in dieſen 
Fragen auf deutſches Recht zurückverweiſen würde. Im 
Gegenteil iſt auf Grund des § 4 a. b. GB. anzunehmen, daß 
auch das öſterr. Recht dafür die Staatsangehörigkeit maß⸗ 
gebend ſein läßt. Es iſt alſo auch für die Herſtellungsklage 
öſterr. Recht anzuwenden. Die entſprechenden Beſtimmungen 
find in 88 90—92 des a. b. GB. enthalten. Danach haben 
beide Teile eine gleiche Verbindlichkeit zur ehelichen Pflicht, 
Treue und anſtändigen Begegnung ($ 90). Der Mann tft 
das Haupt der Familie. In dieſer Eigenſchaft ſteht ihm 
vorzüglich das Recht zu, das Hausweſen zu leiten; es liegt 
ihm aber auch die Verbindlichkeit ob, der Ehegattin nach 
ſeinem Vermögen den anſtändigen Unterhalt zu verſchaffen 
und fie in allen Vorfällen zu vertreten ($ 91). Die Gattin, 
die Namen und Stand des Mannes bekommt, iſt verbunden, 
1) Niemeyer, Internat. Priv. Recht S. 142, Planck, EGBGB. 
Art. 14 J, Staudinger, BGB. VI CG. Art. 14 III I. 

| 2) Wie Niemeyer S. 86 $ 6 letzter Abſ. annimmt, Staus 
dinger, EG. Art. 14 III 3 und Art. 27 III 1 dagegen verneint. 

2* 
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dem Mann in ſeine Wohnung zu folgen, in der Haushal⸗ 
tung und Erwerbung nach Kräften beizuſtehen und, ſoweit 
es die häusliche Ordnung erfordert, die von ihm getroffenen 
Maßregeln ſowohl ſelbſt zu befolgen als befolgen zu machen 
(S 92). Ein Korrelat des Rechts des Mannes zu fordern, 
daß ihm die Frau in ſein Haus folge, iſt ſeine Pflicht die 
Frau bei ſich aufzunehmen. Dieſes Recht der Frau iſt im 
Klageweg verfolgbar). In einer Entſcheidung des k. k. 
oberſten Gerichtshofs in Wien vom 21. Dezember 1904) 
wird hiezu ausgeführt: „Der Pflicht des Gatten, die Frau 
in ſeinen Haushalt aufzunehmen und ihr den anſtändigen 
Unterhalt zu gewähren, ſteht die Verpflichtung der Gattin 
gegenüber, ihm in ſeinen Wohnſitz zu folgen, in der Haus⸗ 
haltung und Erwerbung nach Kräften beizuſtehen und die 
von ihm getroffenen Maßregeln zu befolgen (§ 92 a. b. GB.). 
Es iſt unter Beweis geſtellt, daß die Kl. ſelbſt es war, die 
vor Jahresfriſt den Haushalt eigenmächtig verlaſſen, wäh⸗ 
rend der gemeinſchaftlichen Haushaltsführung die Pflichten 
einer Hausfrau und Mutter auf das gröblichſte vernach⸗ 
läſſigt und nicht nur die wirtſchaftliche Grundlage der 
Familie, ſondern insbeſondere auch die Erziehung der Kinder 
gefährdet habe. Mit Unrecht wurde die Beweisaufnahme 
über die einſchlägigen Tatſachen abgelehnt. Würde die 
Wiederaufnahme der Gattin die ſittlichen und wirtſchaft⸗ 
lichen Zwecke der Ehe gefährden, ſo kann ſie nicht im Sinne 
des Geſetzes liegen, weil das Geſetz die Erfüllung und nicht 
die Vereitlung ſeiner Zwecke im Auge hat. Daß eine ge⸗ 
richtliche Scheidung nicht ausgeſprochen iſt, hebt den aus 
85 91 und 92 erſichtlichen Zuſammenhang von Rechten und 
„Pflichten der Gattin nicht auf. Das in 8 93 a. b. GB. 
enthaltene Verbot der eigenmächtigen Aufhebung der ehe⸗ 
lichen Gemeinſchaft kann dem Gatten ſicherlich nicht ent⸗ 


) Krasnopolski, Lehrbuch des öſterr. Privatrechts Bd. IV 
Familienrecht S. 85 86. 

2) Sammlung von zivilrechtlichen Entſcheidungen dieſes Gerichtshofs 
von Glaſer und Unger Bd. 41 neue Folge Bd. 7 Nr. 2871. 
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gegen gehalten werden, wenn es richtig iſt, daß nicht er, 
ſondern die Kl. dieſe Gemeinſchaft eigenmächtig aufgehoben 
hat. Will die Kl. die Wiederanfnahme der faktiſch aufge⸗ 
hobenen ehelichen Gemeinſchaft durchſetzen, ſo hat ſie nach⸗ 
zuweiſen, daß ſie ohne ihr Verſchulden davon ausgeſchloſſen 
wird und ihre Gegenverpflichtung zu erfüllen fähig und be⸗ 
reit iſt.“ Ob hier über die Beweislaſt richtig entſchieden iſt, 
mag dahingeſtellt bleiben. Wird von den angeführten mate⸗ 
riell rechtlichen Geſichtspunkten aus das Ergebnis der ſtatt⸗ 
gehabten Beweisaufnahme geprüft, ſo ergibt ſich einmal, daß 
die Kl. nicht eigenmächtig die eheliche Gemeinſchaft aufge⸗ 
geben hat, ſondern daß ſie, wenn auch nicht auf ausdrück⸗ 
liches Geheiß des Bekl., ſo doch ſeinem Wunſch gemäß und 
auf ſeine Veranlaſſung hin ihm in die neue Wohnung nicht 
gefolgt iſt. An dieſem Ergebnis würde auch nichts geändert, 
wenn der noch nicht gehörte Zeuge Joſef M. das, wofür er 
benannt iſt, beſtätigen würde. Es liegt auch nicht etwa ein 
beiderſeitiges Uebereinkommen der Ehegatten auf Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft vor, das übrigens nach § 93 vgl. 
mit $ 103 ff. a. b. GB. ohne gerichtliche Geſtattung nnver⸗ 
bindlich wäre und den Bekl. von ſeiner Verpflichtung, die 
Kl. auf ihr Verlangen wieder aufzunehmen, nicht befreien 
würde. Ferner hat ſich ergeben, daß das eheliche Verhältnis 
der Parteien im Laufe der letzten Jahre ſchlecht geworden 
iſt. Allein es hat ſich herausgeſtellt, daß die Schuld hieran 
keineswegs ausſchließlich, oder auch nur vorwiegend die Kl. 
trifft. Die Kl. hat anſcheinend ihren Haushalt nicht immer 
ordnungsmäßig beſorgt, ſie hat dem Bekl. nicht ſtets Folge 
geleiſtet und iſt ab und zu grob und beleidigend gegen ihn 
geworden, ſie hat auch nicht immer genügendes Intereſſe für 
ſein Geſchäft gezeigt und ihn darin nicht ſo unterſtützt, wie 
ſie allem nach dazu imſtande geweſen wäre. Die Beweis⸗ 
aufnahme hat aber auch ergeben, daß der Bekl. die Kl. ver⸗ 
nachläſſigt, ſie durch rückſichtsloſes und liebloſes Verhalten 
gekränkt und insbeſondere nicht immer genügend mit Haus⸗ 
haltungsgeld verſehen hat. Wird dies berückſichtigt, ſo er⸗ 
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ſcheinen die Verfehlungen der Kl. keineswegs ſo ſchwerwie⸗ 
gend, daß ihre Wiederaufnahme in die eheliche Gemeinſchaft 
die ſittlichen und wirtſchaftlichen Zwecke der Ehe gefährden 
würde, ſofern nur der Bekl. ſeinerſeits von rechter ehelicher 
Geſinnung gegen die Kl. erfüllt iſt. Ein Ehebruch der Kl. 
würde den Bekl. nach § 109 a. b. GB. in Oeſterreich be⸗ 
rechtigen, die Scheidung (Trennung) von Tiſch und Bett zu 
verlangen; ob damit, ſolange auf dieſe Trennung von Tiſch 
und Bett von einem öſterr. Gericht nicht erkannt iſt, der 
Bekl. befugt wäre, die Wiederaufnahme der Kl. zu verwei⸗ 
gern, kann dahin geſtellt bleiben. Denn ein Ehebruch 
der Kl. iſt keineswegs erwieſen. (Wird ausgeführt.) Hienach 
iſt der Bekl. mit Recht verurteilt, die häusliche Gemeinſchaft 
mit der Kl. wiederherzuſtellen. 

Urt. des I. Zivilſenats vom 27. Dez. 1912 i. S. V. 

g. V. U. 531/12. 

Die Reviſion gegen dieſes Urteil iſt durch Urteil des 
RG., IV. ZS., vom 19. Juni 1913 IV 96/13 zurückgewieſen 
worden. Aus den Gründen des Reviſionsurteils: 

Daß der Berufungsrichter das von beiden Teilen ge— 
ſtellte Eheſcheidungsverlangen nach öſterr. Recht beurteilt 
hat, entſpricht der Vorſchrift des Art. 17 EG. — Es iſt 
ferner nicht zu beanſtanden, daß auch über das, von der 
Frau hilfsweiſe geſtellte Herſtellungsverlangen nach öſterr. 
Recht entſchieden worden iſt. Wenn auch Art. 14 Abſ. 1 EG. 
die Frage nicht unmittelbar beantwortet und eine Beweis— 
führung aus dem Gegenteil kaum zuläßt, ſo drängen doch 
die bereits in dem Urteil RGZ. 62 400 angeſtellten Er⸗ 
wägungen dazu, die Frage mit dem Berufungsrichter zu be— 
jahen. Eine andere Beurteilung kann auch nicht um des— 
willen platzgreifen, weil im Streitfalle die Kl. von Geburt 
Deutſche iſt. Eine entſprechende Anwendung des Art. 14 
Abſ. 2, vgl. auch Art. 17 Abſ. 3 EG., auf einen Tatbeſtand, 
wonach der Mann niemals Reichsangehöriger geweſen iſt, 
die Frau auch die Reichsangehörigkeit nicht behalten hat, 
ſcheint ausgeſchloſſen. Auch ſonſt iſt der deutſche Geſetz⸗ 
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geber nicht weiter gegangen, als der mit einem Ausländer 
verheirateten Deutſchen unter den beſonderen Umſtänden des 
§ 606 Abſ. 3 ZPO. einen deutſchen Gerichtsſtand zu ſichern. 


3. 


Bas Kecht des Treuhandzeſſtonars an der Forderung 
if kein die Nerünßerung hinderndes Recht i. 5. des 
§ 771 BO. 


Aus den 
Gründen 
eines Berufungsurteils: 

Die Frage iſt, ob der Kl. durch die Abtretung hinſicht⸗ 
lich der Mietzinsanſprüche eine Rechtsſtellung erlangt hat, 
die ihn zum Widerſpruch gegen die Pfändung des Bekl. be⸗ 
rechtigt. Ein ſolches Recht hat der Kl. nur, wenn ihm an 
den Mietzins forderungen ein die Veräußerung hinderndes 
Recht i. S. von 8 771 ZPO. zuſteht. Es kann zugegeben 
werden, daß der Kl. im Verhältnis zu den Mietzinsſchuld⸗ 
nern durch die Abtretung die vollen Gläubigerrechte erwor⸗ 
ben hat. Hier handelt es ſich aber um das Verhältnis zwi⸗ 
ſchen dem Kl. und M. (dem Zedenten) und um die Frage, 
ob im Verhältnis zwiſchen dieſen beiden, das auch gegenüber 
den Pfändungspfandgläubigern des M. maßgebend iſt, die 
abgetretenen Forderungen als in das Vermögen des Kls. 
übergegangen oder als noch zum Vermögen des M. gehörig 
anzuſehen find. Hierüber entſcheidet das der Abtretung zu⸗ 
grunde liegende kauſale Rechtsverhältnis und der daraus 
zu entnehmende Wille der Vertragsteile. Der Fall liegt nun 
nicht ſo, daß der Kl. die Mietzinsforderungen auf eigene 
Rechnung übernommen hätte gegen die Verpflichtung, aus 
ſeinem Vermögen einen Gegenwert an M. zu leiſten oder 
zur Befriedigung von deſſen Gläubigern zu verwenden. Zwi⸗ 
chen dem Kl. und Mr. beſteht vielmehr lediglich ein Geſchäfts⸗ 
beſorgungsverhältnis, vermöge deſſen der Kl. dem M. gegen⸗ 
über verpflichtet iſt, deſſen Vermögen zu verwalten, für eine 
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günſtige Verwertung der Häuſer beſorgt zu ſein und, wie 
Kl. behauptet, die Erträgniſſe und etwaige Verkaufsergeb⸗ 
niſſe in beſtimmter Weiſe zur Befriedigung der Gläubiger 
des M. zu verwenden. Auf Grund dieſes Vertragsverhält⸗ 
niſſes iſt dem Kl. die Vollmacht erteilt und überdies die Ab⸗ 
tretung der Mietzinſen an ihn vorgenommen worden. Ueber 
dieſe Forderungen durfte der Kl. nicht nach ſeinem Gut⸗ 
dünken verfügen, vollends nicht in ſeinem eigenen Intereſſe, 
ſondern er hatte ſie einzuziehen und das eingezogene Geld 
ſei es an M., ſei es an deſſen Gläubiger abzuliefern. Und 
M. war jederzeit in der Lage, den Auftrag zu kündigen und 
dadurch für den Kl. die Verpflichtung zur Rückübertragung 
der Mietzinsforderungen zu begründen. Der Hinweis des 
Kls. darauf, daß derjenige, dem von ſeinem Schuldner ein 
Gegenſtand zur Sicherung übertragen iſt, für befugt erachtet 
wird, denſelben gegenüber andern Gläubigern des Schuld⸗ 
ners als zu ſeinem Vermögen gehörig in Anſpruch zu neh⸗ 
men, geht fehl. Denn die ſog. Sicherungsübertragungen er- 
folgen im Intereſſe des Sicherungempfängers und gewäh⸗ 
ren dieſem im Rahmen des Sicherungszweckes ein freies 
Verfügungsrecht über den übertragenen Gegenſtand. Bei 
dem hier vorliegenden Treuhandverhältnis dagegen iſt der 
Kl. darauf beſchränkt, nach den ihm von M. gegebenen Wei⸗ 
ſungen die Forderungen einzuziehen und das Geld im In⸗ 
tereſſe des Auftraggebers bzw. ſeiner Gläubiger in beſtimm⸗ 
ter Weiſe zu verwenden. Für Rechtsverhältniſſe dieſer Art 
nimmt die Rechtſprechung!) an, daß die übertragenen Gegen⸗ 
ſtände nur formell und juriſtiſch dem Treuhänder gehören, 
materiell und wirtſchaftlich aber im Vermögen des Treu— 
handgebers verblieben ſind, ſo daß er ſie im Konkurs des 
Treuhänders ausſondern und deſſen Gläubiger vom Zugriff 
auf ſie ausſchließen kann, letzteres weil ihm ein die Ver⸗ 
äußerung hinderndes Recht i. S. von $ 771 ZPO. an ihnen 
zuſteht. Die übertragenen Gegenſtände find eben im Ver⸗ 


1) S. z. B. RG. Bd. 45 S. 80 und 79 S. 121. 
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hältnis zum Treuhänder noch als zum Vermögen des Treu⸗ 
handgebers gehörig anzuſehen, wovon die notwendige Folge 
it, daß dem erſteren trotz feiner formal-juriftifchen Rechts⸗ 
ſtellung als Eigentümer oder Gläubiger kein die Veräuße⸗ 
rung hinderndes Recht an ihnen zuzugeſtehen und der Wider⸗ 
ſpruch gegen Zugriffe der Gläubiger des Fiduziars zu ver⸗ 
jagen iſt. Die vom Kl. angezogenen Reichsgerichtsurteile!) 
betreffen anders gelagerte Fälle und nehmen zu der hier zu 
entſcheidenden Frage, ob und unter welchen Vorausſetzungen 
der Treuhänder einer bei ſeinem Auftraggeber vorgenommenen 
Pfändung widerſprechen kann, überhaupt keine Stellung. Ob 
die Entſcheidung anders hätte ausfallen müſſen, wenn dem 
Kl. an den Mietzins forderungen ein freies, vom Willen des 
M. unabhängiges Verfügungsrecht im Intereſſe der Gläu⸗ 
biger des M. eingeräumt worden wäre oder wenn dieſe letz⸗ 
teren, und inſonderheit der Bekl., zu dem Abkommen zwiſchen 
M. und dem Kl. zugezogen worden wären, kann auf ſich 
beruhen, da dies alles nicht zutrifft. 

Nun macht freilich der Kl. geltend, die Abtretung der 
Mitzinſen ſei auch zu ſeiner eigenen Sicherung erfolgt, ſowohl 
wegen der von ihm vorgeſchoſſenen Beträge zur Tilgung der 
Hypothekenzinſen, als auch wegen der ihm für die Vermö⸗ 
gensverwaltung zuſtehenden Vergütung. Dem gegenüber iſt 
zu betonen, daß dem Kl. die ſämtlichen künftigen Mietzins⸗ 
anſprüche des M. ohne zeitliche Beſchränkung abgetreten wor⸗ 
den ſind und daß dies zur Sicherung des Kl. nicht erforder⸗ 
lich geweſen wäre. Der Kl. trägt ſelber vor, daß ihm für 
ſeine Tätigkeit nur eine mäßige Vergütung zugeſtanden wor⸗ 
den ſei. Auch kamen für die Zeit der Abtretung Vorſchuß⸗ 
leiſtungen des Kls. nur vorübergehend und in verhältnis⸗ 
mäßig nicht erheblichen Beträgen in Betracht. Es iſt daher 
nicht erweislich, daß der Vertragswille bei der Abtretung 
auf eine Sicherung des Kls. gerichtet war. Selbſt wenn 
aber dieſer Zweck mit untergelaufen wäre, ſo wäre derſelbe 


) RG. Bd. 39 S. 89 und 55 S. 389. 
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von ſo nebenſächlicher Bedeutung geweſen, daß daraus nicht 
auf die Abſicht einer Sicherungsübertragung im ganzen ge— 
ſchloſſen werden könnte. 

Der Kl. macht weiter geltend, die Zeſſion habe den 
Zweck verfolgt, dem M. die Möglichkeit, ſich vor ſeinem Weg⸗ 
gang nach Amerika durch anderweite Abtretung der Miet: 
zinſen noch Geld zu beſchaffen, zu benehmen und zugleich die 
Anſprüche dem Zugriff einzelner Gläubiger zu entziehen. Das 
erſtere iſt im Hinblick auf die Vorſchrift in $ 1124 Abſ. 2 
BGB. und angeſichts der Tatſache, daß M. wenige Tage 
nach der Abtretung Europa verlaſſen hat, wenig glaubhaft. 
Es iſt aber auch unerheblich, weil daraus nicht gefolgert 
werden kann, daß die Forderungen materiell und im Ber: 
hältnis der Vertragsſchließenden unter einander ins Vermö— 
gen des Kls. haben übergehen ſollen. Der Hauptzweck der 
Abtretung war ohne Zweifel, die Inanſpruchnahme der Miet⸗ 
zinſen durch die Gläubiger des M., insbeſondere die Pfän⸗ 
dung durch die unverſicherten Gläubiger, unmöglich zu ma— 
chen. Dieſer Erfolg hätte aber eben nur erreicht werden 
können, wenn die Anſprüche materiell und im Verhältnis 
der Vertragsſchließenden aus dem exekutionsfähigen Vermö— 
gen des M. ausgeſchieden worden wären, was nach dem Ge— 
ſagten nicht geſchehen iſt. Eine dahin gehende Abſicht der 
Vertragsteile aus dem verfolgten Zweck zu entnehmen, iſt 
um ſo weniger angängig, als Kl. der Anſicht iſt und jeden⸗ 
falls auch bei der Abtretung war, daß dieſer Zweck ſich 
ſchon durch die formal-juriſtiſche Abtretung auf Grund des 
Mandatsverhältniſſes erreichen laſſe. 

Daß die hier und ſchon vom Landgericht vertretene Auf— 
faſſung richtig iſt, zeigt ſich beſonders deutlich jetzt, nachdem 
ſich der Bekl. aus den gepfändeten Mietzinſen Befriedigung 
verſchafft hat. Die Zwangsvollſtreckung iſt damit beendigt 
und die Klage aus §S 771 ZPO. erledigt. Es handelt ſich 
jetzt um die Rückforderung der eingezogenen Beträge, die 
nur auf ungerechtfertigte Bereicherung des Bekl. geſtützt wer» 
den könnte. Der Bekl. hat aber lediglich das, was er zu 
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fordern hatte, erhalten, und zwar nicht auf Koſten des Kls., 
ſondern aus dem wirtſchaftlichen Vermögen ſeines Schuld⸗ 
ners M. Daß die Mietzinsforderungen formell auf den 
Kl. übertragen waren, ändert daran ebenſowenig, wie daß 
ſie für die Realgläubiger reſerviert waren. Ein Gläubiger 
iſt nicht um deswillen ungerechtfertigt bereichert, weil er ſich 
aus Vermögensbeſtandteilen ſeines Schuldners befriedigt, die 
dieſer durch Vertrag mit einem Dritten für die Befriedigung 
anderer Gläubiger beſtimmt hatte. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 30. Mai 1913 in S. 

Rechtsanwalt E. gegen Fiskus, Nr. 241/13. 


4. 


Unterlaſſungsklage wegen Verbreitung tatſüchlicher, 

nicht erweislich wahrer Behauptungen, die Nachteile 

für den Erwerb oder das Fortkommen des Als. her⸗ 
beizuführen geeignet find. 


Der Bekl., Inhaber eines Auskunftsbureaus, hatte in 
einer über den Kl. erteilten Auskunft bemerkt: Kl. ſolle mit 
ſeiner Tätigkeit in Hypotheken⸗ und Immobilienſachen ſchon 
öfter mit dem Strafgeſetz in Konflikt gekommen ſein. 

Die auf Unterlaſſung dieſer Behauptung gerichtete Klage 
iſt abgewieſen worden vom Berufungsgericht aus folgenden 
Gründen: 

I. Mit der Wendung: Kl. ſolle ſchon anläßlich von Ge⸗ 
ſchäften betreffs Hypotheken und Immobilien „mit dem Straf: 
geſetz in Konflikt gekommen“ ſein, war geſagt: Kl. ſolle aus 
ſolchem Anlaß ſchon ſtrafbare Handlungen begangen haben. 
Daß dies in der Tat der Fall geweſen ſei, hat Bekl. nicht 
zu behaupten, jedenfalls nicht zu beweiſen vermocht. Er hat 
daher eine nicht erweislich wahre Tatſache behauptet, die 
geeignet war, Nachteile für den Erwerb oder das Fortkom— 
men des Kls. herbeizuführen. 

Aber die Klage läßt ſich nicht auf §S 824 BGB. ſtützen, 
weil jeder Anhaltspunkt dafür fehlt und Kl. keinen Beweis 
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dafür angetreten hat, daß Bekl. die Unwahrheit der ange⸗ 
führten Behauptung gekannt hat oder hat kennen müſſen 
(infolge Fahrläſſigkeit nicht gekannt hat). Auch auf § 823 
Abſ. 2 BGB. in Verbindung mit $ 186 StGB. läßt ſich die 
Klage aus demſelben Grund, weil eben der Nachweis eines 
Verſchuldens fehlt, nicht ſtützen. 

II. Es fragt ſich daher, ob eine Klage auf Unterlaſſung 
einer lediglich objektiv den Tatbeſtand des $ 824 BGB. (oder 
einer ſonſtigen unerlaubten Handlung) erfüllenden Behaup⸗ 
tung zuläſſig iſt — als quaſinegatoriſche Klage — in ſinnge⸗ 
mäßer (analoger) Anwendung der in 8 1004 BGB. enthal⸗ 
tenen Beſtimmung, wonach der Eigentümer vom Eigentums⸗ 
ſtörer, auch wenn dieſem kein Verſchulden zur Laſt fällt, im 
Weg der Klage Unterlaſſung der Eigentumsbeeinträchtigung 
erlangen kann (an der erforderlichen Gefahr der Wiederho- 
lung der aufgeſtellten Behauptung würde es im vorliegenden 
Fall nicht fehlen; übrigens würde jetzt eine ſolche Wieder⸗ 
holung unter den §S 824 BGB. fallen). 

Der erkennende Senat hat nun neuerdings die Zuläf- 
ſigkeit einer Unterlaſſungsklage in Fällen der vorliegenden 
Art verneint“); dagegen hat fie der II. Zivilſenat dieſes 
Gerichts bejaht). Auf wiederholte Prüfung hält der er⸗ 
kennende Senat an der in dem erwähnten Urteil niederge⸗ 
legten Anſicht feſt. 

1. Das Reichsgericht hat allerdings wiederholt den vom 
Kl. und dem II. Zivilſenat eingenommenen Standpunkt ver⸗ 
treten; neuerdings aber hat derſelbe VI. Zivilſenat des RG., 
der die früheren einſchlägigen Urteile gefällt hat, wiederholt 
ausgeſprochen: eine Klage auf Unterlaſſung von Eingriffen 
in den allgemeinen Rechtskreis eines Andern (die das BGB. 
allerdings nicht erwähne) ſei zuläffig unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß in dem Eingriff der volle objektive und 
ſubjektive Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung er— 
5) S. Württ J. 25 S. 20 Ziff. 2. 

2) S. ebenda S. 274ff. 
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füllt ſei). Gegen die weitere Ausdehnung der Unterlaſ⸗ 
ſungsklage haben ſich auch Stimmen in der Literatur aus⸗ 
geſprochen ). 

2. Dieſer letzteren Anſicht iſt beizutreten. Die Rechts⸗ 
güter allgemein bezüglich der Rechtsmittel wegen Störung 
oder Beeinträchtigung den Rechten gleichzuſtellen, überſchreitet 
die der ſinngemäßen (analogen) Anwendung von Geſetzes⸗ 
beſtimmungen gezogenen Grenzen und iſt daher nicht zuläſſig. 

Die Verletzung eines Rechts iſt an ſich rechtswidrig, 
ſofern der Verletzer nicht eine Berechtigung hiezu dartun 
kann; inſoweit iſt es daher unbedenklich, im Weg entſpre⸗ 
chender Anwendung des § 1004 BGB. eine Klage auf Unter⸗ 
laſſung ſolcher Rechts verletzungen, auch wenn den Verletzer 
kein Verſchulden trifft, zuzulaſſen. Die Verletzung oder Be⸗ 
einträchtigung eines fremden Rechtsguts, z. B. der freien Er⸗ 
werbstätigkeit, der Befugnis zu ungehinderter Verwertung 
der Arbeitskraft, des Vermögens iſt keineswegs allgemein 
rechtswidrig (ein durchaus erlaubter Wettbewerb kann z. B. 
ſolche Rechtsgüter eines Andern empfindlich beeinträchtigen); 
rechtswidrig iſt ſie nur, inſoweit das Geſetz ſie hiefür erklärt: 
nur inſoweit liegt ein rechtlich geſchütztes Gut (Rechtsgut) 
vor. Das BGB. befaßt ſich in erſter Linie mit Rechten 
und deren Schutz (auch den Beſitz behandelt es als Recht) ?). 
In 88 823 ff. behandelt es dann den Schutz von Gütern, 
die keine Rechte ſind, und erhebt ſie dadurch, ſoweit es ihnen 
Schutz gewährt, zu Rechtsgütern; es geht aber — weil eben 
dieſe Güter von Rechten weſentlich verſchieden ſind — nicht 
an, Beſtimmungen, die in andern Teilen des BGB. für den 
Schutz von Rechten gegeben ſind, ohne weiteres auf dieſe 
(Rechts⸗) Güter zu übertragen. 

1) RG. 77 Nr. 58 S. 219, 222 oben; Warneyer, Jahrb. der 
Entſch.; Ergänzungsband 6 Nr. 10 S. 9; vgl. Staudinger, Komm 
3. BGB. 7./8. Aufl. Vorbem. vor § 823, Ziff. VII S. 1691 Abſ. 2. 
(Neueſtens |. RG. 82 nr. 15 (Anm. der Red.)). 

2) Staudinger a. a. O., Oertmann, Vorbem. 4 vor 8 823, 


Komm. von RGRäten. 1, Aufl. Vorbem. 6, c vor $ 823. 
2) S. Staudinger a. a. O. Vorbem. VII vor $ 854. 


30 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


Das BGB. gewährt grundſätzlich dieſen (Rechts⸗ Gütern 
Schutz nur gegen ſchuldhafte Verletzung oder Beeinträchti⸗ 
gung; ſoweit ein ſolcher Schutz mittels Gewährung von 
Schadenserſatzanſprüchen gewährt wird, mag es zuläſſig ſein, 
auch eine Klage auf Unterlaſſung von Störungen und Be⸗ 
einträchtigungen zuzulaſſen; man verläßt aber den Boden 
des BGB., wenn man dieſen Rechtsgütern auch einen Schutz 
gegen eine ohne Verſchulden begangene Verletzung 
oder Beeinträchtigung gewährt. 

3. Es läßt ſich auch nicht anerkennen, daß für die von 
der gegenteiligen Anſicht vertretene Ausdehnung der Unter- 
laſſungsklage ein Bedürfnis beſteht: es iſt nicht erſichtlich, 
daß vor der Entſcheidung des Reichsgerichts vom 5. Januar 
1905) die Zuläſſigkeit einer Unterlaſſungsklage anerkannt 
oder in der Literatur (etwa anläßlich der Vorarbeiten zum 
BGB.) als ein in weiteren Kreiſen gefühltes Bedürfnis ge⸗ 
fordert worden iſt, damit dadurch einem beſtehenden Miß- 
ſtand abgeholfen werde. Wohl aber kann eine ungemeſſene 
Ausdehnung der Zulaſſung einer Unterlaſſungsklage, wie ſie 
die gegenteilige Anſicht zur Folge haben könnte, zu erheb- 
lichen Mißſtänden und Unzuträglichkeiten führen, ſo z. B. 
wenn jede geſprächsweiſe gefallene Aeußerung: ein gewiſſer 
Geſchäftsmann ſolle nicht gut ſtehen, zu arrangieren ſuchen 
u. dergl., zum Gegenſtand einer Unterlaſſungsklage gemacht 
werden könnte. | 

Urteil des III. Zivilſenats vom 7. Oktober 1913 i. ©. 

Moner gegen Mulbot Nr. 373/13. 


5. 
Bu 8 826 BGB. 


Die beiden Bekl. haben fich zuſammen mit dem früheren 
Mitbekl. C. F. Sch. für ihren Verwandten F. in L. verbürgt 
und ihm hiedurch ein außergerichtliches Arrangement mit 


1) RG. 60 Nr. 2. 
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ſeinen Gläubigern und damit die Fortführung ſeines kauf⸗ 
männiſchen Geſchäfts ermöglicht. Auf Grund der Bürgſchaft 
haben ſie an die Gläubiger des Eduard F. angeblich über 
30 000 Mk. bezahlt. Um ſich zu decken, haben ſie ſich von 
ihm vollſtreckbare Urkunden in Höhe von über 30 000 Mk. 
ausſtellen laſſen; außerdem ſchloſſen ſie am 22. Auguſt 1909 
mit Eduard F. einen Vertrag, wonach ſie ſich zur Sicherung 
für ihre Rückgriffsanſprüche deſſen ganzes vorhandenes Waren⸗ 
lager, die ganze Geſchäftseinrichtung und ſonſtige Fahrnis, 
ſowie alle von ihm künftig zu erwerbenden Waren und fon- 
ſtigen Vermögenswerte übereignen und alle vorhandenen und 
künftigen Ausſtände abtreten ließen. Dingliche wie obliga⸗ 
toriſche Verfügungen über ſein bewegliches Vermögen und 
ſeine Liegenſchaft waren dem Eduard F. unterſagt. Das 
eingehende Geld ſollte alsbald ins Eigentum ſeiner drei Ver⸗ 
wandten übergehen und ſollte von Eduard F., ſoweit er es 
nicht zum Unterhalt für ſich und feine Familie oder zu Ge⸗ 
ſchäftszahlungen benötigen würde, jeweils jeden Sonntag 
an C. F. Sch. abgeliefert werden, wobei beſtimmt war, daß 
dieſe Zahlungen von dieſem und den Bekl. nach ihrem Be⸗ 
lieben ſollten verwendet werden dürfen. Die Summe, welche 
Eduard F. auf Grund dieſes Vertrags in der Folge an ſeine 
Verwandten überwies, belief ſich auf mehr als 3000 Mk. Ein 
Jahr ſpäter, den 22. Auguſt 1910 verkaufte Eduard F., der 
bis dahin ſein Geſchäft fortgeführt hatte, ſeine Grundſtücke 
ſamt Geſchäftsinventar und ſein Warenlager an die Schm. ſchen 
Eheleute in L.; auch hier ſind die Gegenwerte den Bekl. zu⸗ 
gefloſſen. 

Nach dem Zuſtandekommen des Arrangements hat Klin. 
dem Ed. F. aufs neue Waren auf Kredit geliefert. Da ſie 
von F. Zahlung nicht erlangen konnte, hielt ſie ſich wegen 
ihrer Kaufpreisforderung von 1639 Mk. 03 Pfg. und, nach⸗ 
dem C. F. Sch. ſeinen Drittelsanteil bezahlt hatte, noch 
wegen reſtl. 1066 Mk. 75 Pfg. an die beiden Bekl. Klin. 
ſtützte die Klage u. a. auf 8 826 BGB. Dieſer Klagegrund 
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iſt vom Berufungsgericht für durchgreifend * worden 
aus folgenden 
Gründen: 

Die Bekl. und Sch. hatten in dem Arrangement des 
Ed. F. deſſen Gläubigern gegenüber die Bürgſchaft über⸗ 
nommen, auf Grund deren ſie in der Folge annähernd 
30 000 Mk. für Ed. F. zahlten. Nach dem Vertrag vom 
22. Auguſt 1909 ſollte — von der Liegenſchaft abgeſehen — 
das geſamte gegenwärtige und zukünftige Vermögen des Ed. F. 
einſchließlich Warenlager, Ausſtänden und barem Geld den 
drei Verwandten zufallen. Insbeſondere ſollte das eingehende 
Geld, ſoweit es nicht für Geſchäftszahlungen und den eigenen 
Bedarf des Ed. F. zu verwenden war, allwöchentlich an jene 
abgeführt werden und Ed. F. ſollte ſich aller dinglichen wie 
obligatoriſchen Berfügungen über ſein Vermögen enthalten. 
Die Bekl. haben mit dieſem Vertrag den Zweck verfolgt, ſich 
für ihre Regreßforderungen an Ed. F. nach Möglichkeit 
Sicherheit bzw. Deckung zu verſchaffen. Es mag richtig ſein, 
daß dieſer Vertrag in ſeiner Totalität nichtig war, und es 
ſoll unterſtellt werden, daß ſich alle Beteiligten dieſes Um⸗ 
ſtandes bewußt waren. Wenn daher auch die Gläubiger 
des Ed. F. durch den Vertrag inſofern nicht geſchädigt wur⸗ 
den, als ſie nicht mit Erfolg gehindert werden konnten, auf 
die im Beſitz des Ed. F. verbliebenen Vermögenswerte Be⸗ 
ſchlag zu legen, ſo war doch in anderer Hinſicht, wie den 
Bekl. nicht entgangen ſein kann, eine Schädigung dieſer 
Gläubiger die notwendige Folge jenes Vertrags. Schon das 
bloße Beſtehen desſelben war geeignet, die Gläubiger von 
Zugriffen gegen Ed. F. abzuhalten und ihnen etwaige Ver⸗ 
ſuche in dieſer Richtung zu erſchweren. Die Abſicht, von der 
die Bekl. bei ihrem ganzen Vorgehen beherrſcht waren, zeigt 
ſich deutlich darin, daß ſie ſich für ihre Regreßforderungen 
an Ed. F. jeweils vollſtreckbare Urkunden ausſtellen ließen, 
um ſofort Pfändungen vornehmen und anderen Gläubigern 
zuvorkommen zu können. Sich im Verhältnis zu den anderen 
Gläubigern des Ed. F. einen Vorſprung zu verſchaffen, war 
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die Abſicht der Bekl. bei ihren ſämtlichen Operationen. Zeigt 
ſich dies in der Verſchaffung der vollſtreckbaren Urkunden 
und in dem Vertrag vom 22. Auguſt 1909, ſo liegen in 
gleicher Richtung auch die Maßregeln, welche die Bekl. und 
Sch. beim Verkauf des Anweſens und Geſchäfts des Ed. F. 
an die Schm. chen Eheleute getroffen haben. 

Durch den Vertrag vom 22. Auguſt 1909 wurde den 
Gläubigern des Ed. F. nicht nur das Vorgehen gegen dieſen 
erſchwert, ſondern es wurde auch, was nach dem Zugeſtänd⸗ 
nis der Bekl. in ihrer Abſicht lag, auf Ed. F. ein Druck 
ausgeübt, der durch das Vorhandenſein der vollſtreckbaren 
Urkunden noch verſtärkt wurde. Ed. F. ſollte in der Ver⸗ 
fügung über ſein Vermögen möglichſt beſchränkt werden und 
ſollte allwöchentlich ſeinen Geſchäftsüberſchuß an die Bekl. 
abführen. Dies iſt auch jedenfalls zu einem erheblichen Teil 
geſchehen und die Bekl. haben die abgelieferten Gelder nicht 
etwa zur Bezahlung von Geſchäftsſchulden, ſondern zu ihrer 
Deckung verwendet. Dem F. war zwar geſtattet, aus dem 
eingehenden Gelde Geſchäftszahlungen zu machen, aber dafür, 
daß dies geſchehe, haben die Bekl. keine Fürſorge getroffen. 
Der Geſchäftsbetrieb des Ed. F. brachte es mit ſich, daß 
immer wieder neue Geſchäftsſchulden entſtanden und zwar 
auch ſolche, welche nicht ſofort zahlbar waren. Den Bell. 
konnte nicht entgangen ſein, daß den Gläubigern des F., 
namentlich deſſen Warengläubigern, die Ausſicht auf Be⸗ 
friedigung entzogen wurde, wenn dieſer ſeine Geſchäftsüber⸗ 
ſchüſſe wöchentlich an ſie ablieferte, während ſie ſich in die 
Lage verſetzt hatten, jedem Zugriff der Gläubiger zuvorzu⸗ 
kommen, und ſchließlich das ganze Ergebnis des Verkaufs 
von Geſchäft und Liegenſchaft an ſich brachten. 

Zur Anwendung des § 826 BGB. iſt nicht erforderlich, 
daß die Bekl. in Schädigungsabſicht gehandelt haben. Ihre 
Abſicht mag anfänglich immerhin auf Erhaltung der Exiſtenz 
des Ed. F. gegangen ſein, jedenfalls war ſie auch auf ihre 
eigene Sicherung und Befriedigung gerichtet. Zugleich aber 
haben ſie zweifellos in dem Bewußtſein gehandelt, die ande⸗ 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVI. 1. 3 
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ren Gläubiger des F. zu ſchädigen. Wenn ſie einerſeits einen 
Zugriff dieſer Gläubiger auf das Vermögen des F. nach 
Möglichkeit ausſchloſſen, andererſeits die Geſchäftsüberſchüſſe 
ſich überweiſen ließen, ohne dafür Sorge zu tragen, daß die 
kreditierenden Gläubiger des F. von den Geſchäftseinnahmen 
bezahlt wurden, ſo haben ſie dieſe Gläubiger bewußtermaßen 
der Gefahr ausgeſetzt, leer auszugehen, und haben diejenigen, 
bei welchen dieſe Gefahr zur Wirklichkeit wurde, bewußt ge⸗ 
ſchädigt, zumal ſie ſchließlich nahezu das ganze Vermögen 
des Ed. F. an ſich gebracht haben. 

Dieſe ganze Handlungsweiſe verſtößt auch gegen die 
guten Sitten. Allerdings braucht derjenige, welcher ſich aus 
dem Vermögen ſeines Schuldners Befriedigung verſchafft, 
nicht davor zurückzuſchrecken, andere Gläubiger desſelben zu 
ſchädigen. Im vorliegenden Falle kommt aber in Betracht, 
daß das Vorgehen der Bekl. und des Sch., als Ganzes und 
im Zuſammenhang betrachtet, von der Abſicht, vor den ande- 
ren Gläubigern den Vorſprung zu gewinnen, und damit von 
dem einheitlichen Vorſatz, die Gläubiger zu ſchädigen, ge⸗ 
leitet war. Dazu kommt weiter, daß die Bekl. und Sch. bei 
dem Arrangement des Ed. F. mitgewirkt hatten, um dieſen 
wieder flott zu machen. Sie wußten und wollten, daß der⸗ 
ſelbe ſein Geſchäft fortführe und waren ſich bewußt, daß 
derſelbe zu dieſem Zweck neue Geſchäftsſchulden eingehen 
müſſe. Sie wußten auch, daß die neuen Gläubiger in Kennt⸗ 
nis von ihrer Mitwirkung bei dem Arrangement und im Ver⸗ 
trauen darauf dem Ed. F. kreditierten, daß die gelieferten 
Waren im regulären Geſchäftsbetrieb umgeſetzt und die Geld⸗ 
eingänge zu ihrer Befriedigung verwendet würden. Die Bekl. 
haben die Befriedigung dieſer Gläubiger dadurch vereitelt, 
daß ſie die von ihnen dem Ed. F. zugeführten Vermögens⸗ 
werte dazu ausnützten, ſich ſelbſt Deckung und Sicherheit zu 
verſchaffen. Sie haben durch den Vertrag vom 22. Auguſt 
1909, auch wenn ſie ſich ſeiner Ungültigkeit bewußt waren, 
in dem Ed. F. eine für den redlichen Geſchäftsverkehr in 
hohem Maße gefährliche wirtſchaftliche Exiſtenz geſchaffen 
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und haben den dem Ed. F. von dritter Seite gewährten 
Kredit dazu verwendet, ſich ſelbſt Vorteile zuzuwenden, ins⸗ 
beſondere ſich den Vorſprung vor den in gutem Glauben an 
den regulären Geſchäftsbetrieb des F. kreditierenden Gläu⸗ 
bigern desſelben zu verſchaffen. Und ſchließlich haben ſie 
noch, als Ed. F. ſeine Liegenſchaft und ſein Geſchäft ver⸗ 
kaufte, deſſen greifbares Vermögen an ſich gebracht. Dieſes, 
auf einem einheitlichen Schädigungsvorſatz beruhende Ge- 
bahren der Bekl. geht, in ſeiner Geſamtheit betrachtet, über 
den Tatbeſtand des 8 3 Z. 1 des Anf. Geſ. hinaus und 
widerſpricht dem Anſtandsgefühl aller billig und redlich Ge⸗ 
ſinnten. Es ſtellt ſomit eine ſittlich verwerfliche Handlungs⸗ 
weiſe i. S. von $ 826 BGB. dar. 

Durch dieſes Gebahren ſind die Gläubiger des Ed. F., 
und darunter auch die Klin., geſchädigt worden. Denn nach 
dem gewöhnlichen Lauf der Dinge iſt anzunehmen, daß, wenn 
die Bekl. und Sch. nicht alle Anſtalten getroffen hätten, ſich 
ſelbſt den Geſchäftsüberſchuß und demnächſt das Vermögen 
des Ed. F. zunutze zu machen, dieſer im regulären Betrieb 
ſeines Geſchäfts ſeine Warengläubiger und ſo auch die Klin. 
zu bezahlen in der Lage geweſen wäre und auch bezahlt hätte. 

Urt. des I. Zivilſenats vom 3. Oktober 1913 i. S. F. 

g. F. U. Nr. 413/1913. 


6. 


Berſicherungsvertrag: unverſchuldete Verſäumung der 
| vertragsmäßigen Alayfrift. 


Gegenüber einer Klage aus Verſicherungsvertrag machte 
die beklagte Verſicherungsgeſellſchaft geltend: der Kl. habe 
die in 8 23 der Verſicherungsbedingungen vorgeſehene 6 mona⸗ 
tige Klagfriſt verſäumt, nach deren unbenütztem Ablauf die 
Entſchädigungsanſprüche des Verſicherten erloſchen ſeien. Der 
Kl. erwiderte hierauf: ihn treffe an der Verſäumung der 
Klagfriſt keine Schuld; ein etwaiges Verſchulden ſeines Pro⸗ 
zeßbevollmächtigten habe er nicht zu vertreten. 

3 * 
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Die Klage iſt abgewieſen worden. In betreff des er⸗ 

wähnten Punkts ſagen die 
Gründe 
des Berufungsurteils: 

Für die Entſcheidung der Frage, welche Folge die Nicht⸗ 
einhaltung der (Ausſchluß⸗)Friſt des § 23 der allgemeinen 
Verſicherungsbedingungen hat, ſind die einſchlägigen Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 
30. Mai 1908 maßgebend. Denn nach Art. 4 EG. zu dieſem Ge⸗ 
ſetz findet vom Tag des Inkrafttretens dieſes Geſetzes (1. Januar 
1910) an auf ein zu dieſer Zeit beſtehendes Verſicherungs⸗ 
verhältnis u. a. Anwendung: „2. die Vorſchriften des § 12 
Abſ. 2 über die Verwirkung eines nicht rechtzeitig geltend 
gemachten Anſpruchs, ſowie die Vorſchrift des § 12 Abſ. 3, 
ſoweit ſie ſich auf die Verwirkung des Anſpruchs bezieht.“ 
§ 12 Abi. 2 beſagt: „Iſt im Vertrag beſtimmt, daß der 
Verſicherer von der Verpflichtung zur Leiſtung frei ſein ſoll, 
wenn der Anſpruch auf die Leiſtung nicht innerhalb einer 
beſtimmten Friſt geltend gemacht wird, ſo beginnt die Friſt 
erſt, nachdem der Verſicherer dem Verſicherungsnehmer gegen⸗ 
über den erhobenen Anſpruch unter Angabe der mit dem Ab⸗ 
lauf der Friſt verbundenen Rechtsfolgen ſchriftlich abgelehnt 
hat. Die Friſt muß mindeſtens 6 Monate betragen.“ (Zum 
Nachteil des Verſicherungsnehmers hievon abweichende Ver⸗ 
einbarungen find nach $ 12 Abſ. 3 unwirkſam.) 

Eine ſchriftliche Ablehnung nach Maßgabe des 8 12 
Abſ. 2 ſeitens der Bekl. an den Kl. iſt am 19. Juni 1911 
erfolgt; die vertragsmäßige Ausſchlußfriſt beträgt 6 Monate. 
Die Friſt hat alſo am 20. Juni 1911 zu laufen begonnen 
und war demgemäß mit dem 20. Dezember 1911 abgelaufen. 

Ob dem Kl. in betreff der Nichteinhaltung der Friſt 
ein Verſchulden zur Laſt fällt, iſt gleichgültig. Für die 
geſetzlichen Ausſchlußfriſten des BGB. wirken grundſätzlich 
weder Hemmung noch Unterbrechung, das BGB. erklärt 
aber vielfach die für den Lauf der Verjährung geltenden 
Vorſchriften der §88 203, 206, 207 auch bei Ausſchlußfriſten 
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für anwendbar; eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
kennt es bekanntlich nicht. Es gibt ſodann in vielen Fällen 
(SS 108 ff., 177, 283, 326 uſw.) einer Partei das Recht, 
der andern eine (Ausſchluß⸗) Friſt zu beſtimmen mit der Wir⸗ 
kung, daß mit deren unbenütztem Ablauf ein gewiſſes Recht 
erliſcht (oder eine ſonſtige Rechtsfolge eintritt); von Hem⸗ 
mung ſolcher Friſten zufolge Entſchuldbarkeit ihrer Verſäu⸗ 
mung durch den Gegner iſt nirgends im Geſetz die Rede 
(man kann höchſtens an eine entſprechende Anwendung des 
§ 203 Abſ. 2 BGB. — Verhinderung durch höhere Gewalt 
— denken). 

Bis zum Inkrafttreten des Geſetzes über den Verſiche⸗ 
rungsvertrag hat nun die Rechtſprechung, insbeſondere auch 
die des RG., den Einwand des Verſicherungsnehmers zuge⸗ 
laſſen: er habe die vertragsmäßig feſtgeſetzte Ausſchlußfriſt 
für die Klagerhebung ohne ſein Verſchulden nicht ein⸗ 
halten können. Das geſchah, um die Härten zu mildern, die 
in der Vereinbarung ſolcher Friſten angeſichts des Umſtands 
liegen konnten, daß ſie — wie nicht ſelten der Fall war — 
zu kurz und in ihrem Anfangspunkt unſicher waren. Unter 
der Geltung des $ 12 VVG. kann aber dieſer Einwand nicht 
mehr Platz greifen: das Geſetz deutet mit keinem Wort an, 
daß es für die Folgen der Verſäumung der für die Klag⸗ 
erhebung feſtgeſetzten Ausſchlußfriſt darauf ankomme, ob 
dieſe Verſäumung entſchuldbar ſei oder nicht. Angeſichts der 
bisherigen Rechtſprechung einer⸗ und des oben dargelegten 
einſchlägigen Inhalts des BGB. andererſeits hätte das Geſetz 
aber eine einſchlägige Beſtimmung treffen müſſen, wenn es 
den fraglichen Einwand hätte zulaſſen wollen, wie es denn 
in 8 6, wo es ſich um Erfüllung von Obliegenheiten des 
Verſicherten gegen den Verſicherer handelt, Beſtimmungen 
über un verſchuldete Verletzung der betreffenden Vor⸗ 
ſchriften enthält. 

Die Beſtimmungen des § 12 Abſ. 2 u. 3 find aber 
auch derart getroffen, daß die Zulaſſung des fraglichen Ein⸗ 
wands kein Bedürfnis mehr iſt: dem Verſicherer muß die 
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Ablehnung ſeines Anſpruchs ſchriftlich mitgeteilt werden, er 
muß hiebei auf die Folgen der Nichteinhaltung der Klagfriſt 
ausdrücklich hingewieſen werden und dieſe Friſt, deren An⸗ 
fangspunkt genau beſtimmt iſt, muß mindeſtens 6 Monate 
betragen. Durch dieſe Beſtimmungen ſind die Intereſſen 
des Verſicherungsnehmers derart gewahrt, daß deſſen Ein⸗ 
wand, er habe die Ausſchlußfriſt ohne ſein Verſchulden 
nicht wahren können, entbehrlich geworden und damit eine 
einfache und klare Rechtslage geſchaffen iſt. Dabei mag da⸗ 
hingeſtellt bleiben, ob der Einwand eines Verſicherten, er ſei 
durch höhere Gewalt an Einhaltung der Klagfriſt ver⸗ 
hindert worden, zu beachten iſt: im vorliegenden Fall ſteht 
höhere Gewalt nicht in Frage. 

Daß durch den § 12 die mehrerwähnte Einrede beſeitigt 
iſt, ſcheint auch die Anſicht von Dernburg-Kohler!) zu 
ſein. 

Urt. des III. Zivilſenats vom 8. Oktober 1912 i. S. 

Weggenmann g. Oberrhein. Verſicherungsgeſellſchaft. 


7. 


Berficherungsvertrag: Anfechtung einer Verzichtser⸗ 
klärung wegen Irrtums und argliſtiger Tünſchung. 


Der bei der Bekl. gegen Unfall verſicherte Mann der 
Klin. ſtarb am 9. September 1911 infolge eines an dieſem Tag 
erlittenen Unfalls. Nach § 8 Abſ. 2 der allgemeinen Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen ſind die Prämien (abgeſehen von der 
erſten, die der Mann der Klin. bezahlt hat) am jeweiligen 
Fälligkeitstag zu entrichten. „Unterbleibt die Zahlung, ſo 
iſt der Verſicherungsnehmer unter Hinweis auf die Folgen 
fortdauernden Verzugs durch eingeſchriebenen Brief zur Zah: 
lung innerhalb einer Friſt von 2 Wochen aufzufordern. Tritt 
der Verſicherungsfall nach dem Ablauf dieſer Friſt, während 
der Verſicherte noch im Zahlungsverzug iſt, ein, ſo iſt die 


1) D. Bürg. Recht Bd. 6 § 47 V ©. 460. 
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Geſellſchaft von der Verpflichtung zur Leiſtung frei.“ Die 
Jahresprämie für die Zeit vom 16. Februar 1911 bis 
16. Februar 1912 iſt erſt am 9. September 1911 bezahlt 
worden. Der Agent R. der Bekl. hatte zuvor — nach ſeiner 
eidlichen Zeugenausſage — den E. wiederholt vergeblich an 
die Zahlung mündlich gemahnt. Mahnung mittels einge⸗ 
ſchriebenen Briefs unter Friſtſetzung war nicht erfolgt. Bekl. 
vertrat im Prozeß den Standpunkt, daß ſie bei dieſer Sach⸗ 
lage von der Verpflichtung zur Leiſtung der Verſicherungs⸗ 
ſumme frei geworden ſei, was Klin. beſtritt. Vor allem 
aber hat Bekl. gegen die Klage eingewendet: Klin. habe gegen 
Bezahlung von 500 Mk. auf alle weitere Anſprüche ver⸗ 
zichtet lt. Urkunde vom 10. Oktober 1911, worin Klin. be⸗ 
ſtätigt, von der Bekl. die ihr auf Grund des ihrem Ehemann 
zugeſtoßenen tödlichen Unfalls „freiwillig gewährte Summe 
von 500 Mk. bar und richtig erhalten zu haben“, und er⸗ 
klärt, „daß mit dieſer Zahlung allen und jeden Anſprüchen“ 
gegen die Bekl. „aus Anlaß jenes Unfalls genügt iſt“ und 
Klin. „keinen weiteren Anſpruch mehr erheben kann und 
werde“. Die Klin. hat dieſe Erklärung am 6. Dezember 
1911 als auf Irrtum i. S. des 8 119 BGB. beruhend und 
von der Bekl. durch argliſtige Täuſchung erſchlichen ange⸗ 
fochten. Die Bekl. iſt zur Zahlung der Verſicherungsſumme 
verurteilt worden. In den 
Gründen 

des Berufungsurteils iſt zunächſt ausgeführt: durch den Ver⸗ 
zug des Verſicherten in Zahlung der Prämie ſei Bekl. nicht 
von ihrer Entſchädigungspflicht befreit, weil ſie den Ver⸗ 
ſicherten nicht, wie vorgeſehen, durch eingeſchriebenen 
Brief unter Friſtſetzung zur Prämienzahlung aufge⸗ 
fordert habe. Sodann heißt es: 

Der Anſicht der ZR., die Klin. könne ihre Willens⸗ 
erklärung vom 10. Oktober 1911 wegen Irrtums über deren 
Inhalt gemäß § 119 BGB. anfechten, vermag der Senat 
nicht beizutreten. Denn ein Irrtum über den Inhalt der 
Willenserklärung (der auch im Fall eines ſog. Irrtums im 
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Beweggrund vorliegen kann!), liegt im gegenwärtigen Fall 
nicht vor, die Klin. hat ſich vielmehr eben nach ihrer Dar⸗ 
ſtellung in einem Irrtum darüber befunden, welche Rechts⸗ 
folge ſich daraus ergebe, daß ihr Mann mit Zahlung der 
Jahresprämie im Verzug war; ein derartiger Irrtum über 
die rechtliche Erheblichkeit oder die Rechtsfolgen einer Tat⸗ 
ſache (z. B. der Formloſigkeit eines Vertrags) berührt augen⸗ 
ſcheinlich den Inhalt einer Erklärung wie der vorliegenden 
der Klin. nicht, der dahin geht, daß ſie für den Empfang 
von 500 Mk. beſcheinigt und auf alle weitere Anſprüche gegen 
die Bekl. verzichtet. 

Anders liegt die Sache, wenn der in Rede ſtehende Irr⸗ 
tum der Klin. durch eine der Bekl. zur Laſt fallende, der 
Klin. gegenüber verübte argliſtige Täuſchung herbeigeführt 
worden iſt. Dann iſt die (rechtzeitig erklärte und auch auf 
die Behauptung einer ſolchen Täuſchung geſtützte) Anfechtung 
der in Rede ſtehenden Willenserklärung begründet. 

Nach der eidlichen Zeugenausſage des B. hat Klin. der 
Behauptung des Zeugen, ihr Mann ſei ſehr häufig ſelbſt mit 
dem Fuhrwerk gefahren, widerſprochen und hat gegenüber 
der Behauptung, er habe den Unfall durch grobe Fahrläſſig⸗ 
keit ſelbſt verſchuldet, auf die Berichtigung in der Zeitung 
hingewieſen. Es iſt deshalb davon auszugehen, daß Klin. 
auf die Abfindungsſumme von 500 Mk. ſich nicht eingelaſſen, 
vielmehr ihren Anſpruch auf die ganze Verſicherungsſumme 
aufrecht erhalten hätte, wenn B. namens der Bekl. deren 
Weigerung, die Verſicherungsſumme zu bezahlen, nur auf die 
beiden angeführten Behauptungen geſtützt hätte, daß mit 
andern Worten dieſe Behauptungen ohne jeden Einfluß auf 
die Entſchließung der Klin. geweſen ſind. 

Maßgebend war vielmehr für den von der Klin. aus⸗ 
geſprochenen Verzicht auf alle weiteren Anſprüche die Er⸗ 
klärung B., Klin. habe keine Anſprüche, weil ihr Mann mit 

9 Vgl. RG. 75 Nr. 64: irrige Meinung des Erklärenden, die von 
ihm zu verbürgende ungeſicherte Schuld ſei hypothekariſch oder durch 
Pfand geſichert. 
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Zahlung der Prämie im Verzug geweſen ſei. Auf dieſe Mit⸗ 
teilung hin hat Klin. nach der Ausſage des B. erwidert: 
ſie wiſſe wohl, daß ihr Mann den Fehler gemacht habe und 
daß ſie deshalb keine Anſprüche habe; ihre Frage, ob ſie 
nicht mit einem Geſuch an die Direktion noch mehr (als die 
500 Mk.) erreichen könne, hat der Zeuge verneinend beant⸗ 
wortet. 

Es geht daraus hervor, daß B. (der dabei, wie er an⸗ 
gibt, im Auftrag der Stuttgarter Direktion, eines Organs 
der Bekl., gehandelt hat) die Verwirkung des Anſpruchs auf 
die Verſicherung als ganz zweifelloſe Folge des Zahlungs⸗ 
verzugs des Verſtorbenen dargeſtellt hat, als eine ſo zweifel⸗ 
loſe, daß ein Verſuch der Klin., mehr als die ihr „als 
Gnadengeſchenk“ angebotenen 500 Mk. herauszuſchlagen, von 
vornherein völlig ausſichtslos ſei. 

Nun haben aber B. und die Direktion in Stuttgart 
(ebenſo ohne Frage auch die Generaldirektion in Wien) nach 
der eigenen eidlichen Ausſage des Zeugen, ſchon ehe er ſich 
zur Klin. begab, gewußt und waren ſich bewußt („wir haben 
uns zwar geſagt“ uſw.), daß Bekl. „infofern einen formellen 
Fehler gemacht“ hatte, als E. nicht nach Maßgabe des § 8 
Abſ. 2 Verſ.⸗Bed. gemahnt worden war; vgl. auch das 
Schreiben der Direktion vom 23. September 1911 an R., 
worin ſie fragt, ob R. bei ſeinen Mahnungen Zahlungs⸗ 
friſten erteilt habe. Nach Angabe des Zeugen war aber er 
und die Direktion der Anſicht, die Mahnungen des Agenten 
R. an E. haben genügt, die Geſellſchaft zu befreien. Es 
mag ſein, daß die Direktion und B. dieſer Anſicht waren; 
ganz ſicher iſt aber nach der Ueberzeugung des Senats, daß 
in Verſicherungsſachen ſo erfahrene Leute wie die Genannten 
ſich darüber völlig klar waren, daß die Richtigkeit dieſer An⸗ 
ſicht angeſichts des unzweideutigen Wortlauts des § 8 Abſ. 2 
der Verſicherungsbedingungen (vgl. SS 39/42 VVG.) be⸗ 
ſtritten und von den Gerichten verneint werden konnte. 

Bei dieſer Sachlage durfte die Bekl. (oder ihr Vertreter) 
nach den maßgebenden Grundſätzen von Treu und Glauben 
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im Verkehr es nicht der Klin., einer einfachen, in Rechts⸗ 
ſachen ſelbſtverſtändlich unerfahrenen, in einem kleinen Weiler, 
wo ſie ſich bei Niemand in Rechtsſachen Rats erholen konnte, 
wohnenden Frau gegenüber wider beſſeres Wiſſen, wie dies 
B. im Auftrag der Direktion getan hat, als zweifellos, 
ſelbſtverſtändlich, unbeſtreitbar hinſtellen, daß ihr Mann durch 
ſeinen Verzug in der Prämienzahlung die Anſprüche aus der 
Verſicherung verwirkt habe; es war vielmehr die Pflicht der 
Bekl., der Mitteilung, daß nach ihrer Anſicht dieſe Verwir⸗ 
kung erfolgt ſei, den Hinweis darauf beizufügen, daß aller⸗ 
dings die Vorſchriften des § 8 Abſ. 2 der allgemeinen Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen nicht eingehalten worden ſeien, wobei 
dann die Bekl. bemerken mochte: es ſei dies ein formeller 
Fehler, der nach ihrer Anſicht ohne Bedeutung ſei. Wäre 
das der Klin. geſagt worden, ſo hätte ſie, der natürlich der 
Verzicht auf 4500 Mk. nicht leicht wurde, nach dem regel⸗ 
mäßigen Gang der Dinge mutmaßlich nicht ohne weiteres 
den Verzicht erklärt, ſondern mindeſtens ſich Bedenkzeit aus⸗ 
gebeten, um ſich bei einem Rechtsverſtändigen Rat zu holen, 
der dann ohne Zweifel derart ausgefallen wäre, daß Klin. 
die in Rede ſtehende Urkunde nicht unterzeichnet hätte. 
Deſſen war ſich ſelbſtverſtändlich B. und die Direktion 
der Bekl. bewußt und eben deshalb hat B. (der als Ver⸗ 
treter, nicht als bloßer Bote der Bekl. anzuſehen iſt) es wohl⸗ 
weislich und abſichtlich unterlaſſen, der Klin. die, wie er ſah, 
wenig geneigt war, ſich mit 500 Mk. abfinden zu laſſen, 
ſolange ſie Ausſicht hatte, mehr zu verlangen, von dem der 
Bekl. unterlaufenen, angeblich unerheblichen „formellen Feh— 
ler“ Mitteilung zu machen. Hätte B. ſich begnügt, der Klin. 
zu erklären, die Bekl. verweigere die Bezahlung der Verſiche⸗ 
rungsſumme, ohne dies näher zu begründen, ſo würde ihn 
und die Bekl. der Vorwurf der Argliſt nicht treffen; wenn 
er aber einmal der Klin. als Grund der Zahlungsverweige— 
rung den Zahlungsverzug ihres Mannes angab, ſo durfte 
er nicht dieſen Grund als unbeſtreitbar und durchſchlagend 
— wider beſſeres Wiſſen — hinſtellen, ſondern mußte die 
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dieſem Verwirkungsgrund, wie er wußte, entgegenſtehenden 
Bedenken in der oben bezeichneten Weiſe erwähnen. In 
einem Verſicherungsvertragsverhältnis, das in beſonderem 
Maß von den Grundſätzen von Treu und Glauben beherrſcht 
wird, ſind die Grenzen des erlaubten, nicht argliſtigen Ver⸗ 
ſchweigens enger zu ziehen, als bei anderartigen (z. B. Kauf⸗) 
Verträgen, bei denen jeder Teil möglichſt viel zu gewinnen 
ſucht und dieſes Beſtreben im Verkehr als an ſich berechtigt 
angeſehen wird. 

Dadurch, daß B., ſo wie geſchehen, gehandelt hat, hat 
er, wie ihm nach der Ueberzeugung des Gerichts bewußt war, 
die Klin. in den Irrtum verſetzt (oder darin erhalten), daß 
ihr Anſpruch in unanfechtbarer Weiſe verwirkt ſei. Dadurch 
iſt ſie, wie oben ausgeführt wurde, zur Ausſtelluug der Ver⸗ 
zichts erklärung beſtimmt worden. Dieſe iſt daher, als recht⸗ 
zeitig und mit Grund angefochten, nichtig. 

Urt. des III. Zivilſenats vom 26. November 1912 i. S. 

Internationale Unfallverſicherungsaktiengeſellſchaft g. 

Erhard. 

Die Reviſion gegen dieſes Urteil iſt zurückgewieſen 
worden. 


B. in Strafjaden. 


1; 


Bur Auslegung der Strafvorſchrift des Art. 5 des 
Lotteriegeſetzes vom 18. Ang. 1911. 


Aus den 
Gründen: 

Der Angekl. iſt vom Berufungsgericht übereinſtimmend 
mit dem Schöffengericht wegen 5 Vergehen gegen Art. 5 
Abſ. 2 und 4, vergl. mit Art. 3 des württ. Lotteriegeſetzes 
vom 18. Auguſt 1911 zur Geldſtrafe von 500 M. verurteilt 
worden. Die hiegegen eingelegte Reviſion konnte einen Er⸗ 
folg nicht haben. 

Die Rüge einer Verletzung des $ 195 GVG., auf die 
das Rechtsmittel zunächſt geſtützt wird, iſt in dieſem Ver⸗ 
fahren nach § 380 StPO. unzuläſſig. Denn die Vorſchrift, 
daß bei der Beratung und Abſtimmung außer den zur Ent⸗ 
ſcheidung berufenen Richtern nur Referendare unter be⸗ 
ſtimmter Vorausſetzung zugegen ſein dürfen, iſt eine Rechts⸗ 
norm über das Verfahren, die nur deshalb im Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetz ihre Aufnahme gefunden hat, weil ſie ſich 
gleichmäßig auf das Verfahren in Zivilſachen und in Straf⸗ 
ſachen bezieht. Hienach kann die Behauptung der Reviſion, 
daß ein an der Entſcheidung der Sache nicht beteiligter 
Landgerichtsrat bei der Beratung ſich im Beratungszimmer 
befunden habe, gegenüber einem landgerichtlichen Berufungs⸗ 
urteil eine wirkſame Reviſionsrüge nicht bilden, ganz abge⸗ 
ſehen von der Frage, ob die im weſentlichen gegen die An⸗ 
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weſenheit der zur Dienſtaufſicht berufenen Perſonen gerichtete 
Vorſchrift ſich auf einen Fall der vorliegenden Art erſtreckt, 
wonach der betreffende Landgerichtsrat ſich nur vorüber⸗ 
gehend im Beratungszimmer aufhielt, um beim nächſten Ver⸗ 
handlungsfall für einen verhinderten anderen Richter ein⸗ 
zutreten. 

Die oben erwähnte Verurteilung ſtützt ſich auf die Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Angekl., der gewerbsmäßig den Handel mit 
Loſen der Hamburger Staatslotterie betreibt, am 4. Juni 
1912 von Hamburg aus an 5 verſchiedene Perſonen, wovon 
2 je in Ulm und in Ehingen, eine weitere in Großeislingen 
wohnhaft, durch die Poſt je ein verſchloſſenes Kouvert mit 
einer Aufforderung zur Beteiligung, einem Lotterieplan und 
einem Zuſicherungsſchein auf zwei / Originalloſe der 342. 
Hamburger Staatslotterie überſandt und ſo dieſen 5 Per⸗ 
ſonen je ein Los oder einen Losanteil der genannten, in 
Württemberg nicht zugelaſſenen Lotterie ohne Genehmigung 
des Miniſteriums des Innern zum Erwerb angeboten hat. 
Der Einwand des Angekl., daß er bereits durch rechtskräf⸗ 
tiges Urteil des Schöffengerichts Aalen vom 28. Juli 1912 
wegen eines gleichzeitigen Losangebots zu derſelben Lotterie 
verurteilt ſei, wurde vom Vorrichter verworfen und ebenſo 
der weitere Einwand, daß bei einem gleichzeitigen Anbieten 
von Loſen an verſchiedene Perſonen durch einen Poſtverſand 
ein einheitliches Angebot vorliege und deshalb die Verur⸗ 
teilung nur wegen eines einzigen Verübungsaktes zuläſſig 
ſei, als unbegründet zurückgewieſen. Die hiegegen gerichtete 
Reviſionsrüge iſt verfehlt. 

Nach Art. 5 Abf. 1 des zit. Lotteriegeſetzes tft ſtrafbar, 
wer ſich dem Verkauf oder ſonſtiger Veräußerung eines Loſes, 
Losabſchnittes uſw. einer nicht gemäß Art. 1, 2 oder 3 zuge⸗ 
laſſenen Lotterie unterzieht, insbeſondere wer ein Los, einen 
Losabſchnitt oder einen Losanteil dieſer Art zum Erwerb 
anbietet und nach Abſ. 2 tritt Geldſtrafe von 100 bis 1500 M. 
ein, wenn die Zuwiderhandlung durch eine den Loshandel 
gewerbsmäßig betreibende Perſon begangen iſt. In Abſ. 4 
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iſt beſtimmt: „jede einzelne Verkaufs⸗ oder Vertriebshandlung, 
namentlich jedes einzelne Anbieten, Bereithalten, Auslegen, 
Ausſtellen, Aushängen, Verſenden eines Loſes, eines Losab⸗ 
ſchnitts, eines Bezugsſcheins, eines Anteilſcheins, eines An⸗ 
gebots, einer Anzeige oder eines Lotterieplans wird als be⸗ 
ſonderes, ſelbſtändiges Vergehen beſtraft, auch wenn die ein⸗ 
zelnen Handlungen zuſammenhängen und auf einen einheit⸗ 
lichen Vorſatz des Täters oder Teilnehmers zurückzuführen 
ſind.“ 

Dieſe Beſtimmung des Abſ. 4 iſt in der Faſſung ganz 
dem § 2 Abſ. 2 des preußiſchen Geſetzes betr. das Spiel in 
außerpreußiſchen Lotterien vom 29. Auguſt 1904 und dem 
8 4 Abſ. 4 des elſaß⸗lothringiſchen Lotteriegeſetzes nachge⸗ 
bildet. In den Motiven zum württ. Lotteriegeſetz iſt hiezu 
ausgeführt: die Aufnahme des Abſ. 4 habe ſich in der 
preußiſchen Praxis als notwendig erwieſen, um den gewerbs⸗ 
mäßigen unerlaubten Loſehandel wirkſam zu bekämpfen. Da⸗ 
bei ſei übrigens feſtzuſtellen, daß auch ſchon bisher in Würt⸗ 
temberg nach der Rechtſprechung des württ. Oberlandesge⸗ 
richts zu Art. 7 Ziff. 3 des Polizeiſtrafgeſetzes in der zeit⸗ 
lich nahe zuſammentreffenden Zuſendung von Loſen an ver⸗ 
ſchiedene Perſonen ſelbſtändige ſtrafbare Handlungen ange- 
nommen werden konnten. Es werde ſich ſehr empfehlen, für 
künftig eine unanfechtbare Grundlage dafür zu ſchaffen, daß 
auch bei einem Zuſammenhang der einzelnen Handlungen 
und bei Annahme eines einheitlichen Vorſatzes des Täters 
oder Teilnehmers mehrere ſtrafbare Handlungen angenomt 
men und auf dieſe Weiſe den hohen Geldbeträgen, um die 
es ſich beim gewerbsmäßigen Handel mit Loſen einer ſtaat⸗ 
lichen Klaſſenlotterie handelt, entſprechende Strafen erkann 
werden können. 

Gegen den hier unzweideutig ausgeſprochenen Zweck des 
Art. 5 Abſ. 4 Gef. hat ſich bei der landſtändiſchen Beratung 
ein Widerſpruch nicht erhoben. In der Sitzung der I. Kam⸗ 
mer (Protokoll 1911 S. 446) hat der Berichterſtatter Frhr. 
von König⸗Fachſenfeld — übrigens ohne näheres Eingehen 
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auf die Frage — geäußert: nicht ganz unbedenklich gegen⸗ 
über der beſtehenden Rechtspraxis ſcheine der Abſ. 4 des 
Art. 5, er verweiſe übrigens lediglich auf die Ausführungen 
in den Motiven hierzu. Daß hiebei nicht die württ. Rechts⸗ 
praxis gemeint ſein konnte, ergibt ſich aus der nachfolgen⸗ 
den Darſtellung. In der II. Kammer hat in der Sitzung 
vom 4. Auguſt 1911 Prot. S. 1788 der Abgeordnete Dr. 
Kiene die etwa aus den Vorſchriften des RStGB. über 
Konkurrenz ſtrafbarer Handlungen ſich nahelegenden Be⸗ 
denken mit dem Hinweis auf die zuläſſige landesgeſetzliche 
Regelung und auf § 2 des EG. z. RStGB. ſowie auf die 
gleichlautende geſetzliche Beſtimmung in Preußen und Elſaß⸗ 
Lothringen als hinfällig bezeichnet und weiter ausgeführt: 
„Wir hätten freilich für dieſelbe Auffaſſung in dieſer 
Materie an die bisherige Rechtſprechung des OLG. uns 
anſchließen können, das bei Anwendung der bisherigen 
Strafbeſtimmung des Art. 7 des PolStG. die fiskaliſchen 
und ſteuerlichen Intereſſen des Staates, wie auch die 
Gefährdung jedes einzelnen als weſentlich anſah, und 
ſo abweichend vom Reichsgericht hiebei der Annahme ſelb⸗ 
ſtändiger Handlungen bei jedem Einzelangebot in der 
Rechtſprechung den breiteſten Raum ließ; ſo hätte man es 
ruhig darauf ankommen laſſen können, unſere bisherige 
Rechtſprechung, die längſt ſchon im gleichen Geleiſe ge⸗ 
laufen iſt, auch weiter in dieſer Materie ohne eine ſolche 
ausdrückliche Beſtimmung im Geſetz wirken zu laſſen; 
man wäre ſicher zu keinem anderen Ergebnis gekommen.“ 
Eine hievon abweichende Auffaſſung kam nirgends zum 
Ausdruck, wie überhaupt von keinem anderen Redner eine 
weitere Bemerkung über dieſe rechtliche Seite des Geſetzent⸗ 
wurfs in den Kammerverhandlungen gemacht worden iſt. 
Hienach haben unzweifelhaft die geſetzgebenden Faktoren 
Württembergs übereinſtimmend ſich auf den in der Begrün⸗ 
dung des Entwurfs dargelegten Standpunkt geſtellt, daß 
durch Art. 5 Abſ. 4 die ſeitherige, auf der ſtändigen Necht- 
ſprechung des oberſten Landgerichts beruhende Auslegung 
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des früheren Art. 7 Ziff. 3 Pol St., der zufolge auch dann, 
wenn im Losvertrieb die einzelnen Vertriebshandlungen 
äußerlich zuſammenhängen und auf einen einheitlichen Ent⸗ 
ſchluß des Täters zurückzuführen ſind, je ein beſonderes ſelb⸗ 
ſtändiges, nach den Grundſätzen der Realkonkurrenz zu be⸗ 
handelndes Delikt ohne Rechtsirrtum angenommen werden 
kann, auf eine unanfechtbare Grundlage geſtellt, ſowie nach 
Form und Inhalt zu einer den Richter bindenden Rechtsnorm 
erhoben werden ſollte. Nach jener Spruchpraxis wurde nicht 
der Geſchäftsbetrieb des im Land nicht zugelaſſene Loſe An⸗ 
bietenden, auch nicht ſein Entſchluß, möglichſt viele Loſe einer 
beſtimmten Lotterie durch Verſendungen abzuſetzen, als ent⸗ 
ſcheidend angeſehen, ſondern vielmehr die in Ausführung 
dieſes Entſchluſſes geſchehenen einzelnen Anerbietungen von 
Loſen und die bei Verſendung an die einzelnen Adreſſaten 
entfaltete beſondere Tätigkeit ſowie die damit verbundene 
Gefährdung der Vermögensintereſſen eines jeden Angebot⸗ 
empfängers. Eben dieſer Sinn und dieſe Wirkung, die der 
ſeitherigen württ. Rechtspraxis entſprechen, wollte nach der 
dargelegten Entſtehungsgeſchichte des Art. 5 vom Geſetzgeber 
dem Abſ. 4 dieſes Art. 5 beigelegt werden. Daß aber durch 
den § 286 RStGB. das Spielen in nicht erlaubten Lotterien, 
worunter ſpeziell auch die in einem Bundesſtaat nicht zuge⸗ 
laſſenen auswärtigen ſei es in einem anderen Bundesſtaat 
oder außerhalb des Deutſchen Reichs veranſtalteten Lotterien 
fallen, ferner das Kollektieren für ſolche auswärtige Lotterien 
durch die Vorſchriften des RStGB. nicht geregelt iſt und in 
dieſer Materie die hierüber beſtehenden landesrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften platzgreifen, iſt in der Literatur ſowie in der Recht⸗ 
ſprechung, namentlich des Reichsgerichts überwiegend aner⸗ 
kannt und auch von der Reviſion nicht etwa beſtritten. Die 
letztere beruft ſich vielmehr lediglich auf die in Entſcheidun⸗ 
gen des preuß. Kammergerichts ausgeſprochene Auffaſſung, 
daß durch die gleichlautende Beſtimmung des § 2 Abſ. 2 
zit. preuß. Gef. lediglich der Begriff des fortgeſetzten Ver⸗ 
gehens habe ausgeſchaltet werden wollen und daß nur zeit⸗ 
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lich auseinanderfallende Vertriebsakte, nicht aber auch zeitlich 
zuſammenfallende mit der zitierten Strafvorſchrift bedroht 
werden wollten, ſowie daß die gleichzeitige Verſendung meh— 
rerer Losangebote als eine Vertriebshandlung und ſomit als 
ein Vergehen anzuſehen ſei. 

Dieſer Auslegung der eutſprechenden Vorſchrift des 
preuß. Geſetzes durch das Kammergericht kann aber ange— 
ſichts der dargelegten ſeitherigen Rechtſprechung in Würt- 
temberg in dieſer Materie ſowie angeſichts des aus der Ent— 
ſtehungsgeſchichte des Art. 5 Abſ. 4 des Geſetzes vom 18. Au— 
guſt 1911 unzweifelhaft erkennbaren Zwecks der Geſetzesbe— 
ſtimmung eine Bedeutung für die württ. Gerichtspraxis nicht 
beigemeſſen werden und noch weniger beſteht ein Anlaß, wie 
die Reviſion meint, ſeit Erlaſſung des neuen Lotteriegeſetzes 
nunmehr die frühere württ. Rechtſprechung aufzugeben und 
die des preuß. Kammergerichts zu akzeptieren. 

Nach dem Ausgeführten iſt die Rechtsauffaſſung des 
Berufungsgerichts zutreffend und ſie iſt durchweg in recht— 
lich bedenkenfreier Weiſe in dem angefochtenen Urteil be— 
gründet worden. Es wird anerkannt, daß eine im natür⸗ 
lichen Sinn einheitliche und nur eine Straftat erfüllende 
Handlung vorliege, wenn z. B. das Angebot durch Einrücken 
in eine Zeitung deren Leſern zugänglich gemacht wird. Dem 
könnte als weiteres Beiſpiel der Fall eines an eine Mehr⸗ 
heit von Perſonen gleichzeitig gerichteten mündlichen Ange- 
bots von Loſen angereiht werden. Im übrigen ſoll, wie im 
Urteil ausgeführt iſt, jedes einzelne Anbieten jedes einzelnen 
Loſes eine beſondere ſelbſtändige Handlung darſtellen, und 
zwar auch dann, wenn die einzelnen Angebote gleichzeitig 
erfolgen; denn wenn mehrere Angebote gleichzeitig zur Ber: 
ſendung an verſchiedene Adreſſaten der Poſt übergeben wer— 
den, ſo beſtehe zwiſchen den einzelnen Angeboten eine natür— 
liche Einheit nicht, vielmehr liegen eine Reihe ſelbſtändiger 
Handlungen vor; der durch die einzelnen Poſtboten als 
Werkzeuge des Abſenders vermittelte, aber ſtrafrechtlich von 
dieſem zu vertretende Eingang der verſchiedenen Angebote 
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erfolge bei den einzelnen Empfängern an verſchiedenen Orten 
und zu verſchiedenen Zeiten (vgl. ERG. vom 8. November 
1909 in Goltd. Arch. Bd. 57 S. 216). Dazu komme, daß 
die württ. Rechtſprechung ſchon vor Inkrafttreten des Lot⸗ 
teriegeſetzes vom 11. Auguſt 1911, ohne daß das württ. Recht 
eine dem Art. 5 Abſ. 4 dieſes Geſetzes analoge Beſtimmung 
gekannt habe, aus denſelben Erwägungen in der gleichzeiti⸗ 
gen Poſtverſendung von Losangeboten an verſchiedene Per⸗ 
ſonen ſelbſtändige Straftaten im Sinn des Art. 7 Ziff. 3 
PolStG. erblickt habe und keinenfalls angenommen werden 
könne, daß der württ. Geſetzgeber durch das Lotteriegeſetz 
vom 18. Auguſt 1911 den Handel mit verbotenen Loſen in 
Württemberg habe erleichtern wollen. Die letztere Annahme 
des Vorrichters wird durch die Beſtimmungen wie durch die 
Motive des neuen Lotteriegeſetzes vollauf beſtätigt, zumal 
jetzt nicht nur der Vertrieb von Loſen nicht zugelaſſener 
Lotterien mit erheblich ſtrengeren Strafen bedroht wird als 
früher, ſondern auch der Spieler ſelbſt beſtraft wird, der in 
einer fremden, in Württemberg nicht zugelaſſenen Geld— 
lotterie ſpielt, Art. 4 Abſ. 1. 

Nach dem Ausgeführten wird durch die rechtlich ein— 
wandfreien und tatſächlich genügenden Ausführungen des 
Vorrichters die Verurteilung des Angekl. wegen 5 ſelbſtän⸗ 
diger Vergehen je zu der geſetzlichen Mindeſtſtrafe von 100 M. 
unbedenklich getragen und war daher die Reviſion mit der 
Koſtenfolge aus §S 505 StPO. zu verwerfen. 

Urteil des Strafſenats vom 19. Mai 1913 in der Straf⸗ 

ſache gegen den Lotteriekollekteur Peter Adolf G. in H.⸗E. 


2. 
Wirtſchaftsführer oder Wirtſchaftspüchter? 
Aus den 
Gründen: 


Die beiden Angeklagten N. und M. W. ſind Teilhaber 
einer Brauerei und Eigentümer des Anweſens Friedensſtr. 16 
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zu H., in dem ein Teil des Bierbrauereibetriebs untergebracht 
iſt und eine Schankwirtſchaft betrieben wird; ſie beſitzen die 
perſönliche Erlaubnis zum Ausſchank von Bier, Wein und 
Branntwein auf dieſem Anweſen. Mit der Frau St. war 
ein ſog. Wirtſchaftsführungsvertrag abgeſchloſſen, wonach ſie 
eine Kaution zu ſtellen, den Garten, die Kegelbahn, 3 Wirt⸗ 
ſchaftszimmer, ſämtliche Wohngelaſſe, Küche und Keller ſowie 
das Wirtſchaftszimmer zur Benützung erhalten hatte, ferner 
Bier von den Angekl. zu verzapfen und für das einfache 
Bier 20 M., für das helle Exportbier 24 M. für den hl 
abzuliefern hatte, das erſtere höchſtens zu 25 M. und das 
letztere höchſtens zu 33 M. für den hl verkaufen durfte; die 
Preiſe für die auszuſchänkenden Getränke beſtimmten die An⸗ 
gekl., die Ablieferung des Geldes ſollte halbmonatlich erfol— 
gen uſw. Vom K. Oberamt war eine Erinnerung gegen die 
Beſtellung zur Wirtſchaftsführerin nicht erhoben worden. 
Frau St. iſt durch (ihr gegenüber rechtskräftig gewor⸗ 
denen) Strafbefehl des Amtsgerichts H. wegen eines Ver⸗ 
gehens des unerlaubten Wirtſchaftsbetriebs (GewO. 8 147 
Ziff. 1 vgl. mit $ 33 daſ.) in Strafe genommen worden. 
Die beiden Angekl. N. und M. W. ſind beſchuldigt, ihr in 
einverſtändlichem Zuſammenwirken, ſonach gemeinſchaftlich, 
hiezu durch Tat wiſſentlich Hilfe geleiſtet zu haben. Bezüg⸗ 
lich des Verhältniſſes zwiſchen den Angekl. und der Frau 
St., ſolange ſie allein Wirtſchaftsführerin war, hat die 
Strafkammer im weſentlichen folgende tatſächliche Feſtſtel⸗ 
lungen getroffen: die Einnahmen aus dem geſamten Wirt⸗ 
ſchaftsbetrieb gehörten ausſchließlich der St.; ſie hatte keine 
Bücher zu führen und den Angekl. auch keine Rechnung zu 
legen; dieſe kümmerten ſich denn auch in keiner Weiſe um 
die Einnahmen und Ausgaben der St., es genügte ihnen, 
daß ſie den Zahlungen nachkam, die ſie an die Angekl. zu 
leiſten hatte; Verrechnungen fanden zwiſchen beiden Teilen 
wegen des Biers halbmonatlich, wegen der Weinabgabe und 
des Umgelds jährlich ſtatt. Die St. mußte nämlich von 
jedem ausgeſchänkten h! Wein den Angekl. eine Abgabe von 
4 * 
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3 M. entrichten; fie bezog den Wein nach eigenem Gut— 
dünken von verſchiedenen Weinhändlern, der jährliche Ber: 
brauch beſtand aus 20—25 hl; die Ladeſcheine und die Rech 
nungen über den ſo bezogenen Wein wurden jeweils auf den 
Namen der Angekl. ausgeſtellt; die Ladeſcheine wurden an 
die Angekl. abgeliefert, die Bezahlung des Weines war aber 
ausſchließlich Sache der St.; das Umgeld für den Wein 
zahlten der Steuerbehörde gegenüber die Angekl., ſie ließen 
es ſich aber in vierteljährlichen Teilbeträgen von 100 M. 
von der St. wieder erſetzen; ein etwaiges Mehr oder Weniger 
wurde bei den Jahresabrechnungen ausgeglichen; beim Aus- 
ſchank des Weines war die St. den Angekl. gegenüber nur 
infofern gebunden, als ſie den /21 nicht unter 40 Pfg. ab⸗ 
geben durfte. Auch den Branntwein und die Speiſen hat 
die St. auf eigene Rechnung gekauft und verkauft; die Ein⸗ 
und Verkaufspreiſe beſtimmte ſie ſelbſt, mitunter kam es 
allerdings auch vor, daß die Angekl. mit ihr beſprachen, bei 
wem und zu welchem Preiſe ſie den Branntwein einkaufen 
und wie ſie ihn verkaufen ſolle, auch die Speiſekarte wurde 
gelegentlich von den Angekl. auf die Höhe der Preiſe hin 
durchgeſehen. Die Wohnzimmer des Anweſens Friedensſtr. 16, 
die die St. nicht ſelbſt brauchte, durfte ſie vermieten, den 
Mietzins durfte ſie für ſich behalten. Die Einnahmen aus 
der Kegelbahn floßen uneingeſchränkt in ihre Taſche. Größere 
Ausbeſſerungen, die an dem Anweſen erforderlich wurden, 
beſorgten die Angekl., kleinere hatte ſie ſelbſt machen zu 
laſſen. Die Bedienung ſtellte die St. ſelbſt auf eigene 
Rechnung. 

Aus dieſem Sachverhalt leitet das Berufungsgericht ab, 
Frau St. ſei nicht Stellvertreterin der Angekl. im Wirt⸗ 
ſchaftsbetrieb (vgl. 8 45 GewO .), ſondern ſelbſtändige Ge— 
werbetreibende ($ 147 Ziff. 1 daſelbſt) geweſen. Dieſe Auf⸗ 
faſſung läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Bei der 
Frage, ob im einzelnen Falle ein Stellvertretungsverhältnis 
vorliegt oder nicht, kommt es weſentlich darauf an, wer die 
mit dem Betriebe der Schankwirtſchaft verbundene Gefahr, 
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das Riſiko trägt. Dies war aber im vorliegenden Falle, 
mögen auch die Angekl. die Gewerbeſteuer für den Wirt- 
ſchaftsbetrieb bezahlt haben, unzweifelhaft die St. Ob bei 
ihrer Wirtſchaftsführung Gewinn oder Verluſt ſich ergab, 
berührte die Angekl. unmittelbar nicht, ſie hatten eben, mochte 
die Wirtſchaft gut oder weniger gut gehen, Gewinn abwerfen 
oder nicht, lediglich die mit dem Wirtſchaftsführer vertrag— 
lich vereinbarten Leiſtungen zu beanſprucheu. Als die aus⸗ 
ſchließlichen Lieferanten des Biers für die Wirtſchaft Frie⸗ 
densſtraße 16 waren ſie an dem Gedeihen allerdings auf 
das Erheblichſte intereſſiert, das ändert aber nichts daran, 
daß die Gefahr der Wirtſchaftsführung im ganzen nach den 
von der Strafkammer getroffenen Feſtſtellungen von der 
Wirtſchaftsführerin St. getragen wurde. Die auf den Wirt⸗ 
ſchaftsbetrieb bezüglichen Geſchäfte ſchloß ſie nicht für die 
Angekl. oder deren Firma, ſondern für ſich in eigenem Na— 
men und für eigene Rechnung ab; die Ausſtellung der Lade— 
ſcheine und der Rechnungen für die Weinbezüge auf den 
Namen der Angekl. erfolgte, wie die Strafkammer mit Recht 
feſtſtellt, nur zum Schein, denn die Bezahlung des Weines 
an die Lieferanten war ſtets Sache der St. Sie haftete 
den Gläubigern aus dem Wirtſchaftsbetriebe, den Lieferanten 
der Getränke und der Speiſen mit ihrem Vermögen, und was 
bei dem Betrieb etwa an Reingewinn herauskam, floß ihrem 
Vermögen zu. War die St. auch durch ihr Vertragsver— 
hältnis zu den Angekl. in ihrer Handlungsfreiheit in man⸗ 
chen Beziehungen beſchränkt, ſo hatte ſie doch andererſeits, 
wenn man ihre Stellung im ganzen und namentlich ihre 
weitgehende vermögensrechtliche Haftbarkeit in Betracht zieht, 
eine ſolche Selbſtändigkeit nach außen, daß die Annahme 
einer bloßen Stellvertretung der Angekl. auszuſcheiden hat. 
Ob die Art und Weiſe des Biervertriebs, für ſich allein ge⸗ 
nommen, eine ſolche Auffaſſung geftatten würde, kann dahin⸗ 
ſtehen, weil es eben nicht auf die Geſtaltung dieſer einen, 
wenn auch wirtſchaftlich wichtigſten Seite der Tätigkeit der 
St., ſondern auf ihre Stellung im allgemeinen ankommt. 


54 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


Angeſichts der Haftung der St. den Gläubigern aus dem 
Wirtſchaftsbetrieb gegenüber iſt es auch unerheblich, ob die 
Selbſtändigkeit ihrer Stellung in der Bezeichnung, welche die 
Wirtſchaft Friedensſtr. 16 nach außen führte, irgendwie an⸗ 
gedeutet war oder nicht. Aus dem gleichen Grunde kommt 
der Umſtand, daß bei den Weinlieferungen für die Wirtſchaft 
Ladeſcheine und Rechnungen auf den Namen der Angekl. 
ausgeſtellt waren, keinerlei Bedeutung zu; entſcheidend iſt, 
daß die St. den fo gelieferten Wein bezahlt hat. Die An: 
gekl. haben, wie die Strafkammer feſtſtellt, die tatſächliche 
Geſtaltung dieſes Wirtſchaftsbetriebes gekannt und es war 
ihnen auch bekannt, daß der St. die zum ſelbſtändigen Be— 
trieb einer Schankwirtſchaft erforderliche behördliche Geneh⸗ 
migung nicht erteilt war. Die rechtliche Folgerung des an⸗ 
gefochtenen Urteils, daß die Angekl. der St. durch Ueber⸗ 
laſſung der Wirtſchaftsräumlichkeiten zu ſolchem Betrieb ge⸗ 
meinſchaftlich durch Tat Hilfe geleiſtet haben (StGB. § 49), 
iſt bei dieſer Sachlage nicht zu beanſtanden und läßt einen 
Irrtum über den Rechtsbegriff der Beihilfe nicht erkennen. 
Es genügt, daß die Angekl. in Kenntnis der vorhandenen 
tatſächlichen Lage der Dinge ihre Räumlichkeiten der St. zu 
der oben geſchilderten Tätigkeit überlaſſen haben; daran, 
daß dies wiſſentlich geſchah, kann, wenn dies auch im Straf- 
kammerurteil nicht ausdrücklich geſagt iſt, nach deſſen übri⸗ 
gen Feſtſtellungen kein Zweifel ſein. Die Feſtſtellung des 
Bewußtſeins der Rechtswidrigkeit war zur Beſtrafung der 
Angekl. wegen Beihilfe zu einem Vergehen gegen SS 147 
Ziff. 1 und 33 der GewO. nicht erforderlich. 
Die Reviſion der Angekl. war hienach mit der Koſten⸗ 
folge nach 8 505, 1 StPO. als unbegründet zu verwerfen. 
Urteil des Strafſenats vom 21. Oktober 1912 in der 
Strafſache gegen N. und M. W. in H. wegen Vergehens 
gegen die GewO. 
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3. 
Zur Anwendung des ſog. Streikparagraphen 153 60. 


Der Angekl. St. iſt durch das Berufungsurteil eines 
Vergehens gegen $ 153 der GewO. für ſchuldig erklärt wor⸗ 
den; in der eingelegten Reviſion rügt er Verletzung des 
materiellen Rechtes, insbeſondere der SS 153, 152 der GewO. 
Das Rechtsmittel iſt zuläſſig, aber unbegründet. 

Am 20. Februar 1911 iſt der Schreiner L. als Polierer 
in die Möbelfabrik H. in Z. eingetreten. Am gleichen Tage 
fragte ihn der Angekl. St. in erregtem Tone, ob er auch im 
Verband, d. h. im freien (ſozialdemokratiſchen) Verband ſei. 
Auf die Antwort, daß er dem chriſtlichen Verband angehöre, 
erklärte ihm der Angekl.: du kannſt ja übertreten; wenn du 
nicht übertrittſt, kannſt du nicht da ſchaffen. 

Ohne Rechtsirrtum hat das Berufungsurteil in dieſer 
Aeußerung ein Vergehen gegen $ 153 der GewO. erblickt, 
da der Angekl. durch eine Drohung den L. zu beſtimmen 
verſucht habe, an einer Vereinigung zum Behufe der Er— 
langung günſtiger Lohn- und Arbeitsbedingungen teilzuneh— 
men. Zum Tatbeſtande des § 153 genügt jede Drohung mit 
einem Uebel, gleichviel in welcher Form die Drohung erfolgt 
und welcher Art das Uebel iſt. Vorliegend hat nun das 
Berufungsurteil in Anbetracht der ſchroffen Art, mit der der 
Angekl. dem L. gegenübergetreten ſei, angenommen, daß die 
erwähnte Aeußerung als eine Drohung, den L. aus ſeiner 
Arbeitsſtelle verdrängen zu wollen, anzuſehen ſei. Soweit 
dieſe Annahme eine tatſächliche Feſtſtellung enthält, iſt ſie 
dem Angriff mit der Reviſion entzogen; im übrigen aber 
iſt rechtlich nicht zu beanſtanden, wenn bei dem in dieſer 
Weiſe feſtgeſtellten Inhalt und Sinn der Aeußerung des 
Angekl. eine Drohung im Sinne des 8 153 angenommen 
worden iſt. Das Berufungsurteil iſt des weiteren davon 
ausgegangen, daß der Angekl. durch die Drohung habe be— 
wirken wollen, daß L. aus dem chriſtlichen Verband aus— 
und in den freien Verband eintrete. Nach dem Wortlaut 
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des 8 153, der im Gegenſatz zu dem Verabredungen und 
Vereinigungen nennenden $ 152 nur von Verabredungen 
ſpricht, könnte zunächſt zweifelhaft erſcheinen, ob die Geſetzes— 
beſtimmung anzuwenden iſt, wenn es ſich wie im gegenwär— 
tigen Fall um einen ſtändigen Verein handelt. Es iſt in⸗ 
deſſen anerkannten Rechtes !), daß unter die Verabredungen 
des 8 153 auch die Vereinigungen des § 152 fallen, daß 
alſo in 8 153 nicht nur Verabredungen für einzelne Fälle, 
Verabredungen vorübergehender Natur, ſondern auch Ver— 
eine, Vereinigungen gemeint ſind, die im allgemeinen und 
ohne Beſchränkung auf einzelne konkrete Fälle die in $ 152 
angegebenen Zwecke verfolgen. Zu prüfen bleibt hiernach 
nur noch, ob der erwähnte freie Verband eine Vereinigung 
zum Behufe der Erlangung günſtiger Lohn- und Arbeitsbe⸗ 
dingungen, insbeſondere mittels Einſtellung der Arbeit oder 
Entlaſſung der Arbeiter darſtellt. Auch in dieſer Hinſicht 
kann ein Bedenken gegen das die Frage bejahende Berufungs⸗ 
urteil nicht obwalten; denn der freie Verband verfolgt nach 
den für das Reviſionsgericht maßgebenden tatſächlichen Feſt— 
ſtellungen u. a. den Zweck, das wirtſchaftliche Wohl ſeiner 
Mitglieder durch Abſchluß günſtiger Arbeitsverträge und 
durch Geldunterſtützungen in Lohnkämpfen zu fördern. 

Der Angekl. Sch. iſt durch das Berufungsurteil eben— 
falls wegen eines Vergehens gegen 8 153 der GewO. ver: 
urteilt worden; die von ihm eingelegte, auf Verletzung des 
materiellen Rechtes, insbeſondere der SS 153, 152 daſelbſt 
geſtützte Reviſion iſt begründet. 

Da der Schreiner L. ſich weigerte, von dem chriſtlichen 
Verband in den freien Verband überzutreten, beſchloſſen die 
Arbeiter der Fabrik H., deſſen Entlaſſung zu erzwingen. Im 
Auftrage ſeiner ſämtlichen Kollegen erklärte der Angekl. Sch. 
dem Geſchäftsführer R.: es gebe ein Hindernis in der Fa— 
brik, L. ſei nämlich ein Streikbrecher und ſämtliche Schreiner 
ſeien geſonnen, mit der Arbeit aufzuhören, wenn L. da— 


) Vgl. insbeſondere RG. 35 S. 205. 
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bleibe. R. antwortete darauf, wenn die Sache ſo ſtehe, ſo 
entlaſſe er den L. und entließ ihn auch noch am gleichen 
Tage. Das Berufungsurteil hat ausgeführt, der Beſchluß 
der Arbeiterſchaft, die Entlaſſung des L. durch Androhung 
der Arbeitsniederlegung zu erzwingen, ſtelle ſich als eine 
Verabredung zu dem Zwecke dar, im Falle eines künftigen 
Streiks die Erlangung günſtiger Lohn- und Arbeitsbedin⸗ 
gungen zu befördern; der Angekl. habe die Drohung mit 
der Arbeitsniederlegung dem Geſchäftsführer R. gegenüber 
ausgeſprochen, der als Vertreter des Arbeitgebers H. über 
Anſtellung und Entlaſſung der Arbeiter in zuſtändiger Weiſe 
zu befinden hatte, und er habe den R. dadurch beſtimmt, 
dem Beſchluſſe der Arbeiterſchaft Geltung zu verſchaffen. 
Dieſe Ausführungen ſind zu beanſtanden. In der Recht— 
ſprechung iſt beſtritten, was unter dem Rechtsbegriff „Anz 
dere“ des § 153 zu verſtehen iſt, ob durch § 153 insbeſon— 
dere auch der gegen Nichtberufsgenoſſen ausgeübte Zwang 
unter Strafe geſtellt iſt !). Der Strafſenat ſchließt ſich der 
vom Reichsgericht vertretenen Anſicht an, nach der es ſich, 
falls der $ 153 zur Anwendung kommen ſoll, um eine der: 
artige Einwirkung auf Andere handeln muß, bei der die 
Herüberziehung der Anderen zur Beteiligung an einer Koa— 
lition zum Zwecke der Förderung der auf Erlangung gün— 
ſtiger Lohn- und Arbeitsbedingungen gerichteten Ziele tat— 
ſächlich erſtrebt werden kann und erſtrebt wird?). Das an— 
gefochtene Urteil läßt nicht erſehen, ob der Sachverhalt unter 
dieſem Geſichtspunkt geprüft worden iſt und war deshalb 
inſoweit aufzuheben. 

Urteil des Strafſenats vom 21. Oktober 1912 in der 

Strafſache gegen Ch. Sch. und F. St. in Z. wegen 
Vergehens gegen § 153 der GewO. 


j Goltd ammer, Arch. 38, 377. 
2) RGE. in Strafſ. 40, 226; 41, 365. 


58 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


4. 


1. Zum Begriff des Marktverkehrs. 
2. Bie Rechtsgültigkeit der landesgeſetzlichen Unter⸗ 
ſtellung des Anbietens gewerblicher Leiſtungen auf 
Märkten unter die Wandergewerbeſtenerpflicht. 


Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt hat der Angekl. am 
17. und. 18. November 1911 zu R. auf dem Jahrmarkt ſein 
Graveurgewerbe ausgeübt ohne einen Steuerſchein gelöſt zu 
haben, indem er von einem Marktſtand aus ſich den Markt⸗ 
beſuchern zum Gravieren von nicht bei ihm gekauften Metall⸗ 
ſachen wie Taſchenuhren, Meſſern u. a. zum Preis von etwa 
30 Pfg. für das Stück anbot. Die hierauf geſtützte Felt 
ſtellung, daß er in Württemberg außerhalb des Gemeinde— 
bezirks ſeines Wohnorts ohne Begründung einer gewerblichen 
Niederlaſſung und ohne vorgängige Beſtellung in eigener 
Perſon Gravierarbeiten, alſo gewerbliche Leiſtungen ange— 
boten habe, begegnet keinem rechtlichen Bedenken und iſt auch 
von der Reviſion nicht angefochten. Dieſe richtet ſich viel— 
mehr gegen die aus dem Anbieten gewerblicher Leiſtungen 
gezogene Folgerung, daß ſich der Angekl. damit nach Maß— 
gabe des Württ. Wandergewerbeſteuergeſetzes vom 15. De— 
zember 1899 gewerbeſteuerpflichtig gemacht habe. Der An⸗ 
griff geht jedoch fehl. 

Zuzugeben iſt der Reviſion, daß der Geſetzgeber nach 
Titel IV der RGew. O. dem Marktverkehr in weitgehender 
Weiſe eine Ausnahmeſtellung zukommen laſſen wollte und 
daß er ihn insbeſondere in ſteuerrechtlicher Beziehung nach 
§ 68 dadurch privilegierte, daß der Marktverkehr in keinem 
Fall mit anderen als ſolchen Abgaben belaſtet werden darf, 
die eine Vergütung für den überlaſſenen Raum und den Ge— 
brauch von Buden und Gerätſchaften bilden. Allein Gegen— 
ſtand des Marktverkehrs im Sinn des Titel IV der RGew. O. 
ſind gewerbliche Leiſtungen nicht, das Anbieten ſolcher gehört 
nicht zum Marktverkehr, wie in Doktrin und Rechtſprechung 
nahezu übereinſtimmend, neuerdings auch im Landmann— 
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ſchen Komm., Aufl. VI von 1911 zu § 64 ©. 635/6, zu § 67 
N. 1, zu § 55 N. 15 S. 559 anerkannt iſt. Der Begriff des 
Marktverkehrs umfaßt denjenigen Verkehr, der nach § 64 
Gew. O. frei iſt und hier iſt das Darbieten von gewerblichen 
Leiſtungen nicht genannt, auch in den 88 66 und 67 Gew. O., in 
denen die Gegenſtände des Wochenmarktverkehrs und des 
Jahrmarktverkehrs aufgezählt werden, ſind die gewerblichen 
Leiſtungen nicht aufgeführt, wie auch die Muſikaufführungen, 
Schauſtellungen uſw. weder in 8 64 noch in den 88 66, 67 
erwähnt ſind. Ein Feilbieten von Fabrikaten im Sinne des 
8 67 Abſ. 1 Gew. O. liegt ſelbſt nach den Ausführungen der 
Reviſion gleichfalls nicht vor und ebenſowenig ein etwa 
nach Ortsgewohnheit und Bedürfnis in Stadt oder Bezirk R. 
nach Abſ. 2 S 66 beſonders zugelaſſener Marktartikel. 
Allerdings iſt in §S 55 Abſ. 2 Gew. O. durch die No— 
velle vom 1. Juli 1883 beſtimmt, daß der Marktverkehr nur 
für Muſikaufführungen, Schauſtellungen und ſonſtige Luſt— 
barkeiten ohne höheres Intereſſe der Kunſt oder Wiſſenſchaft 
einen Wandergewerbeſchein erforderlich macht, alſo nicht für 
das Feilbieten von Waren und das Aufſuchen von Beſtel— 
lungen und auch nicht für das Anbieten gewerblicher Lei— 
ſtungen und anderſeits hat das Württ. Wandergewerbeſteuer⸗ 
geſetz in engem Anſchluß an Beſtimmungen der Gew. O. in 
Art. 2 inhaltlich der dortigen Aufzählung diejenigen als 
wandergewerbeſteuerpflichtig erklärt, die nach S 55 Gew. O. 
zur Ausübung der dort bezeichneten Unternehmungen (Feil⸗ 
bieten von Waren, Aufſuchen von Warenbeſtellungen, An- 
bieten gewerblicher Leiſtungen, Darbieten von Schau— 
ſtellungen u. dgl.) eines Wandergewerbeſcheins bedürfen, 
auch in Art. 3 im weſentlichen jene Wandergewerbebetriebe 
als ſteuerfrei bezeichnet, die nach $ 59 Gew. O. eines Wander⸗ 
gewerbeſcheins nicht benötigen. Allein der Art. 2 ſtellt nach 
den Motiven nur im allgemeinen eine Regel auf, im folgen- 
den Art. 3 ift Schon eine Abweichung von der Gew. O. ent⸗ 
halten, ſofern in der Ziff. 1 abweichend von § 59 3. 1 
Gew. O. nur das Feilbieten ſelbſtgewonnener Erzeugniſſe und 
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nicht auch allgemein das roher Erzeugniſſe von der Steuer- 
pflicht befreit wird, und in Art. 4 iſt die Steuerfreiheit des 
Meß⸗ und Marktverkehrs ausdrücklich auf den Handel d. h. 
auf den Verkauf und Ankauf von Waren ſowie auf das 
Aufſuchen von Warenbeſtellungen beſchränkt und hiemit eine 
Abweichung von der Regel des Anſchluſſes des Art. 2 an 
8 55 Gew. O. ausgeſprochen worden. Jene Befreiung vom 
Wandergewerbeſchein im Marktverkehr bedingt nicht notwen— 
dig d. h. ſoweit nicht $ 64 Gew. O. entgegenſteht, auch die 
Befreiung vom Steuerſchein. 

Die in der angeführten Beſchränkung der Steuerfreiheit 
nach Art. 4 gelegene Unterſtellung des Anbietens gewerb— 
licher Leiſtungen auf Märkten unter die Wandergewerbe— 
ſteuerpflicht enthält keinen Widerſpruch mit der Gew. O. und 
das Reichsrecht wird nicht wie die Reviſion meint, durch das 
Landesſteuergeſetz verletzt, da nach der obigen Darlegung das 
reichsrechtliche Prinzip der Marktfreiheit ſich nicht auf ge— 
werbliche Leiſtungen wie auch nicht auf Schauſtellungen, Luſt— 
barkeiten bezieht und die Landesgeſetzgebung hienach nicht 
gehindert war, das Anbieten gewerblicher Leiſtungen auf 
Märkten der Gewerbeſteuerpflicht zu unterwerfen. Dieſe 
Unterſtellung iſt auch nicht aus Verſehen oder auf Grund 
irrtümlicher Auslegung der Gew. O. ſeitens des württ. Ge— 
ſetzgebers in das Steuergeſetz gekommen, wie die Reviſion 
weiterhin annimmt. Denn in den Motiven zu Art. 4 iſt die 
Beſchränkung der Steuerfreiheit auf den Handel auf Meſſen 
und Märkten und zwar in den Grenzen, in welchen ein 
ſolcher Handel nach den Vorſchriften der Gew. O. als Markt— 
verkehr anzuſehen iſt, näher begründet und ausdrücklich her— 
vorgehoben worden, daß die gewerblichen Leiſtungen (Z. 3 
des Art. 2) und die in Z. 4 des Art. 2 bezeichneten Ge⸗ 
werbe (Muſikaufführungen, Schauſtellungen uſw.) nicht Gegen⸗ 
ſtand des Marktverkehrs und darum auch nicht frei von der 
Wandergewerbeſteuer ſeien; hiebei iſt beſonders angeführt, 
daß für Muſikaufführungen u. dgl. (Z. 4 des Art. 2) auch 
nach §S 55 Abſ. 2 Gew. O. der Wandergewerbeſchein ſelbſt 
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für den Marktverkehr ausdrücklich als erforderlich bezeichnet 
ſei (Beil. 37 von 1895 S. 450 Verh. Abg. K.). Dieſer Aus⸗ 
führung der Motive wurde nach den Kommiſſionsberichten 
beider Kammern in der Beratung beigetreten (vgl. Beil. 228 
von 1897 S. 553 Verh. Abg. K., Beil. XVI von 1898 S. 4 
Verh. der J. K.). Und wenn die Reviſion bemängelt, es ſei 
nicht einzuſehen, wenn An- uud Verkauf von Waren ſowie 
Aufſuchen von Warenbeſtellungen auf Märkten Steuerfreiheit 
genießen ſollen, weshalb dann das gleiche Privileg nicht dem 
Anbieten gewerblicher Leiſtungen eingeräumt werde, ſo iſt 
die Antwort darin gelegen, daß gewerbliche Leiſtungen eben 
nicht zu den Gegenſtänden des Jahrmarktverkehrs gehören, 
d. h. nicht zu den Gegenſtänden, deren Darbietung oder Feil— 
haltung auf Jahrmärkten geſtattet werden muß. Dieſe ge— 
werblichen Leiſtungen ſowie auch Schauſtellungen, Muſikauf— 
führungen können wohl nach Maßgabe der Marktordnungen 
zugelaſſen werden, wobei für erſtere im Unterſchied von den 
letzteren kein Wandergewerbeſchein erforderlich iſt; eine Be— 
ſteuerung iſt aber für beide Arten nach Reichsrecht zuläſſig 
und bleibt es der Landesgeſetzgebung überlaſſen, ob und wie 
ſie innerhalb des ihr reichsrechtlich überlaſſenen Rahmens 
(vgl. auch S 60 Gew. O.) hievon Gebrauch macht. Nicht 
die Abwägung geſetzgeberiſcher Gründe im Sinn der Reviſion, 
ſondern die Tatſache und die Art der zuläſſigen landesgeſetz— 
lichen Regelung iſt hier einzig entſcheidend. 

Einen Erfolg kann auch der weitere Reviſionsangriff 
nicht haben, der ſich gegen die Erläuterung des Art. 4 
WGew. StG. in der Verfügung der Miniſterien des Innern 
und der Finanzen vom 18. Dezember 1899 betr. den Vollzug 
des Wandergewerbeſteuergeſetzes richtet. Hier iſt in § 4 
Abſ. 2 ausgeführt: 

Die Steuerfreiheit iſt auf den Verkauf und Ankauf 
von Waren und das Suchen von Warenbeſtellungen (3. 1 
u. 2 Art. 2 Geſ.) im Marktverkehr beſchränkt; auf das 
unter Z. 3 und 4 des Art. 2 Gef. aufgeführte Anbieten 
gewerblicher Leiſtungen und auf die Darbietung von Muſik⸗ 
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aufführungen, Schauſtellungen u. dgl., bei welchen auch 
für den Marktverkehr ein Wandergewerbeſchein erforderlich 
iſt, findet die Steuerfreiheit keine Anwendung. 

Wenn die Reviſion behauptet, daß hierin eine Unrich⸗ 
tigkeit, ein Widerſpruch mit der Gew. O. liegt, ſofern nach 
dieſer das Anbieten von gewerblichen Leiſtungen eines Wan⸗ 
dergewerbeſcheines nicht bedürfe, ſo iſt letzteres allerdings 
richtig, der behauptete Widerſpruch liegt aber nicht vor. 
Denn ſprachlich beziehen ſich die Worte „bei welchen“ auf 
die unmittelbar vorausgehenden Ausdrücke „Muſikauffüh⸗ 
rungen, Schauſtellungen u. dgl. und für die Darbietung 
dieſer fordert auch der Marktverkehr nach $ 55 Abſ. 2 Gew. O. 
einen Wandergewerbeſchein. Daß jene Worte auch auf das 
vorher erwähnte Anerbieten gewerblicher Leiſtungen zu be⸗ 
ziehen feien, iſt nach dem Wortlaut nicht erkennbar und fo- 
weit eine ſolche Rückbeziehung möglich iſt, muß ſie nach dem 
übrigen Inhalt der Vollzugsverfügung als ausgeſchloſſen 
und nicht gewollt gelten. Denn dieſe ſchließt ſich durchweg 
an den Inhalt der Motive des Geſetzes an und es iſt nicht 
einzuſehen, daß und wie die Vollzugsverfügung gerade in 
dieſem Teil völlig abweichend von der oben zitierten Anfüh— 
rung der Motive zu Art. 4 das reichsgeſetzliche Erfordernis 
des Wandergewerbeſcheins auch auf das Anbieten gewerb— 
licher Leiſtungen auf Märkten hätte ausdehnen wollen. So— 
weit dies aber je der Fall ſein ſollte, wäre die inſoweit aller⸗ 
dings unrichtige Erläuterung in der Vollzugsverfügung un⸗ 
verbindlich und jedenfalls nicht geeignet, dem Geſetz eine wie 
oben nachgewieſen vom Geſetzgeber nicht gewollte Auslegung 
zu geben. 

Zutreffend iſt vom Berufungsgericht ferner die Berufung 
des Angekl. auf ſeine Gewerbebetriebsbeſteuerung in Bayern 
als unbegründet zurückgewieſen worden. Abgeſehen von der 
unentſchieden gelaſſenen Frage, ob der Angekl. tatſächlich 
auch das auf dem Marktverkehr in Württemberg mit ſeinem 
Gewerbebetrieb erzielte Einkommen als bayeriſcher Staats- 
angehöriger in Bayern verſteuern muß, ſtünde dieſer übrigens 
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kaum glaubhafte Umſtand der Heranziehung des Angekl. zur 
Wandergewerbeſteuer in Württemberg rechtlich nicht entgegen. 
Denn der $ 3 des Reichsgeſetzes vom 13. Mai 1870 betr. 
die Beſeitigung der Doppelbeſteuerung beſtimmt: „Der Grund— 
beſitz und der Betrieb eines Gewerbes ſowie das aus dieſen 
Quellen herrührende Einkommen darf nur von demjenigen 
Bundesſtaat beſteuert werden, in dem der Grundbeſitz liegt 
oder das Gewerbe betrieben wird.“ Sinngemäß kann des⸗ 
halb auch dann, wenn ſich der Betrieb eines Gewerbes über 
mehrere Bundesſtaaten erſtreckt, das Recht der Beſteuerung 
jedem der beteiligten Staaten nur inſoweit zuſtehen als der 
Betrieb in ſeinem Gebiet ſtattfindet; jedenfalls kann das aus 
der Ausübung eines Wandergewerbes in einem Bundesſtaat 
erzielte Einkommen auch nur von dieſem Bundesſtaat be⸗ 
ſteuert werden, alſo der Angekl. wegen des durch Ausübung 
ſeines Graviergewerbes auf württembergiſchen Märkten er⸗ 
zielten Einkommens auch nur in Württemberg. Daß das 
bayeriſche Geſetz wie die Reviſion behauptet nach dieſer Rich⸗ 
tung keine Ausſcheidung kennt, iſt deshalb wenig glaubhaft, 
aber auch wenn dies je zutreffen ſollte, vermag ſich der 
Angekl. hierauf nicht wirkſam zu berufen, ſeine Wanderge- 
werbeſteuerpflicht hinſichtlich des auf dem R. Jahrmarkt er⸗ 
zielten Gewinns bleibt dem Staat Württemberg gegenüber 
reichsrechtlich wie landesgeſetzlich beſtehen. 

Urt. des Strafſenats vom 18. November 1912 in der 

Strafſache g. R. Kr. in M. wegen Wandergewerbeſteuer⸗ 

gefährdung. 


Nr. 5. 


Ein auf Geſamtſtrafe lautendes Urteil kann vor Ein⸗ 
tritt ſeiner Rechtskraft auch nicht bezüglich einer un⸗ 
angefochtenen Einzelſtrafe vorläufig vollſtreckt werden. 


Durch Urteil vom 9. März 1912 iſt der Beſchwerde⸗ 
führer wegen eines Verbrechens des vollendeten und zweier 
Verbrechen des verſuchten Betrugs im Rückfall zu der Ge⸗ 
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ſamtgefängnisſtrafe von einem Jahr und drei Monaten ver— 
urteilt worden, wobei als Einſatzſtrafe für das vollendete 
Verbrechen des Betrugs eine Gefängnisſtrafe von zehn Mo— 
naten feſtgeſetzt wurde. Der Beſchwerdeführer hat perſönlich 
gegen die Verurteilung wegen vollendeten Betrugs Reviſion 
eingelegt, die hernach durch Beſchluß der Strafkammer ge— 
mäß $ 386 Abſ. 1 StPO. als unzuläſſig verworfen worden 
iſt. Der Verteidiger des Beſchwerdeführers hat in deſſen 
Namen rechtzeitig und in richtiger Form Reviſion gegen das 
Urteil eingelegt, ſoweit Verurteilung wegen der zwei Ver— 
brechen des verſuchten Betrugs erfolgt iſt. Es iſt ſodann 
auf Grund des 8 386 Alf. 2 Satz 2 StPO. die Vollſtreckung 
des Urteils in betreff der Einſatzſtrafe von zehn Monaten an- 
geordnet und eingeleitet worden; die Einwendung des Be— 
ſchwerdeführers hiegegen hat der jetzt angefochtene Straf— 
kammerbeſchluß verworfen; die gegen dieſen Beſchluß ein- 
gelegte Beſchwerde iſt als begründet erachtet worden. 
Aus den Gründen: 

Das Reichsgericht hat in einer Entſcheidung der ver— 
einigten Strafſenate (RG. 25 Nr. 105) den auch vom 
Strafſenat in ſtändiger Rechtſprechung befolgten Grundſatz 
aufgeſtellt: wenn ein Angeklagter zu einer Geſamtſtrafe ver— 
urteilt iſt, auf Reviſion aber nur die Feſtſtellung einer oder 
einzelner dieſer Handlungen aufgehoben wird, ſo bleiben die 
auf die anderen Feſtſtellungen bezüglichen Einzelſtrafen regel— 
mäßig beſtehen und find nur aufzuheben, wenn in concreto 
die Annahme begründet erſcheint, die vorliegende Realkon— 
kurrenz habe ſchon die Bemeſſung der Einzelſtrafen beein⸗ 
flußt: vgl. auch Olshauſen, Komm. zum StGB. (8. Aufl.) 
Anm. 20 zu § 74. 

Aus dieſem Grundſatz folgt nicht, daß, wenn die Re— 
viſion eines zu einer Geſamtſtrafe Verurteilten das Urteil 
nur in betreff einer oder einzelner der mehreren Straftaten 
anficht, eine Vollſtreckung der wegen der anderen Straftat 
oder Straftaten nach den Urteilsgründen verwirkten Strafen 
vor Rechtskraft des Urteils erfolgen darf. Augenſcheinlich 
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wäre dies überhaupt nur denkbar, wenn — wie im vorlie⸗ 
genden Fall — die Reviſion ſich auf die Straftat nicht be- 
zieht, durch die die Einſatzſtrafe verwirkt iſt. Aber auch die 
Vollſtreckung der Einſatzſtrafe iſt nicht zuläſſig: ſchon des⸗ 
halb nicht, weil nicht feſtſteht, ob nicht auf Grund der ein- 
gelegten Reviſion auch dieſe Einzelſtrafe — in Gemäßheit 
des vom Reichsgericht aufgeſtellten Grundſatzes — aufgehoben 
wird. Aber auch hievon abgeſehen erſcheint es unſtatthaft, 
eine erkannte Geſamtſtrafe vorläufig zu einem Teil in Voll⸗ 
zug zu ſetzen — in der Art, daß möglicherweiſe nach Ver— 
büßung der Einzelſtrafe der Verurteilte aus der Strafanſtalt 
zu entlaſſen iſt, um nachher — nach Verwerfung der Re⸗ 
viſion — den Reſt der Geſamtſtrafe zu verbüßen; die ein⸗ 
heitliche Strafe muß (für die Regel, von beſonderen Grün⸗ 
den abgeſehen: 88 400, 490, vgl. auch Löwe, Komm. zur 
StPO., 12. Aufl., Anm. 1 zu § 487) einheitlich, ohne Unter⸗ 
brechung vollſtreckt werden. Es iſt denn auch in den Gründen 
der erwähnten RGplenarentſcheidung geſagt: nur die Ge— 
ſamtſtrafe ſtelle diejenige Strafe dar, „die ohne weiteres zur 
Vollſtreckung gelangen kann“, richtig ſei, „daß auf Grund 
des Urteils nur die Geſamtſtrafe vollſtreckt werden darf“. 
Hienach mußte der angefochtene Beſchluß aufgehoben 
und der Beſchwerde des Verurteilten ſtattgegeben werden. 
Beſchluß des Ferienſenats vom 10. Aug. 1912 in der 
Strafſache g. K. R. von E. wegen Betrugs i. R. 


6. 
Zur Frage der Berechnung der Strafzeit. 


M. iſt am 22. Juli 1912 von der Ferienſtrafkammer II 
des LG. St. wegen eines Verbrechens der gewinnſüchtigen 
Privaturkundenfälſchung, wegen zweier Vergehen der Unter⸗ 
ſchlagung und zweier Vergehen der verſuchten Erpreſſung 
zur Geſamtgefängnisſtrafe von 1 Jahr verurteilt worden, 
wobei Einzelitrafen von 8 Monat für die Unterſchlagung 
zum Nachteil der Zeugin Schl., von 4 Monat für die Unter⸗ 
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ſchlagung zum Nachteil der Zeugin R., weitere Einzelſtrafen 
in Höhe von 4 Monat und zweimal 2 Monat laut Urteils⸗ 
gründen angeſetzt wurden. Der Verurteilte legte Reviſion 
im vollen Umfang ſeiner Verurteilung ein, worauf am 
24. Oktober 1912 vom Reichsgericht das Urteil hinſichtlich 
der Verurteilung wegen Unterſchlagung zum Nachteil der 
Zeugin R. nebſt den ihm inſoweit zugrunde liegenden Feſt⸗ 
ſtellungen ſowie hinſichtlich der Geſamtſtrafe aufgehoben und 
in dieſem Umfang an die Strafkammer zurückverwieſen, im 
übrigen die Reviſion verworfen worden iſt. Am 10. Des 
zember 1912 iſt M. ſodann wegen eines Vergehens der Un⸗ 
treue und wegen der vier Straftaten, bezüglich deren die 
Reviſion verworfen worden war, von der Strafkammer 
wieder zu einem Jahr Gefängnis verurteilt worden, auf 
welche Strafe 3 Wochen der inzwiſchen von M. ſeit dem 
27. September 1912 verbüßten Unterſuchungshaft angerech— 
net wurden. Dieſes Urteil iſt am 12. Dezember vormittags 
11 Uhr durch den Verzicht des M. auf Reviſion rechtskräftig 
geworden. 

Nachdem ſich über die Berechnung der Strafzeit Zweifel 
ergaben, ſofern der Beginn der Strafzeit vom Verurteilten 
auf den 24. Oktober, von der Staatsanwaltſchaft erſt auf 
den Zeitpunkt des Eintritts der Rechtskraft des die Geſamt— 
ſtrafe feſtſetzenden Urteils berechnet wurde, hat die Straf— 
kammer gemäß § 490 StPO. ausgeſprochen, daß der Be— 
ginn der Strafzeit auf den 24. Oktober 1912 feſtzuſetzen ſei. 
Die Entſcheidung wurde damit begründet, daß durch das 
reichsgerichtliche Urteil vom genannten Tag die am 22. Juli 
1912 von der Strafkammer wegen Urkundenfälſchung, wegen 
eines Vergehens der Unterſchlagung und wegen zwei Ver— 
gehen der verſuchten Erpreſſung feſtgeſetzten Einzelſtrafen von 
8 Monat, 4 Monat und zweimal 2 Monaten Gefängnis 
rechtskräftig geworden ſeien und jedenfalls feſtſtand, daß der 
Angekl. mindeſtens die verwirkte ſchwerſte Einzelſtraſe von 
8 Monaten zu verbüßen hatte, daß ſonach in ſinngemäßer 
Anwendung des § 482 StPO. die vom 24. Oktober an er⸗ 
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littene Unterſuchungshaft auf die achtmonatliche Gefängnis⸗ 
ſtrafe anzurechnen und in weiterer Folge hievon der Beginn 
der z. Z. in Verbüßung begriffenen Geſamtſtrafe von 1 Jahr 
auf dieſen Tag feſtzuſetzen ſei. 

Dieſer von der Staatsanwaltſchaft angefochtenen Auf⸗ 
faſſung der Strafkammer kann nicht beigetreten werden. 

Denn nur eine erkannte Strafe kann vollſtreckt wer⸗ 
den, in dem hier vorliegenden Fall des 8 74 StGB. wird 
nur die Geſamtſtrafe erkannt (vgl. RG. E. 36 S. 89) 
und es liegt ſolchenfalls nur eine vollziehbare Strafe vor. 
Dem 8 74 StGB., der zugunſten des Angekl. nur eine Er⸗ 
höhung der verwirkten ſchwerſten Strafe ſowie weiter vor⸗ 
ſchreibt, daß das Maß der Geſamtſtrafe den Betrag der ver- 
wirkten Einzelſtrafen nicht erreichen darf, liegt der Gedanke 
zugrunde, daß nur ein einheitlicher Vollzug der Geſamtſtrafe 
und nicht ein getrennter ſelbſtändiger Vollzug der Einzel⸗ 
ſtrafen ſtattfinden dürfe. Wenn auf eine Geſamtſtrafe er— 
kannt iſt und wie vorliegend das Urteil bezüglich einer Einzel⸗ 
ſtrafe und bezüglich der Geſamtſtrafe aufgehoben wird, ſo 
kann eine von der Aufhebung des Urteils nicht berührte 
Einzelſtrafe nicht geſondert vollſtreckt werden. Denn die von 
der Aufhebung ausgenommenen Einzelſtrafen ſind und bleiben 
Teile der aufgehobenen Geſamtſtrafe und wenn ſie auch als 
ſolche regelmäßig beſtehen bleiben und ebenſo ihre Selbſtän⸗ 
digkeit inſofern behalten, als ſie bei der Bildung der neuen 
Geſamtſtrafe unverkürzt zu berückſichtigen ſind, ſo bilden ſie 
trotzdem doch nur die Elemente für dieſe Bildung der neuen 
Geſamtſtrafe und gehen in dieſer auf; in Anſehung der 
Strafvollſtreckung haben ſie ihre Selbſtändigkeit verloren. 
Eine teilweiſe Aufhebung eines auf Geſamtſtrafe erkennenden 
Urteils vermag hieran nichts zu ändern, denn die Einzel⸗ 
ſtrafen find nicht „erkannt“, auch haben fie in der Urteils 
formel keinen Ausdruck gefunden und wenn letztere eventuell 
auch je um der zwingenden Vorſchrift des § 483 Abſ. 1 
StPO. zu genügen, aus den Gründen des Urteils ergänzt 
werden könnte, ſo bleibt doch immer die entſcheidende Tat⸗ 
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ſache beſtehen, daß eine rechtskräſtige Geſamtſtrafe noch nicht 
vorliegt und deshalb der vorzeitigen Vollſtreckung einer 
Einzelſtrafe die grundſätzliche Vorſchrift des §S 481 StPO. 
entgegenſteht. Ein nur teilweiſe rechtskräftiges Urteil iſt 
nicht vollſtreckbar und es würde zu bedenklichen Folgen 
führen, wenn den von einer Aufhebung des Urteils nicht 
betroffenen Einzelſtrafen in ſolcher Art eine Selbſtändigkeit 
zuerkannt würde, die ſie in dem Moment wieder verlieren 
müßten, in dem eine neue Geſamtſtrafe ausgeſprochen wird. 
Desgleichen iſt in der maßgebenden Plenarentſcheidung des 
Reichsgerichts vom 18. April 1894 (RGE. Bd. 25 S. 297 ff.) 
anerkannt, daß nur die Geſamtſtrafe diejenige Strafe dar⸗ 
ſtellt, die ohne weiteres vollſtreckt werden kann und daß auf 
Grund des eine einheitliche Geſamtſtrafe erkennenden Urteils 
nur dieſe Geſamtſtrafe zur Vollſtreckung gelangen darf, ſo— 
wie daß für den Fall ihrer Vollſtreckung die gefundenen 
Einzelſtrafen ihre Bedeutung verlieren. Vorliegend iſt das 
auf Geſamtſtrafe lautende Urteil in ſeiner Geſamtheit erſt 
am 12. Dezember 1912 vormittags 11 Uhr nach den Akten 
rechtskräftig geworden, die Vollſtreckbarkeit iſt ſomit auch 
erſt mit dieſem Zeitpunkt eingetreten. 

Nun erhebt ſich die Frage, ob die Vorſchrift des 8 482 
StPO. Anwendung finden kann. Die Frage iſt beſtritten 
und der Strafſenat hat bisher an der Anſchauung feſtge⸗ 
halten, daß wenn gegen einen verhafteten Angeklagten auf 
eine Geſamtſtrafe erkannt iſt und dieſer das Urteil, ſei es 
im ganzen, ſei es nur zu einem Teil mittels eines Rechts⸗ 
mittels angefochten, alſo wenn er ſich auch bezüglich eines 
Reats der Einzelſtrafe unterworfen, im übrigen aber das 
Rechtsmittel nicht zurückgenommen hat, bis zum Eintritt der 
Rechtskraft des auf Geſamtſtrafe lautenden Urteils für die 
Anwendung des § 482 kein Raum ſei. Nach dieſem 8 iſt 
auf die zu vollſtreckende Freiheitsſtrafe unverkürzt die vom 
Angekl. ſeit ſeinem Verzicht auf Rechtsmitteleinlegung oder 
ſeit ſeiner Zurücknahme des eingelegten Rechtsmittels oder 
ſeit Ablauf der Einlegungsfriſt erlittene Unterſuchungshaft 
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anzurechnen. Eine der hier genannten Vorausſetzungen trifft 
in dem oben angeführten und hier vorliegenden Fall nicht 
zu und ebenſowenig der in den Motiven zum § 482 (im 
Entwurf § 407) S. 248 und bei feiner Beratung (Prot. 
J. Komm. S. 1069/71) zugrunde gelegte Gedanke. Dieſer 
geht dahin: Da eine vorläufige Vollſtreckung der Freiheits⸗ 
ſtrafe ausgeſchloſſen ſei, ſo könne dies dem zu Strafe ver⸗ 
urteilten Angekl. gegenüber zu Unzuträglichkeiten führen, 
wenn er ſich in Haft befinde und das Urteil nur vom Staats⸗ 
anwalt angefochten ſei; deshalb ſolle hier im Intereſſe des 
verhafteten Beſchuldigten beſtimmt werden, daß und wie 
ſolchenfalls die Haft angerechnet werden könne; ſoweit nicht 
der Angekl. durch ſein eigenes Verhalten im Gebrauch der 
ihm zuſtehenden Rechtsmittel den Eintritt der Vollſtreckbar⸗ 
keit des Urteils aufgehalten habe, ſolle ſeine Lage dadurch 
keine Verſchlimmerung erfahren, daß dem alsbaldigen Be- 
ginn der Strafvollſtreckung nicht durch ihn ſelbſt herbeige⸗ 
führte Hinderniſſe entgegentreten; die Regel des 8 481 (Entf. 
§ 406) erhalte eine Ergänzung durch § 482 ($ 407) und die 
Haft ſei anzurechnen, ſobald das Urteil gegenüber dem Angekl. 
rechtskräftig geworden ſei oder wenn nur der Staatsanwalt 
das Rechtsmittel eingelegt habe und der Aufſchub des Straf: 
vollzugs nicht durch den Angekl. veranlaßt wurde. Ein 
Antrag von Schwarze, in letzterem Falle ſolle das Urteil 
auch vor Entſcheidung über das Rechtsmittel vollſtreckt wer⸗ 
den können, wurde abgelehnt, Prot. J. Komm. S. 1070. 
Von der in der Frage bisher vertretenen Auffaſſung abzu⸗ 
gehen, beſteht im vorliegenden Fall für den Senat kein An⸗ 
laß. Dieſe Auffaſſung wird auch geteilt vom Oberſten 
Bayer. Landesgericht Entſch. V 213, IX 273, X 70, ebenſo 
vom OLG. Dresden, Samml. Bd. 24 S. 294, Bd. 32 S. 203; 
vol. Preuß. Kammer⸗Ger. in Goltd. Arch. Bd. 56 S. 339. 
Allerdings hat das Reichsgericht — indes ohne Begründung 
— in einem dem vorliegenden ähnlichen Fall anſcheinend 
einen anderen Standpunkt eingenommen (RGE. 39 S. 276), 
jedoch iſt in der veröffentlichten Entſcheidung unklar gelaſſen, 
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inwiefern das frühere Urteil hinſichtlich des rechtskräftig ge⸗ 
wordenen Teils auch vollſtreckbar war. Auch ſoweit die 
Zuläſſigkeit einer analogen Anwendung des § 482 StPO. 
meiſt darauf geſtützt wird, daß in einer nur teilweiſen An⸗ 
fechtung eines auf Geſamtſtrafe lautenden Urteils ſeitens des 
Angekl. zugleich ein Verzicht auf das Rechtsmittel im übrigen 
liege, träfe dieſe Vorausſetzung vorliegend nicht zu, ſofern 
die Reviſion des Angekl. ſich auf das Urteil im ganzen er⸗ 
ſtreckt hatte. 

Hienach war auf die Beſchwerde der K. Staatsanwalt— 
ſchaft unter Aufhebung des angefochtenen Strafkammer— 
beſchluſſes anzuordnen: 

Der Beginn der dem Angekl. M. durch Urteil vom 
10. Dezember 1912 zuerkannten Geſamtſtrafe von 1 Jahr 
Gefängnis wird auf den 12. Dezember 1912 vormittags 11 Uhr 
feſtgeſetzt. 

Beſchluß des Ferienſenats als Strafſenat vom 23. Juli 

1913 in der Strafſache g. Karl M. von E. wegen 

Unterſchlagung u. a. V. 


7. 


Mann gilt Hündlervieh als zum Zweck des Verkaufs 
aufgeſtellt im Binn der Vollzugsverfügung zum Vieh⸗ 
ſeuchengeſetz? 


Aus den 

N Gründen: 

I. Nach 8 17 Ziff. 3 des Reichsviehſeuchengeſetzes vom 
26. Juni 1909 kann als Schutzmaßregel gegen die ſtändige 
Gefährdung der Viehbeſtände durch Viehſeuchen u. a. die 
Beibringung von Urſprungs- und Geſundheitszeugniſſen für 
das im Beſitze von Viehhändlern befindliche und für das 
auf Märkte oder öffentliche Tierſchauen gebrachte Vieh an— 
geordnet werden; nach § 2 liegt die Anordnung und Durch- 
führung der Bekämpfungsmaßregeln den Landesregierungen 
und deren Organen ob. Nach § 17 der Ausführungsvor⸗ 


— — 
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ſchriften des Bundesrats vom 17. Dezember 1911 haben die 
Geſundheitszeugniſſe bei Wiederkäuern eine Gültigkeitsdauer 
von 5 Tagen, welche Friſt von der Landesregierung kürzer 
bemeſſen werden kann. Nach Art. 1 des Württ. Ausfüh⸗ 
rungsgeſetzes vom 8. Juli 1912 zum Viehſeuchengeſetz ſteht 
die Anordnung und Durchführung der Maßregeln zur Be⸗ 
kämpfung der Viehſeuchen dem Miniſterium des Innern, 
dem Medizinalkollegium, den Oberämtern und Ortspolizei⸗ 
behörden unter Mitwirkung der beamteten Tierärzte zu. 


Durch die Vollzugsverfügung des Miniſteriums des Innern 


vom 11. Juli 1912 iſt zur Ausführung des oben zit. § 17 
Ziff. 3 RGeſ. in § 27 beſtimmt, daß für im Beſitz von 
Händlern befindliche Schweine, die zum Zweck des Verkaufs 
aufgeſtellt oder außerhalb abgegrenzter Räumlichkeiten feil⸗ 
geboten oder auf Märkte aufgetrieben werden, amtstierärzt⸗ 
liche Geſundheitszeugniſſe beizubringen ſind und weiterhin 
iſt vorbehalten, daß im Fall einer beſtimmten Seuchengefahr 
und für deren Dauer dieſe Vorſchrift vom Medizinalkolle⸗ 
gium auf die im Beſitz von Viehhändlern befindlichen Wie- 
derkäuer mit der Maßgabe ausgedehnt werden kann, daß 
das Geſundheitszeugnis auch von einem nichtbeamteten ap— 
probierten Tierarzte ausgeſtellt ſein darf. Von dieſer Er⸗ 
mächtigung hat das Medizinalkollegium, tierärztliche Abtei⸗ 
lung, durch Bekanntmachung vom 31. Juli 1912, welche im 
Monat Februar 1913 noch in Geltung war, Gebrauch ge— 
macht und im Hinblick auf die fortgeſetzt drohende Gefahr 
der Ein⸗ und Verſchleppung der Maul- und Klauenſeuche 
beſtimmt, daß die vorerwähnte Vorſchrift des § 27 der 
MinVerf. vom 11. Juli 1912 über die Beibringung von 
amtstierärztlichen Geſundheitszeugniſſen für im Beſitz von 
Händlern befindliche Schweine bis auf weiteres auch auf die 
im Beſitz von Viehhändlern befindlichen Wiederkäuer mit der 
Maßgabe ausgedehnt werde, daß das Geſundheitszeugnis 
auch von einem nichtbeamteten Tierarzt ausgeſtellt ſein dürfe. 
Für die Gültigkeit der Geſundheitszeugniſſe iſt in der Min.⸗ 
Verf. § 28 Abſ. 2 bei Wiederkäuern und Schweinen eine 
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Dauer von 5 Tagen, den Tag der Ausſtellung nicht einge— 
rechnet, feſtgeſetzt worden. 

II. Nach dem vom Berufungsgericht feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalt betreibt der Angekl. ſeit etwa 12 Jahren den Vieh⸗ 
handel als Gewerbe und hat ſein zum Verkauf zu bringendes 
Handelsvieh iu einem von ihm zu dieſem Zweck gemieteten 
Stall in einem Gaſthof zu H. untergebracht, den er ſtets 
verſchloſſen hält. Vom Amtstierarzt war er belehrt, daß er 
für jedes in ſeinem Handelsſtall ſtehende Stück Vieh auf 
Grund getroffener Seuchenanordnung fortlaufend ſich ein 
tierärztliches Geſundheitszeugnis zu verſchaffen habe. Bei 
einer Kontrolle ſeines Handelsſtalles am 20. Februar 1913 
ergab ſich, daß von den dort ſtehenden 7 Stück Rindvieh 
für 3 ein noch gültiges Geſundheitszeugnis fehlte, während 
für die 4 weiteren Stück Rindvieh ein ſolches vorhanden 
war. Für die 3 erſteren Stück Vieh war am 4. Februar 
1913 ein Geſundheitszeugnis ausgeſtellt worden, deſſen Gül⸗ 
tigkeit, wie dem Angekl. bewußt, mit Ablauf des 9. Februar 
erloſchen war. Auf Grund dieſes Sachverhalts iſt der An— 
gekl. vom Schöffengericht wegen einer Uebertretung gegen 
8 27 der Min Verf. vom 11. Juli 1912 in Verbindung mit 
der Bekanntmachung des Medizinalkollegiums vom 31. Juli 
1912 gemäß $ 76 Ziff. 1 des Viehſeuchengeſetzes zu der 
Geldſtrafe von 10 M. verurteilt und ſeine hiegegen einge— 
legte Berufung verworfen worden. Das Berufungsgericht 
hat angenommen, daß die fraglichen 3 Stück Rindvieh, für 
die der Angekl. nach dem 9. Februar 1913 neue Geſund⸗ 
heitszeugniſſe nicht beſchafft hatte, in deſſen Handelsſtall zum 
Zweck des Verkaufs aufgeſtellt waren und daß der Angefl. 
abſichtlich die Beibringung neuer Geſundheitszeugniſſe unter⸗ 
laſſen hat. Sein Schutzvorbringen, es genüge zur Einhal- 
tung der getroffenen Anordnung, wenn er jeweils vor dem 
Feilbieten eines Tieres ein Geſundheitszeugnis ſich beſchaffe, 
alſo erſt beim Erſcheinen eines Kaufliebhabers für in ſeinem 
Handelsſtall ſtehendes Vieh und noch ehe er mit dem Lieb— 
haber in Unterhandlung eintrete und ihm das Betreten ſeines 


B. in Strafſachen. 73 


Handelsſtalles geſtatte, wurde vom Berufungsgericht als un⸗ 
zutreffend verworfen. 

III. Die in zuläſſiger Weiſe eingelegte Reviſion wird 
auf Verletzung des materiellen Rechts, insbeſondere der zur 
Anwendung gebrachten Beſtimmungen des Viehſeuchengeſetzes, 
der zit. Min Verf. und der Bekanntmachung des K. Medi⸗ 
zinalkollegiums geſtützt und beantragt, das Berufungsurteil 
aufzuheben und den Angekl. freizuſprechen, eventuell die Sache 
zur anderweiten Verhandlung an das Berufungsgericht zu: 
rückzuverweiſen. In der Begründung der Reviſion wird die 
Auffaſſung der Vorinſtanz über die Erforderniſſe des Tat⸗ 
beſtandsmerkmals „Aufſtellen zum Zweck des Verkaufs“ be⸗ 
kämpft und hiezu ausgeführt, daß damit ein Aufſtellen ge⸗ 
meint ſei, das mit der unmittelbaren Abſicht erfolge, ohne 
weiteren Vorbehalt und ohne weitere Maßnahmen ſeitens 
des Viehhändlers mit jedem beliebigen Kaufliebhaber in Un⸗ 
terhandlungen zu treten; ſolange erſterer noch gar nicht die 
Abſicht habe, das Vieh einem Kaufliebhaber auch nur vor⸗ 
zuzeigen, könne von einem Aufſtellen zum Zweck des Ver⸗ 
kaufs nicht die Rede ſein; das Geſetz wolle nicht etwa eine 
Anſteckung der im Stall des Viehhändlers befindlichen ge⸗ 
ſunden Tiere durch neueingebrachte, vielleicht mit der Seuche 
behaftete Tiere verhindern, ſondern das Geſetz wolle ledig— 
lich, daß kein Kaufsliebhaber mit dem Vieh in Berührung 
komme, bevor nicht deſſen Seuchenfreiheit vom Tierarzt feſt⸗ 
geſtellt ſei und dieſer Zweck werde durch das vom Angefl. 
eingeſchlagene Verfahren, dem zufolge er niemand in den 
Stall einführe oder dort ſein Vieh feilbiete, ſolange er nicht 
im Beſitz eines Geſundheitszeugniſſes ſei, vollkommen ge⸗ 
ſichert; das neue Viehſeuchengeſetz nehme im Unterſchied vom 
alten auf die Intereſſeu der von feinen Vorſchriften getrof— 
fenen Verkehrskreiſe billige Rückſicht und die Auffaſſung der 
Vorinſtanz würde zu einer unnötig drückenden Belaſtung des 
Viehhändlerſtandes führen; das Geſundheitszeugnis werde 
nicht ſchon mit dem Aufſtellen im Händlerſtall, ſondern uur 


74 Eutſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


dann verlangt, wenn der Händler Kaufliebhaber mit dem 
Vieh in Berührung bringen wolle. 

IV. Dieſer Auffaſſung der Reviſion kann nicht beige⸗ 
treten werden. Im angefochtenen Urteil iſt für dieſen Teil 
des Sachverhalts feſtgeſtellt, daß der Angekl. die fraglichen 
3 Stück Rindvieh ebenſo wie die 4 anderen, für die er noch 
gültige Geſundheitszeugniſſe hatte, zu verkaufen beabſichtigte 
und in ſeinem Handelsſtall untergebracht hatte, ſowie daß 
er für die 3 erſteren Stück am 4. Februar 1913 mit Rück⸗ 
ſicht anf den am folgenden Tag ſtattfindenden Haller Vieh— 
markt ein Geſundheitszeugnis ſich beſchafft hatte; ferner iſt 
ausgeführt, daß er, wenn ein Kaufliebhaber gekommen wäre, 
jederzeit bereit geweſen wäre, mit ihm einen Kaufvertrag 
über dieſe Stücke abzuſchließen. Auf Grund dieſer tatſäch— 
lichen Feſtſtellungen konnte der Vorrichter ohne erkennbaren 
Rechtsirrtum zu der Annahme gelangen, daß dieſe 3 Stück 
Rindvieh vom Angekl. „zum Zweck des Verkaufs aufgeſtellt“ 
waren. Denn mit letzterem Begriff iſt lediglich das Bereit⸗ 
ſtellen und Bereithalten des im Beſitz von Händlern befind— 
lichen Viehs an beſtimmtem Ort zum Verkauf an etwaige 
Liebhaber bezeichnet, wobei es völlig gleichgültig iſt, ob be— 
reits Kaufliebhaber ſich gemeldet haben oder dem Viehhändler 
ſonſtwie bekannt find, ebenſo iſt es für den Begriff des Auf⸗ 
ſtellens zum Zweck des Verkaufs unerheblich, ob es bei die— 
ſem Bereitſtellen in Wirklichkeit überhaupt zu Kaufsverhand— 
lungen bezüglich der einzelnen Stücke kam oder nicht. Das 
Vieh iſt, wie der Vorrichter zutreffend ausführte, zum Ver⸗ 
kauf aufgeſtellt, auch ſolange ein beſtimmter Liebhaber für 
dasſelbe nicht auftritt und der Händler perſönlich ſein Vieh 
zum Ankauf noch nicht zur Verfügung ſtellt, ſondern der 
Tatbeſtand iſt erfüllt, wenn und infolange der Händler das 
Vieh durch Aufſtellung in ſeinem Handelsſtall für irgend 
einen Liebhaber zum Zweck des Ankaufs bereit hält. Der 
Regelfall des Aufſtellens zum Zweck des Verkaufs iſt abge— 
ſehen vom Fall des Auftriebs zum Markt gerade der hier 
vorliegende und feſtgeſtellte, in dem der Händler in ſeinem 
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Beſitz befindliches Vieh in einem beſonderen Händlerſtall für 
einen Verkauf aufſtellt. Der Händlerſtall iſt als ſolcher den 
Kaufliebhabern von Vieh regelmäßig bekannt und bietet eine 
jederzeitige Gelegenheit zum Abſchluß von Viehkäufen; in 
dieſem Sinn ſtellt der Händler ſein verkäufliches Vieh ge⸗ 
rade im Händlerſtall auf, damit etwaige Liebhaber jederzeit 
in der Lage ſind einzukaufen. 

Der Auffaſſung der Reviſion, daß erſt beim Erſcheinen 
eines Kaufliebhabers das Geſundheitszeugnis zu beſchaffen 
ſei, alſo das Vieh erſt dann zum Zweck des Verkaufs auf— 
geſtellt gelte, ſteht ſonach der Wortlaut und Sinn des zit. 
§ 27 der MinVerf. entgegen; dies tritt um ſo mehr in die 
Erſcheinung, wenn man die daſelbſt enthaltene Unterſchei⸗ 
dung der Fälle berückſichtigt, für die dem Viehhändler die 
Pflicht der Zeugnisbeibringung auferlegt iſt. Dieſe Ver⸗ 
pflichtung beſteht nach dem zit. § 27 für drei Fälle, die ſo⸗ 
nach auch als drei verſchiedene, d. h. mit verſchiedenem Tat⸗ 
beſtand im Verhältnis zueinander gedacht ſein müſſen. Für 
die erſtere Kategorie iſt nur die allgemeine Zweckbeſtimmung 
der Aufſtellung zum Zweck des Verkaufs als Kriterium an- 
geführt, während für die zweite Kategorie ein Feilbieten 
außerhalb abgegrenzter Räumlichkeiten und für die dritte 
das Auftreiben auf Märkte erfordert wird. Der Begriff des 
Aufſtellens zum Zweck des Verkaufs iſt an ſich allgemeiner 
und nicht identiſch mit dem des Feilbietens, auch iſt hier im 
Unterſchied von den beiden anderen Kategorien von einer 
Einſchränkung nach Raum oder beſtimmter Verkaufsgelegen⸗ 
heit abgeſehen. Die Zeugnisverpflichtung des Händlers trifft 
ſonach für das zum Verkauf aufgeſtellte Vieh zu, gleichgültig 
ob es innerhalb oder außerhalb abgegrenzter Räumlichkeiten, 
alſo ob es vor dem Stall oder in demſelben zu dieſem Zweck 
aufgeſtellt iſt oder ob dieſe Aufſtellung auf Märkten oder 
anderswo geſchieht, ferner kann Vieh zum Verkauf aufge⸗ 
ſtellt fein, auch ohne daß es zu einem Feilbieten, d. h. zu 
einem förmlichen Anbieten oder zu einem als ſolchen nach 
außen erkennbaren Kaufsangebot kommt und feilgeboten 
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außerhalb abgegrenzter Räumlichkeiten kann Vieh auch wer⸗ 
den, wenn es nicht zum Zweck des Verkaufs aufgeſtellt iſt 
z. B. auf dem Transport an zufällig erſcheinende Kauflieb⸗ 
haber u. dergl. 

Der Standpunkt der Reviſion aber würde dieſen Unter⸗ 
ſchied völlig aufheben und bei ihm würde es nach der zu— 
treffenden Ausführung des Vorrichters genügen, ſtatt der 
beiden erſten Alternativen des zit. § 27 das Feilbieten des 
Viehs ganz allgemein, nicht nur wenn es ohne Aufſtellung 
zum Zweck des Verkaufs außerhalb abgegrenzter Räumlich⸗ 
keiten erfolgt, alſo kurzweg das Feilbieten innerhalb und 
außerhalb ſolcher dem Zeugniszwang zu unterwerfen. Nun 
iſt doch nicht anzunehmen, daß der Geſetzgeber, wenn er auf 
dieſem Standpunkt geſtanden wäre, die Beſtimmung ſo wie 
geſchehen gefaßt und die beiden erſten Fälle als ſolche aus⸗ 
einandergehalten und einander gegenübergeſtellt hätte; im 
Gegenteil muß aus der getroffenen Unterſcheidung und Ge⸗ 
genüberſtellung in Beachtung des Wortlauts der Beſtim— 
mung auf den hier vertretenen Sinn derſelben geſchloſſen 
werden. Für die gegenteilige Auffaſſung der Reviſion ſpricht 
auch nicht etwa die Tatſache, daß der Angekl. ſeinen Han⸗ 
delsſtall verſchloſſen hielt; denn dies geſchah nicht etwa grund⸗ 
ſätzlich und gegenüber allen Kunden und Kaufliebhabern, was 
ſchon aus der feſtgeſtellten Verkaufsabſicht des Angekl. un⸗ 
zweifelhaft hervorgeht, ſondern wohl lediglich aus Gründen 
der Sicherheit des Eigentums, wie denn auch der Vorrichter 
feſtſtellte, daß keinerlei Tatſachen vorliegen, durch welche die 
Annahme des Verkaufszwecks ausgeſchloſſen würde. Und 
wenn ſich der Angekl. auch vorbehielt, beim Erſcheinen eines 
Kaufliebhabers und vor Oeffnung des Stalls für dieſen die 
vorgeſchriebenen Geſundheitszeugniſſe zu beſchaffen, ſo ändert 
dieſer Vorbehalt nichts an der feſtgeſtellten Zweckbeſtimmung 
der Aufſtellung der Tiere, nämlich zum Zweck des Verkaufs. 


Auch ſonſt fehlt es an jedem Anhaltspunkt dafür, daß das 


Geſundheitszeugnis erſt unmittelbar vor dem Feilbieten bei 
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dem im Handelsſtall zum Verkaufe aufgeſtellten Vieh beizu⸗ 
bringen ſei. 

Hiezu kommt, daß die einſchränkende Auslegung der 
Reviſion für die Erreichung des erſichtlichen Zwecks der kri⸗ 
tiſchen Beſtimmung keine ſichere Garantie bietet. Der Zweck 
des aufgeſtellten Zeugniszwangs geht unzweifelhaft dahin, 
daß die Tiere ſoweit möglich geſichert und anerkannt ſeuchen⸗ 
frei in den Handel kommen und eben dieſer Zweck erfordert 
eine beſondere Fürſorge, weil erfahrungsgemäß gerade durch 
das im Beſitz von Händlern befindliche Vieh die Seuche 
leicht und häufig verſchleppßt werden kann. Dieſer Gefähr⸗ 
dung ſoll einmal durch die in den 8$ 65—67 Mi Verf. für 
die Einrichtung und Beſchaffenheit der Händlerſtälle gege- 
benen Sondervorſchriften, ſodann durch eine ſichere und fort: 
geſetzte Kontrolle, wie fie mit der Beſchaffung von Gejund- 
heitszeugniſſen im zit. § 27 für die drei angeführten Fälle 
gegenüber dem Händlervieh vorgeſchrieben iſt, allgemein und 
wirkſam begegnet werden. Deshalb muß ein Viehhändler 
für jedes in feinem Handelsſtall eingebrachte Tier ſich al3- 
bald und fortlaufend ein Geſundheitszeugnis verſchaffen, da 
ſonſt jede Kontrolle über das aus verſchiedenen Ställen, 
Orten und Bezirken ſowie auf mancherlei Wegen zuſammen⸗ 
kommende Händlervieh fehlen würde, zumal für ſolches die 
jederzeitige Verkaufsgelegenheit und damit nicht nur direkt, 
ſondern bei dem Ab- und Zugang von Kunden auch mittel—⸗ 
bar eine ſtete Verſchleppungsmöglichkeit der Seuche gegeben iſt. 

Unzutreffend iſt auch die Einwendung der Reviſion, daß 
die Auffaſſung des Vorrichters in Wirklichkeit darauf hinaus⸗ 
laufe, daß jedes Aufſtellen von Wiederkäuern von ſeiten des 
Viehhändlers in ſeiner Stallung bereits ein Aufſtellen zum 
Verkauf darſtelle. Dieſer Fall und damit der geſetzliche Tat⸗ 
beſtand liegt vielmehr nur dann vor, wenn die betreffenden 
Viehſtücke zum Zweck des Verkaufs im Händlerſtall aufge⸗ 
ſtellt werden und infolange ſie zu dieſem Zweck aufgeſtellt 
bleiben. Somit bleiben ſolche Stücke Vieh ausgenommen, 
die vom Händler etwa für ſeinen gewerblichen oder land- 
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wirtſchaftlichen Betrieb verwendet werden oder überhaupt zu 
einem anderen als dem Verkaufszweck vorübergehend oder 
auch für längere Dauer in ſeinen Stall verbracht ſind. Eben⸗ 
ſowenig iſt der Reviſionsbegründung darin beizupflichten, 
daß bei dem oben geſchilderten Verfahren des Angekl. der 
Zweck des Geſetzes ebenſo vollkommen geſichert ſei. Denn 
in dieſem Falle wäre die rechtzeitige Beibringung der Ge⸗ 
ſundheitszeugniſſe jeweils ganz in das Belieben und in die 
größere oder geringere Gewiſſenhaftigkeit des einzelnen Händ⸗ 
lers geſtellt und damit Tür und Tor der Umgehung der 
Miniſterialvorſchrift geöffnet. Daß aber die Gefahr der Um⸗ 
gehung des Geſetzes, wie die Reviſion meint, bei dieſer Frage 
lediglich keine Rolle ſpiele, wird angeſichts der ſchwerwie⸗ 
genden Folgen des Umſichgreifens der Maul- und Klauen⸗ 
ſeuche für den wirtſchaftlichen Wohlſtand des Landes und 
zwar nicht nur für Landwirtſchaft, ſondern auch für Ge- 
werbe und Handel nicht verſtanden werden. Dagegen iſt 
der Reviſion zuzugeben, daß die Auflage einer fortlaufenden 
Beſchaffung von Geſundheitszeugniſſen für das zum Ver— 
kauf im Händlerſtall aufgeſtellte Rindvieh eine nicht uner⸗ 
hebliche finanzielle Belaſtung für die Viehhändler bedeutet. 
Allein abgeſehen davon, daß dieſes Moment für die Aus— 
legung und Anwendung der Miniſterialvorſchrift an ſich nicht 
ausſchlaggebend iſt, liegt eine weitgehende Sicherheit für die 
Einhaltung der gegebenen Vorſchrift offenſichtlich im eigen- 
ſten Intereſſe der Viehhändler ſelbſt. Die Vorſchrift ſoll 
eine wirkſame Kontroll- und Sicherungsmaßregel gegen eine 
weitere Verſchleppung der Seuche ſein, die ihrerſeits den 
Viehhandel wie die Viehbeſitzer auf das ſchwerſte ſchädigt. 
Eine zuverläſſige, fortlaufende und lückenloſe Kontrolle des 
zum Verkauf beſtimmten Händlerviehs, wie ſie durch die 
Vorſchrift des § 27 zit. MinVerf. in dem hier vertretenen 
Sinne gegeben iſt, bildet aber eine der wirkſamſten Garan— 
tien gegen eine Weiterverbreitung der Seuche und gegen die 
damit verbundene Schädigung des Viehhandels. Soweit 
endlich der Angekl. auf Grund einer Belehrung ſeines Rechts⸗ 
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beiſtands der Anſicht war, das Geſundheitszeugnis ſei immer 
erſt im Fall des Erſcheinens eines Kaufliebhabers beizu⸗ 
bringen, ſo irrte er nicht über einen Tatumſtand im Sinne 
des § 59 StGB., ſondern über die Auslegung des Begriffs 
des Aufſtellens von Vieh zum Zweck des Verkaufs und 
damit über einen weſentlichen Beſtandteil der vorliegenden 
Strafrechtsnorm; er befand ſich daher im Rechtsirrtum, der 
ſein ſtrafrechtliches Verſchulden nicht ausſchließt. 

Nach dem Ausgeführten war daher dem Rechtsmittel 
ein Erfolg zu verſagen. 

Urteil des Ferienſenats als Strafſenats vom 23. Juli 

1913 in der Strafſache gegen Nathan W. in H. wegen 

Uebertretung des Viehſeuchengeſetzes. 


8. 


IR der Lehrling eines Bentiſten gewerbeſchulpflichtig 
im Sinn des Geſetzes vom 22. Juli 1906? 


Die Frage wurde vom Strafſenat in einem Reviſions⸗ 
fall bejaht. 

Aus den 

Gründen: 

Der am 4. November 1895 geborene Karl G., Sohn 
des Angekl., iſt bei dem Dentiſten O. in H. ſeit 1. Juli 1909 
in der Lehre und beſuchte auch die Gewerbeſchule daſelbſt; 
in der Zeit vom Juli bis Oktober 1912 iſt er aus Geſchäft 
und Schule ausgeſchieden und dann wieder eingetreten. Ein 
Geſuch des Lehrherrn, den Karl G. vom Beſuch der Gewerbe— 
ſchule zu dispenſieren, wurde anfangs November abſchlägig 
beſchieden. Am 11. und 13. November 1912 iſt der Lehrling 
Karl G. auf Veranlaſſung ſeines Vaters dem Unterricht in 
der Gewerbeſchule ferngeblieben und der Lehrherr O. hat ihn 
auf Weiſung des Vaters zum Beſuch der Schule nicht an— 
gehalten. Der Angekl., der ſelbſt Dentiſt iſt, beſtritt die 
Gewerbeſchulpflicht ſeines Sohnes, da die Dentiſten nicht zum 
Gewerbe, ſondern zur Zahnheilkunde zählen. 
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Durch Strafverfügung des Stadtpolizeiamts H. iſt we⸗ 
gen der beiden Schulverſäumniſſe des Lehrlings der Lehrherr 
O. auf Grund des Art. 15 des Gewerbeſchulgeſetzes vom 
22. Juli 1906 mit einer Geldſtrafe von 6 M. und der An⸗ 
gekl. wegen Anſtiftung des Lehrherrn hierzu mit der gleichen 
Strafe belegt worden. Während jener die Strafe annahm, 
hat dieſer gerichtliche Entſcheidung beantragt: er wurde vom 
Schöffengericht freigeſprochen auf Grund der Annahme, daß 
der Lehrling Karl G. nach der Art ſeiner Beſchäftigung beim 
Dentiſten O. nicht als ein in einem gewerblichen Betriebe 
beſchäftigter Arbeiter und daher auch nicht als gewerbeſchul⸗ 
pflichtig im Sinn des zit. Geſetzes anzuſehen ſei. Auf Be⸗ 
rufung des Staatsanwalts wurde das freiſprechende Urteil 
aufgehoben und der Angekl. von der Strafkammer wegen 
Anſtiftung zu einer Uebertretung gegen Art. 15 des Gewerbe⸗ 
ſchulgeſetzes zu 6 M. Geldſtrafe verurteilt. Die hiegegen 
eingelegte Reviſion rügt mit dem Antrag auf Freiſprechung 
des Angekl. eine Verletzung des Art. 2 und 15 des Gewerbe— 
ſchulgeſetzes in Verbindung mit 8$ 6 und 120 der GewOrd. 
ſowie der Art. 2 und 4 Ziff. 1 der Reichs verfaſſung. Zur 
Begründung wird ausgeführt: Die Ausführung des Berufs 
als Zahntechniker falle unter die fog. kleine Chirurgie und 
könne nicht als Gewerbe gelten; der Dentiſt vermittle per: 
ſönliche Dienſtleiſtungen höherer Art, neben rein zahntechni— 
ſcher Behandlung nehme er die ſchwierigſten Zahnoperationen 
ebenſo wie ein approbierter Zahnarzt vor; das württemb. 
Gewerbeſchulgeſetz ſei ferner in Ausführung des §S 120 Gew⸗ 
Ord. ergangen und habe die Begriffe „gewerblicher Betrieb“ 
und „Gewerbeunternehmer“ im gleichen Sinn wie in § 120 
GewOrd. gebraucht und eine Ausdehnung jener Begriffe der 
Geword. wäre überhaupt ſeitens der Landesgeſetzgebung vom 
Standpunkt des Reichsrechts unzuläſſig. 

I. Die Reviſion konnte einen Erfolg nicht haben. In⸗ 
ſoweit iſt ihr allerdings beizupflichten, daß wenn der vorlie⸗ 
gende Fall nur nach den Beſtimmungen der GewOrd. zu 
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beurteilen wäre, die Verurteilung des Angekl. nicht begründet 
erſchiene. 

Der 8 6 GewOrd. beſtimmt, daß dieſe auf die Ausübung 
der Heilkunde nur inſoweit Anwendung findet, als ſie aus⸗ 
drückliche Beſtimmungen darüber enthält. Nach $ 120 Gew⸗ 
Ord. iſt jeder Gewerbeunternehmer verpflichtet, ſeinen Ar⸗ 
beitern unter 18 Jahren die erforderlichenfalls von der zu⸗ 
ſtändigen Behörde feſtzuſetzende Zeit zum Beſuch der Fort⸗ 
bildungsſchule zu gewähren und nach 8 127 iſt der Lehrherr 
verpflichtet, den Lehrling zum Beſuch der Fortbildungsſchule 
anzuhalten und den Schulbeſuch zu überwachen. Daß dieſe 
Vorſchriften der 88 120 und 127 GewOrd. auf die Ausübung 
der Heilkunde anzuwenden ſeien, iſt in der GewOrd. nirgends, 
ſpeziell nicht in dem hierher gehörigen Titel VII mit der 
Ueberſchrift: Gewerbliche Arbeiter (Geſellen, Gehilfen, Lehr⸗ 
linge uſw.) geſagt. Nach Feſtſtellung des Vorrichters iſt der 
Lehrherr des Karl G. Dentiſt, nicht Zahnarzt; er beſitzt ein 
Zahnatelier für operative und techniſche Zahnheilkunde und 
gehört hienach zu den Perſonen, deren Beruf die Ausübung 
der Heilkunde im Sinn des 86 GemOrd. iſt. Weiter iſt 
im Berufungsurteil hiezu ausgeführt: die Tätigkeit der Den⸗ 
tiſten ſei auch, wenn ſie ſich vorwiegend mit operativer Zahn⸗ 
heilkunde in der Art des O. beſchäftige, nach der herrſchen⸗ 
den Anſicht ein Gewerbe und die anderweitige Beurteilung 
der Tätigkeit der Aerzte und Zahnärzte ſei nicht auf die 
Ausübung der Heilkunde überhaupt und ihren Umfang, ſon⸗ 
dern auf die ſtaatlicherſeits erforderte Vorbildung, die ſtaat⸗ 
lich geregelten Berufspflichten und die dadurch bedingte 
ſoziale Stellung der Aerzte zurückzuführen. Andererſeits 
wird vom Vorrichter dabei anerkannt, daß die GewOrd. 
nach $ 6 auf Dentiſten nur Anwendung findet, ſoweit dies 
ausdrücklich beſtimmt iſt. | 

Dieſe Auffaſſung iſt eine zutreffende. Die GewOrd. hat 
die befreiende Vorſchrift des § 6 nicht auf die Heilkunde be⸗ 
ſchränkt, wie ſie von den ſtaatlich approbierten Aerzten aus⸗ 
geübt wird; im Geſetz iſt mit keiner Silbe davon die Rede, 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVI. 1. 6 


82 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


daß unter Heilkunde nur die von approbierten Aerzten aus⸗ 
geübte zu verſtehen ſei. Die Zahntechnik aber, wie ſie im 
heutigen gewerblichen Leben betrieben wird, umfaßt regel⸗ 
mäßig nicht nur die mechaniſche Herſtellung künſtlicher Zähne 
und Gebiſſe, ſondern befaßt ſich auch mehr oder weniger mit 
der geſamten Zahnheilkunde; zwiſchen Zahntechnik und Zahn⸗ 
heilkunde kann ein innerer, zur Abgrenzung beider Gebiete 
geeigneter Gegenſatz nicht oder nur ſchwer aufgeſtellt wer⸗ 
den. Jedenfalls greift die Zahntechnik heute weitgehendſt in 
das Gebiet der Zahnheilkunde über und die Zahntechniker 
üben mindeſtens einen Zweig der niederen Heilkunde, alſo 
einen Teil der Heilkunde als ſolcher aus. Dies iſt in Theo⸗ 
rie und Praxis anerkannt, vgl. Landmann, Komm. 8 6 
S. 69 (Aufl. VI), Stenglein, Nebengeſ. Bd. III S. 3, 31; 
Gewerbearchiv X 272, XII 139; Entſch. Ob. Bayr. LG. 
Bd. XII S. 46, III S. 277; Goltd. Arch. Bd. 51 S. 207. 
Hienach ſind die Zahntechniker nur im Rahmen des 8 6 
GewOrd. den Beſtimmungen derſelben unterworfen und in 
dieſen Rahmen fallen die §§ 120, 127, wie ſchon angeführt, 
nicht. 

II. Allein die Verurteilung des Angekl. iſt nicht auf 
dieſe Beſtimmungen der GewOrd., ſondern auf Art. 2 und 
15 des Württ. Geſetzes vom 22. Juli 1906 betr. die Ge⸗ 
werbe⸗ und Handelsſchulen geſtützt. Dieſes Geſetz bezweckt 
die Ordnung des gewerblichen Unterrichtsweſens und regelt 
ſpeziell die Organiſation der gewerblichen Fortbildungsſchulen 
als Berufs- und Pflichtſchulen. Es iſt nicht, wie die Re⸗ 
viſion behauptet, zur Ausführung des § 120 GewOrd. er⸗ 
laſſen, ſondern gründet ſich auf die jedem Bundesſtaat zu⸗ 
ſtehende Befugnis zur ſelbſtändigen Regelung ſeines Unter⸗ 
richtsweſens. In § 6 GewoOrd. iſt überdies das Unterrichts⸗ 
weſen von der GewOrd. beſonders ausgenommen und der 
landrechtlichen Regelung überlaſſen; nur die Gewerbe der 
Tanz⸗, Turn⸗ und Schwimmlehrer ſind nach §8 35 Geword. 
teilweiſe ausgenommen. Die Zuſtändigkeit der Landesge⸗ 
ſetzgebung zu der im Gewerbeſchulgeſetz geregelten Materie 
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ſteht ſonach an ſich außer Zweifel und ſie iſt im § 120 
Abſ. 3 GewOrd. überdies noch ausdrücklich vorbehalten. Zwar 
beſchäftigt ſich die GewOrd. in § 120 mit den Fortbildungs⸗ 
ſchulen, ſtatuiert daſelbſt aber nur die Verpflichtung der Ge⸗ 
werbeunternehmer, ihren Arbeitern unter 18 Jahren Zeit 
zum Beſuch der Fortbildungsſchule zu gewähren, ſowie ein 
Verbot, am Sonntag den Unterricht ſo zu legen, daß die 
Schüler am Beſuch des Gottesdienſtes gehindert wären. Der 
Abſ. 3 des § 120 enthält ſodann die Beſtimmung, daß durch 
ſtatutariſche Beſtimmung einer Gemeinde oder eines weiteren 
Kommunalverbandes für männliche Arbeiter unter 18 Jah⸗ 
ren die Verpflichtung zum Beſuch einer Fortbildungsſchule, 
ſo weit dieſe Verpflichtung nicht landesgeſetzlich 
beſteht, begründet werden könne. Die Einrichtung, Or⸗ 
ganiſation und Ausgeſtaltung der gewerblichen Fortbildungs⸗ 
ſchulen iſt damit auch hinſichtlich der Beſtimmungen über 
deren Pflichtbeſuch vom Reichsrecht völlig der Landesgeſetz⸗ 
gebung überlaſſen, wie bei der Geſetzesberatung allſeitig an⸗ 
erkannt wurde (vgl. AbgK. 1905/6 Beil. 195 S. 448, Prot. 
S. 3961, I. K. Beil. 43 S. 3, 4, Prot. 54. Sitzg. S. 994). 
Hienach iſt der Hinweis auf einen Widerſpruch mit Art. 2 
und 4 Z. 1 Rf. hinfällig. 
Nun ſchreibt Art. 2 des Gewerbeſchulgeſetzes vor: 

Zum Beſuch der auf Grund des Art. 1 Abſ. 1 errichteten 
gewerblichen Fortbildungsſchule einer Gemeinde ſind ſämt⸗ 
liche in dieſer Gemeinde in gewerblichen und kaufmänni⸗ 
ſchen Betrieben beſchäftigten männlichen Arbeiter unter 
18 Jahren drei Jahre lang verpflichtet. 

Was unter gewerblichen Betrieben zu verſtehen iſt, wird 

im Geſetz nicht näher bezeichnet. Dies geſchieht auch in der 
GewoOrd. nicht. Die Begriffe Gewerbe und Gewerbebetrieb 
ſind überhaupt keine durch Reichs⸗ und Landesgeſetzgebung 
genau beſtimmte; die GewOrd. hat einen beſtimmten Begriff 
des Gewerbes nicht aufgeſtellt und nicht aufſtellen wollen, 
weil, wie die Motive ſagen, „die Vielgeſtaltigkeit der gewerb⸗ 
lichen Entwicklung eine ſcharfe Begriffsbeſtimmung nicht ge⸗ 
6 * 


84 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


ſtattet“. Auch 8 6 GewO. bezweckt nicht etwa den Begriff 
des Gewerbes abzugrenzen, ebenſo iſt ſein Sinn nicht der, 
daß die daſelbſt ausgenommenen Berufstätigkeiten überhaupt 
kein Gewerbe ſeien. Wird doch in dem mehrzit. $ 6 Gew⸗ 
Ord. „der Gewerbebetrieb” der Auswanderungsagenten uſw., 
auf den nach dieſem Paragraphen die GewOrd. gar keine 
Anwendung finden ſoll, direkt als ſolcher bezeichnet und ſelbſt 
in §8 29 GewOrd. von der Berechtigung zum „Gewerbebe⸗ 
betrieb als Aerzte, Zahnärzte“ uſw. geſprochen, obgleich der 
Arztberuf als ſolcher nicht als Gewerbe angeſehen wird. An 
ſich liegt ein Gewerbebetrieb vor, wenn eine erlaubte Berufs⸗ 
und Erwerbsart mit der Abſicht des Erwerbs und fortgeſetzt 
ausgeübt wird und unter den Begriff „Gewerbe“ im allge⸗ 
meinen fallen alle erlaubten Erwerbsarten, ausgenommen die 
Gewinnung roher Naturerzeugniſſe ſowie die höheren rein 
wiſſenſchaftlichen und rein künſtleriſchen Berufe, der Beruf 
der öffentlichen Beamten und Geiſtlichen, vgl. Landmann, 
Komm. Bd. I S. 36, Stenglein a. a. O. S. 3. In den 
Materialien zum Gewerbeſchulgeſetz iſt nun keinerlei Anhalts⸗ 
punkt dafür gegeben, daß dieſes Geſetz etwa ſpeziell auf die 
Gewerbebetriebe beſchränkt werden wollte, auf die die Be⸗ 
ſtimmungen der GewOrd. allgemein Anwendung finden. Im 
Gegenteil wurde ausgeſprochen, daß das Landesgeſetz grund- 
ſätzlich viel weiter gehe als die GewOrd. und es iſt in den 
Motiven zu Art. 2 ausdrücklich geſagt: es liege bei der hier 
normierten Ausdehnung der Schulpflicht kein Anlaß vor, die 
Angehörigen derjenigen Gewerbe, auf die die Beſtimmung 
des § 120 GewOrd. nach § 6 und § 154 GewOrd. keine An⸗ 
wendung findet, beſonders auszunehmen, da mit Hilfe der in 
Art. 3 enthaltenen Befreiungsbeſtimmungen allen Bedürf⸗ 
niſſen ſoweit nötig Rechnung getragen werden könne, vgl. 
zit. Beil. 195 S. 450, Prot. II. K. S. 3971, Prot. I. K. 
S. 999. Damit iſt unzweifelhaft zum Ausdruck gebracht, 
daß der Entwurf in Art. 2 unter gewerblichen Betrieben auch 
ſolche Geſchäftsbetriebe verſtanden hat, welche nach $ 6 nicht 
oder nur mit vereinzelten Beſtimmungen unter die GewOrd. 
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fallen. Dieſe Auffaſſung des Entwurfs hat bei der Beratung 
des Geſetzes einen Widerſpruch oder irgend eine Einſchrän⸗ 
kung nicht erfahren, vielmehr wurde ſie in beiden Kammern 
wiederholt und betont, daß die Angehörigen ſolcher Berufe, 
die einer gehobenen, ſpeziell zeichneriſchen und technologiſchen 
Ausbildung bedürfen, unter allen Umſtänden der Schulpflicht 
unterworfen ſein ſollen, vgl. Prot. II. K. S. 3970 Beil. 
I. K. 43 S. 5. Ferner wurde ein Antrag, der die Verpflich⸗ 
tung zum Gewerbeſchulbeſuch nur für beſtimmte Berufsarten 
aufſtellen wollte, abgelehnt und hiebei betont, daß es über⸗ 
aus ſchwierig ſei, im Geſetz zum voraus alle Berufsarten 
von gewerblichen Arbeitern feſtzuſtellen, die zum Beſuch der 
Gewerbeſchulen verpflichtet ſein ſollen, Prot. II. K. S. 3984/97. 
Hienach iſt davon auszugehen, daß in dem in der Begrün⸗ 
dung ausdrücklich angeführten Umfang allgemein die Lehr⸗ 
linge, jugendlichen Arbeiter und Gehilfen von gewerblichen 
Betrieben unter das Geſetz fallen, ſowie daß der Ausdruck 
„gewerbliche Betriebe“ im weiteren Sinn zu verſtehen iſt. 
Demgemäß fällt, wie der Vorrichter zutreffend ausführt, 
auch der Geſchäftsbetrieb der Dentiſten oder Zahntechniker 
und damit auch der des Lehrherrn des Karl G. unter die 
in Art. 2 dem Gewerbeſchulgeſetz unterſtellten gewerblichen 
Betriebe. Dabei iſt für die Schulpflicht der Lehrlinge von 
Dentiſten eine beſondere Unterſcheidung zwiſchen zahntech— 
niſchen Verrichtungen und der eigentlichen Zahnheilkunde 
nicht zu machen. Ueberdies iſt in der konſtanten Rechtſpre⸗ 
chung des Reichsgerichts anerkannt, daß der Geſchäftsbetrieb 
nicht approbierter Heilbefliſſener und ſpeziell der Zahntech— 
niker allgemein als ein Gewerbebetrieb aufzufaſſen ſei. RGE. 
in Zivilſ. Bd. 66 S. 145; Bd. 68 S. 190; Bd. 70 S. 343; 
GewArch. Bd. 8 S. 185, 554. Ohne Belang für die vor: 
würfige Frage ift deshalb auch die Behauptung der Nevis 
ſion, daß der Dentiſtenberuf kein Gewerbe ſei, weil die 
Dentiſten in Württemberg nicht zur Gewerbeſteuer veranlagt 
ſeien und weil ſie nach § 10 des Geſetzes betr. die Dienſt⸗ 
verhältniſſe der Oberamtsärzte vom Buchführungszwang be— 
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freit ſeien. Dieſe Befreiung beſteht übrigens nur inſoweit, 
als das Miniſterium des Innern befugt iſt, ſolche ausſchließ⸗ 
lich die Zahnheilkunde ausübende Zahntechniker, die die Er⸗ 
ſtehung einer Prüfung an einer vom Miniſterium anerkann⸗ 
ten Fachſchule oder eine ausreichende praktiſche Ausbildung 
nachweiſen, von der geſetzlichen Verpflichtung der Führung 
von Geſchäftsbüchern zu entbinden. Auch der Hinweis der 
Reviſion iſt verfehlt, demzufolge die preußiſchen Gerichte in 
dauernder Rechtſprechung die Lehrlinge von Dentiſten vom 
Beſuch der Pflichtfortbildungsſchule befreit erklären; denn 
dieſe Rechtſprechung bezieht ſich auf die vorliegend nicht 
maßgebende Beſtimmung des § 120 GewOrd. bezw. auf die 
in Gemäßheit des zit. § 120 in preußiſchen Städten erlaſſenen 
ortsſtatutariſchen Vorſchriften über den Pflichtbeſuch gewerb— 
licher Fortbildungsſchulen. Endlich iſt auch ſonſt kein Grund 
erſichtlich, aus welchem der Dentiſtenlehrling Karl G. als 
von ſeiner Verpflichtung zum Beſuch der Gewerbeſchule be— 
freit anzuſehen wäre. Er war im November 1912 noch 
nicht 18 Jahre alt, er befand ſich damals im 3. Lehrjahr 
und hatte die Gewerbeſchule noch nicht volle 3 Jahre beſucht. 
Eine Befreiung von der Verpflichtung zum Schulbeſuch im 
Sinn des Art. 3 Abſ. 2. des Geſetzes iſt nicht erfolgt, viel⸗ 
mehr ein entſprechendes Geſuch des Lehrherrn von der zu— 
ſtändigen Schulbehörde abgelehnt worden. Der geſetzliche 
Befreiungsgrund von Art. 3 Abſ. 1 iſt gleichfalls nicht ge⸗ 
geben. Ebenſowenig vermag an ſich das Schutzvorbringen 
des Angekl., ſein Sohn beſitze bereits die Kenntniſſe, die er 
ſich in der Gewerbeſchule aneignen könnte und eine fachliche 
Ausbildung für den Dentiſtenberuf gebe es in dieſer nicht, 
eine Befreiung im Sinn des Geſetzes zu begründen. Nach 
dem allgemeinen Lehrplan für die Gewerbe- und Handels⸗ 
ſchulen iſt der Pflichtunterrricht nicht bloß ein beruflich⸗tech⸗ 
niſcher, ſondern auch von allgemein geſchäftlich-wirtſchaftlicher 
Art und es ſollen die Schüler zu einer auch im wirtſchaft⸗ 
lichen Sinne zweckmäßigen und wohlberechneten Ausgejtal- 
tung und Ausnützung der beruflichen Tätigkeit, ſowie zum 
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Verſtändnis ihrer ſtaatsbürgerlichen Pflichten grundlegend 
vorbereitet, auch ihre allgemeine Bildung angemeſſen erwei⸗ 
tert werden, vgl. 88 1 und 2 des Lehrplans, RegBl. 1909 
S. 17. Auch die durch beſtandene Prüfung erworbene Be- 
rechtigung zum einjährig⸗freiwilligen Militärdienſt befreit 
nicht ohne weiteres von der Verpflichtung zur Teilnahme am 
Gewerbeſchulunterricht. Die ſchließlich von der Reviſion auf⸗ 
geworfene Frage, ob ein Dentiſtenlehrling, der ſeine Lehr⸗ 
zeit bei einem approbierten Zahnarzt zubringt, gewerbeſchul⸗ 
pflichtig ſei oder nicht, iſt vorliegend nicht zu entſcheiden. 
Nach dem Ausgeführten war die Reviſion als unbe⸗ 
gründet zu verwerfen. 
Urteil des Ferienſenats als Strafſenat vom 30. Juli 
1913 in der Strafſache gegen Auguſt G., Dentiſt in 
Sch. wegen Anſtiftung zu einer Uebertretung des Ge- 
werbeſchulgeſetzes. 
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II. 
Entſcheidung des Rompetenzgerichts hofs. 


1. 


Die dingliche Wirtſchaftsberechtigung des württ. Rechts 

iſt eine Gefngnis des üffentlichen Rechts; zur Ent⸗ 

ſcheidung eines Streites über die Frage ihres Be⸗ 
ſtandes find die Verwaltungsbehürden zuſtündig. 


I. Die Klägerin als Eigentümerin des Gebäudes Pr. 
Nr. .. in U. hat bei dem Landgericht St. gegen den württ. 
Fiskus Klage erhoben mit dem Antrag, feſtzuſtellen, daß das 
Anweſen der Klägerin in U., Grundbuchheft Nr. 2853 Nr. 1, 
Wohnhaus, Pr. Nr. .. mit einer dinglichen Wirtſchafts⸗ 
gerechtigkeit nach näherer Maßgabe des Servitutenbuchs 
Band 39 Blatt 693 ausgeſtattet ſei. Auf die Zuſtellung 
dieſer Klage hat das K. Miniſterium des Innern mit einer 
am 12. November 1912 bei dem Landgericht St. eingekom⸗ 
menen Erklärung wegen Unzuläſſigkeit des Rechtswegs den 
Kompetenzkonflikt erhoben. Die Zivilkammer des Landge— 
richts hat hierauf am 16. November 1912 dieſe Erklärung 
der Klägerin unter Benachrichtigung von der Einſtellung des 
Verfahrens und unter der Eröffnung zugeſtellt, daß es ihr 
freiſtehe, binnen 4 Wochen eine ſchriftliche Erklärung auch 
ihrerſeits abzugeben. 

Die Klägerin erklärt die ſtreitige Wirtſchaftsberechtigung 
für ein dem Privatrecht angehöriges Recht, für welches der 
Rechtsweg zuläſſig ſei, und verlangt Feſtſtellung in dieſem 
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Sinne, während das K. Miniſterium des Innern die Ver⸗ 
waltung für die den Gegenſtand des gedachten Rechtsſtreits 
bildende Frage, ob die beanſpruchte Gerechtigkeit beſtehe, für 
zuſtändig erachtet. f 

II. Die Klägerin führt die von ihr beanſpruchte Wirt: 
ſchaftskonzeſſion auf eine im Jahre 1865 erfolgte Erteilung 
zurück. 

Mit Erlaß der Kreisregierung für den D.⸗Kreis vom 
12. Dezember 1865 iſt dem damaligen Eigentümer des Grund- 
ſtücks Pr. Nr. . „ K., „die dingliche Schildwirtſchaftsgerech⸗ 
tigkeit“ für das Gebäude Pr. Nr. .. verliehen worden. 
In dem Servitutenbuch der Stadtgemeinde U. iſt in Band 
39 Blatt 693 eingetragen worden: „Durch Dekret der K. 
Kreisregierung vom 12. Dezember 1865 wurde für nebiges 
Gebäude (nämlich Pr. Nr. . .) das dingliche Schildwirt— 
ſchaftsrecht verliehen.“ Im Jahre 1876 ging das Grund— 
ſtück Pr. Nr. .. durch Kauf auf L. E. über, wobei aus⸗ 
drücklich der Uebergang der Wirtſchaftsgerechtigkeit auf den 
Käufer vereinbart wurde. Auf den im November 1899 er⸗ 
folgten Tod der Witwe des E. ging das Grundſtück auf 
deren Alleinerbin, ihre Tochter, die Ehefrau des R. F. über. 
Bei der im Jahre 1900 erfolgten Umſchreibung des Grund⸗ 
buchs iſt bei dem Grundſtück Pr. Nr. .. in Abteilung I 
Spalte 8 (Rechte, die dem jeweiligen Eigentümer des Grund— 
ſtücks zuſtehen) eingetragen worden: „ſ. Servitutenbuch Bd. 39 
Bl. 693 betr. dingliche Wirtſchaftsgerechtigkeit.“ Im Jahre 
1907 iſt das Grundſtück an A. W., im April 1909 von 
dieſem auf die Klägerin je infolge Kaufs übergegangen; der 
erwähnte Eintrag in Spalte 8 iſt bei dieſen beiden Eigen— 
tumswechſeln in die Grundbuchhefte der Käufer übertragen 
worden; er beſteht heute noch in dem Grundbuchheft der 
Klägerin Nr. 2853. 

III. Nach der Gewerbeordnung (58S 32ff.) bedürfen eine 
Reihe von Gewerbebetrieben und ſo auch der Betrieb einer 
Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft der gewerbepolizeilichen Erlaub— 
nis. Mit der Erteilung der Erlaubnis erwirbt der Nach— 
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ſuchende nicht etwa ein beſonderes Recht, wenn auch der 
Sprachgebrauch des gewöhnlichen Lebens davon redet, daß 
er jetzt das Recht habe, das fragliche Gewerbe, eine Wirt: 
ſchaft, zu betreiben. Die Gewerbeordnung geſtaltet dieſe Er: 
laubnis nicht als ein den Gegenſtand des Rechtsverkehrs 
bildendes Recht; weder eine Uebertragbarkeit noch ein Ver⸗ 
zicht auf dieſes „Recht“ iſt möglich; vgl. Reger 20 S. 6, 22 
S. 13, 26 S. 212; Fleiner, Inſtitutionen des deutſchen 
Verwaltungsrechts 2. Aufl. S. 359 f. Die Erlaubnis hat 
lediglich die Bedeutung eines obrigkeitlichen Ausſpruchs, daß 
dem fraglichen Gewerbebetrieb ein polizeiliches Hindernis 
nicht entgegenſtehe; vgl. Fleiner a. a. O. Es kann alſo 
nur inſofern von einer Berechtigung oder Befugnis des— 
jenigen, dem die Erlaubnis erteilt iſt, geſprochen werden, 
als er vorbehältlich ſpäteren Eingreifens der Gewerbepolizei— 
behörde an dem Betrieb des Gewerbes aus polizeilichen 
Gründen nicht mehr gehindert iſt. Daß dieſe fo verſtandene 
Berechtigung dem öffentlichen Recht angehört, da ſie auf 
einem Akt der Polizeigewalt beruht, bedarf keiner Ausfüh- 
rung. 

Dieſen Grundſätzen würde auch die ſtreitige dingliche 
Wirtſchaftsberechtigung kraft Geſetzes unterſtehen, obgleich ſie 
unter der Herrſchaft des früheren württ. Rechts verliehen 
wurde, wenn ſie nicht unter die Ausnahmen des § 10 Abſ. 2 
GewO. fiele, wonach ſeit dem Inkrafttreten der GewO. zwar 
neue Realgewerbeberechtigungen nicht mehr begründet werden 
können, aber die zu dieſem Zeitpunkt ſchon begründeten Neal- 
gewerbeberechtigungen fortbeſtehen. Hienach beurteilt ſich die 
ſtreitige Wirtſchaftsberechtigung nach dem in EGBGB. Art. 74 
inſoweit aufrechterhaltenen Landesrecht, welches auch durch 
die Beſtimmung des § 48 Gew. nicht berührt wird; vgl. 
hiezu Landmann, GewO. zu § 48 Anm. 2. 

IV. Der Standpunkt des hienach in Betracht kommenden 
württ. Rechts iſt nun aber kein anderer als der der Reichs⸗ 
gewerbeordnung. 

Die in Frage ſtehende dingliche Wirtſchaftsgerechtigkeit 
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iſt ſeinerzeit erteilt worden auf Grund des württ. Geſetzes 
vom 3. November 1855 betr. die Berechtigung zum Bier⸗ 
brauen und Branntweinbrennen und zum Betriebe von Wirt⸗ 
ſchaftsgewerben, RegBl. S. 269. In Art. 1 dieſes Geſetzes 
iſt geſagt: .. .. „Der Betrieb von Wirtſchaftsgewerben iſt 
von einer beſonderen Ermächtigung der Regierungsbehörden 
abhängig.“ Dieſer an die Spitze des Geſetzes geſtellte Grund— 
ſatz bringt, wie auch in den geſetzgeberiſchen Vorarbeiten 
(Motive in Verh. d. Kammer d. Abg. v. 1854/55 I. Beil.⸗Bd. 
S. 150, Komm.⸗Ber. daſelbſt S. 334) ausdrücklich her⸗ 
vorgehoben iſt, zum Ausdruck, daß die Ermächtigung zum 
Wirtſchaftsbetrieb ein Ausfluß der ſtaatlichen Gewerbepolizei 
iſt, daß ſie alſo im öffentlichen Recht wurzelt und damit 
öffentlichrechtlicher Natur iſt. Dies war auch der Stand— 
punkt des früheren württ. Rechts. In § 7 Abſ. 1 des Ge⸗ 
ſetzes vom 9. Mai 1821 über die Erhebung und Verwaltung 
des Umgelds heißt es: „Das Recht, Konzeſſionen zu Wirt— 
ſchaftsgewerben zu erteilen, bleibt der Regierung vorbehalten“, 
und in der K. Verordnung vom 10. Dezember 1821 wegen 
der Erteilung der Wirtſchaftskonzeſſionen (Reg Bl. S. 948) 
lautet der Eingang: „Da Seine Königliche Majeſtät durch 
höchſte Entſchließung vom 30. September d. J. die bisher 
dem Steuerkollegium übertragene Erteilung der Wirt⸗ 
ſchaftskonzeſſion aller Art, als einen Aus⸗ 
fluß der Gewerbepolizei, den Regierungs⸗ 
behörden zugewieſen haben . ... Ferner iſt in 
dem Geſetz vom 9. Juli 1827 über die Wirtſchaftsabgaben 
(RegBl. S. 269) in Art. 3 mit der Ueberſchrift: „Erlangung 
der Befugnis zu Wirtſchaftsgewerben“ in Abſ. 1 geſagt: 
„Die Ausübung eines Wirtſchaftsgewerbes ſetzt eine beſon⸗ 
dere, von der Regierungsbehörde erteilte Erlaubnis voraus.“ 

Bringen ſomit alle dieſe Beſtimmungen des württ. Rechts 
zum Ausdruck, daß die Ermächtigung zum Wirtſchaftsbetrieb 
eine auf der Ausübung der Polizeigewalt beruhende und 
deshalb öffentlichrechtliche Befugnis iſt, ſo laſſen auch die 
weiteren einſchlägigen Vorſchriften des württ. Rechts ebenſo 
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deutlich erkennen, daß nach der Abſicht des Geſetzgebers der 
Nachſuchende mit dieſer Ermächtigung nicht ein neues und 
insbeſondere für den Rechtsverkehr als ſelbſtändiges Recht 
in Betracht kommendes Recht erwirbt, ſondern daß die er⸗ 
teilte Ermächtigung dieſelbe und nicht eine weitere Bedeutung 
hat, als die auf Grund der jetzt geltenden GewO. zum Beginn 
eines genehmigungspflichtigen Betriebs erteilte Erlaubnis, 
nämlich diejenige eines obrigkeitlichen Ausſpruchs, daß nun⸗ 
mehr dem Betriebe des fraglichen Gewerbes polizeiliche Hin⸗ 
derniſſe nicht im Wege ſtehen. 

In dem früheren württ. Recht galt der Grundſatz, daß 
jedes Gewerbe unzünftig iſt und daß jede gewerbliche Be: 
tätigung, welche nicht in der Allgemeinen Gewerbeordnung 
vom 22. April 1828 (Reg Bl. S. 238) oder in einem ſpä⸗ 
teren Geſetze einem Zunftzwange unterworfen wurde, als 
frei zu betrachten iſt; vgl. Mohl, Das Staatsrecht des 
Königreichs Württemberg Band II S. 629 ff. Das Wirt⸗ 
ſchaftsgewerbe gehörte zu den unzünftigen Gewerben (vgl. 
Mohla. a. O. S. 631); für dasſelbe galt alſo, wie jetzt 
nach der heute in Kraft befindlichen GewO. für alle Gewerbe, 
der Grundſatz der Gewerbefreiheit. Erforderte aber das 
Geſetz zum Beginn eines beſtimmten nichtzünftigen Betriebes 
eine behördliche Ermächtigung, ſo konnte dieſes Erfordernis 
angeſichts des gedachten Grundſatzes und in Ermangelung 
einer beſonderen Ausgeſtaltung dieſer Ermächtigung nur den 
Charakter einer Beſchränkung der Gewerbefreiheit haben. 
Die Bedeutung der von dem früheren württ. Recht für den Be⸗ 
ginn eines Wirtſchaftsgewerbes verlangten Ermächtigung 
konnte hienach nicht die ſein, daß mit der Ermächtigung der 
Geſuchſteller etwa ein ausſchließliches Recht zu dieſem Be⸗ 
triebe oder ſonſt ein beſonderes Recht erlangte, ſondern ent⸗ 
ſprechend dem Zwecke einer Beſchränkung der Gewerbefreiheit 
eben nur dieſe, daß von Polizeiwegen Hinderniſſe dem Be— 
triebsbeginn nicht entgegenſtehen. Daß von dieſer Auffaſſung 
der Geſetzgeber insbeſondere bei Erlaſſung des Geſetzes vom 
3. November 1855, auf deſſen Grund die ſtreitige Berech- 
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tigung verliehen wurde, ausgegangen iſt, zeigen auf das 
deutlichſte die geſetzgeberiſchen Vorarbeiten. Die Motive zu 
dieſem Geſetz (Verh. d. Kammer d. Abg. a. a. O. S. 150) 
beſagen im Eingang: „Die Wirtſchaftsgewerbe ſind ... Ge⸗ 
werbe, bei deren geſetzlicher Regulierung der polizeiliche Ge- 
ſichtspunkt der überwiegende iſt, ſo zwar, daß dieſelben, wenn 
nicht entſchiedene Nachteile für die öffentliche Wohlfahrt 
daraus hervorgehen ſollen, mancherlei Bedingungen und Be⸗ 
ſchränkungen unterworfen werden müſſen, welche bei anderen 
Gewerben nicht geboten ſind.“ Und in dem Kommiſſions⸗ 
bericht (a. a. O. S. 354) heißt es im Eingang: „Bei keinem 
anderen Gewerbe tritt ſo wie bei dem Wirtſchaftsgewerbe 
die Notwendigkeit hervor, die Freiheit des Betriebs aus 
Rückſicht auf die öffentliche Ordnung auf ſtaatspolizeilichem 
Wege zu begrenzen.“ Es war alſo nicht die Verleihung 
eines beſonderen Rechts, ſondern eine aus polizeilichen Grün⸗ 
den notwendige Beſchränkung in der Gewerbefreiheit hier 
der geſetzgeberiſche Grund der Regelung: es findet ſich dann 
auch nirgends in den geſetzgeberiſchen Vorarbeiten auch nur 
eine Andeutung in der Richtung, daß dem Geſuchſteller mit 
der Ermächtigung ein beſonderes Recht verliehen werden 
wollte. 

Dieſe Bedeutung der Ermächtigung greift auch Platz, 
wenn die Ermächtigung als eine dingliche erteilt iſt. Es 
erhellt nirgends, daß das württ. Recht in Anſehung der Be⸗ 
deutung der Ermächtigung einen Unterſchied gemacht hätte, 
je nachdem es ſich um eine dingliche oder um eine perſön⸗ 
liche Ermächtigung handelt. Die vorliegend in Frage ſtehende 
Berechtigung, eine ſog. Schildwirtſchaftgerechtigkeit nach dem 
Sprachgebrauch der K. Verordnung vom 10. Dezember 1821 
und der Geſetze vom 9. Juli 1827 und 3. November 1855, 
konnte bis zum Inkrafttreten des letzteren Geſetzes überhaupt 
nur dinglich verliehen werden. Nach dem Bemerkten hatte 
aber auch ſchon für die Zeit bis zur Erlaſſung des Geſetzes 
vom 3. November 1855 wie nachher die Ermächtigung nur 
die Bedeutung einer obrigkeitlichen Erklärung, daß der Be⸗ 
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triebseröffnung polizeiliche Hinderniſſe nicht entgegenſtehen, 
nicht aber die Bedeutung der Verleihung eines neuen oder 
beſonderen Rechts. Daß hieran durch die Geſetzgebung von 
1855 nichts geändert werden wollte und auch nicht geändert 
wurde, iſt bereits bemerkt. Das Geſetz vom 3. November 
1855 zerlegt in Art. 6 Satz 1 die Ermächtigung lediglich 
in zwei Unterarten, die perſönliche und die dingliche, ohne 
damit der einen oder anderen Art einen in Anſehung ihrer 
in Art. 1 einheitlich geordneten ſtaatspolizeilichen Bedeutung 
verſchiedenen Inhalt geben zu wollen. 

V. Aber auch die nähere Ausgeſtaltung der dinglichen 
Berechtigung, wie ſie in der württ. Geſetzgebung erfolgt iſt, 
zeigt nirgends, daß mit der Erteilung einer dinglichen Be⸗ 
rechtigung ein ſelbſtändiges, dem Privatrechts verkehr zugäng⸗ 
liches Recht geſchaffen werden wollte; vielmehr laſſen auch 
dieſe näheren Beſtimmungen die feſtgeſtellte Bedeutung auch 
der dinglichen Berechtigung als einer dem öffentlichen Recht 
angehörigen gewerbepolizeilichen Erlaubnis unberührt und 
erweitern ſie nicht. Wie wenig die dingliche Ermächtigung 
als ein beſonderes Recht aufgefaßt wurde, zeigt auch die 
Bemerkung im Kommiſſionsbericht zu Art. 6 des Entw. des 
Geſetzes von 1855 (Verh. d. K. d. Abg. a. a. O. S. 367), 
wo dieſe Berechtigung als eine „Rechtsfiktion“ bezeichnet wird. 

Dadurch, daß in Art. 4 des Geſetzes vom 3. November 
1855 die „Befugniſſe der einzelnen Wirtſchaftsgewerbe“ be⸗ 
ſtimmt werden und daſelbſt in Abſ. 1 der Ausdruck gebraucht 
iſt: „das Recht der Schildwirtſchaft, das Recht der Speiſe⸗ 
wirtſchaft .. . begreift in ſich die Befugnis ...“ uſw., will 
für den Ermächtigten nicht ein beſonderes Recht, das ihm 
nicht an ſich ſchon auf Grund der für das Wirtſchaftsge⸗ 
werbe beſtehenden Gewerbefreiheit zuſtände, feſtgeſetzt werden; 
vielmehr handelt es ſich bei allen dieſen Abgrenzungen ent⸗ 
ſprechend dem oben bemerkten geſetzgeberiſchen Zwecke um 
eine aus polizeilichen Gründen ſtattfindende Beſchränkung 
der Gewerbefreiheit. 

Ebenſowenig wird durch die Anknüpfung der Berech- 
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tigung an ein Grundſtück und die Zulaſſung ihrer Ueber⸗ 
tragbarkeit an der geſchilderten Bedeutung etwas geändert 
und ihr etwa die Eigenſchaft eines dem Privatrecht ange- 
hörigen Rechts erteilt. 

Ueber die Uebertragbarkeit einer dinglichen Berechtigung 
iſt eine Beſtimmung in dem Geſetz vom 19. Mai 1821 nicht 
enthalten; wohl aber ergibt ſich aus der Gebührenvorſchrift 
in Ziff. 8 lit. n der K. Verordnung vom 10. Dezember 1821, 
daß eine hier nicht näher bezeichnete „Transferierung“ nicht 
ausgeſchloſſen war. Nach dem Geſetz vom 9. Juli 1827, 
Art. 4 Abſ. 4, war die Uebertragung auf das Grundeigen⸗ 
tum eines Dritten nicht geſtattet und auch zur Uebertragung 
auf ein anderes Gebäude desſelben Beſitzers gehörte gewerbe⸗ 
polizeiliche Erlaubnis. Dasſelbe beſagt Art. 7 Abſ. 1 des 
Geſetzes vom 3. November 1855: „Die Uebertragung eines 
dinglichen Rechts zum Wirtſchaftsbetrieb auf das Eigentum 
eines Dritten iſt nicht zuläſſig. Will der Berechtigte ſein 
dingliches Recht auf ein anderes ihm ſelbſt gehöriges Ge— 
bäude übertragen, ſo iſt hiezu beſondere Verwilligung nach— 
zuſuchen.“ Hienach hat von Anfang an das württ. Recht 
die dingliche Wirtſchaftsberechtigung nicht als ein dem freien 
Privatrechts verkehr überlaſſenes Recht behandelt, ſondern im 
Gegenteil eine unmittelbare rechtsgeſchäftliche Uebertragung 
des Rechts ausdrücklich ausgeſchloſſen. 

Allerdings iſt ein Uebergang des Rechts zuſammen mit 
dem Grundſtück zugelaſſen. Dieſe Verbindung mit dem 
Grundſtück iſt in Art. 3 Abſ. 2 des Geſetzes vom 9. Juli 
1827 ausdrücklich ausgeſprochen. Nachdem dort in Abſ. 1 
geſagt iſt, daß die Ausübung eines Wirtſchaftsgewerbes eine 
beſondere, von der Regierungsbehörde erteilte Erlaubnis 
vorausſetze, wird in Abſ. 2 unter Bezeichnung dieſer Er— 
mächtigung als eines Rechts fortgefahren: „Das Recht iſt 
entweder dinglich und mit einem beſtimmten Grundeigentum 
verbunden, mit welchem es auf jeden Beſitzer übergeht, oder 
bloß auf die Perſon des Berechtigten erteilt.“ Obgleich das 
Geſetz vom 3. November 1855 eine ſolche nähere Begriffs- 
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beſtimmung wie die ſoeben erwähnte nicht enthält, iſt doch 
durch das Geſetz vom 3. November 1855 an dem materiellen 
Inhalt jener Vorſchrift des Geſetzes vom 9. Juli 1827 nichts 
geändert worden, da, wie ausdrücklich in den Motiven und 
im Kommiſſionsbericht (Verh. d. K. d. Abg. a. a. O. S. 150 
u. 354) geſagt iſt, das Geſetz von 1855 nur einige Aende— 
rungen und Verbeſſerungen des früheren Geſetzes bezweckt, 
inſoweit aber eine Aenderung nicht beabſichtigt war und auch 
nicht erfolgt iſt. 

Nach dem gedachten Geſetzesinhalt erſcheint die ding⸗ 
liche Berechtigung als eine Pertinenz oder — nach dem 
Sprachgebrauch des BGB. (8 96) — als ein Beſtandteil 
des Grundſtücks. Daß Realgewerbeberechtigungen nach dem 
bis zum Inkrafttreten des BGB. geltenden Recht, insbeſon⸗ 
dere nach dem gemeinen Recht, als Grundſtückspertinenzen 
anzuſehen waren und daß ſie deshalb das rechtliche Schickſal 
des Grundſtücks teilten, iſt mit der früheren herrſchenden 
Lehre anzunehmen; vgl. Wächter, Württ. Privatrecht II 
S. 326 f.; Schmid in Arch. Ziv.⸗Prax. S. 1 ff.; Gierke, 
Deutſches Privatrecht II S. 86. Dieſelbe Rechtsſtellung 
kommt der dinglichen Berechtigung ſeit dem Inkrafttreten 
des BGB. zu; vgl. EGBGB. Art. 180, BGB. $ 96 u. 
Mot. z. BGB. Band III S. 60 f. Daß auch dem öffent⸗ 
lichen Recht angehörige Befugniſſe Pertinenzen oder nach 
heutigem Recht Beſtandteile eines Grundſtücks ſein können, 
iſt allgemein anerkannt; vgl. Wächter a. a. O. S. 327 f.; 
Gierke a. a. O. S. 86 Anm. 14; Mot. z. BGB. III 
S. 60. Es folgt alſo aus der Möglichkeit der Pertinenz— 
oder Beſtandteilseigenſchaft nichts für das Weſen der Be⸗ 
rechtigung ob öffentlichrechtlich oder privatrechtlich. Wenn 
aber lediglich die Pertinenz⸗ oder Beſtandteilseigenſchaft es 
iſt, welche der Berechtigung eben wegen ihrer Verbindung 
mit dem Grundſtück aber auch nur in dieſer Verbindung 
den Privatrechtsverkehr eröffnet, hiedurch aber an ihrer Eigen⸗ 
ſchaft als einer dem öffentlichen Recht angehörigen Befugnis 
nichts geändert wird, ſo kann dieſe überdies beſchränkte Zu⸗ 
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laſſung der Berechtigung zum Privatrechtsverkehr nicht die 
Bedeutung haben, daß damit die Berechtigung ſelbſt ein dem 
Privatrecht angehöriges Recht würde. Es findet ſich denn 
auch nirgends in der württ. Geſetzgebung eine Andeutung 
in dieſer Richtung. Insbeſondere können in dieſer Richtung 
nicht etwa die Vorſchriften über die Ausübung des ding⸗ 
lichen Rechts durch andere als den Eigentümer des Grund» 
ſtücks herangezogen werden. Denn dieſe Beſtimmungen — 
vgl. Art. 8 Abſ. 1 des Geſetzes vom 3. November 1855 und 
§ 48 der GewO. — laſſen nicht den Uebergang des Rechts 
als ſolchen zu, ſondern nur die Uebertragung der Ausübung 
des Rechts, das ſelbſt bei dem Eigentümer verbleibt. Dieſe 
Uebertragung der Ausübung vollzieht ſich zwar ebenſo wie 
der Uebergang des Grundſtücks nach privatrechtlichen Grund⸗ 
ſätzen, aber damit iſt nicht die Berechtigung ſelbſt dem un⸗ 
beſchränkten Privatrechtsverkehr überlaſſen. Außerdem hängt 
nach den gedachten Vorſchriften der Beginn der übertragenen 
Ausübung von der vorherigen Kognition oder Erlaubnis 
der Gewerbepolizeibehörde ab. Gerade dieſe letztere, von 
jeher dem württ. Recht angehörige Vorſchrift zeigt, wie wenig 
der württ. Geſetzgeber die dingliche Wirtſchaftsberechtigung 
dem Privatrechtsverkehr ausliefern wollte. 

Es ergibt ſich ſomit als Rechtszuſtand auf Grund des 
für die ſtreitige Berechtigung maßgebenden Geſetzes vom 
3. November 1855, daß die dingliche Ermächtigung nicht 
ſelbſtändiger Gegenſtand des Rechtsverkehrs iſt, ſondern daß 
ſie nur als Pertinenz zuſammen mit dem Grundſtück über⸗ 
gehen kann, weitere Uebergangsmöglichkeiten aber ausge⸗ 
ſchloſſen ſind. Da nach dem Bemerkten die Bedeutung der 
Erteilung auch einer dinglichen Ermächtigung und deren In⸗ 
halt lediglich in dem obrigkeitlichen Ausſpruch beſteht, daß 
dem Betriebsbeginn ein polizeiliches Hindernis nicht ent⸗ 
gegenſteht, ſo kann auch nichts anderes und nicht mehr 
Gegenſtand des Uebergangs fein, wenn das Grundftüd, mit 
dem die Berechtigung verbunden iſt, ſeinen Eigentümer wechſelt. 

Daß der dinglichen Wirtſchaftsberechtigung = irgend 
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ein weiterer Inhalt zukomme, iſt in den württ. Geſetzen nir⸗ 
gends gejagt und wollte auch nicht beſtimmt werden. Ins⸗ 
beſondere hat mit der Frage nach der rechtlichen Bedeutung 
und dem Inhalt der dinglichen Wirtſchaftsberechtigung der 
Umſtand nichts zu tun, daß ihr der Verkehr einen Ber- 
mögenswert beilegt. Die württ. Geſetzgebung enthält nir- 
gends Beſtimmungen, durch welche fie die dingliche Gewerbe— 
berechtigung zu Vermögensrechten ausgeſtaltet. Solche Be- 
ſtimmungen wären aber erforderlich, wenn dieſe Berechtigungen 
als ſelbſtändige Gegenſtände des Privatrechtsverkehrs aner⸗ 
kannt werden ſollen. Das Fehlen ſolcher Beſtimmungen 
glaubt die Klägerin durch Aufſtellung des Satzes erklären 
zu können, daß das Geſetz vom 3. November 1855 die Ma⸗ 
terie nicht erſchöpfend regle, ſondern nur einzelne Fragen 
herausgreife, über das Realgewerberecht als Gegenſtand des 
Vermögensverkehrs aber nichts enthalte, weil es offenbar 
davon ausgehe, daß dies nicht nötig ſei, weil das Privat- 
recht Anwendung finde. Aber weder der geſchilderte Gang 
der Geſetzgebung noch die Vorarbeiten geben einen Anhalts— 
punkt für dieſe Meinung. Wie bemerkt, bildet den Aus- 
gangspunkt für die in Rede ſtehende Geſetzgebung, wie dies 
aus den angeführten Geſetzesbeſtimmungen und Vorarbeiten 
mit aller Deutlichkeit hervorgeht, das gewerbepolizeiliche Be- 
dürfnis; nur von dieſem Geſichtspunkt aus find die gedach— 
ten Geſetzesbeſtimmungen erlaſſen. Hienach war die ge— 
werbepolizeiliche Regelung der ausſchließliche Grund und 
Zweck der in Rede ſtehenden Geſetzgebung. Es kann daher 
nicht aus dem Grunde die geſchehene Regelung als eine 
nicht erſchöpfende bezeichnet werden, weil Beſtimmungen über 
die Ausgeſtaltung der Realgewerberechte als Gegenſtände 
des Vermögensverkehrs fehlen. Die gewerbepolizeiliche Re— 
gelung, die nach dem Bemerkten ſich als nicht mehr denn 
eine Beſchränkung der Gewerbefreiheit darſtellt, iſt etwas 
weſentlich anderes, als die Schaffung eines für den Privat⸗ 
rechtsverkehr als ſelbſtändigen Gegenſtand zugelaſſenen Rechts. 
Gerade daraus, daß eine Regelung nur in der erſten und 
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nicht auch in der zweiten Richtung erfolgt iſt, folgt, daß der 
Geſetzgeber eine Regelung in der letzteren Richtung ablehnen 
wollte; es ſpricht alſo gerade das Fehlen von Beſtimmungen 
über die Ausgeſtaltung des Realgewerberechts als eines Ver⸗ 
kehrsrechts dafür, daß dasſelbe nicht als ein else aner⸗ 
kannt werden wollte. 

Ebenſowenig kann der Umſtand, daß der Verkehr den 
dinglichen Wirtſchaftsberechtigungen einen Vermögenswert 
beilegt, für die Frage, ob dieſe Berechtigungen dem öffent⸗ 
lichen oder dem privaten Recht angehören, entſcheidend ſein. 
Das württ. Recht kennt auch ſonſtige öffentlichrechtliche Be⸗ 
rechtigungen, denen ein Vermögenswert zukommt, ſo z. B. 
die ebenfalls auf Verleihung beruhenden Waſſernutzungs⸗ 
rechte; auch dieſe ſind eines Uebergangs zuſammen mit dem 
Grundſtück oder der Waſſerbenützungsanlage fähig, ohne 
darum ihren Charakter als dem öffentlichen Recht ange⸗ 
hörige Berechtigungen zu verlieren; vgl. Art. 1 und 39 des 
württ. Waſſergeſetzes. Daß aber in Württemberg die ding- 
lichen Wirtſchaftsberechtigungen trotz ihres Vermögenswerts 
und ihrer (teilweiſen) Uebertragbarkeit ſeit lange als dem 
öffentlichen Recht angehörig betrachtet wurden, ergibt auch 
die Begründung zu dem Entwurf eines Geſetzes über Bann⸗ 
rechte und dingliche Gewerbeberechtigungen mit Ausſchließungs⸗ 
befugnis (Verh. d. Kammer d. Abg. von 1848/49 I Beil. 
Bd. S. 1090 ff). Hier iſt geſagt: „Je nach dem Grunde 
ihrer Einführung find ſolche Rechte Privat- oder öffentliche 
Rechte, wenngleich auch die letzteren zur Bereicherung der 
Beliehenen dienen können und deshalb im Privatverkehr 
einen Tauſchwert haben. So z. B. gereicht der noch heut⸗ 
zutage geltende gewerbepolizeiliche Grundſatz, die Vermehrung 
der Apotheken und Wirtſchaften nicht über das Bedürfnis 
des Publikums zuzulaſſen, den mit ſolchen Gewerberechten 
Beliehenen ſehr zu ihrem Privatvorteile und verleiht den 
Apotheke⸗ und Wirtſchaftsgerechtigkeiten im Privatverkehr 
einen Tauſchwert; es ſind aber dieſe Gerechtigkeiten darum 
immer nur öffentliche und keine Privatrechte. Es iſt nament⸗ 
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lich noch kein Privatrechtstitel ſchon um deswillen als vor⸗ 
handen anzunehmen, weil Gewerbeberechtigungen, 
deren Zahl obrigkeitlich feſtgeſetzt war oder 
zu deren Ausübung es einer obrigkeitlichen Kon⸗ 
zeſſion bedurfte, nicht bloß an die Perſon des 
Gewerbetreibenden geknüpft waren, ſondern als 
Realrecht mit Häuſern oder für ſich allein ver⸗ 
kauft, vertauſcht, vererbt oder verpfändet wor⸗ 
den ſind . ..“. Hier iſt nicht bloß von dinglichen Wirt⸗ 
ſchaftsberechtigungen mit Ausſchließungsbefugnis, ſondern, 
wie der letzte Satz zeigt, auch von Berechtigungen der ſtrei⸗ 
tigen Art die Rede. 

Auch die Art und Weiſe der Regelung des Rechtszugs, 
wie ſie in Art. 16, insbeſondere in Abſ. 2 des Geſetzes vom 
3. November 1855 getroffen war, weiſt auf die öffentlich⸗ 
rechtliche Eigenſchaft der dinglichen Wirtſchaftsberechtigung 
hin. Hier iſt die endgültige Entſcheidung in allen dieſe Be⸗ 
rechtigungen betreffenden Angelegenheiten, alſo auch die Frage 
ihres Beſtandes, den Regierungsbehörden zugewieſen. Durch 
die Einführung der Reichsgewerbeordnung, infolge deren die 
württ. Beſtimmung außer Kraft trat, iſt an dieſer Zuſtändig⸗ 
keit nichts geändert worden; vgl. Schicker, GewO. Anm. 1 
zu $ 48; Landmann, Gew. Anm. 6 a. E. zu § 10. 

Endlich kann daraus, daß die in Rede ſtehende Be⸗ 
rechtigung im jetzigen Grundbuch eingetragen iſt, nicht ge⸗ 
folgert werden, daß es ſich um eine dem Privatrecht ange⸗ 
hörige Befugnis handle. Zwar iſt das Grundbuch nur zum 
Eintrag von Rechten und Rechtsverhältniſſen, die dem bür⸗ 
gerlichen Recht angehören, beſtimmt. Trotzdem kommt es 
vor, daß ſich in dem Grundbuch lediglich dem öffentlichen 
Recht angehörige Rechtsverhältniſſe eingetragen finden. Dies 
iſt um fo leichter möglich, als 8 35 Abſ. 3 der Verfügung 
des K. Juſtizminiſteriums vom 2. September 1899 betr. das 
Grundbuchweſen (ABl. S. 101) beſtimmt, daß wenn bei 
Rechten, welche in die bisherigen Bücher eingetragen waren, 
zweifelhaft iſt, ob dieſelben privat⸗ oder öffentlichrechtlicher 
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Natur ſeien, dieſelben, wenn nicht ſämtliche Beteiligte einen 
anderweitigen Antrag ſtellen, in das neue Grundbuch umzu⸗ 
ſchreiben ſind. Die ſtreitige Berechtigung iſt nun aber nur 
im Wege der Umſchreibung in das Grundbuch gelangt. 
Wenn die dingliche Wirtſchaftsberechtigung des württ. Rechts 
ein buchfähiges Recht wäre, hätte die von dem württ. Ges 
ſetzgeber ebenſo, wie dies in AGBGB. Art. 208 hinſichtlich 
der Fiſcherei⸗ und Weidegerechtigkeiten und in Art. 16 des 
württ. Geſetzes vom 23. März 1908 betr. die Bahneinheiten 
geſchehen iſt, ausdrücklich beſtimmt werden müſſen. Für 
Preußen iſt eine ſolche Vorſchrift in dem preuß. AGBGB. 
Art. 40 dahin erlaſſen, daß auf die bisherigen Realgewerbe⸗ 
berechtigungen die Vorſchriften über den Erwerb des Eigen⸗ 
tums an Grundſtücken und über die Anſprüche aus dem 
Eigentum an Grundſtücken entſprechende Anwendung finden. 
Auf das preuß. Recht beziehen ſich die von der Klägerin 
angezogenen Entſcheidungen des Reichsgerichts 15 S. 13 und 
70 S. 371; ſie ſind daher für das anders geartete württ. 
Recht nicht verwertbar. 

VI. Dem Ausgeführten zufolge iſt die dingliche Wirt- 
ſchaftsberechtigung des württ. Rechts eine öffentlichrechtliche 
Befugnis. Daß ſie dem Privatrecht angehöre, iſt nirgends 
in der württ. Literatur und Rechtſprechung anerkannt; die⸗ 
ſelbe wird überall, wenn auch nicht immer gleich deutlich, 
dem öffentlichen Recht zugewieſen; vgl. Reyſcher, Das 
geſamte württ. Privatrecht 1 S. 491; Klumpp, Das 
deutſche Grundbuchrecht, S. 518; Württ. Z. von 1901 S. 438; 
der gelegentliche Ausſpruch bei Wächter, Württ. Privat⸗ 
recht II S. 325, daß die Realgewerberechte privatrechtlichen 
Charakter haben, widerſpricht ſeiner eigenen ſpäteren Aus⸗ 
führung S. 327/328, wo unter ausdrücklicher Anführung 
des Art. 3 des Geſetzes vom 9. Juli 1827 die Realgewerbe⸗ 
rechte zu den Realrechten gerechnet werden, die ſich auf 
öffentliche Rechtsverhältniſſe beziehen. 

Gehört ſomit die ſtreitige Wirtſchaftsberechtigung dem 
öffentlichen Rechte an, ſo iſt für einen Streit über die Frage 
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ihres Beſtandes der Rechtsweg nicht zuläſſig. Zu der Ent⸗ 
ſcheidung dieſes Streites ſind vielmehr, da dieſer Gegenſtand 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht zugewieſen iſt — vgl. 
Geſetz über die Verwaltungsrechtspflege vom 16. Dezember 
1876, Reg.⸗Bl. S. 488, insbeſondere Art. 10 — die Ver⸗ 
waltungs behörden zuftändig — vgl. hiezu v. Göz, 
Die Verwaltungsrechtspflege in Württemberg S. 217/218. 

Urteil des Kompetenzgerichtshofs vom 26. Febr. 1913 

i. S. H.⸗W.⸗Brauerei in H. gegen den Württ. Fiskus. 
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III. 
Landgerichtliche Entſcheidungen. 


ZJwangsverſteigerung zum Zweck der Aufhebung einer 

Gemeinſchaft. Tragweite des Antrags eines einzelnen 

Miterben an dem Nachlaß eines von mehreren Mit⸗ 
eigentümern. 


Von 
Landgerichtsdirektor a. D. Frhru. v. Wächter⸗Spittler in Rottweil. 


Die vorſtehende Frage iſt in einer Beſchwerdeentſchei⸗ 
dung behandelt, welche die Zivilkammer in R. am 30. Januar 
1907 erlaſſen hat. Der Gegenſtand der Entſcheidung, gegen 
welche weitere Beſchwerde nicht erhoben wurde, nämlich das 
Rittergut H., iſt nach einer Mitteilung in den öffentlichen 
Blättern am 12. November 1907 im Wege der Zwangsver⸗ 
ſteigerung der Gemeinde S. zugeſchlagen worden, die es auch 
jetzt wohl noch als Ganzes beſitzen wird (vgl. hiezu Staats⸗ 
handbuch von 1908 S. 392). 

Dem Beſchluſſe vom 30. Januar 1907, deſſen Gründe 
hienach mitgeteilt werden, ging ein Beſchluß derſelben Zivil⸗ 
kammer vom 31. Dezember 1906 voraus. Wie aus dem 
Nachſtehenden hervorgeht, handelte es ſich dabei um die Frage 
der Teilbarkeit in Natur (BGB. § 753). Die Gründe der 
damals erfolgten Entſcheidung liegen dem Einſender zur Zeit 
nicht mehr vor. Daß aber ein Inbegriff land- und forſt— 
wirtſchaftlich benützter Grundſtücke ohne Wertsverminderung 
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ſelten in gleichartige, den Anteilen ſo vieler Teilhaber ent⸗ 
ſprechende Teile, als hier in Frage ſtanden, zerlegt werden 
kann, liegt auf der Hand. Die angefochtenen Beſchlüſſe des 
Amtsgerichts S. vom Oktober und Dezember 1906 gingen 
denn auch ſelbſt davon aus, daß nur die Unmöglichkeit der 
Teilung in zwei gleichartige Hälften nicht genügend dargetan 
ſei. Hier kam nun nach dem Standpunkt des Beſchluſſes 
vom 30. Januar 1907 entſcheidend in Betracht, daß ein An⸗ 
ſpruch auf Zerlegung in zwei Hälften nach dem Tode des 
einen Miteigentümers überhaupt nicht mehr zwangsweiſe 
durchzuſetzen war. Aber auch abgeſehen hiervon ließ ſich 
gegen eine Teilung des Rittergutes H. in zwei reelle Hälften 
wohl geltend machen, daß nicht nur das Vorhandenſein der 
Brandverſicherungsſumme in dieſer Richtung Schwierigkeiten 
machen konnte, ſondern daß auch die Zerlegung des Kom— 
plexes in zwei Rittergüter nach den Grundſätzen der K. Kom⸗ 
miſſion für die Adelsmatrikel — eine geſetzliche Beſtimmung 
über den mindeſten Umfang eines württ. Ritterguts beſteht 
bekanntlich nicht — keinesfalls ohne weiteres ſtatthaft ge⸗ 
weſen wäre. 

Im übrigen folgen nachſtehend die Gründe des Be— 
ſchluſſes vom 30. Jannar 1907. 

I. Die im gegenwärtigen Beſchluß als Rittergut H. zu⸗ 
ſammengefaßten, auf den Markungen D. und S., OA. 
S., gelegenen teils exemten, teils nicht exemten Grundſtücke 
nebſt den dazu gehörigen Grundſtücksrechten ſind in dem für 
die exemten Beſtandteile des Rittergutes bei dem Amtsge⸗ 
richt S. geführten Grundbuch und in den Grundbüchern für 
die Gemeindemarkungen D. und S. zur Hälfte als Eigen- 
tum der Freifrau M. v. O. in St., zur anderen Hälfte 
als Eigentum des Freiherrn M. v. O., Grundherrn auf H. 
uſw., eingetragen. Der zuletzt genannte Miteigentümer iſt 
am 23. Juni 1904 in Genua geſtorben, und laut des dem 
Vollſtreckungsgericht vorgelegten, in beglaubigter Abſchrift 
bei 11. der Akten desſelben liegenden Erbſcheins des K. 
Amtsgerichts München I. Abt. A. für Zivilſachen vom 
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10. November 1904 auf Grund Geſetzes von 33 Abkömm⸗ 
lingen ſeiner Großeltern, väterlicher und mütterlicher Seite 
beerbt worden. Als Erbin zu einem Vierundzwanzigſtel des 
Nachlaſſes iſt Freifrau C. von S., Tochter der Freifrau M. 
von O. beteiligt. 

Nach einer als |6. bei den Akten I. Inſtanz befind⸗ 
lichen Darſtellung des K. Bayr. Notariats München VI. 
vom 25. Juli 1906 iſt bei der Auseinanderſetzung des Nach⸗ 
laſſes des Freiherrn M. von O. das ganze Rittergut H. 
auf 157 926 Mk. amtlich geſchätzt worden. Hierunter be⸗ 
findet ſich ein Betrag von 28 940 Mk. Entſchädigungsfor⸗ 
derung an die K. Gebäudebrandverſicherungsanſtalt in S. 
aus Anlaß eines am 8. September 1899 vorgekommenen 
Brandes, bei welchem die Gebäude des Rittergutes bis auf 
ein Schafhausgebäude abgebrannt find (vgl. Württ. J. 
Band XVIII S. 358). Dieſe Entſchädigungsforderung wird 
erſt ausbezahlt mit dem Aufbau eines neuen Gebäudes an 
Stelle des abgebrannten. Aus der genannten Darſtellung 
geht weiter hervor, daß eine Auseinanderſetzung unter den 
Miterben durch Uebernahme der Gutshälfte ſeitens eines 
derſelben um einen zwiſchen ihnen zu vereinbarenden Preis 
ohne Erfolg verſucht worden iſt. Das Notariat hat dem⸗ 
gemäß den Beteiligten die Einleitung eines öffentlichen Ver⸗ 
kaufs des ganzen Gutes als den in Ermangelung einer 
ſolchen Vereinbarung allein gangbaren Weg der Auseinander- 
ſetzung mit dem Bemerken empfohlen, daß dieſer Verkauf 
ohne die Zuſtimmung der Miteigentümerin Freifrau M. v. 
O. zwangsweiſe nur nach den 88 180 ff. des Reichsgeſetzes 
über die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung ein— 
geleitet werden könne. 

Anträge einzelner Erben auf Anordnung der Zwangs— 
verſteigerung des ganzen Rittergutes H. zu dem Zweck der 
Aufhebung der beſtehenden Gemeinſchaft ſind hierauf bei dem 
K. Amtsgericht S. geſtellt worden: 

1. Namens der Erben: 

a) Freifrau C. v. S., in St., 
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p) Freifräulein A. v. O., in St., 

c) Freifrau H. v. B., in B.⸗B., 
unter Berufung auf eine bei dem K. Bayr. Notariat IV in 
München liegende Vollmacht von dem Freiherrn R. v. S. 
in St.; 

2. Von dem Erben Frhrn. H. v. O. in St.; 

3. Von dem Erben Grafen W. von P., vertreten durch 
Reichsrat v. A. in München als Vormund und durch RA. 
E. in R. als Prozeßbevollmächtigten, unter dem Nachweis 
vormundſchaftsgerichtlicher Ermächtigung. 

Das Amtsgericht S. hat dieſe Anträge durch Beſchluß 
vom 22. Oktober [19 der amtsgerichtlichen Akten, 26. Ok⸗ 
tober [20 und 12. Dezember 1906, 30 daſelbſt, mit der Be⸗ 
gründung abgelehnt, die Zwangsverſteigerung des ganzen 
Gutes ſei nicht ſtatthaft, weil nicht feſtſtehe, daß eine Tei⸗ 
lung des Rittergutes H. in Natur nicht wenigſtens derge⸗ 
ſtalt bewirkt werden könne, daß zwei den Anteilen einerſeits 
der Freifrau M. von O., andererſeits der Erben des Frei⸗ 
herrn M. v. O. entſprechende reelle Hälften daraus gebildet 
werden. 

Namens des unter Ziff. 3 genannten Erben hat ſodann 
RA. E. am 18. Dezember 1906 gegen den Beſchluß des 
Amtsgerichtes vom 12. desſ. Mts. ſofortige Beſchwerde bei 
der Zivilkammer erhoben, die hierauf durch Beſchluß vom 
31. Dezember 1906 die angefochtene ablehnende Verfügung 
des Amtsgerichts aufgehoben, auch dem letzteren die zur Er— 
ledigung des geſtellten Verſteigerungsantrags erforderliche 
Anordnung gemäß § 575 ZPO. übertragen hat. 

II. Durch Beſchluß vom 7. Januar 1907 33 der amts⸗ 
gerichtlichen Akten hat hiernach das K. Amtsgericht S. auf 
den Antrag des Grafen W. von P. die Zwangsverſteigerung 
des Rittergutes H. zum Zweck der Aufhebung der Gemein— 
ſchaft angeordnet. Dieſer Beſchluß iſt der Freifrau M. von O. 
am 9. Januar, der Freifrau C. von S. am 10. Januar 1907 
zugeſtellt worden. Mittelſt eines am 16. Januar 1907 unter 
Vollmachtsvorlage bei dem Amtsgericht S. eingereichten 
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Schriftſatzes haben namens der beiden Beſchwerdeführerinnen 
die Rechtsanwälte K. und S. in St. den Antrag an dieſes 
Amtsgericht geſtellt, die durch Beſchluß vom 7. Januar an⸗ 
geordnete Zwangsverſteigerung aufzuheben. Für den Fall, 
daß das Amtsgericht dieſem Antrag nicht entſprechen ſollte, 
haben ſie gleichzeitig gebeten, die eingereichte Erklärung als 
Beſchwerde zu behandeln und dem Beſchwerdegericht vorzu— 
legen. Das Amtsgericht hat hierauf am 18. Januar 1907 
durch förmlichen, den Rechtsanwälten K. und S. am 19. Ja⸗ 
nuar zugeſtellten Beſchluß den geſtellten Antrag mit der Be- 
gründung abgelehnt, daß ihm kein aus dem Grundbuch er— 
ſichtliches, der Zwangsverſteigerung entgegenſtehendes Recht 
bekannt ſei. Gleichzeitig erfolgte die Vorlage der Akten 
an das Beſchwerdegericht. Am 24. Januar 1907 haben ſo⸗ 
dann die genannten Rechtsanwälte bei dem Amtsgericht einen 
weiteren Schriftſatz des Inhalts eingereicht, daß ſie auch 
gegen den Beſchluß des Amtsgerichts vom 18. Januar 1907 
ſofortige Beſchwerde erheben. Die nach § 95 des Zwangs— 
verſteigerungsgeſetzes (vgl. mit § 180 desſ. Geſetzes und 
5 793 ZPO.) zuläſſige ſofortige Beſchwerde iſt hienach je 
rechtzeitig und in gehöriger Form erhoben. Dieſelbe entbehrt 
jedoch der ſachlichen Begründung. | 

Was zunächſt die für beide Beſchwerden gegebene Au3- 
führung anlangt, daß die einzelnen Miterben eine Zwangs⸗ 
verſteigerung zum Zweck der Aufhebung der Gemeinſchaft 
nur hinſichtlich der zum Nachlaß gehörigen Hälfte des Ritter⸗ 
gutes zu beantragen rechtlich befugt ſeien, während der An— 
trag auf Zwangsverſteigerung des ganzen Rittergutes nur 
von der Geſamtheit der Miterben geſtellt werden könnte, 
ſo widerlegt ſich dieſelbe durch folgende Erwägungen. 

Die Erforderniſſe eines Antrags auf Zwangsverſteige— 
rung eines oder mehrerer Grundſtücke zum Zweck der Auf— 
hebung einer Gemeinſchaft beſtimmen ſich vor allem nach 
8 181 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes. Hienach 
genügt es aber, wenn der Antragſteller als Eigentümer im 
Grundbuch eingetragen oder Erbe eines eingetragenen Eigen— 
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tümers iſt, oder wenn er das Recht des Eigentümers oder 
des Erben auf Aufhebung der Gemeinſchaft ausübt. Daß 
unter dem Eigentümer auch der Miteigentümer verſtanden 
werden muß, ergibt ſich ſchon daraus, daß ſonſt, bei Ein⸗ 
ſchränkung des Satzes auf den Alleineigentümer, im erſten 
Falle die Möglichkeit einer aufzuhebenden Gemeinſchaft über⸗ 
haupt nicht gegeben wäre. Aber auch unter dem Erben kann 
nicht lediglich der Alleinerbe verſtanden ſein. Vielmehr muß 
nach dem Zuſammenhang auch der Fall als mitgetroffen 
gelten, daß ein einziger Eigentümer eingetragen iſt, und von 
mehreren Miterben am Nachlaſſe dieſes eingetragenen Eigen⸗ 
tümers einer die Zwangsverſteigerung verlangt. Daß ein 
ſolcher Antrag nicht zuläſſig wäre, wird denn auch von den 
Beſchwerdeführern ſelbſt nicht behauptet. Der Vollſtändig⸗ 
keit halber mag übrigens darauf hingewieſen werden, daß 
der § 181 Abſ. 2 Satz 1 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes 
im Entwurf ($ 230) gelautet hatte: 

„Die Verſteigerung ſoll nur angeordnet werden, wenn 
auch der Antragſteller als Miteigentümer des Grundſtückes 
in das Grundbuch eingetragen oder Erbe des eingetragenen 
Eigentümers oder Miteigentümers iſt.“ 

Hier iſt alſo der Fall des Alleineigentums beſonders 
behandelt, und es kann danach unter dem Worte „Erbe“ des 
eingetragenen Eigentümers (Alleineigentümers) nur einer von 
mehreren Miterben verſtanden werden. Iſt dies richtig, ſo 
kann bei der Beziehung desſelben Wortes auf die zweite 
Alternative „oder Miteigentümers“ der Erbe, der ſich in die 
Erbſchaft mit einem oder mehreren Miterben teilt, nicht aus⸗ 
geſchloſſen werden. Bei der ſchließlichen Faſſung des § 181 
waren aber nach Jäckel, Anm. 3, lediglich redaktionelle 
Rückſichten maßgebend. Man wollte die beſondere Erwäh⸗ 
nung des Erben eines eingetragenen Miteigentümers ent- 
behrlich machen und ſagte deshalb ſtatt „Erbe des einge— 
tragenen Eigentümers oder Miteigentümers“ vielmehr: 
„Erbe eines eingetragenen Eigentümers“. Wäre es nun 
die Abſicht des Entwurfes oder der Reichstagskommiſſion 


Zwangsverſteigerung zum Zweck der Aufhebung einer Gemeinſch. 109 


geweſen, das Antragsrecht auf Zwangsverſteigerung eines 
Grundſtücks für die Miterben am Nachlaß eines Miteigen⸗ 
tümers auf den zu dieſem Nachlaß gehörigen Anteil zu be⸗ 
ſchränken, jo hätte dieſe allgemeine Faſſung ſchon bei Auf⸗ 
ſtellung des Entwurfs nicht gewählt, noch weniger aber die 
gedrängte Redaktion durch die Reichs tagskommiſſion vorge⸗ 
nommen werden können, die doch über die Verſchiedenheit 
der möglicherweiſe eintretenden Fälle bei dieſem Anlaß ſich 
Rechenſchaft zu geben allen Grund hatte. Es wäre vielmehr 
alsdann geboten geweſen, die Vorausſetzungen für den Fall 
der Auseinanderſetzung der Erbengemeinſchaft von denjenigen 
für den Fall der Auseinanderſetzung einer anderweitigen Ge⸗ 
meinſchaft, insbeſondere des Miteigentums nach Bruchteilen, 
geſondert zu behandeln. 

Was ſodann die einſchlägigen materiellrechtlichen Vorſchriſ⸗ 
ten des BGB. betrifft, jo beruft ſich die Beſchwerde gegen die 
Anordnung der Zwangsverſteigerung zu Unrecht auf § 2040 
des BGB. Daß die Erben über einen Nachlaßgegenſtand 
nur gemeinſam verfügen können, und daß nach $ 2033 BGB. 
der Miterbe über ſeinen Anteil an den einzelnen Nachlaß⸗ 
gegenſtänden nicht verfügen kann, das ſind ja gerade die 
Rechtsregeln, welche dazu genötigt haben, jedem Miterben 
gegenüber den anderen Miterben ein Zwangsrecht auf Vor⸗ 
nahme einer ſolchen gemeinſamen Verfügung über die in 
Natur nicht teilbaren Nachlaßgegenſtände einzuräumen, wie 
es einerſeits aus § 2042 Abſ. 2 vgl. mit 88 752, 753 BGB., 
andererſeits aus 8 181 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes ſich 
ergibt. Gegenſtand dieſer, den Miterben gegenüber erzwing⸗ 
baren Verfügung iſt aber neben dem Anteil an einem in 
Miteigentum des Erblaſſers geſtandenen Grundſtück oder 
Inbegriff von Grundſtücken auch das mit dieſem Anteil ver⸗ 
bundene Auseinanderſetzungsrecht gegenüber dem anderen 
Miteigentümer im Sinne der 58 749 ff. BGB. Auch der 
Auseinanderſetzungsanſpruch geht mit dem zu veräußernden 
Bruchteil auf den neuen Erwerber über, und ſo wird auch 
das Rechtsverhältnis der Geſamtheit der Erben gegenüber 
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dem anderen Miteigentümer durch die auf den Antrag eines 
einzigen Miterben vorgenommene Zwangsverſteigerung des 
Bruchteils notwendig mitberührt. Auf § 2040 BGB. kann 
alſo der Einwand der dem betreibenden Miterben, Grafen 
W. von P. mangelnden Aktivlegitimation nicht gegründet 
werden. Mag man auch in dem Antrag ſelbſt, nicht erſt in 
der vom Gericht vorzunehmenden Zwangsverſteigerung, eine 
Verfügung über den Nachlaßgegenſtand erblicken, wofür ſich 
allenfalls die Aufnahme des dem 8 1821 Nr. 1 entſprechen⸗ 
den Satzes 2 in $ 181 Abſ. 2 des Zwangsverſteigerungs⸗ 
geſetzes verwerten läßt, jedenfalls iſt dieſe Verfügung dem 
Miterben durch das Geſetz ausdrücklich geſtattet“). Es läßt 
ſich aber auch nicht einwenden, daß das Geſetz dem einzelnen 
Miterben am Nachlaß eines Miteigentümers zwar die Ver- 
fügung über den Auseinanderſetzungsanſpruch gegenüber dem 
anderen Miteigentümer im Wege der Zwangsverſteigerung, 
nicht aber die unmittelbare Ausübung dieſes Anſpruchs gegen 
den Miteigentümer geſtatte. Die Beſchwerde ſcheint in die- 
ſer Richtung geltend machen zu wollen, daß eine Gemein— 
ſchaft in Beziehung auf das Rittergut H., deren Aufhebung 
beanſprucht werden könnte, zwischen dem Antragſteller, Gra— 
fen W. von P. und der Miteigentümerin, Freifrau M. von 
O., zurzeit überhaupt nicht beſtehe, vielmehr nur ein Mit⸗ 
eigentum nach Bruchteilen zwiſchen der Freifrau von O. 
und der Geſamtheit der Miterben am Nachlaß des Frhrn. 
M. von O., ſowie eine Erbengemeinſchaft zur geſamten Hand 
unter den erwähnten Miterben, und daß deshalb jede dieſer 
beiden Gemeinſchaften für ſich geſond ert zum Gegenſtand der 
Auseinanderſetzung gemacht werden müſſe. 

Daß nun in der Tat zwei ſolche Gemeinſchaften be⸗ 
ſtehen, von denen das Miteigentum nach Bruchteilen den 
weiteren, die nur zwiſchen den Miterben des einen Miteigen⸗ 
tümers beſtehende Erbengemeinſchaft den engeren Kreis bildet, 


1) Vgl. die Ausführungen des Reichsgerichts, Enutſch. in Civilſ. 
Band XXXIX S. 271 nach dem mit dem Reichsrecht inſoweit überein⸗ 
ſtimmenden früheren preußiſchen Recht. 
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iſt zuzugeben. Das ſchließt aber nicht aus, auch zwiſchen 
dem einzelnen Miterben und der Miteigentümerin des an⸗ 
deren Bruchteils eine das Rittergut H. betreffende Rechts⸗ 
gemeinſchaft anzunehmen. Eigentümer der einzelnen Nach- 
laßſachen ſind auch die Miterben, die Erbengemeinſchaft zur 
geſamten Hand hat nicht die Bedeutung, daß der Nachlaß 
nur als Ganzes gemeinſchaftliches Vermögen der Erben 
würde. Vielmehr gilt dasſelbe von den einzelnen Beſtand⸗ 
teilen, und zwar bei Grundſtücken auch ohne Eintragung, als 
unmittelbare Folge des Erbgangs. Die Beſonderheit der 
Erbengemeinſchaft des BGB. im Gegenſatz zum bisherigen 
gemeinen Recht beſteht nur darin, daß das dem einzelnen 
Miterben zufallende Eigentum an den Nachlaßgrundſtücken 
nicht in einem beſtimmten, der Erbquote entſprechenden Bruch⸗ 
teil, ſondern in einem unbeſtimmten Anteil an dem Geſamt⸗ 
eigentum der Miterben beſteht, über welchen Anteil er des⸗ 
halb nach der ausdrücklichen Vorſchrift in S 2033 BGB. 
nicht verfügen kann. Eine Gemeinſchaft verbindet alſo auch 
die einzelnen Miterben des verſtorbenen Miteigentümers mit 
dem anderen Miteigentümer. Der Umſtand, daß der Miterbe 
nicht auch Miteigentümer nach einem beſtimmten Bruchteil, 
ſondern nur Teilhaber zur geſamten Hand an einem ſolchen 
Bruchteil iſt, alſo die Ungleichartigkeit der die Anteilsrechte 
der verſchiedenen Gruppen von Teilhabern beſtimmenden 
Rechtsverhältniſſe, ändert nichts an der rechtlichen Einheit 
des Grundſtücks und des an demſelben beſtehenden Eigen- 
tums. Würden beiſpielsweiſe, was jederzeit zuläſſig wäre, 
die 33 Erben des Freiherrn M. von O. als ſolche in die 
Grundbücher über die einzelnen Beſtandteile des Rittergutes 
H. eingetragen, ſo wäre damit das Eigentum jedes dieſer 
Beſtandteile im Sinne des $ 48 GBO. nicht nur für die 
Erben, ſondern auch für die ſchon bisher eingetragene Frei— 
frau M. von O. „gemeinſchaftlich eingetragen“. Der 8 48 
GBO. kann nicht buchſtäblich dahin verſtanden werden, daß 
entweder der Anteil ſämtlicher Berechtigten in Bruchteilen 
anzugeben oder durchweg nur das für die Gemeinſchaft be— 
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ſtehende Rechtsverhältnis zu bezeichnen ſei. Vielmehr muß 
auch eine Verbindung beider Arten der Bezeichnung zuläſſig 
ſein, und dieſelbe kommt auch praktiſch durchaus nicht ſelten 
vor, wobei es ſich keineswegs bloß um ein Zuſammentreffen 
des Miteigentums nach Bruchteilen mit der Erbengemein⸗ 
ſchaft, ſondern mindeſtens ebenſo häufig um Gemeinſchafts⸗ 
verhältniſſe des ehelichen Güterrechts, mitunter auch um Ge⸗ 
ſellſchaftsverhältniſſe handeln kann. Dieſe Ungleichartigkeit 
der die Teilhaberſchaft an dem gemeinſchaftlichen Eigentums⸗ 
recht beherrſchenden Rechtsverhältniſſe macht ſich für den 
Fall einer Zwangsverſteigerung nach den §8 180 ff. des Geſ. 
vom 24. März 1897 inſofern geltend, als dabei die Vertei⸗ 
lung des Erlöſes in Frage kommt. Für das Antragsrecht 
auf Vornahme der Zwangsverſteigerung macht es dagegen!) 
keinen Unterſchied, ob die Gemeinſchaft den Teilhabern be⸗ 
ſtimmte Bruchteile an dem gemeinſchaftlichen Gegenſtand 
verleiht, oder ob es ſich um eine Gemeinſchaft zur geſamten 
Hand handelt. Auch für die letztere Art der Gemeinſchaft 
gelten hinſichtlich des Rechtes auf Vornahme der Auseinan⸗ 
derſetzung und der zu ihrer Erleichterung dienenden Maß⸗ 
regeln die Grundſätze über die Gemeinſchaft nach Bruchteilen, 
deren generelle Natur der §S 741 BGB. ausſpricht und deren 
Anwendbarkeit für die Erbengemeinſchaft in der hier in 
Frage ſtehenden Richtung der § 2042 Abſ. 2 ausdrücklich be 
ſtimmt hat. Hinſichtlich des Antragsrechtes auf Zwangs⸗ 
verſteigerung iſt alſo eine Ungleichheit der Rechtsſtellung 
zwiſchen Miteigentümern nach Bruchteilen und Miterben an 
dem Nachlaß eines Miteigentümers auch nach dem BGB. 
nicht anzuerkennen. 

Nicht als ausſchlaggebend, aber als unterſtützend für 
die vorſtehend gegebene Auslegung der Vorſchriften des 
Zwangsverſteigerungsgeſetzes und des BGB. muß ſchließlich 
doch auch in Betracht gezogen werden, zu welchem prakti⸗ 
ſchen Ergebnis man bei der gegenteiligen, in der Beſchwerde 


1) Vgl. Jäckel 8 180 Anm. 2. 
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vorgetragenen Auslegung gelangen würde. Schon der un⸗ 
nötigen Koſten und des unnötigen Aufwandes an Zeit und 
Mühe der Beteiligten halber kann ein Verfahren, bei welchem 
ſtatt einer einzigen Zwangsverſteigerung deren zwei, je nach 
Umſtänden auch mehr als zwei abgehalten werden müßten, 
nicht befriedigen. Der Umſtand aber, daß eine ſolche Häu⸗ 
fung von Verſteigerungen durch die Vereinbarung der Be— 
teiligten erſpart werden kann, beweiſt nichts für die Ausle⸗ 
gung des Geſetzes, welches gerade für Fälle, in denen eine 
ſolche Vereinbarung nicht gelingt, Vorkehr treffen will. Was 
aber vor allem ins Gewicht fällt, iſt die bekannte Tatſache, 
daß bei der Zwangsverſteigerung oder auch dem freiwilligen 
Verkauf des bloßen Bruchteils eines Grundſtücks oder Gutes 
im Durchſchnitt entfernt nicht derjenige Erlös erzielt wird, 
welcher im Fall der Verſteigerung oder des Verkaufs des 
ganzen Grundſtücks oder Gutes auf jenen Bruchteil entfallen 
würde. Der Zweck des ganzen Auseinanderſetzungsverfah— 
rens, jedem Teilhaber an der Gemeinſchaft auch gegen 
den Willen der Mitbeteiligten die Erlangung 
des wahren Gegenwertes ſeines Anteils durch das Mittel 
der öffentlichen Verſteigerung zu ſichern, würde alſo nur in 
höchſt unvollkommener Weiſe erreicht, wenn der Miterbe ohne 
Mitwirkung aller anderen Miterben nicht die Zwangsver— 
ſteigerung des Ganzen, ſondern nur die Zwangsverſteigerung 
des zum Nachlaß gehörigen Anteils erwirken könnte. 

Hat ſonach das K. Amtsgericht S. in ſeinem Beſchluß 
vom 7. Januar 1907 mit Recht die Zwangsverſteigerung des 
ganzen Rittergutes H. angeordnet, ſo bedarf die Zurückwei⸗ 
ſung der zweiten, wegen Aufrechterhaltung dieſer Verfügung 
durch den amtsgerichtlichen Beſchluß vom 18. Januar erho⸗ 
benen Beſchwerde nur noch einer kurzen Begründung. Die 
zweite Beſchwerde macht geltend, daß im Grundbuch das 
Miteigentum der Erben des verſtorbenen Frhrn. M. v. O. 
an der Hälfte des Rittergutes H. eingetragen ſei. Nach 
den vorgelegten Auszügen über die exemten und nicht exemten 
Grundſtücke des Rittergutes beſteht eine ſolche Eintragung 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVI. 1. 8 
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nicht, vielmehr iſt als Eigentümer der betreffenden Hälfte 
nach wie vor der Erblaſſer, Freiherr M. v. O. eingetragen. 
Wäre aber die behauptete Eintragung in der Tat erfolgt, 
ſo würde doch hiedurch an dem Recht des einzelnen Miter⸗ 
ben, die Zwangsverſteigerung des ganzen Rittergutes zu ver⸗ 
langen, nichts geändert. Für die Legitimation zu dieſem 
Antrag hat die Eintragung der Erben eine Bedeutung über⸗ 
haupt nicht. Vielmehr beſtimmt ja der $ 181 des Zwangs⸗ 
verſteigerungsgeſetzes, in Anlehnung an 8 17 desſelben Ge⸗ 
ſetzes und 8 41 der GB., ausdrücklich, daß der Erbe ſelbſt 
nicht eingetragen zu ſein braucht, vielmehr die Eintragung 
des Erblaſſers genügt. Iſt aber aus dem Beſtehen der 
Erbengemeinſchaft ein Hindernis für den Antrag des Mit⸗ 
erben auf Zwangsverſteigerung des ganzen Rittergutes nach 
dem früher Ausgeführten nicht abzuleiten, ſo kann auch die 
Eintragung dieſes Rechtsverhältniſſes in das Grundbuch die⸗ 
ſer Zwangsverſteigerung und der Fortſetzung des Verfahrens 
nicht im Sinne von § 28 des Zwangs verſteigerurgsgeſezes 
entgegenſtehen. 

Nach § 91 ZPO. (vgl. mit $ 100) waren die Koſten des 
Verfahrens dem unterliegenden Teil zuzuſcheiden. 
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IV. 
Abhandlung. 


Steht, wenn der Gläubiger ohne rechtlichen Grund 

feine Befriedigung aus dem Bermöügen eines Britten 

erhalten hat, der Bereichernngsklage des Dritten der 

Umſtand entgegen, daß der Gläubiger [eine Forderung 
gegen den Schuldner verloren hat? 


Von 
Rechtsanwalt Dr. Engen Joſef in Freiburg i. Br. 


Dem Urteil des OLG. Roſtock vom 17. November 1911. 
(Rſpr. 26, 275) liegt, ſoweit er hier in Betracht kommt, fol⸗ 
gender Sachverhalt zugrunde: Die Witwe A. hatte von der 
beklagten Bank i. J. 1909 ein Darlehen von 1800 M. gegen 
Ausſtellung eines Wechſels und Abtretung zweier Grund⸗ 
ſchuldforderungen von je 1000 M. erhalten. Dieſe Grund⸗ 
ſchulden ſtanden damals noch auf den Namen des A., der 
von ſeiner Witwe zu ½¼ und feiner minderjährigen klagen⸗ 
den Tochter zu / beerbt war, und gehörten zu ſeinem Nach— 
laß. Zum Rechtsnachweiſe legte die Witwe A. der Beklagten 
einen Erbſchein vor, der ſie und die Klägerin als alleinige 
Erben auswies und die letztere als unter ihrer elterlichen 
Gewalt ſtehend bezeichnete. Zur Zeit der Abtretung war 
der Witwe A. indes ein Beiſtand beſtellt, der von der Ab⸗ 
tretung nichts wußte. Die Grundſchulden wurden dann 
ſpäter auf die Beklagte umgeſchrieben und von ihr i. J. 1911 

8 * 
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gegen Zahlung von 2000 M. an X. abgetreten. Klägerin 
verlangte auf Grund dieſes Sachverhalts die Verurteilung 
der Beklagten zur Zahlung von 2000 M. an ſie und die 
Witwe A. (S 2039). Dieſen Anſpruch erachtete das OLG. 
für begründet, indem es ausführt: Da der Witwe ein Bei⸗ 
ſtand beſtellt war, fo habe fie deſſen Genehmigung zur Ab— 
tretung der Grundſchulden bedurft (S8 1690, 1812 BGB.); 
die von der Witwe allein erfolgte Abtretung habe danach das 
Gläubigerrecht auf die Bank nicht übertragen, und da dieſer 
Rechtsmangel die Vertretungsmacht betraf, ſo komme der 
Beklagten auch der gute Glaube an die Richtigkeit des Erb⸗ 
ſcheins nicht zuſtatten. Wohl aber habe nach $ 892 K. 
durch die auf ihn erfolgte Umſchreibung der Grundſchulden 
das Gläubigerrecht erworben und hierdurch ſei das der Witwe 
und des klagenden Kindes untergegangen. Da alſo die Ab- 
tretung der Bank an X. nach 8 892 der Klägerin gegenüber 
wirkſam ſei, jo ſei der Tatbeſtand des 8 816 gegeben und 
die Beklagte verpflichtet, die erlangten 2000 M. an die Er⸗ 
ben herauszugeben. Freilich habe die Beklagte durch den 
Empfang der 2000 M. ihre Darlehensforderung von 1800 M. 
gegen die Witwe A. verloren und den Reſt von 200 M. 
auf ſonſtige Forderungen gegen die Witwe A. verrechnet; 
nichtsdeſtoweniger ſei die Beklagte bereichert, da ſie im 
Innenverhältnis zur Schuldnerin Witwe A. nur fiduziariſch 
berechtigt geweſen, alſo die Rechtsſtellung einer Pfandgläu⸗ 
bigerin gehabt habe, die ſich durch Verwertung des Pfandes 
befriedige. Der Gläubiger unterliege aber, auch wenn er 
den Anſpruch gegen den Schuldner verloren hat, dem Be— 
reicherungsanſpruch des Eigentümers der Pfandſache. Ent⸗ 
ſcheidend ſei, ob der Gläubiger die erfolgte Zahlung behal⸗ 
ten kann, ſeine Befriedigung alſo endgültig iſt; dies ſei zu 
verneinen: denn der Gläubiger dürfe im Verhältnis zum 
Eigentümer des Pfandes, der zufolge geſetzlicher Beſtimmung 
durch jene Verwertung ſein Recht eingebüßt habe und dafür 
entſchädigt werden ſolle, für die Frage der Bereicherung nicht 
das Kauſalverhältnis zu dem Schuldner heranziehen, auf das 
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hin er den Erwerb erlangt hat. Der Eigentümer des Pfan⸗ 
des dürfe alſo nicht darunter leiden, daß der Gläubiger ſei⸗ 
nem Schuldner gegenüber berechtigt iſt, den empfangenen 
Betrag als Schuldzahlung zu behandeln. Denn aus der 
Perſon des Schuldners könne der Gläubiger für ſich dem 
Drittberechtigten gegenüber keinen Vorteil herleiten, weil ja 
gerade wegen deſſen entgegenſtehenden Rechts die Verfügung 
des Schuldners, auf Grund deren der Gläubiger verwertet 
habe, ungültig war und kein Recht dem Gläubiger übertrug. 
Unterliege der Gläubiger aber dem Anſpruch des Drittbe⸗ 
rechtigten, ſo ſei ſeine Befriedigung keine endgültige und 
deshalb ſei er, der ſowohl die urſprüngliche Forderung als 
auch das gezahlte Geld in ſeinem Vermögen habe, um das 
Geld bereichert. — 

Die genau entgegengeſetzte Anſicht hat über dieſe Rechts⸗ 
frage das Reichsgericht (IV 3S.) in einem Urteil v. 18. März 
1909 (Gruchot 53, 998), dem folgender Sachverhalt zu: 
grunde liegt: Der Beklagte hatte dem Direktor B., der als 
Geſamtprokuriſt in Dienſten der Klägerin ſtand, im Jahre 
1904 ein Darlehen von 4000 M. gegeben. Im Mai 1907 
teilte B. dem Beklagten brieflich mit, er würde ihm das 
Geld aus ſeinem Guthaben bei der Klägerin zugehen laſſen. 
Der Beklagte, der mit der Klägerin in keiner Geſchäftsver⸗ 
bindung ſtand, erhielt darauf ein Schreiben der Klägerin vom 
22. Mai 1907, das von B. und dem Prokuriſten R. unter⸗ 
zeichnet war. Das Schreiben lautete: „Einliegend überrei⸗ 
chen wir Ihnen Scheck Nr. 6786 — 4385 M. — auf die 
D.er Bank B., deren Empfang Sie uns gefälligſt beſtätigen 
wollen.“ Beklagter erhob das Geld, verwendete 4292,50 M. 
zum Ausgleiche ſeiner Forderung und ſchickte den Ueberſchuß 
von 92,50 M. an B. zurück. Nachdem B. wegen Betrü- 
gereien und Unterſchlagungen von der Klägerin entlaſſen 
worden war, verlangte die Klägerin von dem Beklagten Her⸗ 
ausgabe des empfangenen Betrags, da die Anweiſung nicht 
zur Tilgung der Privatſchuld des B. habe dienen ſollen, der 
Prokuriſt R. vielmehr der Anſicht geweſen ſei, es handle 
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fi) um eine eigene Verbindlichkeit der Klägerin. 

Das Berufungsurteil, das dieſem Antrage ſtattgab, 
wurde vom Reichsgericht aufgehoben mit folgender Begrün⸗ 
dung: die Leiſtung der Klägerin ſei ohne rechtlichen Grund 
erfolgt, da Klägerin die Schuld des B. nicht habe tilgen 
wollen und ſonach für die auf Koſten der Klägerin an den 
Beklagten erfolgte Leiſtung es an einem Rechtsgrund fehlte. 
Der Beklagte hafte aber nur für die Vermögens vermehrung, 
die ihm zugegangen ſei; und es frage ſich, ob durch die Ver: 
mögensverſchiebung eine Erhöhung des Geſamtvermögens 
des Beklagten eingetreten ſei. B. habe im eigenen Namen, 
als Schuldner des Beklagten, die Anweiſung der Klägerin 
verwandt, um ſeine Schuld zu tilgen, und der Beklagte habe 
die von B. angeblich aus feinem Guthaben angebotene Lei: 
ſtung als Erfüllung angenommen, auch ſeinem Schuldner B. 
über den Empfang der ihm geſchuldeten Leiſtung Quittung 
erteilt. Indem hiernach dem Vermögen des Beklagten auf 
der einen Seite der Wert des Schecks oder die auf Grund 
desſelben erlangte Geldſumme zugefloſſen ſei, ſei auf der 
anderen Seite der Wert der Forderung, die dem Beklagten 
gegen B. zuſtand, aus des Beklagten Vermögen ausgeſchieden. 
Wenn nun der Wert dieſer Forderung, die er gegen die — 
angeblich auf Koſten des B. erfolgte — Leiſtung der Klä— 
gerin aufgab, gleich dem Wert von 4292,50 M. geweſen ſei, 
ſo ſei eine Mehrung des Vermögens des Beklagten nicht 
eingetreten, ein Anſpruch aus ungerechtfertigter Bereicherung 
danach nicht begründet. — 

Das Reichsgericht folgert alſo: einerſeits iſt der Gläu⸗ 
biger aus der fremden Sache befriedigt; andrerſeits hat er 
aber ſeine Forderung gegen den Schuldner aufgegeben, von 
dem er doch Befriedigung hätte erlangen können; daher ſei 
eine Vermehrung ſeines Vermögens nicht eingetreten, eine 
ungerechtfertigte Bereicherung liege alſo nicht vor. Dagegen 
verſagt das OLG. Roſtock dem befriedigten Gläubiger jede 
Einrede aus dem zwiſchen ihm und dem Schuldner beſtehen— 
den Rechtsverhältnis. 
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Es fragt ſich, welcher Anſicht beizutreten iſt. 

Für das frühere Preußiſche und Gemeine Recht beſtand 
der Rechtsſatz, daß der Gläubiger, der bei ſeinem Schuldner 
eine Sache in dem guten Glauben, ſie ſei deſſen Eigentum, 
gepfändet und verſteigert hatte, dem früheren Eigentümer 
aus dem Rechtsgrund ungerechtfertigter Bereicherung den 
Verſteigerungserlös herausgeben müſſe. RG. 40, 288; 42. 
85; 43, 178. Dieſer Grundſatz der früheren Rechte aber 
gilt auch für das heutige Recht, wie das Reichsgericht im 
Urteil vom 20. November 1905 (Gruchot, Beitr. 50, 962; 
Jur. Wochenſchr. 06, 15) unter Hinweis auf die zuſtimmende 
Anſicht faſt der ganzen Rechtslehre hervorhebt. In der Tat 
liegt ſowohl der allgemeine Tatbeſtand des § 812 vor, daß 
der Gläubiger, der nur ein Recht auf Befriedigung aus dem 
Vermögen ſeines Schuldners hat, auf Koſten des Eigen⸗ 
tümers der fremden Sache etwas ohne rechtlichen Grund 
erlangt, als auch der beſondere des § 816, indem der Gläu- 
biger ein dem Schuldner nicht gehöriges Vermögensſtück zum 
Zweck ſeiner Befriedigung verwertet, als Nichtberechtigter 
über dieſen Gegenſtand eine Verfügung trifft, die mit Rück⸗ 
ſicht auf die Rechte des gutgläubigen Erwerbers dem Eigen⸗ 
tümer gegenüber wirkſam iſt. Es erhebt ſich alſo nur die 
(in dem Urteil vom 20. November 1905 gar nicht geprüfte) 
Frage, ob der Gläubiger ſeine Forderung gegen den Schuld— 
ner verloren hat und welche Rechtsfolgen dieſer Umſtand hat. 
Dieſe Frage iſt bisher nur erörtert für den Fall, daß der 
Vollſtreckungsgläubiger aus der Pfändung und Ver⸗ 
ſteigerung fremder Sachen ſeine Befriedigung erlangt 
hat!); bei dieſen Erörterungen waren maßgebend mehrere 
Vorſchriften des Prozeßrechts, aber auch des bürgerlichen 
Rechts über das Vertragspfandrecht, insbeſondere $ 819 ZPO. 
und 5 1247 BGB. Alle dieſe Vorſchriften kommen dagegen 
nicht in Betracht in dem vom Reichsgericht im Urteil vom 


1) Vgl. beſonders Oertmann im Arch. ziv. Prax. 96, 42; OLG. 
Dresden Sächſ urch. 3, 487; Schöninger in SeuffBl. 70, 685; M. 
Wolff in der Feſtgabe für Hübler, Berlin 05, S. 72. 
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18. März entſchiedenen Fall, wo die Bereicherung erfolgt 
iſt durch eine irrtümlich geſchehene freiwillige Leiſtung, noch 
auch in dem Fall des OLG. Roſtock, wo die Bereicherung 
erfolgt war durch eine vom nicht Alleinberechtigten getrof⸗ 
fene Verfügung, die auf Grund des 8 892 dem Mitberech— 
tigten gegenüber wirkſam war. Das OLG. Roſtock glaubt 
freilich in dem von ihm entſchiedenen Fall dennoch von einer 
Verwertung eines Pfands ſprechen zu können, weil die 
beklagte Bank, obwohl die Grundſchulden auf fie umgeſchrie⸗ 
ben waren, der Schuldnerin gegenüber nur fiduziariſch be— 
rechtigt war. Dieſer Anſicht iſt nicht beizutreten; denn die 
Befriedigung der Bank erfolgte nicht durch Verwertung des 
Pfandes als ſolchem (§ 1282), ſondern, wie das OLG. ſelbſt 
anführt, durch Vermittelung mehrerer ſelbſtändiger Rechts- 
geſchäfte: die Bank hatte dem Eigentümer die Grundſchulden 
gekündigt und dieſer hatte der Bank den X. beſorgt, der ihr 
die Grundſchulden abkaufte ). 

Das Reichsgericht geht nun bei Entſcheidung der hier 
zu prüfenden Frage davon aus: der Gläubiger ſei befriedigt 
und habe ſeine Forderung verloren; daraus folge, daß er 
nicht bereichert fein könne. Aber die Frage, ob der Gläu- 
biger ſeine Forderung verloren hat, kann erſt entſchieden 
werden, wenn feſtſteht, ob er nicht das aus dem Vermögen 
des Klägers Erlangte dieſem zurückgeben muß. Man darf alſo 
nicht ſagen: der Gläubiger hat jetzt nichts mehr von ſeinem 
Schuldner zu fordern, alſo kann er nicht gegenüber dem 
Kläger ungerechtfertigt bereichert ſein; vielmehr iſt zuerſt zu 
unterſuchen, ob nicht der Kläger das aus ſeinem Vermögen 
grundlos an den Gläubiger Gelangte von dieſem zurückzu— 
verlangen berechtigt iſt?). Iſt dies zu bejahen, dann iſt der 
Schuldner nicht befreit, der Gläubiger hat dann alſo ſeine 
Forderung nicht verloren. So faßten ſchon die Römer die 


) Ueber dies Rechtsverhältnis vgl. Joſef im Recht 08, 742 und 
in Seuff Bl. 76, 509, und über das Beſchwerderecht des n in 
ſolchen Fällen Joſef im Zbl FG. 12, 569. 

2) Vgl. Schöning er a. a. O. 689. 
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Sache auf; Paulus fagt hierüber in lex 61 Dig. de solut. 
46, 3: In perpetuum quotiens id quod tibi debeam ad te 
pervenit et tibi nihil absit nec quod solutum est 
repetipossit, competit liberatio. 

Alſo der Schuldner iſt nur befreit, wenn der Gläubiger 
das an ihn Geleiſtete endgültig behalten kann; dies iſt da⸗ 
her zunächſt feſtzuſtellen, bevor man unterſucht, ob der Gläu⸗ 
biger bereichert iſt. Nun liegt in den beiden eingangs mit⸗ 
geteilten Entſcheidungen an ſich der Tatbeſtand ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung vor, da die Beklagten ohne rechtlichen 
Grund aus dem Vermögen der Kläger befriedigt waren. Die 
Beklagten waren alſo zur Herausgabe des ſo Erlangten zu ver⸗ 
urteilen und hiermit erwuchs ihr Forderungsrecht gegen ihre 
Schuldner (die Darlehensempfänger Witwe A. und Direktor 
B.) von neuem. Nun iſt der Begriff der Bereicherung zwar 
ein wirtſchaftlicher und es iſt alſo darauf zu ſehen, ob der 
Vermögensſtand im Ganzen eine Vermehrung erhalten hat, 
ſo daß alſo Verminderungen durch Ausgaben, die der 
Bereicherte gehabt hat, zu berückſichtigen ſind. Kein Geſetz 
beſagt aber, daß in ſolchen Fällen der Bereicherte ſeine 
(an ſich durch rechtloſe Erlangung begründete) Haftung 
gegenüber dem benachteiligten Kondiktionskläger abwenden 
darf durch Einreden aus dem Rechtsverhältnis, das zwi⸗ 
ſchen ihm und einem Dritten — dem Schuldner — be— 
ſtand. Für feine entgegengeſetzte Anſicht gibt das Reichs— 
gericht keine Begründung, obwohl es doch einer ausdrück⸗ 
lichen Vorſchrift bedurft hätte, um eine ſolche Rechts⸗ 
folge anzunehmen. Hiermit erledigen ſich auch die oben 
wiedergegebenen ausführlichen Erörterungen, mit denen das 
OLG. Roſtock die Unzuläſſigkeit einer ſolchen Verteidigung 
aus Rechtsgründen nachweiſen zu müſſen glaubt. Eines 
ſolchen Nachweiſes bedarf es gar nicht; ſondern umgekehrt: 
es hätte einer beſonderen ausdrücklichen Vorſchrift bedurft, 
wenn dem Bereicherten eine ſolche Verteidigung hätte zu— 
ſtehen ſollen. 

Der RGRKomm. Anm. 6 zu § 818 a. E. jagt hierüber: 


122 Abhandlung. 


Bereicherung liege hier deshalb vor, weil der Gläubiger neben 
einander ſowohl die urſprüngliche Forderung als auch die 
zu Zahlungszwecken empfangene, aber nicht ſchuldtilgende 
Leiſtung im Vermögen habe. — Dieſe Begründung erſcheint 
nicht zutreffend: der Gläubiger iſt ſo lange befriedigt, bis er 
das an ihn rechtlos Gelangte dem benachteiligten Dritten 
zurückzahlt; denn ihm iſt das Geld zwecks Tilgung der 
Schuld angeboten und zu dieſem Zweck hat er es auch an⸗ 
genommen; folglich war nach § 362 das Schuldverhältnis 
erloſchen, und der Gläubiger hat alſo nicht nebenein⸗ 
and er ſowohl die Forderung als auch die rechtlos erlangte 
Leiſtung im Vermögen. In den eingangs mitgeteilten Fäl— 
len konnten alſo die Banken von ihren Schuldnern die Dar— 
lehen nicht zurückfordern, ſo lange ſie ſelbſt nicht die Kon⸗ 
diktionskläger befriedigt: hatten; bis dies geſchehen, waren 
und blieben die Banken wegen ihrer Darlehen befriedigt ). 
Dies war auch die Auffaſſung der Römer; vgl. Papinian 
in lex 94 pr. Dig. de solut. 46, 3: si is, cui nummos de- 
bitor solvit alienos, nummis integris pergat petere, quod 
sibi debeatur, nec offerat quod accepit, exceptione 
doli summovebitur. 

Die hier entwickelten Grundſätze gelten allgemein auch 
in ähnlichen Fällen. Z. B.: ich habe den Buchhändler be⸗ 
auftragt, meinem Sohn, der an einer auswärtigen Univer— 
ſität ſtudiert, Bücher auf Borg zu verabfolgen; darauf ſendet 
mir der Buchhändler eine Rechnung über die meinem Sohn 
angeblich gelieferten Bücher und ich bezahle dem Buchhändler 
den Betrag. Hinterher ſtellt ſich heraus, daß der Buch— 
händler nicht meinem Sohn, ſondern einem Namensvetter 
jene Bücher auf Borg verkauft hatte; der Buchhändler hatte 
auf Grund eines durch meinen Sohn hervorgerufenen Ver— 
ſehens, an dem den Buchhändler nicht die Schuld trifft, 
mir die Rechnung zugeſchickt und demnächſt auf Grund 
ö 1) Die entgegengeſetzte Anſicht von Schöninger 690 und Wolff 
80 ſcheint ſich nur auf den Fall erfolgter Beitreibung in der Zwangs— 
vollſtreckung zu beziehen, und iſt nicht zu billigen. 
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der von mir geleiſteten Zahlung dem wahren Schuld⸗ 
ner Quittung erteilt. Da ich die Zahlung rechtsgrundlos 
geleiſtet habe, ſo iſt der Buchhändler mir erſtattungspflichtig 
und er kann ſich hiergegen nicht darauf berufen, daß er 
durch die von mir irrtümlich geleiſtete Zahlung ſeine For⸗ 
derung gegen den wahren Schuldner verloren, er alſo durch 
die Vermögensverſchiebung eine Vermögensvermehrung nicht 
erfahren habe. Vielmehr iſt der wahre Schuldner trotz der 
vom Gläubiger ihm erteilten Quittung (die dieſer ſeinerſeits 
kondiziert) nicht befreit, und der Kondiktionskläger hat es 
nicht zu vertreten, daß der Gläubiger die Forderung, die er 
irrig als getilgt anſah, nunmehr aus irgendwelchen Grün⸗ 
den (eingetretene Zahlungsunfähigkeit des Schuldners oder 
Verjährung) nicht mehr einziehen kann !). 

Danach iſt der Meinung des OLG Roſtock vor der des 
Reichsgerichts der Vorzug zu geben. 

Indes ſcheint auch der V. Zivilſenat des Reichsgerichts 
die oben bekämpfte Auffaſſung zu teilen; ſeinem Urteil vom 
16. Mai 1912 (Gruchot, Beitr. 56, 871) liegt, ſoweit er 
hier in Betracht kommt, folgender Sachverhalt zugrunde: 
Kläger hatte vom Bruder der Beklagten ein Grundſtück ge⸗ 
kauft und zur Berichtigung des Kaufpreiſes auf Anweiſung 
des Verkäufers eine Hypothek an die Beklagte abgetreten, 
die dieſe demnächſt einzog. Sodann erwirkte Kläger ein 
rechtskräftiges Urteil gegen den Verkäufer, wonach der Kauf⸗ 
vertrag wegen der vom Verkäufer verübten argliſtigen Täu⸗ 
ſchung für nichtig erklärt und der Verkäufer verurteilt wurde, 
dem Kläger jene Hypothek zurückabzutreten oder deren Be⸗ 
trag zu bezahlen. Die Zwangsvollſtreckung gegen den Ver⸗ 
käufer war indes fruchtlos ausgefallen und der Kläger ver- 

1) Vgl. hierüber die zutreffenden Ausführungen von Wolff a. a. O. 
80, 81, auch OLG. Dresden a. a. O. Man denke hier beſonders an 
den Fall, daß der Wechſel dem Schuldner zurückgegeben, die von ihm 
verpfändete Hypothek gelöſcht, der Bürge freigelaſſen iſt. Das ſind zu— 
fällige Nachteile, für die der durch die ungerechtfertigte Vermögensver— 
ſchiebung benachteiligte Dritte dem Gläubiger nicht aufkommt. 
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langte nunmehr von der Beklagten den Betrag, den fie durch 
die Einziehung der Hypothek erlangt hatte. Die Einwendun⸗ 
gen der Beklagten, daß ſie Forderungen gegen den Verkäufer 
(ihren Bruder) gehabt habe, die durch die Abtretung begli- 
chen worden ſeien, hatte das Berufungsgericht für unerheb⸗ 
lich erachtet und die Beklagte nach dem Antrage verurteilt. 
Das Reichsgericht erachtete die Reviſion für begründet: die 
Abtretung ſtelle ſich als dingliches Erfüllungsgeſchäft dar, 
das als ſolches ſelbſtändig zu beurteilen und von den dem 
Grundgeſchäft anhaftenden Willensfehlern nicht ohne weiteres 
ergriffen werde. Der Abtretung in dieſem Sinne habe aber 
eine entſprechende, in dem Kaufvertrag nicht beſonders aus⸗ 
gedrückte, aber daraus ohne weiteres zu entnehmende Ver⸗ 
pflichtung zugrunde gelegen, zur Tilgung eines Kaufpreisteils 
die Abtretung an die Beklagte vorzunehmen. Dieſe Ver⸗ 
pflichtung ſei ein weſentlicher Teil des Kaufvertrags geweſen 
und würde vom Kläger nicht übernommen worden ſein, wenn 
der Kaufvertrag nicht geſchloſſen worden wäre; ſie ſei ſonach 
gemäß § 139 BGB. von der Nichtigkeit des Kaufvertrags 
mitergriffen worden und damit der Rechtsgrund der Ab— 
tretung entfallen. Der dingliche Abtretungsvertrag und das 
auf deſſen Grund Erlangte unterliege ſonach an ſich der Ans 
fechtung. Aber die oben wiedergegebene Einwendung der 
Beklagten ſei erheblich: habe ſie Forderungen gegen den 
Bruder (Verkäufer) gehabt, die zur Zeit jener Abtretung 
noch einziehbar waren, und ſeien dieſe durch die Abtretung 
beglichen, ſo habe die Beklagte durch die Abtretung von 
ſeiten des Klägers nur das erhalten, was ſie vom Verkäufer 
zu fordern hatte; dann ſei fie aber nicht bereichert. - - 
Auch dieſer Entſcheidung iſt nicht beizuſtimmen. Auf die 
Beklagte war, wie das Reichsgericht anerkennt, ohne Rechts⸗ 
grund eine Hypothek aus dem Vermögen des Klägers ge—⸗ 
diehen; es lag alſo der Tatbeſtand des $ 812 vor und hier⸗ 
mit die Herausgabepflicht der Beklagten. Wie oben darge— 
legt, gibt aber kein Geſetz dem Bereicherten das Recht, ſeine 
Verpflichtung abzuwenden durch Hinweis auf das Rechts- 
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verhältnis, das zwiſchen ihm und einem Dritten beſteht, wie 
es hier die Beklagte tat, indem ſie einwandte, ſie habe For⸗ 
derungen gegen den Verkäufer gehabt, die durch die ihr aus 
des Beklagten Vermögen rechtlos zugefallene Hypothek ge⸗ 
tilgt ſeien. Die Tilgung war eben keine endgültige und Be- 
klagte konnte, ſobald ſie den Kläger befriedigte, ihre For⸗ 
derungen gegen den Verkäufer von neuem geltend machen. 
Das Reichsgericht bezieht ſich zur mehreren Begründung 
feiner Anſicht noch auf die lex 44 Dig. de cond. indeb. 12, 6: 
„repetitio nulla est ab eo, qui suum recepit, tametsi ab 
alio quam vero debitore solutum est“. Dieſe Stelle befagt 
aber nur: wer die Schuld eines Andern in deſſen Na⸗ 
men bezahlt und dabei irrig glaubt, dieſem hierzu ver⸗ 
pflichtet zu ſein, kann nichts zurückfordern; denn der 
Gläubiger erhielt nur das, was er zu fordern hatte und der 
Zahlende iſt daher auf ſeinen Rückgriff gegen den Befreiten 
angewieſen !). Dieſer Rechtsgrundſatz, der auch für das 
heutige Recht gilt, hat ſonach mit der hier behandelten Frage 
nichts zu tun. 
Das Ergebnis dieſer Unterſuchung iſt hiernach: 
Liegen die Vorausſetzungen einer ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung an ſich vor, hat alſo der Kondiktionsbeklagte 
etwas rechtlos auf Koſten des Klägers (8 812) oder unter 
den Vorausſetzungen des $ 816 erlangt, fo find zwar Ver— 
minderungen des geſamten Vermögensſtandes durch Aus: 
gaben, die der Bereicherte gehabt hat, zu berückſichtigen; da⸗ 
gegen kann er ſeine Herausgabepflicht nicht beſeitigen durch 
Einreden aus dem Rechtsverhältnis, das zwiſchen ihm und 
einem Dritten beſteht. Insbeſondere kann daher der Gläubi⸗ 
ger, der wegen ſeiner Forderung nicht aus dem Vermögen 
des Schuldners, ſondern aus dem des Kondiktionsklägers 
(durch deſſen irrtümliche oder erzwungene Leiſtung) be⸗ 


) Oertmann, ArchzivPrax. 82, 457. Dagegen iſt der Zahlende 
zur Rückforderung berechtigt, wenn er in dem irrigen Glauben der Schuld— 
ner zu fein, die Schuld eines Dritten bezahlt hat (lex. 65 $9 D. 12, 6). 
Dern burg, bürg. R. II § 375 Anm. 21. 
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friedigt ift, der alſo dieſem erſtattungspflichtig iſt, feine 
Haftung nicht ablehnen aus dem Grunde, weil er ſeine 
Forderung gegen den Schuldner verloren habe, aus 
der Vermögensverſchiebung ihm alſo eine Vermögensver⸗ 
mehrung nicht zugefloſſen ſei. Eine ſolche Einrede iſt un⸗ 
ſtatthaft, weil es einer beſonderen geſetzlichen Vorſchrift 
bedürfte, um ſie dem Kondiktionsbeklagten zu gewähren. 
Da dieſem (dem Gläubiger) der kondizierbare Betrag zwecks 
Tilgung der Schuld angeboten war und er ihn auch 
hierzu angenommen hat, ſo war das Schuldverhältnis 
nach $ 362 BGB. erloſchen. Gibt der Kondiktionsbeklagte 
(Gläubiger) den rechtlos erhaltenen Betrag dem Kondik⸗ 
tionskläger heraus, ſo kann er die Forderung, die er irr⸗ 
tümlich für endgültig getilgt anſah, nunmehr gegen den 
Schuldner von neuem geltend machen!); daß die For⸗ 
derung inzwiſchen uneinziehbar geworden iſt, iſt ein Um⸗ 
ſtand, den der Kondiktionskläger nicht zu vertreten hat. 
1) Der RGR Kommentar Anm. 6 zu $ 818 bemerkt über die oben 
behandelte Frage wörtlich: 
„Der Gläubiger einer Forderung, der nicht vom Schuldner, ſondern 
von einem Dritten Zahlung empfangen hat, iſt um das Empfangen 
nicht bereichert, wenn hierdurch lediglich ſeine Forderung getilgt iſt. 
Es ſei denn, ſie war derart wertlos, daß Zahlung vom Schuldner 
ſelbſt nicht mehr zu erwarten ſtand. Ob es zur Tilgung kommt, 
hängt aber weiter davon ab, daß der Gläubiger die Zahlung be⸗ 
halten kann und ihrethalben keinem Rückforderungsanſpruch des 
Leiſtenden ausgeſetzt iſt. (Nicht unterſchieden in RG. Gruch. 53 
1001.)“ 
Danach ſcheint es, daß der Kommentar die oben bekämpfte Anſicht des 
Urt. v. 18. März 1909 nicht teilt. 
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Die Zehnte Auflage des Kommentars zur CPO. von Stein⸗ 
Gaupp (s. Württ. J. 24 S. 131) liegt nun in 2 ſtattlichen Bänden 
vollendet vor. Ueber den hervorragenden Wert des Werks braucht nichts 
mehr geſagt zu werden; welche Anerkennung und Verbreitung es gefun⸗ 
den hat, beweiſt die Tatſache, daß während des Drucks der zehnten Auf⸗ 
lage, eine elfte nötig geworden iſt. | 

Von dem Wörterbuch des Dentſchen Staats⸗ und Verwaltungs⸗ 
rechts (ſ. Württ J 24 S. 131) find nunmehr 25 Lieferungen erſchienen, 
die bis zum Artikel „Boit- und Telegraphie“ reichen; der 2te Band iſt 
mit der 23. Lieferung abgeſchloſſen. Aus dem reichen Inhalt mögen her⸗ 
vorgehoben werden die überſichtlichen Darſtellungen betreffs „Lebensver⸗ 
ſicherung“ (nach dem RGeſ. v. 30. Mai 1908), „Krankenverſicherung“, 
die erſt neuerdings eingehender gewürdigten „Oeffentlichen Anſtalten“ 
und die „Polizei“. | 

Die 7./8. Auflage des Staudinger ſchen Kommentars zum BGB. 
(ſ. Württ J. 21 S. 389) liegt jetzt vom 1. bis 4. Band vollendet vor, 
vom Erbrecht fehlen noch die SS 2080 ff. Wer neben dem zur raſchen 
Orientierung über die Rechtſprechung des RG. dienenden — jetzt in 
2. Auflage erſchienenen — Kommentar von Reichsgerichtsräten eine auf 
breiter und gediegener wiſſenſchaftlicher Grundlage beruhende Darſtellung 
des Rechts des BGB. ſucht, wird dieſen Kommentar nicht entbehren 
wollen. 

Der vor allem für den Praktiker geeignete Kommentar zur CPO. 
von Stonietzki und Gelpcke (ſ. Württ JJ. 24 S. 390) iſt mit der 
zweiten Lieferung des 2. Bands bis $ 590 fortgeſchritten. 

Daß der — Württ J. 20 S. 260 angezeigte — Handkommentar zum 
BGB. von Dr. B. Wolf Anerkennung gefunden hat, beweiſt die Tat— 
ſache, daß er 1912 in zweiter, erweiterter, dem neueſten Stand der Recht⸗ 
ſprechung angepaßter Auflage erſchienen iſt. 

Ein intereſſantes Thema von aktueller Bedentung behandelt die am 
6. November 1913 gehaltene Kanzlerrede von Prof. Dr. Max Rü m e⸗ 
lin „Haftung im kliniſchen Betrieb“ (Tübingen, Mohr, 78 Seiten) in 
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anregender Weiſe mit dem Ergebnis, daß der Staat für Fehler der 
Aerzte in der kliniſchen Behandlung nicht zu haften hat, insbeſondere 
nicht gemäß 8 278 BGB., weil er nicht die ärztliche Behandlung über⸗ 
nimmt, vielmehr ſeiner Aufgabe durch Herſtellung einwandfreier kliniſcher 
Einrichtungen genügt. 

Warneyer, KO. (Leipzig, Roßberg, geb. 3 Mk.), Bd. 196 der 
Juriſt. Handbibliothek, iſt in derſelben Form und nach denſelben Grund⸗ 
ſätzen bearbeitet wie desſelben Verfaſſers CPO. (vgl. Württ J. 23 S. 253) 
Hund wird ſich wie das letztere Werk dem Praktiker für den Handgebrauch 
empfehlen. Ebenſo L. Wertheimer, Gebrauchsmuſterſchutz (München 
und Berlin, J. Schweitzer, geb. 2 Mk. 80 Pf.), ein Büchlein, das das 
vielfach von den Gerichten zu behandelnde Geſetz in knappen, aber klaren 
und reichhaltigen Anmerkungen behandelt. 

Von Sörgels Jahrbuch der Rechtſprechung zum Verwaltungs- 
recht (ſ. Württ J. 24 S. 389) iſt der 5. Jahrgang (1912) erſchienen 
(Kohlhammer, geb. 6 Mk.), von dem das über die früheren Bände a. a. O. 
Geſagte mit der Abweichung gilt, daß das Reichsverſicherungsrecht, das 
jetzt in einem beſonderen Jahrbuch behandelt wird, ausgeſchieden iſt. Auch 
ſo iſt der Inhalt ein überaus reichhaltiger. 

Zu der von Köhler u. a. herausgegebenen Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung (ſ. Württ J. 24 S. 390) iſt ein Ergänzungsband erſchienen, der 
im erſten Teil „Vorſchriften für das Reich“ in der 1. Lieferung die An⸗ 
leitung der RVO. über den Kreis der nach RVO. gegen Krankheit und 
Invalidität verſicherten Perſonen wiedergibt, im zweiten Teil „Vorſchrif⸗ 
ten für Württemberg“ in der 1. Lieferung das württ. Ausführungsgeſetz 
und die zum Vollzug der RVO. bisher ergangenen Verfügungen be: 
handelt. 
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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


A. in Civilſachen. 
8. 
Argliſtige Tünſchung durch Berſchweigen. 


Die Kl. haben Grundſtücke an den Bekl. verkauft und 
dabei u. a. eine auf einem Anweſen in L. ruhende, dem 
Bekl. zuſtehende Hypothek über 4000 Mk. gegen J. zum 
Nennwert übernommen. Die Kl. haben den Kauf ange⸗ 
fochten mit der Behauptung, der Bekl. habe ſie argliſtig 
darüber getäuſcht, daß die Hypothek wertlos ſei, und dadurch 
zum Abſchluß des Kaufs beſtimmt. 

Die fragliche Hypothek von 4000 Mk. hatte ſich Bekl. 
neben (und hinter) einer weiteren Hypothek von 8000 Mk. 
von J. bewilligen laſſen (Grundbucheintrag vom 28. Nov. 
1910); dieſen Hypotheken gingen ſolche im Betrag von 
18 500 Mk. vor. Das L.er Anweſen hatte der dortige Ge— 
meinderat am 29. April 1905 auf 35000 Mk. geſchätzt. 
Am 28. Nov. 1910 ſchrieb Schultheiß W. von L. (auf ein 
Geſuch des J. um Mitteilung eines Auszugs aus dem 
Schätzungsprotokoll) dem Bekl.: das Anweſen entſpreche jetzt 
nicht mehr dem Wert von 1905, habe vielmehr an Verkaufs- 
wert ſo ſehr verloren, daß es ſchwer fallen werde, die erſten 
Hypotheken bis 18 000 Mk. herauszuſchlagen; „die weiteren 
Hypotheken mit 12 000 Mk. find alſo vollſtändig wertlos.“ 
Der Bekl. erwiderte am 30. Nov. 1910: wenn er die Ver⸗ 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVII. 2. 9 
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hältniſſe früher kennen gelernt hätte, hätte er ſich auf das 
Geſchäft nicht eingelaſſen; jedoch laſſe die Mitteilung des 
Schultheißen einige Zweifel in ihm aufkommen, zumal da, 
wie er höre, die Gemeinde L. ſelbſt Liebhaberin für das 
fragliche Anweſen ſei; wenn das Anweſen heute nur einen 
Verkaufswert von 18 000 Mk. hätte, müßte es der Gemeinde⸗ 
rat im Jahr 1905 mit einer geradezu mehr als leichtſinnigen 
und un verantwortlichen Weiſe auf 35000 Mk. geſchätzt haben. 
Schultheiß W. wies mit Schreiben vom 1. Dez. 1910 dieſen 
Vorwurf zurück und bemerkte: die Minderung des Ber: 
kaufswerts ſei nur außerordentlichen Umſtänden zuzuſchreiben, 
auf die er nicht näher eingehe; eine Haftung des Gemeinde: 
rats ſei ausgeſchloſſen. Er habe nur ſagen wollen: nach 
den gemachten Erfahrungen werde ſich derzeit ein Käufer 
für mehr als 18 000 Mk. nicht leicht finden; „daß das 
Gebäude tatſächlich noch heute einen viel größeren Wert 
repräſentiert, beſtreitet Niemand.“ Bei einer im Jahr 1911 
ſtattgehabten Zwangsverſteigerung wurde das Anweſen ge— 
meinderätlich zu 18 000 Mk. geſchätzt und um 12 000 Mk. 
den Architekten Gebr. K. zugeſchlagen, fo daß die Hypo— 
theken von 8000 Mk. und 4000 Mk. ausfielen. 

Es wurde nach dem Klagantrag erkannt, vom OLG. 
aus folgenden 

Gründen: 

Die L.er Hypothek war zur Zeit des Kaufsabſchluſſes 
völlig wertlos: in dem ſchon am 13. April 1911 in das 
L.er Anweſen angeordneten Zwangsverſteigerungsverfahren 
iſt an den vorgehenden Hypotheken von 18 500 Mk. ein Be⸗ 
trag von gegen 7000 Mk. ausgefallen. 

Bekl. hat vor Abſchluß des Kaufs und vor der Auf⸗ 
laſſung dem Klr. von dem weſentlichen Inhalt der Schreiben 
des Schultheißen von L. vom 28. Nov. und 1. Dez. 1910 
keine Mitteilung gemacht, geſchweige daß er ihm dieſe Schrei- 
ben gezeigt, zum Leſen gegeben oder vorgeleſen hätte. 
Letzteres behauptet der Bekl. ſelbſt nicht; er hat auch im 
landgerichtlichen Verfahren zugegeben, er habe (weil er ſich 
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hiezu nicht für verpflichtet gehalten habe) den Klr. von den 
Mitteilungen des Schultheißen beim Kaufsabſchluß nicht in 
Kenntnis geſetzt. Auch jetzt behauptet er nur, er habe dem 
Klr. geſagt, der Schultheiß ſetze merkwürdigerweiſe den Wert 
des Anweſens bzw. der Hypothek gegenüber der früheren 
Schätzung auf einmal gewaltig herunter. Nach der im Tat— 
beſtand wiedergegebenen Angabe des Klrs. als Zeugen in 
der Vorunterſuchung gegen den Bekl. hat dieſer ihm vor 
Kaufsabſchluß erklärt: da könne es ſein, daß Klr. das Haus, 
wenn es in Zwangsverſteigerung komme, ſteigern müſſe; es 
ſei aber zu 35 000 Mk. geſchätzt und wenn das nicht gelöſt 
werde, ſei der Gemeinderat haftbar dafür, da komme jeder 
Pfennig heraus; die Gemeinde ſetze das Haus herunter, 
damit ſie es billig an ſich ziehen könne; die Hypothek gehe 
von 26 000 bis 30 000 Mk., liege alſo noch 5000 Mk. unter 
der Schätzung; Klr. könne ja die Anweſen, auf denen die 
Hypotheken ruhen, anſehen (nämlich — ſo habe es Bekl. 
gemeint — nach dem Kaufsabſchluß). Nicht mitgeteilt hat 
alſo der Bekl. dem Klr., daß der Schultheiß auf eine fchrift- 
liche Bitte des J. um einen Auszug aus dem Schätzungs⸗ 
protokoll von 1905 — alſo in amtlicher Eigenſchaft — ge— 
ſchrieben hatte: er lehne das Erſuchen ab; das Anweſen 
habe ſeit 1905 an Verkaufswert ſo viel verloren, daß es 
immerhin ſchwer fallen werde, die erſten Hypotheken bis 
18 000 Mk. herauszuſchlagen; die weiteren Hypotheken mit 
12 000 Mk. ſeien alſo vollſtändig wertlos; er warne davor, 
die wertloſen Hypotheken in Verkehr zu bringen. Bei den 
Kaufsverhandlungen war von der Güte der auf den Kauf— 
preis anzurechnenden Hypotheken die Rede; nach Treu und 
Glauben im Verkehr war unter dieſen Umſtänden der Bekl. 
verpflichtet, dem Klr. alle ihm bekannten Umſtände mitzu— 
teilen, die nach vernünftigem Ermeſſen für die Willensbe— 
ſtimmung des Käufers erheblich ſein konnten; er durfte ſich 
nicht auf unbeſtimmte, allgemeine Aeußerungen wie die vom 
Zeugen M. bezeugte: es ſeien keine erſten Hypotheken, er 
könne keine Gewähr für ihre Sicherheit übernehmen oder 
9 * 
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auf den Hinweis darauf beſchränken, im Fall einer Zwangs⸗ 
verſteigerung des Anweſens könne es ſein, daß Klr. ſteigern 
müſſe, aber für einen etwaigen Ausfall hafte der Gemeinde⸗ 
rat, dabei aber die beſtimmte Erklärung des Schultheißen, 
des Vorſtands der örtlichen Schätzungsbehörde, unterdrücken, 
daß aus dem Anweſen kaum 18 000 Mk. zu erlöſen und die 
darüber hinausgehenden Hypotheken vollſtändig wertlos ſeien 
und daß von einer Haftung des Gemeinderats keine Rede 
ſein könne, weil die Wertsminderung eben auf einer nicht 
vorherſehbaren Veränderung der Umſtände beruhe (woraus 
Klr. hätte entnehmen können, daß ein Schadenserſatzanſpruch 
gegen die Gemeinde jedenfalls nur mittels eines Prozeſſes 
durchzuſetzen wäre, deſſen Ausgang natürlich durchaus un= 
gewiß wäre). 

Der Bekl. war ſich ſelbſtverſtändlich, wie auch eben 
dieſes Verſchweigen beweiſt, klar darüber, daß die Mitteilung 
des erwähnten Inhalts der Schreiben des Schultheißen geeignet 
geweſen wäre, den Klr. von Annahme der fraglichen Hypo— 
thek zum Nennwert an Zahlungsſtatt und damit vom Ab⸗ 
ſchluß des Kaufs abzuhalten. Hat er ja doch ſelbſt am 
30. Nov. 1910 dem Schultheißen W. geſchrieben: wenn er 
die Verhältniſſe früher kennen gelernt hätte, hätte er ſich auf 
das Geſchäft nicht eingelaſſen. Er hat deshalb durch dieſes 
Verſchweigen den Klr. argliſtig getäuſcht, der nach dem, was 
ihm der Bekl. tatſächlich mitteilte, nicht annehmen konnte, 
die Hypothek ſei völlig wertlos. 

Allerdings iſt dem Bekl. nicht zu widerlegen, daß er an 
der Richtigkeit der Mitteilung des Schultheißen zweifelte und 
davon ausging, im Fall ihrer Richtigkeit könne eine Haftung 
des Gemeinderats wegen Fahrläſſigkeit bei der Schätzung von 
1905 in Betracht kommen. Aber das entband ihn nicht von 
der Verpflichtung, dem Klr. den wirklichen Sachverhalt d. h. 
den oben bezeichneten Inhalt der Schreiben des Schultheißen 
mitzuteilen (denn daran hat der Senat keinen Zweifel, daß 
der Bekl. — wie dies der Natur der Sache und dem Wert 
entſpricht, den, wie Bekl. aus feinem Gewerbebetrieb ſelbſt— 
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verſtändlich wußte, ländliche Leute wie Klr. Erklärungen der 
in Rede ſtehenden Art ſeitens eines Ortsvorſtehers beilegen 
— den Inhalt der Schreiben des Schultheißen für erheblich, 
ja für den Klr. mutmaßlich maßgebend angeſehen hat, wenn 
er auch je an der Richtigkeit dieſes Inhalts gezweifelt haben 
ſollte; der Bekl. war ſich, wie der Senat aus den oben an⸗ 
geführten Gründen überzeugt iſt, bewußt, daß der Klr. durch 
Mitteilung des Wortlauts oder doch des oben hervorgeho— 
benen weſentlichen Inhalts der ſchultheißenamtlichen Briefe 
in ganz anderer, weit eindringlicherer Weiſe auf die mit dem 
Geſchäft verbundenen Gefahren aufmerkſam gemacht würde, 
als durch die allgemein gehaltenen Aeußerungen, die der 
Bekl. tatſächlich getan hat; es ſtand ihm dabei natürlich frei, 
dem Klr. auseinanderzuſetzen, daß und weshalb er (Befl.) 
der Mitteilung des Schultheißen keinen Glauben ſchenke; 
dann wäre Klr. in der Lage geweſen, zu erwägen, ob und 
inwieweit er jener Mitteilung Gewicht beilegen wolle; er 
hätte diesfalls mutmaßlich — nach dem gewöhnlichen Lauf 
der Dinge — mindeſtens (wenn er nicht von Annahme des 
Hypothekenbriefs und damit vom Kauf ſofort abgeſehen hätte) 
zunächſt ſeinerſeits beim Schultheißenamt L. Erkundigungen 
über den Wert des Briefs eingezogen und wäre nach deren 
Empfang von Erwerbung des Briefs (und damit vom Ab— 
ſchluß des Kaufs) abgeſtanden, wie er ja tatſächlich den Kauf 
alsbald angefochten hat, nachdem ihn der Schultheiß von L. 
vollſtändig über den Sachverhalt aufgeklärt hatte. Daß für 
den Klr. der (durch die Konjunktur beeinflußte) Verkaufs- 
wert des Anweſens ausſchlaggebend in Betracht kam) (und 
nicht der Wert, den es von andern Geſichtspunkten aus mög— 
licherweiſe haben konnte), iſt um ſo mehr unzweifelhaft, als 
Bekl. ſelbſt bei den Kaufsverhandlungen den Fall der Zwangs⸗ 
verſteigerung ins Auge gefaßt hat. 

Aus den bisherigen Ausführungen ergibt ſich zugleich, 
daß ein urſachlicher Zuſammenhang zwiſchen dem argliſtigen 


1) Vgl. RG. in Seuff A. 68 Nr. 147. 
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Verſchweigen des Bekl. und dem Kaufsabſchluß ſeitens des 
Klägers vorliegt. 

Bekl. beruft ſich zur Widerlegung der Behauptung, er 
habe den Klr. argliſtig getäuſcht, darauf, daß er bei den 
Kaufsverhandlungen erklärt habe, wenn Klr. nicht glaube, 
daß die Sache gut und ſicher ſei, wolle er (Bekl.) den Ab⸗ 
ſchluß des Kaufs lieber einige Tage verſchieben, Klr. ſolle 
ſich vorher die Pfandobjekte perſönlich anſehen. Das mag 
auf Grund der Ausſage des Zeugen M.. als erwieſen gelten, 
es kann aber den Bekl. nicht entlaſten; er mochte damit rech⸗ 
nen, daß der Klr. durch dieſes Anerbieten in die Meinung 
verſetzt werde, Bekl. handle völlig ehrlich und loyal, und 
daß der Klr. eine mit Koſten verknüpfte Beſichtigung der in 
Rede ſtehenden Anweſen unterlaſſen werde, die zudem ſichere 
Anhaltspunkte betreffs deren Verkaufswert nicht hätte geben 
können. Jedenfalls hat aber eben Bekl. gefliſſentlich unter⸗ 
laſſen, dem Klr. das wichtigſte Material zur Beurteilung des 
Werts der L.er Hypothek, nämlich die Schreiben des Schult⸗ 
heißen W., mitzuteilen, obwohl der Klr. — wie das eben 
erwähnte Vorbringen des Bekl. zeigt — augenſcheinlich in 
betreff der Güte der Hypotheken nicht ohne Bedenken war. 

Urt. des III. Zivilſenats vom 21. Oktober 1913 i. S. Kiß⸗ 

ling g. Kurrle U.⸗Nr. 506/1912. 

Das Reichsgericht hat dem Bekl. das Armenrecht we⸗ 
gen Ausſichtsloſigkeit der Rechtsverfolgung verweigert. 


9. 


Unerlaubte Handlung. Ausgleichung zwiſchen mehreren 
Geſamtſchuldnern. 


Der 10 jährige Sohn des Bekl. Ernſt K., der 12 Jahre 
alte Kl. Alfred S., der 13 Jahre alte Emil S. und der 
13 jährige Alfons Bl. ſchoſſen mit Bleikugeln aus einem 
Luftgewehr, das dem Ernſt K. gehörte, auf eine Holzbeige. 
Die Munition hatten die Knaben ſelbſt gekauft. Der Kl. 
ſchoß, ohne es zu wollen, den gerade vom Boden aufſtehen⸗ 
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den Alfons Bl. ans rechte Auge. — Für den Verletzten ver⸗ 
langte ſein Vater Schadenserſatz. Der Bekl. lehnte Verhand⸗ 
lungen ab. Dagegen verglich ſich Kl., ſein Bruder Emil S. 
und deren Eltern mit dem Verletzten auf eine vom Kl. zu 
bezahlende (und bezahlte) Abfindungsſumme von 1500 Mk., 
wogegen der Verletzte auf die Geltendmachung weiterer An— 
ſprüche, auch gegen andere Verpflichtete, verzichtete. Der Kl. 
iſt der Meinung, der Bekl. habe durch Ueberlaſſung des Ge⸗ 
wehrs an ſeinen Sohn die Verletzung des Alfons Bl. mit⸗ 
verſchuldet, und müſſe nach §S 426 BGB. dem Kl. die Hälfte 
des Schadens erſetzen. Er hat einen Teilbetrag hievon ein⸗ 
geklagt. Bekl. beſtreitet eine Verletzung ſeiner Aufſichtspflicht, 
ferner, weil Kl. eigenmächtig das Gewehr an ſich genommen 
habe, den urſachlichen Zuſammenhang zwiſchen feiner angeb- 
lichen Pflichtverletzung und dem Unfall. Er beantragt Klag⸗ 
abweiſung, und begehrt mit der Widerklage Feſtſtellung, daß 
dem Kl. aus dem vorbezeichneten Vergleich Anſprüche gegen 
Bekl. nicht zuſtehen. 

Die Klage iſt abgewieſen, im Berufungsverfahren aus 
folgenden 

Gründen: 

I. Der Kl. iſt zur Klage fachlich legitimiert. Laut der 
Vergleichsurkunde vom 18. Juli 1912 verpflichtete ſich der 
Vater Auguſt S. als geſetzlicher Vertreter ſeines Sohnes 
Alfred S. (unter Uebernahme der perſönlichen Haftung für 
die Zahlung) zur Bezahlung der Vergleichsſumme. Wenn 
nun auch der Vater Auguſt S. das Geld zunächſt aus eige⸗ 
nen Mitteln bezahlte, ſo tilgte er doch damit eine Schuld 
des Kl. und gewann gegen dieſen einen Erſatzanſpruch. Da⸗ 
her hat nicht der Vater des Kl., ſondern der Kl. ſelbſt ſich 
an den Bekl. als angeblichen Mitverpflichteten zu halten. 
Die nähere Darlegung dieſer Umſtände in II. Inſtanz ent⸗ 
hält keine Aenderung der ſchon in J. Inſtanz auf die Pflicht 
des Kl. zur Zahlung der Vergleichsſumme geſtützten Klage. 

II. Es fehlt nicht an dem adäquaten Kauſalzuſammen⸗ 
hang zwiſchen dem Umſtand, daß der Bekl. das Luftgewehr, 
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wenn auch ohne Munition, ſeinem Sohn zum Soldatenſpie⸗ 
len überließ, und der Verletzung des Bl. Dieſe Aushändi⸗ 
gung des Gewehrs war eine der Bedingungen des Erfolgs 
und zwar eine für den Eintritt der Schadenshaftung zu⸗ 
reichende. Der Bekl. mußte damit rechnen, daß das Gewehr 
in die Hand eines anderen Knaben, der Munition beiſchaffe, 
kommen, von dieſem als Schußwaffe benützt und dabei durch 
Unvorſichtigkeit ein dritter Knabe verletzt werden könne. — 
Für den urſachlichen Zuſammenhang iſt es gleichgültig, ob 
der Sohn des Bekl. dem Kl. das Gewehr gab oder ob der 
Kl. das Gewehr ihm wegnahm: es handelte ſich um ein 
Spiel, bei dem die Knaben abwechſlungsweiſe ſchoſſen, und 
wenn der Sohn des Bekl. je ſich dagegen wehrte, daß der 
Kl. das Gewehr an ſich nahm, ſo wehrte er ſich nicht gegen 
das Schießen des Kl. überhaupt, ſondern nur dagegen, daß 
der Kl. gerade jetzt an die Reihe komme. Dieſer Zwiſchen⸗ 
fall zwiſchen den zwei Knaben vermag nicht die für den Kl. 
vorausſehbare und ihm zuzurechnende Reihe der Tatſachen zu 
unterbrechen, die fortwirkend und eine die andere ablöſend 
von der Ueberlaſſung des Gewehrs an den Sohn des Bell. 
bis zu dem verhängnisvollen Schuß des Kl. ſich abſpielten. 
Dadurch, daß der Verletzte ſelbſt im Augenblick des Schuſſes 
plötzlich aufſtand und ſo ſein Auge in die Schußlinie brachte, 
wurde der Kauſalzuſammenhang nicht unterbrochen. Dieſes 
Verhalten des Verletzten wirkte zwar zu dem eingetretenen 
Erfolg mit, beſeitigte aber nicht die Mitwirkung des urfäch- 
lichen Verhaltens des Bekl. und des ſchießenden Kl. 

Dem Bekl. iſt das Ueberlaſſen des Luftgewehrs an fei- 
nen 10 jährigen Sohn ohne Aufſicht auch als Fahrläſſigkeit 
anzurechnen. Daß ein ſolches Luftgewehr eine gefährliche 
Schußwaffe ift!), ergibt ſich aus den Ausſagen des Zeugen 
Karl W. und des Sachverſtändigen H. Der Bekl. hat dies 
auch von Anfang an erkannt und gewußt; ſonſt hätte er 
nicht die Munition verſchloſſen gehalten und ſeinem Sohn 


1) Zu vgl. Warneyer, RGgſpr. 1912 Nr. 28 und 212; 1913 
Nr. 94. 
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nur unter feiner Aufſicht das Schießen mit Munition ge⸗ 
ſtattet. Allerdings hatte der Bekl. keine Kenntnis von dem 
ſelbſtändigen Schießen ſeines Sohnes und der Kameraden 
desſelben; dies iſt durch die glaubhaften, wenn auch unbe⸗ 
eidigten Ausſagen ſeiner Ehefrau erwieſen, nachdem die Ka⸗ 
meraden des Ernſt K. nicht behaupten konnten, daß Ernſt K. 
je von zu Hauſe Munition mitgebracht habe oder daß ſeine 
Eltern etwas von dem nur ſelten vorgenommenen Schießen 
erfahren haben, und nachdem auch die Nebenhausbewohnerin 
B. kein Schießen mit Munition im Btſchen Hof bemerkt hat. 
Ferner iſt hienach erwieſen, daß der Bekl. ſeinem Sohn keine 
Munition zur Verfügung ſtellte und daß er ihm, wenn je 
nicht ausdrücklich, ſo mindeſtens ſtillſchweigend durch Vor⸗ 
enthalten der Munition das Schießen ohne Aufſicht verboten 
hatte. Trotzdem und wenn gleich weiter der Bekl. ſeinen 
Sohn als einen im allgemeinen folgſamen, nicht zu ernſteren 
Unarten geneigten Knaben kannte, mußte der Bekl. dennoch 
mit der naheliegenden Möglichkeit rechnen, daß mit dem Ge— 
wehr, wenn er es ſeinem Sohn zum Soldatenſpielen ohne 
Aufſicht überlaſſe, von ſeinem Sohn oder deſſen Kameraden 
auch Unfug durch Schießen getrieben werde. Bei dem Alter 
des Knaben und ſeiner Kameraden, bei der bekannten Nei— 
gung ſolcher Knaben zu Schießereien ſowie bei der Leichtig— 
keit, mit der die Knaben mit wenigen Pfennigen eigenen oder 
entlehnten Geldes oder ſonſtwie ſich Munition verſchaffen 
können, mußte der Bekl. ſich ſagen, daß ſein nur an ſeinen 
Sohn gerichtetes, nicht durch fortdauernde Beaufſichtigung 
des Knaben unterſtütztes Schießverbot ſich als unwirkſam 
erweiſen könnte und daß er, ſolange eine Beaufſichtigung des 
Knaben nicht möglich ſei, dieſem im Intereſſe der durch un— 
vorſichtige Schießereien gefährdeten Mitmenſchen eine ſolche 
Schußwaffe nicht überlaſſen dürfe. 

Der Bekl. hat demnach fahrläſſig den Körper des Al» 
fons Bl. widerrechtlich verletzt, ſo daß er an ſich — vorbe⸗ 
hältlich der aus $ 254 BGB. ſich ergebenden Folgen, — 
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dem Verletzten zum Erſatz des daraus entſtandenen Schadens 
verpflichtet geweſen wäre, $ 823 Abſ. 1 BGB. 

III. Dieſelbe Erſatzpflicht des Bekl. ergibt ſich auch aus 
§ 832 BGB. Der minderjährige Sohn des Bekl. fügte dem 
Alfons Bl. widerrechtlich Schaden zu. Er brachte das Ge⸗ 
wehr zum Spielen und Schießen mit und war damit ein⸗ 
verſtanden, daß daraus von ſeinen Kameraden — auch dem 
Kl., dem er mit deſſen Geld und auf des Kl. Geheiß die 
Munition gekauft hatte — geſchoſſen werde. Dadurch ſetzte 
er — auch wenn er im Augenblick des Schuſſes ſelbſt nicht 
eingewilligt haben ſollte, daß jetzt die Reihe des Schießens 
an den Kl. komme — eine Miturſache für den ſchadenſtiften⸗ 
den Vorgang und trug ſo ſeinen weſentlichen Teil zur Ent⸗ 
ſtehung des Unfalls bei. Subjektiv kann es dem 10jährigen 
Ernſt K. nicht als Fahrläſſigkeit angerechnet werden, daß er 
ſein Gewehr dem 12jährigen Kl. zum Schießen überließ; 
aber $ 832 BGB. fordert nur eine objektiv widerrechtliche 
Handlung des Minderjährigen. Als Vater war der Bell. 
kraft Geſetzes (88 1627, 1631 BGB.) verpflichtet, die Auf⸗ 
ſicht über ſeinen minderjährigen Sohn Ernſt zu führen, und 
§ 832 BGB. ſtellt eine Vermutung für ein mit dem Scha⸗ 
den urſachlich zuſammenhängendes Verſchulden des Aufſichts⸗ 
pflichtigen auf. Dieſe Vermutung kann der Bekl., wie ſich 
ohne weiteres aus dem oben II zu $ 823 Abſ. 1 BGB. 
Ausgeführten ergibt, nicht widerlegen. 

IV. Dem Vater des Kl. iſt kein Verſchulden an dem 
Unfall beizumeſſen. Er durfte ſeinem Sohn ein kleines Ta⸗ 
ſchengeld überlaſſen. Er konnte nicht wiſſen und mußte 
nicht damit rechnen, daß der Bekl. durch Ueberlaſſen des 
Luftgewehrs an ſeinen Sohn Ernſt K. dieſem und ſeinen 
Kameraden Gelegenheit zum Schießen verſchaffen und da⸗ 
durch im Kl. den Entſchluß zum Beſchaffen von Munition 
und zum Schießen wachrufen werde. 

Daß den Emil S. irgend ein Verſchulden an dem Un⸗ 
fall treffe, vermag der Bekl. jetzt nicht mehr zu behaupten, 
nachdem er ſeine Angabe, Emil S. habe dem Sohn des 
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Bekl. das Gewehr herausgeriſſen, nicht aufrecht erhalten hat. 

Dagegen hat der Kl. ſelbſt fahrläſſig den Körper des 
Alfons Bl. widerrechtlich verletzt, 8 823 Abſ. 1 BGB. Er 
gab den verhängnisvollen Schuß aus dem Gewehr ab, ob— 
gleich er ſah, daß Knaben, insbeſondere Alfons Bl., in näch⸗ 
ſter Nähe und in der Gegend der Schußlinie ſich befanden. 
Damit, daß Alfons Bl. aus Angſt plötzlich aufſpringen 
könne, mußte er rechnen. Von einer Unterbrechung des Kau⸗ 
ſalzuſammenhangs hiewegen kann bei dem Kl. ſowenig wie 
bei dem Bekl. die Rede ſein. Daß der Kl. bei Begehung 
der ſchädigenden Handlung die zur Erkenntnis der Verant- 
wortlichkeit erforderliche Einſicht nicht gehabt habe (8 828 
Abſ. 2 BGB.), iſt von ihm nicht geltend gemacht und wäre 
auch ohnedies nicht anzunehmen. Der Kl. ſelbſt betrachtet 
ſich als zur Hälfte neben dem Bekl. mithaftend für den 
Schaden. 

V. Soweit nicht etwa der Verletzte — was dahinge— 
ſtellt bleiben kann — nach § 254 BGB. einen Teil des 
Schadens ſelbſt auf ſich zu leiden gehabt hätte, wären an 
ſich ihm gegenüber der Kl. und der Bekl. nebeneinander ge- 
mäß § 840 Abſ. 1 BGB. als Geſamtſchuldner haftbar ge⸗ 
weſen. 

Im Verhältnis der Prozeßparteien untereinander da⸗ 
gegen iſt — gleichgültig, ob die Haftpflicht des Bekl. aus 
§ 823 Abſ. 1 oder aus § 832 BGB. abgeleitet wird — 
für die Ausgleichung unter den Parteien $ 426 BGB. maß: 
gebend, ſoweit nicht bei entſprechender Anwendung des $ 254 
BGB. auch auf das Verhältnis der mehreren Schädiger 
untereinander ſich etwas anderes ergibt). Nun wurde im 
vorliegenden Fall der Schaden ganz überwiegend durch den 
Kl. verurſacht. Er war derjenige, der das Anſchaffen der 
Munition veranlaßte und das Geld dazu lieferte, der das 
Gewehr des Sohnes des Bekl. benützte und mit dieſem Ge- 
wehr unvorſichtig ſchoß. Dem gegenüber tritt das Ver— 

1) Württ JJ. 23, 25; Warneyer, RGgſpr. 1911 Nr. 394; RGZ. 
75, 256; RGR.⸗Komm. 2. Aufl. Bem. 1 zu $ 426 BGB. 
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ſchulden des Bekl., das in dem Ueberlaſſen des Luftgewehrs 
ohne Munition als Spielzeug an ſeinen 10jährigen Sohn 
lag, fo ſehr in den Hintergrund, daß im Verhältnis der Schä- 
diger unter ſich der Schaden dem Kl. allein aufgebürdet 
werden muß. 

VI. Nach dem Ausgeführten iſt der Klaganſpruch unbe⸗ 
gründet, der Widerklageanſpruch gerechtfertigt. Hieraus er⸗ 
gibt ſich die Zurückweiſung der Berufung mit der Koſten⸗ 
folge des $ 97 Abi. 1 ZPO. 

Urt. des II. ZS. vom 22. Januar 1914 i. S. S. g. K. 

Nr. 702/1913. 


10. 
1500 Mk.⸗Nertrag. 


Der Mann der Bekl. war als Prokuriſt in der mechani⸗ 
ſchen Zwirnerei von Iſidor G. in C. mit 3000 Mk. Gehalt 
angeſtellt. Mit Schreiben vom 8. Juni 1912 kündigte ihm G. 
auf 1. Oktober 1912, weil M. in einen Prozeß verwickelt 
ſei, deſſen Ende ſich nicht abſehen laſſe. Infolge einer Be⸗ 
ſprechung vom 9. oder 10. Juni 1912 mit Rechtsanwalt R. 
ſchloß dann G. am 10. Juni mit M. und deſſen Frau 
einen ſchriftlichen Vertrag folgenden Inhalts: „Die Firma G. 
ſtellt ab 1. Oktober 1912 Herrn M. als Prokuriſten an 
gegen einen Jahresgehalt von 1500 Mk. Solange Herr M. 
im Dienſt der Firma verbleibt, wird die Firma ſeiner Ehe— 
frau jährlich den Betrag von 1500 Mk. in monatlichen 
Raten ausbezahlen. Frau M. tritt dieſem Vertrag durch 
ihre Unterſchrift bei.“ Die Klrin., die als Gläubigerin des 
Manns der Bekl. einen vollſtreckbaren Titel gegen dieſen 
erlangt hat, hat gegen die Bekl. auf Bezahlung der Schuld 
ihres Mannes geklagt, indem ſie den Vertrag vom 10. Juni 
1912 auf Grund des § 3 Ziff. 1, 2 Anf.⸗Geſ. anfocht und 
ihn als Scheinvertrag, als auf Geſetzesumgehung gerichtet 
und als gegen die guten Sitten verſtoßend für nichtig erklärt 
wiſſen wollte. 
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Die Klage iſt abgewieſen worden, im Berufungsver⸗ 

fahren aus folgenden 
Gründen: 

I. Soweit die Klage auf das Geſetz betr. Anfechtung 
von Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb des 
Konkursverfahrens geſtützt iſt, ſind zwar die allgemeinen, 
in § 2 dieſes Geſetzes beſtimmten Vorausſetzungen der Ans 
fechtbarkeit gegeben, es läßt ſich vielleicht auch ſagen, den 
Vertrag vom 10. Juni 1912 habe M. in der dem andern 
Teil (dem G.) bekannten Abſicht, feine Gläubiger zu benach: 
teiligen, abgeſchloſſen. Die Anfechtung ſcheitert aber daran, 
daß durch die fragliche Handlung nichts aus dem Vermögen 
des Schuldners veräußert, weggegeben oder aufgegeben wor— 
den iſt (8 7 Anf.⸗Geſ.). 

Zur Zeit des Abſchluſſes des Vertrags vom 10. Juni 
1912 war dem Mann der Bekln. auf 1. Oktober 1912 ſeine 
Stellung gekündigt, er hatte alſo in dieſem Zeitpunkt keinen 
Anſpruch und keine Anwartſchaft auf einen Gehalt für die 
Zeit nach dem 1. Oktober 1912. Durch den Vertrag hat 
er alſo einen ſolchen Anſpruch nicht aufgegeben, vielmehr 
erworben, aber eben nur in Höhe von jährlich 1500 Mk.; 
den Anſpruch auf weitere 1500 Mk. hat die Bekl. erworben. 
Es läßt ſich nicht!) ſagen (wenigſtens nicht in einem Fall 
der hier in Rede ſtehenden Art): der Schuldner betätige 
juriſtiſch ſeine Verfügungsmacht über den der Ehefrau ver» 
ſprochenen Geldbetrag, indem er den Vertrag auf die Leiſtung 
an den Dritten abſchließe: der Vertrag wurde, wie ſich aus 
den Zeugenausſagen des RA. R. und des Manns der Belln. 
ergibt, auf Verlangen des G., der die Möglichkeit aus— 
ſchließen wollte, daß bei ſeinem Prokuriſten Gehaltspfän⸗ 
dungen vorgenommen werden, ſo wie geſchehen geſchloſſen; 
der Mann der Bekl. hat in keiner Weiſe über die ſeiner 
Frau zugeſagten 1500 Mk. verfügt, vielmehr hat G. die 

1) Mit Gaupp⸗ Stein, Komm. zur ZPO., 10. Aufl. Anm. III, 1 


Abſ. 2 zu § 850; vgl. Leſſer in JW. 1911 S. 622 ff.; 1913 S. 891 ff., 
298. 
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einſchlägige Verfügung getroffen und dem Mann der Bekl. 
blieb, wenn er es nicht dabei belaſſen wollte, daß ihm auf 
1. Oktober gekündigt war, nichts übrig, als ſich dem Willen 
des G. zu fügen. Bei einer derartigen Geftaltung der Ver⸗ 
hältniſſe läßt ſich unmöglich ſagen, der Schuldner habe da— 
durch, daß ſeiner Frau ein gewiſſer Geldbetrag vom Ge— 
ſchäftsherrn zugewendet wurde, dieſen Betrag aus ſeinem 
Vermögen veräußert, weg⸗ oder aufgegeben ). 

Ob anders zu entſcheiden wäre in einem Fall, da ein 
derartiger Vertrag auf Initiative des Schuldners, ohne daß 
der Prinzipal ſeinerſeits ein Intereſſe an einer ſolchen 
Rechtsgeſtaltung gezeigt hat, abgeſchloſſen wird, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. 

Ebenſo muß dahingeſtellt bleiben, ob etwa der an die 
Frau des Schuldners zu zahlende Betrag, ſofern er auf 
einem Umweg (auch) dem Schuldner zugut kommt, als ein 
Teil der dem Schuldner „gebührenden“ Vergütung (ſ. § 1, 3 
des Lohnbeſchlagnahmegeſetzes) angeſehen werden kann und 
demgemäß der dem Schuldner bewilligte Gehalt, ſoweit er 
zuſammen mit dem ſeiner Frau bezahlten den Betrag von 
1500 Mk. überſteigt, der Pfändung unterliegt: denn in dieſer 
Weiſe geht ja die Klrin. nicht vor. 

II. Im Bisherigen iſt davon ausgegangen, daß der 
Vertrag vom 10. Juni 1912 ernſtgemeint, kein Scheinver⸗ 
trag iſt. Dem iſt aber auch in der Tat fo und die ent- 
gegengeſetzte Behauptung der Klrin entbehrt der Begründung 
und des Beweiſes , es lag durchaus im Intereſſe des G. 
ſowohl — der nach den Zeugenausſagen dem Mann der 
Bekl. keineswegs nur zum Schein gekündigt hatte —, von 
dem der einſchlägige Vorſchlag ausgegangen iſt, als des 
Schuldners und ſeiner Frau, den Vertrag im Ernſt ſo wie 


— 


1) Vgl. hiezu RG. 69 Nr. 14; 81 Nr. 11 a. E.; RG. in Seuff A. 
67 Nr. 248. Rſpr. OLG. 24 Nr. 11, g, “ (OLG. Braunſchweig); 
Seuff A. 69 Nr. 31 (OLG. Dresden), Leipz. Ztg. 1914 S. 268 (LG. 
Dresden). 

*) Vgl. Gaupp⸗Stein a. a. O. bei und in Note 118, 119. 
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geſchehen abzuſchließen und dadurch der Frau die Möglich- 
keit zu geben, zu den Koſten des ehelichen Haushalts, ſoweit 
der Gehalt des Manns hiezu nicht ausreichte, einen Beitrag 
zu gewähren. Ob unter gewiſſen Umſtänden — bei anderer 
Sachlage als der hier gegebenen — ein ähnlicher Ver⸗ 
trag ſich als Scheingeſchäft auffaſſen läßt !), iſt nicht zu ex: 
örtern. 

III. Wiefern der in Rede ſtehende Vertrag die Um— 
gehung eines (Verbots⸗)Geſetzes enthalten, alſo einem gemäß 
§ 134 BGB. nichtigen Vertrag gleichzuſtellen fein ſollte, iſt 
nicht erſichtlich: wollte man das Anfechtungsgeſetz als „Ber: 
botsgeſetz“ anſehen, ſo läge doch im Abſchluß eines (wie in 
Ziff. I gezeigt) nicht anfechtbaren Rechtsgeſchäfts keine 
„Umgehung“ des Verbotsgeſetzes. 

IV. Endlich kann der Vertrag vom 10. Juni 1912 auch 
nicht als gegen die guten Sitten verſtoßend gemäß § 138 
Abſ. 1 BGB. für nichtig erklärt werden. Gewiß iſt es 
möglich, daß ein ſog. „1500 Mk.⸗Vertrag“ unter § 138 
Abſ. 1 BGB. fällt, etwa dann, wenn der Fall ſo liegt, wie 
der in Ziff. I erwähnte, vom Kammergericht entſchiedene ); 
im gegenwärtigen Fall iſt aber die Sachlage die, daß der 
Geſchäftsherr des Schuldners den Abſchluß des in Rede 
ſtehenden Vertrags herbeigeführt hat, um einerſeits ſeinen 
Prokuriſten von der Gefahr von Gehaltspfändungen befreit 
zu ſehen und andererſeits ihm eine ſtandesmäßige (keines- 
wegs aber irgendwie üppige) Lebenshaltung zu ſichern; darin 
liegt kein Verſtoß gegen die guten Sitten. 

V. Nach dem Ausgeführten bedarf es eines Eingehens 
auf die Frage nicht, ob und inwieweit die in Ziff. II—IV 
erörterten Rechtsbehelfe der Klrin. überhaupt den gegen die 
Bekl. gerichteten Anſpruch zu rechtfertigen vermöchten. 

Urt. des III. Zivilſenats vom 10. Februar 1914 i. S. 

Plonner g. Marquardt. Nr. 760/1913. 

1) Gaupp-Stein a. a. O. Note 124, Rſpr. OLG. (Kammer⸗ 


gericht), Bd. 28 Nr. 1, G. 
2) Vgl. auch RG. in Seuff A. 67 Nr. 249. 
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11. 
Grundwechſelabgabe. 


Mit Vertrag vom 15. März 1912 hat Kl., ein Bier⸗ 
brauereibeſitzer, von der Aktiengeſellſchaft Ver. Br. St.⸗T. 
das in der Nähe von T. gelegene Brauereianweſen zum 
Waldhörnle um 500 000 Mk. gekauft; aus dieſem Teil des 
Vertrags wurde ein Reichsſtempel von 2667 Mk. angeſetzt 
und vom Kl. unbeanſtandet bezahlt. In demſelben Vertrag 
hat die genannte Aktiengeſellſchaft 18 ihr gehörige Wirt- 
ſchaftsanweſen im Buchwert von zuſammen 541 357 Mk. 
38 Pfg. an den Klr. verpachtet; die Steuerbehörde hat auch 
dieſen Teil des Vertrags als unter Tarif Nr. 11a des 
Reichsſtempelgeſetzes fallend angeſehen und deshalb einen 
weiteren Reichsſtempel im Betrag von 3609 Mk. 50 Pfg. 
angeſetzt. Nachdem die vom Kl. gegen den Anſatz dieſer 
Abgabe erhobenen Beſchwerden vom K. Steuerkollegium und 
vom K. Finanzminiſterium abgewieſen worden waren, hat 
er den Stempelbetrag unter Vorbehalt bezahlt, fordert ihn 
aber nun mit der Klage zurück. 

Die Klage iſt abgewieſen worden, vom Berufungsgericht 
aus folgenden 

Gründen: 

Nach § 94 des Reichs ſtempelgeſ. vom 15. Juli 1909 
iſt für die Klage auf Rückerſtattung des unter Vorbehalt 
bezahlten Stempelbetrags der Rechtsweg zuläſſig; die Klage 
iſt auch innerhalb der dort beſtimmten Friſt erhoben wor: 
den, ſie iſt jedoch nicht begründet. 

Nach 8 78 des gen. Gef. in Verbindung mit Tarif 
Nr. 11a ſind Gegenſtand der Beſteuerung: Beurkundungen 
der Uebertragung des Eigentums an im Inlande gelegenen 
Grundſtücken und der Uebertragung von Berechtigungen, für 
welche die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften gelten, 
ſoweit ſie zum Gegenſtand haben: Kauf- und Tauſchverträge 
und andere entgeltliche Veräußerungsverträge. Der Tat— 
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beſtand eines ſolchen Veräußerungsgeſchäfts wird dadurch 
erfüllt, daß es den Eigentumswechſel nach der ſchuldrecht⸗ 
lichen Seite zum Abſchluß bringt, daß mithin aus dem Ge⸗ 
ſchäfte der eine zur Uebertragung des Eigentums, der andere 
zum Erwerb verpflichtet wird. Mit der formell rechtswirk⸗ 
ſamen Beurkundung des ſchuldrechtlichen Veräußerungsver⸗ 
trags tritt die Verpflichtung zur Entrichtung des Stempels 
ein; für die Steuerpflichtigkeit iſt die Hinzufügung von Be⸗ 
dingungen, die unterbliebene Ausführung und die Wieder⸗ 
aufhebung des Geſchäfts ohne Bedeutung. Wenn eine Ur⸗ 
kunde mehrere ſteuerpflichtige Rechtsvorgänge enthält, ſo iſt 
der Betrag des Stempels für einen jeden beſonders zu be- 
rechnen, und die Urkunde mit der Summe dieſer Stempel⸗ 
beträge zu belegen. 

Nach dem Wortlaut des in Betracht kommenden Teils 
der Vertragsurkunde haben die Ver. Br. die 18 ihnen ge⸗ 
hörigen Wirtſchaftsanweſen an den Kl. verpachtet; zugleich 
haben ſich die Kontrahenten verpflichtet, über dieſe Grund⸗ 
ſtücke ſpäteſtens im Monat März 1922 einen Kaufvertrag 
abzuſchließen, wonach die Ver. Br. dieſe Grundſtücke, ſoweit 
ſie noch in ihrem Eigentum ſtehen, an den Klr. verkaufen 
und zwar zu dem in der Vertragsurkunde angegebenen 
Buchwert und zu den in der Urkunde vollſtändig und einzeln 
aufgeführten Bedingungen, wobei als ſpäteſter Termin der 
Uebergabe und Auflaſſung der 1. April 1922 beſtimmt 
wurde. ; 

Würde dieſer Wortlaut der Vertragsurkunde dem wirk⸗ 
lich zwiſchen den Kontrahenten abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte 
entſprechen, ſo wäre ein ſtempelpflichtiger Vertrag nicht ge⸗ 
geben; vielmehr würde die Stempelpflicht erſt durch die 
Beurkundung des in Ausſicht genommenen Kaufvertrags be- 
gründet werden. Allein der Wortlaut der Vertragsurkunde 
entſpricht nicht dem wahren Inhalt des abgeſchloſſenen Rechts⸗ 
geſchäfts. Es kann nun allerdings, wie dem Kl. zuzugeben 
iſt, den Steuerpflichtigen nicht verwehrt werden, die Urkunde, 
deren Faſſung von ihrem freien Willen abhängt, ſo zu ge— 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVII. 2. 10 
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ſtalten, daß auf ſie die vom Staate feſtgeſetzten Merkmale 
der Steuerpflichtigkeit nicht zutreffen; aber für die Frage 
der Steuerpflichtigkeit iſt nicht der zur Umgehung des Ge⸗ 
ſetzes gewählte Wortlaut der Vertragsurkunde entſcheidend, 
vielmehr der im Wege der Auslegung zu ermittelnde wahre 
Sinn und Zweck des beurkundeten Rechtsgeſchäfts oder 
wirkliche Vertragswille der Kontrahenten maßgebend. 

Nach dem Inhalt des beurkundeten Vertrags iſt davon 
auszugehen, daß der Vertragswille der Kontrahenten nicht 
auf den Abſchluß eines Pachtvertrags gerichtet war; denn 
der angebliche Pächter ſoll nach dem Vertrage die Gefahr 
des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verſchlechterung 
der Grundſtücke tragen, ebenſo die Koſten der Unterhaltung 
der Grundſtücke und alle Laſten mit Ausnahme der Hypo⸗ 
thekenzinſen; er hatte auf ſeine Koſten für die Rückzahlung 
gekündigter Hypotheken zu ſorgen und Erſatz für ſolche zu 
beſchaffen; er allein war berechtigt, die Grundſtücke weiter 
zu verpachten und zu veräußern und zwar durchaus auf 
ſeine Rechnung. Aus dieſen Vertragsbeſtimmungen iſt zu 
entnehmen, daß der Kläger vom 1. April 1912 an hinſicht⸗ 
lich der verpachteten Grundſtücke wirtſchaftlich wie ein Eigen⸗ 
tümer und nicht wie ein Pächter geſtellt wurde, dafür hatte 
er den Ver. Br. rund 4% des Buchwerts der verpachteten 
Wirtſchaftsanweſen als Pachtzins zu bezahlen. 

Nun iſt allerdings der wirtſchaftliche Zweck eines Ver⸗ 
trags für die Frage der Stempelpflicht nicht ausſchlaggebend; 
aber ſchon dieſer von den Kontrahenten verfolgte wirtſchaft⸗ 
liche Zweck läßt erkennen, daß nach dem wahren Vertrags⸗ 
willen der Parteien ſchon durch den Vertrag vom 15. März 
1912 für die Ver. Br. eine Verpflichtung zur Uebertragung 
von Eigentum und für den Kl. eine Verpflichtung zum Er⸗ 
werb begründet wurde. 

Mit voller Deutlichkeit geht dies aber aus der Ziff. 14 
des Vertrags hervor; nach dieſer Vertragsbeſtimmung haben 
ſich die Kontrahenten verpflichtet, über die verpachteten Wirt⸗ 
ſchaftsanweſen ſpäteſtens im Monat März 1922 einen Kauf⸗ 
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vertrag abzuſchließen, wonach die Ver. Br. dieſe Wirtſchafts⸗ 
anweſen, ſoweit ſie noch in ihrem Eigentum ſtehen, zu den 
in dem Vertrage feſtgeſetzten Preiſen und unter den dort 
einzeln feſtgelegten Bedingungen an den Kl. verkaufen und 
die Uebergabe und Auflaſſung ſpäteſtens am 1. April 1922 
vornehmen ſollten. Nach dieſer Vertragsbeſtimmung wurde 
der Eigentumswechſel nach der ſchuldrechtlichen Seite nicht 
einem ſpäter abzuſchließenden Kaufvertrag vorbehalten; viel⸗ 
mehr haben ſich die Ver. Br. ſchon durch dieſe Vertragsbe⸗ 
ſtimmung verpflichtet, dem Kl. jederzeit auf Verlangen die 
angeführten Wirtſchaftsanweſen unter den im Vertrage an⸗ 
geführten Bedingungen zu Eigentum zu übertragen, während 
der Kl. verpflichtet war, dieſe Anweſen ſpäteſtens im März 
1922 zu erwerben und zwar, ſofern dieſe Anweſen im März 
1922 noch im Eigentum der Ver. Br. ſtehen, alle und, ſo⸗ 
fern einzelne inzwiſchen verkauft werden, die zu dieſer Zeit 
noch im Eigentum der Ver. Br. ſtehenden Anweſen. Dafür, 
daß dieſe Verpflichtungen ſchon durch den Vertrag vom 
15. März 1912 begründet werden ſollten und begründet 
wurden, ſpricht auch der Inhalt der Ziff. 23 dieſes Ver⸗ 
trags, wo beſtimmt iſt, „die Verkäuferin iſt verpflichtet, zur 
Sicherung des infolge des Abſchluſſes des in Ziff. 14 er⸗ 
wähnten Kaufvertrags beſtehenden Anſpruchs des Kl. auf 
Uebertragung des Eigentums an den in Ziff. 13 aufge- 
führten Grundſtücken die Eintragung von Vormerkungen auf 
dieſen Grundſtücken zu bewilligen“; denn es iſt nicht anzu⸗ 
nehmen, daß die Kontrahenten Anſprüche aus einem erſt im 
März 1922 abzuſchließenden und ſpäteſtens am 1. April 1922 
zu vollziehenden Kaufvertrags in der angegebenen Weiſe 
ſichern wollten, vielmehr weiſt der Wortlaut und der Zweck 
der angeführten Vertragsbeſtimmung darauf hin, daß nach 
dem wahren Vertragswillen der Parteien der jetzt ſchon be— 
ſtehende Anſpruch des Kl. auf Uebertragung des Eigentums 
durch Eintragung von Vormerkungen eine Sicherung er- 
halten ſollte. 

Der Grund, der die Kontrahenten dazu beſtimmt hat, 

10 * 
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ihren wirklichen Vertragswillen in der Vertragsurkunde vom 
15. März 1912 nicht deutlich zum Ausdruck zu bringen, 
war zweifellos die Abſicht der Steuerhinterziehung. Wäre 
in der Vertragsurkunde die Verpflichtung der Verkäuferin 
zur Uebertragung des Eigentums und die Verpflichtung des 
Kl. zum Erwerb des Eigentums klar feſtgelegt worden, ſo 
wäre die Stempelpflicht ohne weiteres mit der Beurkundung 
des Vertrags gegeben geweſen. Wenn dann vor Ausführung 
des Vertrags eines der in Rede ſtehenden Wirtſchaftsan⸗ 
weſen an einen Dritten verkauft worden wäre, was nur 
durch einen zwiſchen der Verkäuferin und dem Dritten ab⸗ 
geſchloſſenen Kaufvertrag hätte geſchehen können, ſo wäre 
dieſer Vertrag noch einmal ſtempelpflichtig geweſen. Dies 
ſollte vermieden werden, da offenſichtlich die Abſtoßung 
einer größeren Anzahl dieſer Wirtſchaftsanweſen geplant 
war. Denn da, wie in der Berufungsbegründung ausge⸗ 
führt wird, ein endgültiger Kaufvertrag über dieſe Wirt⸗ 
ſchaftsanweſen mit Rückſicht auf die Vermögensverhältniſſe 
des Kl. nicht möglich war, ſo lag es ſehr nahe, eine größere 
Anzahl dieſer Anweſen abzuſtoßen; es kann auch keine Rede 
davon ſein, daß dieſes Abſtoßen von Wirtſchaftsanweſen 
gegen die Intereſſen des Kl. verſtoßen hätte; denn es iſt 
bekannt, daß bei Verkäufen von Wirtſchaftsanweſen durch 
Bierbrauereibeſitzer die Intereſſen der letzteren durch lang— 
friſtige Bierabnahmeverträge gewahrt werden. 

Es könnte noch in Frage kommen, ob nicht die in Rede 
ſtehenden Abmachungen wegen Nichteinhaltung der vorge— 
ſchriebenen Form nach § 125 vgl. mit $ 313 BGB. nichtig 
ſind, weil das, was die Parteien gewollt haben, nicht beur⸗ 
kundet iſt, und die beurkundeten Willenserklärungen dem 
wahren Willen der Parteien nicht entſprechen. Allein auch 
für die an eine beſtimmte Form gebundenen Willenser- 
klärungen greift die allgemeine Vorſchrift des §S 133 BGB. 
Platz, wonach bei der Auslegung von Willenserklärungen 
der wirkliche Wille zu erforſchen und nicht an dem buchſtäb⸗ 
lichen Sinne des Ausdrucks zu haften iſt. 
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Nach dem wirklichen Vertragswillen der Parteien ſollte 
aber ſchon durch den Vertrag vom 15. März 1912 hinſicht⸗ 
lich der an den Kläger verpachteten 18 Wirtſchaftsanweſen 
die Verpflichtung der Ver. Br. zur Uebertragung des Eigen⸗ 
tums und die Verpflichtung des Kl. zum Erwerb des Eigen⸗ 
tums feſtgelegt und damit der Eigentums wechſel nach der 
ſchuldrechtlichen Seite zum Abſchluß gebracht werden; nur 
der Umfang der Ausführung des Vertrags iſt in der Schwebe 
geblieben. Mit der Beurkundung dieſes Veräußerungsver⸗ 
trags iſt die Verpflichtung zur Entrichtung des Stempels 
eingetreten und zwar ohne Rückſicht darauf, in welchem Um⸗ 
fang dieſer Vertrag zur Ausführung gelangen wird. Aller⸗ 
dings werden die Kontrahenten anläßlich der Einigung über 
den Eigentumsübergang feſtzuſtellen haben, inwieweit das 
von ihnen abgeſchloſſene Veräußerungsgeſchäft zur Ausfüh⸗ 
rung gelangen kann; allein dieſer Feſtſtellung kommt keine 
rechtliche ſelbſtändige Bedeutung zu; denn die beiderſeitigen 
Rechte und Pflichten ſind, auch wenn inzwiſchen einzelne der 
verpachteten Wirtſchaftsanweſen an Dritte verkauft worden 
ſind, ohne weiteres aus dem Vertrage vom 15. März 1912 
zu entnehmen; eines neuen Veräußerungsgeſchäfts bedarf 
es nicht. 

Da ſonach der Kl. zur Entrichtung des ihm angeſetzten 
und von ihm der Höhe nach nicht beanſtandeten Stempel⸗ 
betrags verpflichtet war, ſo iſt die erhobene Klage mit Recht 
abgewieſen worden; die Berufung war daher mit der ſich 
aus § 97 ZPO. ergebenden Koſtenfolge zurückzuweiſen. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 13. Februar 1914 i. S. 

W. g. Fiskus Nr. 861/1913. 


12. 


In 8 61 Ziff. 1 KG. (Bienſtvertrag oder Werkvertrag!) 


Im Konkurs des Philipp M., Inhabers eines Säg⸗ 
werks und einer Tannenmöbelfabrik in Altenſteig, hat der 
Kl. unter Beanſpruchung des Vorrechts des $ 61 Ziff. 1 
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KO. eine Forderung von 669 Mk. 65 Pf. für Malerarbeiten 
angemeldet, die er im Jahr 1913 — nach ſeiner Behaup⸗ 
tung als Bedienſteter M.s — ausgeführt hat. Der beklagte 
Konkursverwalter hat die Forderung nur als unbevorrech⸗ 
tigte Konkursforderung anerkannt und die auf Feſtſtellung 
des Vorrechts gerichtete Klage abzuweiſen beantragt, indem 
er behauptete, der Kl. ſei dem M. als ſelbſtändiger Unter⸗ 
nehmer gegenübergeſtanden, es handle fi) um eine Forde⸗ 
rung aus Werk-, nicht aus Dienſtvertrag. 

In dem ſchriftlichen Vertrag des Philipp M. mit dem 
Kl. vom 27. September 1910 iſt geſagt: „Erſter überträgt 
letzterem die Lackierung“ ſeiner ſämtlichen Möbel „zu nach⸗ 
ſtehenden Preiſen und Bedingungen; die Lackierung wird 
von Herrn Sp. in der Malerwerkſtätte der Firma M. aus⸗ 
geführt und letzterer für die nötige Heizung und Licht Sorge 
tragen, während alle zur Lackierung erforderlichen Materia- 
lien von dem Lackiermeiſter geſtellt werden. Sämtliche Lak⸗ 
kierungen ſind genau nach Vorſchrift auszuführen und ver⸗ 
ſpricht Herr Sp., eine in jeder Beziehung tadelloſe Arbeit 
zu liefern. Herr Sp. hat jeweils ſo viel Hilfskräfte in Stel⸗ 
lung zu nehmen, als zur prompten Ablieferung der Möbel 
nötig ſind. Unter Einhaltung obiger Bedingungen haben 
ſich beide Kontrahenten über nachſtehende Preisanſätze ge— 
einigt:“ (folgen die Preiſey). „Die Bezahlung und Abrech— 
nung geſchieht monatlich. — Der Vertrag — dauert vorerſt 
bis zum 1. Oktober 1911, während welcher Zeit von beiden 
Teilen nicht gekündigt werden kann, dagegen tritt vom 1. 
Oktober 1911 eine dreimonatliche Kündigung in Kraft.“ 

Es wurde zugunſten des Kl.s erkannt, vom OLG. aus 
folgenden 

Gründen: 

Die zur Entſcheidung ſtehende Frage, ob der Vertrag 
zwiſchen dem Kl. und M. vom 27. September 1910 ein 
Dienſtvertag oder ein Werkvertrag war, iſt mit der ZK. im 
Sinn der erſten Alternative zu entſcheiden. 

1. Die den Sinn des Geſetzes zutreffende erläuternde 
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Begründung zu § 54 Ziff. 1 EKO. (= 8 611 KO.) ſagt: 
Erfordernis ſei, „daß ein Dienſtvertrag geſchloſſen war, 
durch den der Liquidant ſich, d. h. feine Erwerbstätigkeit, 
ausſchließlich oder doch hauptſächlich dem Gemeinſchuldner 
zu — Dienſt — verdungen hatte. Meiſtens wird mit ſol⸗ 
chen Dienſtverhältniſſen eine perſönliche Botmäßigkeit unter 
den Gemeinſchuldnern verbunden ſein; dies iſt aber nicht 
Erfordernis: auch Geſellen, Meiſter können ſolche — Be⸗ 
dienſtete ſein.“ Der Betreffende brauche auch nicht Lohn 
und Koſt im Haus des Dienſtherrn zu erhalten oder für 
ſeine Dienſte eine Pauſchſumme zu beziehen; „die Dienſtver⸗ 
gütung kann auch nach Stückarbeit oder in anderer Weiſe 
bedungen ſein“ ). 

2. Der Unterſchied zwiſchen dem ſo aufgefaßten Dienſt⸗ 
vertrag (vgl. $ 611 BGB.) und dem Werkvertrag (8 631 
BGB.) iſt ein fließen der?). Im vorliegenden Fall enthält 
der in Rede ſtehende Vertrag unverkennbar Elemente ſowohl 
des Dienſt⸗ als des Werkvertrags. 

3. Für die Auffaſſung des Vertrags als Werkvertrag 
ſprechen die (bei einem Dienſtvertrag weniger gebräuchlichen, 
wenn auch mit ihm nicht unvereinbaren) Beſtimmungen, wo⸗ 
nach der Kl., ohne daß M. ein Recht der Einſprache hatte, 
ſeine Hilfskräfte auswählen durfte, ſie einſtellen und entlaſſen 
konnte, ſie zu entlohnen und die den Arbeitgeber treffenden 
Beiträge zur Krankenverſicherung für ſie zu entrichten hatte, 
daß er ferner die Materialien für ſeine Arbeit ſelbſt zu 
ſtellen hatte und — wie nach dem Vertrag anzunehmen ſein 
wird — „die Gefahr der Lackierung“ zu tragen hatte, d. h. 
keine Bezahlung erhielt, ſofern die Lackierung zufolge eines 
von ihm nicht zu vertretenden Umſtands mißlang. 

4. Andererſeits kommt — und zwar entſcheidend — in 
Betracht, daß die Tätigkeit des Kl.s ein Glied im Arbeits⸗ 
mechanismus der M.ſchen Fabrik war: das Lackieren mußte 
in der Fabrik, in räumlichem und zeitlichem Zuſammenhang 

1) Vgl. hiezu auch RG. 38 Nr. 31. 

2) Vgl. RGKomm. z. BGB., 2. Aufl., Vorbem. 1 vor. 8 631. 
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mit den übrigen Arbeiten: Schreinerarbeit einerſeits, Fertig⸗ 
ſtellung der lackierten Möbel andererſeits erfolgen, alle dieſe 
Arbeiten mußten Hand in Hand gehen, wie der Zeuge M. 
in durchaus einleuchtender Darlegung angegeben hat. Daraus 
ergab ſich, daß der Kl., der ausſchließlich für M. beſchäftigt 
war, die Arbeitszeiten der Fabrik einhalten mußte, alſo nicht 
ſelbſtändig über ſeine Zeit disponieren durfte, vielmehr inſo⸗ 
weit der „Botmäßigkeit“ des M. als Fabrikherrn unterſtand, 
der auch die Reihenfolge der vom Kl. vorzunehmenden Ar⸗ 
beiten beſtimmte (ihm alſo nicht bloß die zu leiſtende Arbeit 
zuwies). Daß der Kl. ſeine Arbeit zum Teil durch Hilfs⸗ 
kräfte ausführen ließ, ſchließt die Anwendung des § 61 Z. 1 
KO. nicht aus!). Zutreffend bemerkt Staudinger): 
werden Akkordarbeiten einem Arbeitgeber geleiſtet, der ſie in 
ſeinem Geſchäft verwerte, ſo deute alles mehr auf einen 
Dienſt⸗ als einen Werkvertrag. 

5. Der im Bisherigen vertretenen Auffaſſung ſteht die 
vom Bekl. für ſeinen Standpunkt verwertete Entſcheidung 
des Reichsgerichts ) nicht entgegen: wenn das Reichsgericht 
hier (zugunſten des angeblichen Bedienſteten) einen Werk⸗ 
vertrag als vorliegend angenommen und dies insbeſondere 
daraus abgeleitet hat, daß „der zur Herſtellung Verpflichtete 
die Gefahr bis zur Abnahme des Werks ohne Rückſicht auf 
ſein eigenes Verſchulden“ zu tragen hatte, ſo war das nach 
Lage des Falls durchaus gerechtfertigt: es handelte ſich um 
einen Ziegelmeiſter, der für die Beklagte auf deren Ziegelei 
aus dem von ihr gelieferten Ton Ziegelſteine um beſtimmte 
Akkordlöhne herzuſtellen hatte, der das ganze Geſchäft der 
damaligen Bekl. nach ſeinem freien Ermeſſen zu betreiben, 
die Stellung eines Betriebsleiters einzunehmen hatte. Daß 
dieſer Ziegelmeiſter eine in ganz anderer Weiſe freie und 
unabhängige Stellung gegenüber dem Eigentümer der Zie⸗ 


1) Vgl. Jäger, KO., 3. Aufl., Anm. 12 zu § 61; RG. 27 
Nr. 53 S. 227. 

2) Komm. z. BGB., 7./8. Aufl., Vorb. N, 1, a Abſ. 3 vor 8 611. 

8) RG. 72 Nr. 69. 
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gelei einnahm, als der Kl. gegenüber M., und daß die Tra⸗ 
gung der Gefahr beim Betrieb einer Ziegelei (wo unter Um⸗ 
ſtänden das Mißlingen ganzer Brände großen Schaden ver⸗ 
urſachen kann) von ganz anderer Bedeutung iſt als bei 
einer Lackierarbeit, wie ſie im gegenwärtigen Fall in Frage 
ſteht, leuchtet ohne weiteres ein. 

Urteil des III. Zivilſenat vom 20. Januar 1914 i. S. 

Maierſche Konkursmaſſe g. Spengler U. 709/1913. 


13. 


In 8 138 Gewerbe⸗Unfallverficherungs⸗Geſetz: Ber- 
jührung. 


Am 15. November 1910 iſt der Schmied Karl K. in 
der Werkſtatt des Bekl., eines Wagnermeiſters, von einem 
Transmiſſionsriemen erfaßt und derart verletzt worden, daß 
ihm der rechte Arm abgenommen werden mußte. K. wird 
von der klagenden Berufsgenoſſenſchaft nach Maßgabe des 
GUV. entſchädigt; die Klrin. verlangt nunmehr gemäß 
§ 136 des GuV G. Erſatz vom Bekl. 

Die klagende Berufsgenoſſenſchaft hatte zunächſt — mit 
Beſcheid vom 23. März 1911 — eine Entſchädigung des 
K. abgelehnt. Durch ſchiedsgerichtliche Entſcheidung vom 
18. Januar 1912, beſtätigt durch Entſcheidung des Reichs⸗ 
verſicherungsamts vom 30. Oktober 1912, iſt ſie aber für 
verpflichtet erklärt worden, den K. für die Folgen jenes Un⸗ 
falls gem. $ 9 des GuVG. zu entſchädigen. Darauf hat 
der Vorſtand der Klrin. den Beſchluß gefaßt, gemäß § 136 
Abſ. 1 Satz 2 bis 4 des GuVG. vom Bekl. Erſatz ihrer 
Aufwendungen zu verlangen, weil der Unfall durch Außer⸗ 
achtlaſſung der dem Bekl. vermöge ſeines Gewerbes oblie⸗ 
genden Aufmerkſamkeit herbeigeführt worden ſei; dieſer Be⸗ 
ſchluß wurde gem. § 137 Abſ. 1 des GuVG. dem Bell. 
mit Schreiben vom 8: Nov. 1912, zugeſtellt 12. Nov. 1912, 
mitgeteilt. Von dem Recht, die Beſchlußfaſſung der Ge⸗ 
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noſſenſchaftsverſammlung anzurufen, hat der Bekl. keinen 
Gebrauch gemacht. 

Am 14. Dez. 1912 hat ſodann die Klrin., die dem K. 
auf Grund der erwähnten Entſcheidung des Schiedsgerichts 
bis dahin Entſchädigungen im Betrag von 1130 Mk. 20 Pf. 
bezahlt hatte und eine dauernde Rente gewähren muß, Klage 
erhoben mit dem Antrag, den Bekl. zur Zahlung von 
1130 Mk. 20 Pf. nebſt Prozeßzinſen und zum Erſatz aller 
künftigen Aufwendungen, die ihr aus dem Unfall erwachſen, 
ſowie zur Koſtentragung zu verurteilen. Zur weiteren Be⸗ 
gründung dieſer Klage wurde vorgetragen: Der Bekl. habe 
ſich einer qualifizierten Fahrläſſigkeit in zwei (— näher be⸗ 
zeichneten —) Richtungen ſchuldig gemacht. 

Der Bekl. hat Abweiſung der Klage beantragt. Er be⸗ 
ſtreitet, daß ihm eine qualifizierte Fahrläſſigkeit zur Laſt 
falle und erhebt in erſter Linie die Einrede der Verjährung 
unter Berufung auf § 138 Satz 1 zweiter Halbſatz des 
GUVG. 

Zu der Verjährungseinrede beſagen die 

Gründe. 

Die Einrede der Verjährung iſt nicht begründet. Die 
Anſprüche der Berufsgenoſſenſchaft, wie ſie den Gegenſtand 
der Klage bilden, verjähren nach $ 138 GUuVG. in zwei 
Jahren nach dem Unfall. Die Verjährung hat alſo begon⸗ 
nen am 15. Nov. 1910 und wäre, wenn keine Unterbrechung 
oder Hemmung eingetreten wäre, am 15. Nov. 1912, ſomit 
vor der am 14. Dez. 1912 erfolgten Klagerhebung vollendet 
geweſen. 

Nun iſt zwar eine Unterbrechung der Verjährung vor 
der Klagerhebung nicht erfolgt; insbeſondere kommt der Un⸗ 
terbrechungsgrund des 8 138 Abſ. 1 Satz 2 nicht in Frage, 
weil der Bekl. von dem Recht, die Beſchlußfaſſung der Ge: 
noſſenſchaftspverſammlung anzurufen, keinen Gebrauch ge— 
macht hat. Auch eine Hemmung des Laufs der Verjährungs⸗ 
friſt hat inſolange nicht ſtattgefunden, als nicht ein Ver⸗ 
bandsbeſchluß im Sinn des § 137 Abſ. 1 GUVG. gefaßt 
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und mitgeteilt war. Durch den Umſtand, daß die Klrin. 
ihre Entſchädigungspflicht gegenüber dem Verletzten K. bis 
zur Erlaſſung der Rekursentſcheidung des Reichsverſiche⸗ 
rungsamts vom 30. Oktober 1912 beſtritten hat, iſt der Be⸗ 
ginn des Laufs der Verjährung nicht hinausgeſchoben oder 
gehemmt worden. Die Berufsgenoſſenſchaft war kraft Ge⸗ 
ſetzes vom Tag des Unfalls ab zur Entſchädigung des verun⸗ 
glückten K. nach Maßgabe der Verſicherungsgeſetze verpflichtet 
und damit auch — bei Vorliegen der geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen — berechtigt, vom Bekl. Erſatz ihrer Aufwen⸗ 
dungen zu verlangen; ihr Erſatzanſpruch iſt alſo mit dem 
Unfall entſtanden, auch wenn ſie ihre Entſchädigungspflicht 
dem K. gegenüber nicht gekannt und nicht anerkannt hat. 
Auch der Geltendmachung dieſes Erſatzanſpruchs im Wege 
der Klage ſtand bis zur Mitteilung des in 8 137 Abſ. 1 
Satz 1 vorgeſehenen Vorſtandbeſchluſſes an den Bekl. kein 
rechtliches Hindernis entgegen; denn inſolange war der Bekl. 
zur Verweigerung der Leiſtung nicht berechtigt. Durch die 
in $ 136 Abſ. 1 Satz 3 der Genoſſenſchaftsverſammlung 
eingeräumte Befugnis, von der Verfolgung des Erſatzan⸗ 
ſpruchs abzuſehen, wird ein ſolches Verweigerungsrecht des 
Betriebsunternehmers nicht begründet: die Genoſſenſchafts⸗ 
verſammlung konnte jederzeit — unter Umgehung einer Vor⸗ 
entſcheidung des Vorſtandes — die Verfolgung des Erſatz⸗ 
anſpruchs gegen den Bekl. beſchließen und dieſen Anſpruch 
gerichtlich geltend machen; ein Recht auf Einhaltung des in 
8 137 vorgeſehenen Verfahrens, d. h. auf eine Vorentſchei⸗ 
dung des Genoſſenſchaftsvorſtands, ſteht dem erſatzpflichtigen 
Unternehmer nicht zu. 

Wohl aber war der Lauf der Verjährung gehemmt von 
dem Augenblick ab, in dem der Vorſtand der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft den Beſchluß, vom Bekl. Erſatz zu verlangen, dem 
Bekl. mitgeteilt hatte, und zwar bis zum Ablauf der ein- 
monatigen Friſt, die dem Betriebsunternehmer in einem 
ſolchen Fall für die Anrufung einer Beſchlußfaſſung der Ge— 


noſſenſchaftsverſammlung gewährt iſt. Die Frage, ob eine 
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ſolche Hemmung auch dann anzunehmen iſt, wenn der Er⸗ 
ſatzpflichtige ausdrücklich erklärt, die Beſchlußfaſſung der Ge- 
noſſenſchaftsverſammlung nicht anrufen zu wollen’), kann 
hier dahingeſtellt bleiben, weil der Bekl. eine ſolche Erklä⸗ 
rung nicht abgegeben hat. Im vorliegenden Fall jedenfalls 
waren während der einmonatigen Friſt die Vorausſetzungen 
des § 202 Abſ. 1 des BGB. gegeben: nach der ausdrück⸗ 
lichen Beſtimmung des § 137 Abſ. 2 war während dieſer 
Friſt von einem Monat die Erhebung der Klage unzuläſſig, 
alſo der Bekl. berechtigt, die ihm obliegende Leiſtung zu 
verweigern. Die Annahme des Bekl., es handle ſich hier 
um einen der Ausnahmefälle, für die nach Abſ. 2 des § 202 
die Vorſchrift des Abſ. 1 keine Anwendung finde, iſt nicht 
begründet. Keiner der in Abſ. 2 angeführten Ausnahme⸗ 
fälle trifft hier zu, und wenn auch eine entſprechende Anwen⸗ 
dung dieſer Ausnahmebeſtimmung auf andere ähnliche Fälle 
nicht ganz ausgeſchloſſen iſt?), fo erſcheint doch bei der Na⸗ 
tur der hier in Frage ſtehenden aufſchiebenden Einrede eine 
ſolche analoge Anwendung hier nicht zuläſſig. Wenn der 
Bekl. die Ausdehnung der Ausnahmebeſtimmung auf den 
vorliegenden Fall damit begründen zu können glaubt, daß 
die Vorſchriften des § 137 für den Betriebsunternehmer die 
gleiche Bedeutung haben, wie die Vorſchriften der 88 2014 
und 2015 BGB. für den Erben, ſo iſt hierbei überſehen, 
daß die Einreden der 88 2014 und 2015 BGB. nicht, wie 
die Einrede aus $ 137 des GuV G., die Erhebung der Klage, 
auch nicht die Verurteilung ($ 305 ZPO.), ſondern nur die 
Durchführung der Zwangsvollſtreckung gegen die Erben hin⸗ 
dern). — Die übrigen Ausnahmen des Abſ. 2 betreffen 
durchweg Fälle, in denen der Gläubiger imſtande iſt, den 
Grund der Einrede zu beſeitigen, was im vorliegenden Fall 
nicht zutrifft. Auch der vom Bekl. hervorgehobene Umſtand, 


) Verneint von RG. Bd. 72 S. 428. 

) Vgl. hiezu Planck, Erl. 3 Abſ. 3 zu §S 202 BGB. 

9) Vgl. Prot. II, Bd. 6 S. 383, Planck, Erl. 3 Abſ. 2 zu 8 202 
BGB. 
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daß das GUV. in § 138 ausdrücklich die Unterbrechung 
der Verjährung durch die Anrufung der Beſchlußfaſſung der 
Genoſſenſchaftsverſammlung feſtſetzt, dagegen über die Hem⸗ 
mung der Verjährung während der einmonatigen Friſt keine 
ausdrückliche Beſtimmung trifft, rechtfertigt keinen Schluß 
zugunſten der Annahme des Bekl.; denn die fragliche Ber: 
jährungshemmung ergibt ſich nach dem Ausgeführten ohne 
weiteres aus den allgemeinen Beſtimmungen des BGB. und 
bedurfte deshalb hier keiner beſonderen Feſtſetzung, während 
eine ſolche erforderlich war hinſichtlich der fraglichen Unter— 
brechung, da ſie nach den allgemeinen Beſtimmungen nicht 
begründet geweſen wäre. Die vom Bekl. angeführten Entſch. 
des RG. laſſen ſich nicht gegen den hier vertretenen Stand⸗ 
punkt verwerten. In der Entſch. Bd. 62 S. 432 wird die 
Frage erörtert und bejaht, ob es zuläſſig iſt, durch Partei⸗ 
vereinbarungen die Verjährungsfriſt des 8 477 BGB. in 
der Weiſe zu verlängern, daß der Beginn der ſechsmonatigen 
Friſt um die Zeit von der Ablieferung der Kaufſache bis 
zum Eintritt eines beſtimmten künftigen Ereigniſſes hinaus⸗ 
geſchoben wird; was hieraus zugunſten der Annahme des 
Bekl. ſollte gefolgert werden können, iſt nicht erſichtlich. Daß 
und weshalb die Entſcheidung in Bd. 72 S. 428 für den 
vorliegenden Fall nicht in Betracht kommt, iſt ſchon oben 
ausgeführt. Die Entſch. in Bd. 71 S. 226 ff. behandelt 
die hier nicht in Betracht kommende Frage, wann die Ver⸗ 
jährung wieder zu laufen beginnt, wenn ſie durch Anrufung 
der Beſchlußfaſſung der Genoſſenſchaftsverſammlung unter: 
brochen worden iſt. Die gelegentliche Bemerkung auf S. 228, 
richtig ſei, daß der Genoſſenſchaft, wenn der Betriebsunter⸗ 
nehmer von dem ihm in $ 137 Abſ. 1 eingeräumten Recht 
keinen Gebrauch mache, für die Klaganſtellung eine keines⸗ 
falls volle zwei Jahre umfaſſende Zeit zur Verfügung ſtehe, 
enthält nicht, wie der Bekl. meint, den klaren Ausſpruch, 
daß die Verjährung durch die einmonatige Friſt nicht ge⸗ 
hemmt werde; dieſe Frage wird durch jene Bemerkung gar 
nicht berührt, im angegebenen Fall ſtehen der Genoſſenſchaft 
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für die Klagerhebung auch dann, wenn Hemmung der Ver⸗ 
jährung während der einmonatigen Friſt anzunehmen iſt, 
keine vollen zwei Jahre nach der Beſchlußmitteilung mehr 
zur Verfügung, und zwar deshalb nicht, weil regelmäßig 
ſchon vorher mehr als ein Monat der zweijährigen Verjäh⸗ 
rungsfriſt abgelaufen iſt. 

Iſt hienach davon auszugehen, daß die Verjährung vom 
12. Nov. 1912 ab (dem Tag der Zuſtellung des Vorſtands⸗ 
beſchluſſes) einen Monat lang, alſo bis zum 12. Dez. 1912, 
gehemmt war, ſo wäre die Verjährungsfriſt erſt am 15. De⸗ 
zember 1912 abgelaufen und iſt ſomit die Verjährung durch 
die am 14. Dez. 1912 erfolgte Klagzuſtellung noch rechtzeitig 
unterbrochen worden. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 13. November 1913 i. 

S. H. g. Südweſtdeutſche Holzberufsgenoſſenſchaft in 

St. Nr. 571/1913. 


14. 
Eigentumserwerb an beweglichen Sachen. 


Die Klrin. hatte an Adolf Eff., der in Stuttgart eine 
mechaniſche Werkſtätte, ſeit Januar 1913 auch einen Zigarren⸗ 
handel betrieb, 45000 Zigarren verkauft und in 6 Kiſten 
mit Frachtbrief vom 31. Januar 1913 verſandt. Der Fak⸗ 
turenwert der Zigarren betrug 2460 M. Die Sendung kam 
Anfang Februar in Stuttgart an. Da Pff. die darauf la— 
ſtende Nachnahme von 800 M. nicht einlöſen konnte, ſo 
nahm der Frachtführer Paul von Maur die Zigarren wieder 
mit und lagerte fie bei ſich. In der Folge ließ der Buch— 
halter des Eff., Gottlob Gtz., durch den Weinreiſenden F. 
einen Käufer für die Zigarren ſuchen und verkaufte dann 
auch die Zigarren in eigenem Namen um 1050 M. an den 
Bekl. Er beauftragte den Paul von Maur, die Sendung 
dem Bekl., der die Nachnahme einzulöſen hatte, zuzuführen. 
Dies geſchah, der Bekl. löſte die Nachnahme ein und kam ſo 
in den Beſitz der Zigarren. Die jetzt noch vorhandenen 
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44 300 Stück befinden ſich infolge einſtweiliger Verfügung 
des Gerichts in Verwahrung des Gerichtsvollziehers H. in 
Stuttgart. | 

Die Klrin. behauptet noch immer Eigentümerin der 
Zigarren zu ſein und verlangt aus dieſem Rechtsgrund vom 
Bekl. deren Herausgabe mit dem Antrag, den Bekl. zu ver⸗ 
urteilen, er habe in die Herausgabe der in Verwahrung des 
Gerichtsvollziehers H. befindlichen ca. 44 300 Stück Zigarren 
an die Klin. zu willigen. Die Klrin. behauptet, Gtz. habe 
die Zigarren wider den Willen des Eff. verkauft. In voriger 
Inſtanz war fie der Meinung, durch dieſen Verkauf ſei Lff. 
ohne Rückſicht auf die Willensrichtung des Gtz. Eigentümer 
der Zigarren geworden. Da Gtz. dieſelben dem Lff. abhan⸗ 
den gebracht habe, ſei Bekl. nicht Eigentümer geworden. 
Zudem habe ſich Bekl. bei dem Erwerb nicht in gutem Glau⸗ 
ben befunden. Den Eigentumserwerb für Eff. habe die Klin. 
am 26. Mai 1913 wegen Irrtums und argliſtiger Täuſchung 
angefochten. Während nämlich Eff. noch zurzeit des Kaufs 
der Zigarren ſich in guten Vermögensverhältniſſen befunden 
habe, ſei er zurzeit des Verkaufs derſelben durch Gb. bereits 
zahlungsunfähig geweſen. Wenn Klrin. den Vermögenszer⸗ 
fall gekannt hätte, ſo hätte ſie ihm die Zigarren nicht über⸗ 
eignen laſſen. 

Der Bekl., welcher Abweiſung der Klage beantragt hat, 
beſtreitet das kläg. Vorbringen. Er macht namentlich gel⸗ 
tend, daß Lff. die Zigarren dem Gtz., dem er mehr als 
1050 M. ſchuldig geweſen ſei, zahlungshalber überlaſſen habe. 

Das Landgericht hat die Klage abgewieſen. Die Beru⸗ 
fung der Klägerin iſt zurückgewieſen worden. Die 

Gründe 
gehen im weſentlichen dahin: 

In voriger Inſtanz hat Klrin. angenommen, daß mit 
der Ablieferung der Zigarren an den Bekl. der Beſteller Eff. 
Eigentümer derſelben geworden ſei. Sie vertritt jetzt den 
gegenteiligen Standpunkt und iſt daran durch § 290 ZPO. 
nicht gehindert. Allein wenn Lff. an den Zigarren kein 


160 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


Eigentum erworben hat, ſo folgt daraus nicht, daß Klrin. 
nunmehr allen Beweiſes enthoben und in der Lage wäre, 
zuzuwarten, ob der Bekl. beweiſen kann, daß Klrin. ihr früher 
unbeſtrittenermaßen an den Zigarren beſtehendes Eigentum 
verloren habe. Dem ſteht der $ 1006 BGB. entgegen. Nach 
dieſer Vorſchrift iſt zu vermuten, daß der Bekl. Eigentümer 
der Zigarren iſt. Und zwar gilt die Vermutung auch der 
Klrin. gegenüber, da die Zigarren von dem Unterbeſitzer der 
Klrin., Paul v. Maur, an den Bekl. herausgegeben, alſo 
nicht etwa der Klein. abhanden gekommen find. Die Ver⸗ 
mutung muß Klrin. widerlegen und dartun, daß der Bell. 
durch ſeinen Beſitzerwerb an den Zigarren nicht Eigentum 
daran erworben hat. 

Die entſcheidende Frage iſt, ob der Buchhalter Gtz. die 
Zigarren mit oder ohne Zuſtimmung des Eff. an den Bell. 
veräu Bert hat. Im erſteren Falle hat der Bekl. das Eigentum 
daran erworben, im letzteren nicht. 

Die Zigarren waren von der Klrin. an Fff. ver⸗ 
kauft und unter Nachnahme von 800 M. verſandt worden. 
Durch die Uebergabe der Ware an den Frachtführer mit dem 
Auftrag, ſie dem Adreſſaten zuzuliefern, geht das Eigentum 
an der Ware nicht auf den Adreſſaten über. Erſt wenn der 
Frachtführer dem Adreſſaten die Ablieferung der Ware an 
bietet, geht dieſem das Angebot des Abſenders auf Eigen⸗ 
tumsübertragung zu. Um Eigentümer der Zigarren zu wer⸗ 
den, hätte Lff. es unter Einlöſung der Nachnahme zur Ab⸗ 
lieferung kommen laſſen und das Angebot der Klrin. auf 
Eigentumsübertragung annehmen müſſen. Statt deſſen hat 
er die Einlöſung der Nachnahme verweigert und dadurch die 
Uebergabe wie auch die Einigung über den Eigentumsüber⸗ 
gang vereitelt. Die Zigarren blieben ſonach fürs Erſte noch 
im Eigentum der Klrin. und im Beſitz des Paul v. Maur, 
der ſie als Unterbeſitzer der Klrin. inne hatte. In der Folge 
hat GB. dieſelben in eigenem Namen an den Bekl. verkauft 
und in der Weiſe veräußert, daß er ſie ihm durch Paul v. 
Maur zuführen und gegen Einlöſung der Nachnahme aus— 
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liefern ließ. Durch die Ablieferung der Zigarren an den 
Bekl. iſt für Lff. kein Eigentum an denſelben begründet wor⸗ 
den, und zwar gleichviel, ob die Veräußerung an den Bekl. 
mit oder ohne den Willen des Lff. geſchehen iſt. Im letzte⸗ 
ren Falle ſchon deshalb nicht, weil es am Eigentumserwerbs⸗ 
willen des Lff. gefehlt hat, der nicht dadurch erſetzt werden 
konnte, daß vielleicht Gtz. zunächſt für Lff. das Eigentum 
erwerben wollte. Aber auch wenn die Veräußerung an den 
Bekl. mit Zuſtimmung des Fff. erfolgt iſt, hat nicht zuerſt 
dieſer das Eigentum erworben. Es iſt zwar an ſich wohl 
denkbar, daß der Adreſſat einer Sendung dieſe vom Fracht⸗ 
führer in der Weiſe an ſeinen Abnehmer abliefern läßt, daß 
zunächſt er ſelbſt Eigentümer wird und dann erſt ſein Ei⸗ 
gentum auf den Abnehmer überträgt. Es mag auch ſein, 
daß eine derartige Beurteilung der Verhältniſſe nicht ſelten 
dem Willen der Beteiligten entſpricht. Allein im vorliegen⸗ 
den Falle iſt dies nicht anzunehmen. Denn wenn überhaupt, 
fo war dem Gtz. die Zigarren auf eigene Rechnung zu ver: 
äußern geſtattet und in dieſem Fall konnte dem Fff. nichts 
daran liegen, vor dem Eigentumserwerb durch Gtz. bezw. 
deſſen Abnehmer erſt ſelbſt noch Eigentümer der Zigarren 
zu werden. Um dem Gb. die Veräußerung derſelben zu er- 
möglichen, war dies keineswegs erforderlich. Der Adreſſat 
einer Sendung kann über dieſe, auch ſolange ſie noch im 
Eigentum des Abſenders ſteht, alſo für ihn eine fremde iſt, 
verfügen. Dabei ſpielt freilich der Wille des Frachtführers 
gar keine Rolle. Denn dieſer iſt dem Abſender gegenüber 
verpflichtet, die Sendung dem Adreſſaten oder einer anderen 
ihm vom Abſender rechtzeitig aufgegebenen Perſon zuzuliefern, 
nicht aber berechtigt, über die Ware, ſei es in eigenem Na⸗ 
men ſei es im Namen des Abſenders, zu verfügen. Dagegen 
liegt in der Ueberſendung der Ware, in welcher das Ange— 
bot der Eigentumsverſchaffung an den Adreſſaten gelegen iſt, 
zugleich die Erlaubnis für dieſen, über die Ware ohne vor⸗ 
gängigen Eigentumserwerb zu verfügen, BGB. § 185. Aus 
dem Geſagten folgt, daß die frühere Annahme des Kls., 
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welche ſich auch der Vorrichter zu eigen gemacht hat, näm⸗ 
lich daß Lff. durch die Veräußerung der Zigarren an den 
Bekl. zunächſt Eigentümer derſelben geworden ſei, nicht halt⸗ 
bar iſt. 

Ob der Bekl. das Eigentum daran erworben hat, hängt 
in erſter Linie davon ab, ob Gtz. ihm das Eigentum ver⸗ 
ſchaffen konnte. Dies iſt dann zu bejahen, wenn Gtz. mit 
Zuſtimmung des Eff. gehandelt hat. Zwar war der letztere 
nicht Eigentümer der Zigarren, aber nach dem Ausgefüh rten 
konnte er über dieſelben verfügen und deshalb konnte er auch 
dem Gtz. die Verfügung darüber geſtatten. Es iſt auch nicht 
etwa anzunehmen, daß die Klrin., die ja von der Verſchlech⸗ 
terung der Vermögensverhältniſſe des Lff. keine Kenntnis 
gehabt haben will, dieſen nur zu Veräußerungen in ſeinem 
regulären Geſchäftsbetrieb habe ermächtigen oder ſonſtwie 
ſeine Veräußerungsbefugnis habe beſchränken wollen. Hatte 
Lff. dem Gtz. die Veräußerung der Zigarren geſtattet, dann 
brauchte Gb. nicht als Vertreter des Lff. aufzutreten, ſon⸗ 
dern er konnte nach dem angeführten § 185 in eigenem Na⸗ 
men dem Bekl. das Eigentum verſchaffen. Die gleiche Wir⸗ 
kung wie die Einwilligung des Eff. hätte eine nachträgliche 
Genehmigung der Veräußerung durch denſelben gehabt. Daß 
Gb. ſich mit dem Bekl. über den Eigentumsübergang geei⸗ 
nigt und dem Bekl. den Beſitz an den Zigarren verſchafft 
hat, unterliegt keinem Bedenken. Ob letzteres durch eine von 
Gtz. im Namen des Eff. oder in eigenem Namen an Paul 
v. Maur gerichtete Anweiſung bewirkt worden iſt, iſt ohne 
Belang. 

Ob nun Eff. in Wirklichkeit mit der Veräußerung der 
Zigarren durch Gtz. auf deſſen Rechnung einverſtanden war, 
iſt bis jetzt nicht aufgeklärt. (Es wird ausgeführt, daß die 
Klrin. den ihr obliegende Beweis, daß dies nicht der Fall 
geweſen ſei, nicht erbracht habe.) Hiernach iſt davon aus⸗ 
zugehen, daß die Veräußerung der Zigarren an den Bell. 
mit der Zuſtimmung des Eff. geſchehen iſt und daß der Bekl. 
dadurch Eigentümer der Zigarren geworden iſt. 
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Für den Fall, daß das Eigentum daran von der Klrin. 
zunächſt auf Lff. übergegangen wäre, hätte die Klrin. dieſen 
Eigentumserwerb durch Anfechtung des Uebereignungsaktes 
beſeitigen wollen. Nach der hier vertretenen Auffaſſung hätte 
ſich die Anfechtung der Klin. gegen ihre in der Ueberſen⸗ 
dung der Zigarren liegende Einwilligung zur Verfügung 
über die Ware durch Eff. richten müſſen. Wäre die Klin. 
in der Lage, die Erteilung dieſer Einwilligung durch An⸗ 
fechtung aus der Welt zu ſchaffen, ſo wäre damit auch die 
Grundlage für den Eigentumserwerb des Bekl., nämlich die 
Verfügungsbefugnis des Lff. und in weiter Folge diejenige 
des Gtz., beſeitigt und es könnte dann nur noch in Betracht 
kommen, ob der Bekl. nicht unabhängig von jenen Voraus⸗ 
ſetzungen nach Maßgabe des § 932 BGB. Eigentum an den 
Zigarren erworben hat. Die Anfechtung der Klin. iſt indes 
nicht begründet. Diejenige wegen argliſtiger Täuſchung ſchon 
um deswillen nicht, weil dem Eff., der die Zigarren zu einer 
Zeit, wo er nach der Behauptung der Klin. noch kreditwür⸗ 
dig war, gekauft hatte, nicht zuzumuten war, ſeine Verkäu⸗ 
ferin vor der Ueberſendung der Ware auf die Verſchlechte⸗ 
rung in ſeinen Verhältniſſen aufmerkſam zu machen. Außer⸗ 
dem aber entbehrt die Anfechtung, und zwar ſowohl diejenige 
wegen Täuſchung als auch diejenige wegen Irrtums der tat⸗ 
ſächlichen Grundlage. Die anzufechtende Erklärung iſt die 
in der Ueberſendung der Zigarren enthaltene Einwilligung 
in die Verfügung durch den Adreſſaten Lff., welche Ende 
Januar 1913 erteilt worden iſt. Zu dieſer Zeit war aber, 
wie ſowohl dem Zeugnis des Gtz., als auch den von der 
Klin. vorgelegten Auskünften über Eff. zu entnehmen iſt, 
dieſer noch kreditwürdig und die Verſchlechterung ſeiner Lage 
noch nicht eingetreten. Die Klin. befand ſich alſo damals 
über dieſe Verhältniſſe in keinem Irrtum. Daß ſie in der 
Folge von der eingetretenen Veränderung in denſelben keine 
Kenntnis erhielt und hiedurch davon abgehalten wurde, die 
erteilte Einwilligung gemäß 8 183 BGB. zu widerrufen, 
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vermag die Anfechtbarkeit der Einwilligung nicht zu be⸗ 
gründen. 

Demnach kommt es auf die Frage, ob angenommen 
werden könnte, der Bekl. ſei inbezug auf das Eigentum ſei⸗ 
nes Veräußerers Gtz. an den Zigarren in gutem Glauben 
geweſen — der Glaube an eine bloße Veräußerungsbefug⸗ 
nis des Gtz. würde nicht ausreichen —, nicht an. Vielmehr 
iſt davon auszugehen, daß Lff. der Veräußerung der Zigarren 
durch Gtz. zugeſtimmt und daß, da Eff. dazu von der Klin. 
ermächtigt war, der Beklagte durch jene Veräußerung das 
Eigentum an den Zigarren nach § 929 BGB. erworben 
hat. Die auf Eigentum geſtützte Klage iſt daher vom Land— 
gericht mit Recht abgewieſen worden. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 6. Februar 1914 i. ©. 

W. gegen Br. Nr. 813/1913. 


15. 
Forderungspfand. Ablöſungsrecht. Bereicherung. 


Der verſtorbene Kaſpar J. hatte ſein Leben bei der 
St.er L.⸗ und E.⸗Bank für 15 000 Mk. verſichert. Die ſich 
hieraus für ihn ergebende Forderung hat er in erſter Linie 
der Bank ſelbſt für eine Kontokorrentforderung von 5346 Mk. 
60 Pfg., in zweiter Linie der Beklagten für einen ſeinem 
Stiefſohn gewährten Kredit von 5000 Mk., in dritter Linie 
ſeiner Schweſter, der Klin., für ein ihm gewährtes Dar⸗ 
lehen von 5000 Mk. verpfändet. Kurz vor ſeinem Tod hat 
Bekl. an der Forderung der Bank für J. den Betrag von 
1000 Mk. abbezahlt. Nach dem Tod des J. machte ſich 
die Bank für ihre Reſtforderung von 4346 Mk. 60 Pfg. 
durch Abzug an ihrer Schuld bezahlt. Um den Reſt der 
Verſicherungsſumme ſtreiten ſich die Parteien. Dabei blieb 
ſchließlich nur ſtreitig, ob Bekl. berechtigt war, der Klin. 
gegenüber ihre Zahlung von 1000 Mk. für ſich in Rechnung 
zu ſtellen. Im Berufungsverfahren iſt dieſe Frage zugunſten 
der Klin. entſchieden worden, aus folgenden 
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Gründen: 

Die Klin. hat kraft ihres Pfandrechts Anſpruch auf den 
im Streit befindlichen Betrag von 1000 Mk., wenn ſich 
nicht die Bekl. zufolge irgendeiner Beſtimmung ihrerſeits 
bezüglich ihrer angeblichen Erſatzforderung wegen der Zah⸗ 
lung von 1000 Mk. an die verpfändete Forderung halten 
kann. Eine ſolche Beſtimmung beſteht aber nicht. 

Die Bekl. beruft ſich zunächſt auf die Beſtimmungen 
der 88 1210 und 1216 BGB. und will die Zahlung von 
1000 Mk. unter den Begriff einer Aufwendung auf das 
Pfand bringen. Dies geht aber fehl. Das Pfand ſelbſt 
(d. h. die verpfändete Forderung) iſt durch die Zahlung der 
1000 Mk. weder verbeſſert noch in ſeinem Beſtand erhalten 
worden. Die Leiſtung der Bekl. kam nicht den dinglich Be⸗ 
rechtigten als ſolchen zugute !). Die Leiſtung verbeſſerte 
vielmehr nur die Stellung des der Bekl. nachſtehenden Pfand⸗ 
gläubigers, ſofern ein vorgehender Pfandgläubiger teilweiſe 
befriedigt wurde. 

Die Bekl. glaubt ſich weiter auf $ 1249 BGB. (vgl. 
mit $ 1273 Abſ. 2 BGB.) berufen zu können. Allein eben⸗ 
falls mit Unrecht. Es handelt ſich hiebei um das Ablöſungs⸗ 
recht des nachſtehenden Pfandgläubigers. Zwar trifft nun 
hier die Vorausſetzung zu, daß der Schuldner (Kaſpar J.) 
zur Zeit der Zahlung zu der Leiſtung berechtigt war, denn es 
handelte ſich um eine Kontokorrentforderung, die J. jeder⸗ 
zeit tilgen konnte. Aber die weitere Vorausſetzung des 
§ 1249 fehlt, daß die Bekl. durch die Veräußerung des 
Pfands ein Recht an dem Pfand verlieren würde. Die ZK. 
führt zutreffend aus, daß dieſe Beſtimmung bei Verpfän⸗ 
dung einer Forderung wegen § 1282 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 
nicht zur Anwendung kommen kann. Denn danach iſt der 
Pfandgläubiger zum Einzug nur inſoweit berechtigt, als die 
Forderung zu ſeiner Befriedigung erforderlich iſt. Und auch 
wenn der betr. Pfandgläubiger, was ihm freiſteht, nach 


1) Vgl. Komm. v. RGRäten zu 994 Ziff. 1, v. Staudinger zu 
§ 994 Ziff. B 2 a. 
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8 1277 BGB., alſo durch Erwirkung eines vollſtreckbaren 
Titels und Pfändung, vorgeht, ſo wird ihm die Forderung 
gemäß $ 835 ZPO. doch auch nur inſoweit als Befrie⸗ 
digungsmittel überwieſen, als ſie zu ſeiner Befriedigung er⸗ 
forderlich ift!). Und wenn man ſchließlich noch an die Mög⸗ 
lichkeit der anderweitigen Verwertung der Forderung gemäß 
§ 844 ZPO. denken wollte, jo kommt dieſe Art der Zwangs⸗ 
vollſtreckung vorliegend deshalb keinenfalls in Betracht, weil 
hier die Schuldnerin und die erſte (abzulöſende) Pfand⸗ 
gläubigerin eine Perſon, die L.⸗ und E.⸗Bank, ſind. 

§ 268 BGB., das allgemeine Ablöſungsrecht bei einer 
Zwangsvollſtreckung, kommt ſchon aus demſelben Grunde 
wie oben ausgeführt, nicht in Betracht, und §S 267 BGB., 
das Recht jedes Dritten, die Leiſtung zu bewirken, ſcheidet 
ebenfalls aus, denn der zahlende Dritte hat kein Recht, Ab⸗ 
tretung der bezahlten Forderung zu verlangen, auch geht die 
bezahlte Forderung nicht ohne weiteres auf ihn über ). 

Die Bekl. beruft ſich ferner noch darauf, daß die Klin. 
durch die Zahlung der ganzen Summe an ſie ungerecht⸗ 
fertigt bereichert würde. Sie will mit dieſer Behauptung 
augenſcheinlich eine Einrede der Argliſt vorſchützen, ſofern 
die Klin. argliſtig handle, wenn fie ſich den betr. Betrag 
auszahlen laſſe, da ſie denſelben doch nach Auszahlung wegen 
der alsdann vollendeten ungerechtfertigten Bereicherung an 
die Bekl. herausgeben müßte. Allein eine ungerechtfertigte 
Bereicherung der Klin. würde nicht vorliegen. Schon des⸗ 
halb nicht, weil es ſich nicht um eine unmittelbare Ver⸗ 
mögensverſchiebung handeln würde, wie eine ſolche in § 812 
BGB. vorausgeſetzt wird?). Bekl. hat an die L.⸗ und E.⸗ 
Bank bezahlt und wegen dieſer Zahlung hat dieſe die ver- 
pfändete Forderung inſoweit freigegeben. Es käme alſo 


) Vgl. Gaupp⸗Stein 11. Aufl. zu § 835 Ziff. VI, VIII 2. 

) Vgl. Achilles, BGB. zu § 267; Komm. v. RGRäten zu 
§ 267 Ziff. 1; v. Staudinger zu $ 267 Ziff. 6. 

3) Vgl. v. Staudinger zu $ 812 Ziff. I, 2; Komm. v. RG.⸗ 
Räten $ 812 Ziff. 4. 


A. in Civilſachen. 167 


nichts unmittelbar aus dem Vermögen der Bekl. in das⸗ 
jenige der Klin. Sodann aber läge bei Auszahlung der 
Summe an die Klin. eine Bereicherung derſelben im Rechts⸗ 
ſinn überhaupt nicht vor. Die Klin. bekäme nur, was ſie 
zu fordern hat, und ſie wird durch die Zahlung ihren An⸗ 
ſpruch verlieren. Ob ſie den Anſpruch ſonſt hätte beitreiben 
können, iſt hieher unerheblich. Endlich aber geht die ZK. 
mit Recht davon aus, daß Klin. nichts ohne rechtfertigenden 
Grund erhält, ſofern ſie die Zahlung zufolge ihres Pfand⸗ 
rechts bekommt. Die Behauptung der Bekl., daß es ſich 
hiebei um eine rein formale Rechtsverſchiebung handle, 
während materiell der rechtfertigende Grund fehle, iſt nicht 
zutreffend. Letzterer liegt darin, daß das Pfandrecht grund⸗ 
ſätzlich den ganzen Pfandgegenſtand ergreift und daß durch 
Wegfall eines vorgehenden Pfandgläubigers nur eine tat⸗ 
ſächliche Beſchränkung wegfällt. 

Danach kann ſich die Bekl. wegen der 1000 Mk. nicht 
an die verpfändete Forderung und nicht an die Klin. halten. 
Die Bekl. hätte ſich den Anſpruch der L.⸗ und E.⸗Bank ab⸗ 
treten laſſen müſſen. Danach und da der Umfang des An⸗ 
ſpruchs der Klin. mit insgeſamt reſtlich 2600 Mk. nicht zu 
beanſtanden iſt, hat die 3K. die 1000 Mk. mit Recht der 
Klin. zugeſprochen. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 5. Februar 1914 

Nr. 751/1913. 


16. 


Rartei⸗ und Prozeßfühigkeit einer Handelsgeſellſchaft 
der Hereinigten Staaten von Nordamerika; Folgen 
non Müngeln der Organiſation einer ſolchen Geſell⸗ 
| ſchaft. 
In den 
Gründen 
einer Entſcheidung iſt über die in der K bezeich⸗ 
neten Punkte geſagt: 
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1. Die Klage iſt erhoben von der „Parker Pen Com- 
pany“, d. h. von dem Rechtsgebilde, das unter der genannten 
Firma in Jamesville, Nordamerika, Handelsgeſchäfte betreibt, 
und das für ſich die Rechtsſtellung einer nach den Geſetzen 
ihres Heimatſtaats Wisconſin gegründeten Korporation in 
Anſpruch nimmt. — Klr. ſind mithin nicht die beiden Per⸗ 
ſonen G. Parker und F. Palmer, die nach der Darſtellung 
der Klin. heute ſachlich die Inhaber des Geſchäfts und des 
Vermögens der Firma — als einzige Anteilbeſitzer — ſind; 
— unſtreitig iſt das Stamm⸗ oder Grundvermögen der Klin. 
in Anteile eingeteilt, die frei veräußerlich ſind; daher ent⸗ 
ſpricht die Klin. ihrem rechtlichen Weſen nach am eheſten 
einer deutſchen Aktiengeſellſchaft oder Geſellſchaft m. b. H. 
Daß Klin. nach dem Rechte ihres Heimatſtaats die Rechts⸗ 
fähigkeit beſitzt, darüber wird ſie ſich noch auszuweiſen haben; 
die erſte Frage iſt die, ob — wenn dies zutrifft — das 
deutſche Recht die Klin. als ausländiſches Rechtsgebilde ohne 
weiteres als im Inland rechtsfähig und prozeßfähig aner⸗ 
kennt. Dieſe Frage iſt von Amts wegen und zugleich mit 
Rückſicht auf die entſprechende von den Bekl. geltend ge⸗ 
machte Einrede zu prüfen. 

2. Die Rechtsfähigkeit einer juriſtiſchen Perſon, die im 
Ausland ihren Sitz hat und dem Ausland „angehört“ ), 
läßt ſich nicht ſchlechtweg nach den deutſchen Geſetzen beur⸗ 
teilen. Für die juriſtiſchen Perſonen des Inlands, deren 
Zweck auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, 
hat das deutſche Recht eine Reihe von Sondervorſchriften 
getroffen, die ihrerſeits deutſche Einrichtungen, namentlich 
deutſche Regiſter, das Handels⸗, Vereins⸗, Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter u. a. m. vorausſetzen. Dieſen inländiſchen Sonder: 
vorſchriften nachzukommen, iſt für ausländiſche jur. Perſonen 
regelmäßig nicht möglich; ſie jenen Sondervorſchriften unter⸗ 
werfen, hieße ſie vom inländiſchen Rechtsverkehr geradezu 
ausſchließen. Das kann nicht der Wille des deutſchen Geſetz⸗ 


) Vgl. RG. 6, 141; 72, 247. 


A. in Civilſachen. | 169 


gebers fein; vielmehr erfordert das deutſche Recht inſoweit 
dringend die Anwendung fremden Rechtes, des Rechtes des 
jeweiligen Heimatſtaats der ausländiſchen jur. Perſon. Einen 
Anhalt im deutſchen Geſetz findet dieſe Auffaſſung in Art. 7 
EBGB. Darnach wird die Geſchäftsfähigkeit einer Perſon 
nach den Geſetzen des Staats beurteilt, dem die Perſon an⸗ 
gehört. Dieſe Vorſchrift betrifft die Geſchäfts⸗, und nicht 
die Rechtsfähigkeit; allein da jene die letztere zur Voraus⸗ 
ſetzung hat, iſt es geſtattet, die Vorſchrift ſinngemäß auf die 
Rechtsfähigkeit zu übertragen. Die Vorſchrift bezieht ſich 
ferner auf natürliche Perſonen, und eine entſprechende, für 
jur. Perſonen geltende Vorſchrift der Entwürfe iſt im Bun⸗ 
desrat geſtrichen worden. Deſſen ungeachtet iſt es, da die 
Gründe, die zur Streichung geführt haben, unbekannt ſind, 
erlaubt und geboten, die Vorſchrift ſinngemäß auf jur. Per⸗ 
ſonen anzuwenden. 

Die Bekl. wenden ein: gemäß Art. 10 EBGB. könne 
Klin. die Rechtsfähigkeit im Inland nur kraft Anerkennung 
durch Beſchluß des Bundesrats erlangen. Daß der Klin. 
ein ſolcher Beſchluß zur Seite ſtünde, wird von ihr nicht 
behauptet und iſt nicht anzunehmen. Allein es iſt in Recht⸗ 
ſprechung und Rechtslehre anerkannt, daß die Sondervor- 
ſchrift des Art. 10 EBGB. ſich nur auf ſolche ausländiſche 
jur. Perſonen bezieht, die denjenigen inländiſchen jur. Per⸗ 
ſonen weſensähnlich ſind, welche gemäß 8 22 BGB. im In⸗ 
land Rechtsfähigkeit nur durch ſtaatliche Verleihung erlangen, 
nicht auch auf ſolche, die kraft anderweitiger reichsgeſetzlicher 
Vorſchriften rechtsfähig ſind, und ſo namentlich nicht auf 
die verſchiedenen handelsrechtlichen Vereinigungen, wie Aktien⸗ 
geſellſchaften ). 

In der Rechtſprechung hatte ſich zunächſt das OLG. 


1) Vgl. hiezu Habicht⸗Greiff, Internat. Privatrecht nach dem 
EBG B. 1907 ©. 76/77 und die dort angeführten älteren Schrifſteller; 
dazu neuerdings RGKomm. Vorbem. 4 vor §S 21 BGB., Staudin⸗ 
ger 7./ 8. Aufl. Bem. 4 zu $ 23 BGB., Staub, 8. Aufl. Anm. 13 
zu 8 178 HGB.; Gaupp⸗Stein, 10. Aufl. Note 81 zu 8 50 ZPO. 
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Kiel in dem hier vertretenen Sinne ausgeſprochen!). Gegen 
dieſe Meinung und für die Anwendung des Art. 10 hat 
ſich in eingehender Begründung der II. Senat des OLG. 
Hamburg erklärt?). Dieſer Entſcheidung war aber der III. 
Senat des OLG. Hamburg?) entgegengetreten; andere Senate 
des OLG. Hamburg find dem OLG. Kiel gefolgt, insbe⸗ 
ſondere hat ſich eine Entjcheidung *) auf Grund der Ent⸗ 
ſtehungs geſchichte des Geſetzes für die hier vertretene Meinung 
ausgeſprochen und dieſe iſt vom RG.) gebilligt worden. 
Hierauf hat ſich der II. Senat des OLG. Hamburg ſelbſt 
der hier vertretenen Meinung angeſchloſſen ). 

Nicht entgegen ſteht die vielfach, ſo auch vom LG. als 
Beleg für die abweichende Meinung angeführte Entſcheidung 
des RG. vom 31. März 1904). Dieſe Entſcheidung bes 
handelte einen eigenartigen Fall, eine mexikaniſche Gründung, 
deren wahrer Sitz aber Hamburg war; dieſe Entſcheidung 
wird daher vom RGͤomm. und von Staudinger?) zu⸗ 
treffend in dem Sinn angezogen, daß nur der wahre Sitz, 
nicht ein fingierter maßgebend ſei. 

Wohl aber hat ſich das RG. unter dem 27. Mai 1910 
(in bezug auf eine holländiſche Aktiengeſellſchaft) allgemein 
dahin ausgeſprochen, daß ſich die Rechtsverhältniſſe einer 
Aktiengeſellſchaft nach dem Rechte des Staats beſtimmen, 
in dem fie gegründet wurde und ihren Sitz hat ). 

Dem Ausgeführten zufolge beſteht heute Einſtimmigkeit 
darüber, daß auf ausländiſche Erwerbs⸗, namentlich Aktien⸗ 
geſellſchaften, das Recht ihres Heimatſtaats, namentlich auch 
in Anſehung der Rechts⸗ und Handlungsfähigkeit, mithin 

1) Seuff A. 57 Nr. 233 (OLG. 5, 101, 33P. 12, 469). 

2) OLG. 10, 129 33P. 14, 64. 

) 332. 14, 69. 4) 33P. 14, 163. 8) ZZP. 15, 298. 

e) 33P. 15, 320 (OLG. 10, 129); vgl. ferner 33P. 14, 476; 
15, 600. Ä 

7) Auszugsweiſe veröffentlicht JW. 1904, 231 u. DJ Z. 1904, 550. 

8) Je a. a. O. o) ZP. Bd. 20 S. 408. 

10) Vgl. ferner noch OLG. Colmar Elſ.Lothr. Z. 09, 308, Düſſel⸗ 
dorf Rhein A. 105, 4 Caſſel OLG. 19, 162. 
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auch der Partei- und Prozeßfähigkeit auch im Inland anzu⸗ 
wenden iſt. | 

Von dieſem Grundſatz gegenüber den Vereinigten Staaten 
von Amerika, oder in Beziehung auf amerikaniſche Aktien⸗ 
geſellſchaften Ausnahmen zu machen, dafür beſteht keine Ver⸗ 
anlaſſung. Die Anwendung der dortigen, auf Aktiengeſell⸗ 
ſchaften bezüglichen Geſetze verſtößt weder gegen die guten 
Sitten noch gegen den Zweck eines deutſchen Geſetzes, wie 
dies auch die Bekl. nicht geltend machen; vgl. Art. 30 EBGB. 
Ein einſchlägiger Staatsvertrag mit den Vereinigten Staaten 
beſteht nicht!); auch das RGBl. enthält einen ſolchen 
nicht, wie auch die angeführten, großenteils auf amerikaniſche 
Korporationen ſich beziehenden Gerichtsentſcheidungen eines 
ſolchen keine Erwähnung tun. Auch das iſt nicht erſicht⸗ 
lich, daß der Reichskanzler gegenüber den Vereinigten Staaten 
von der ihm durch Art. 31 EBGB. eingeräumten Befugnis 
Gebrauch gemacht hätte. Weder die Rechtſprechung und 
Rechtslehre noch das RGBl. erwähnt eine ſolche An⸗ 
ordnung; es ſcheint von dieſer überhaupt noch kein Gebrauch 
gemacht worden zu ſein. 

Die Beurkundung des Staatsſekretärs Cunningham 
vom 8. März 1892 beweiſt nun für ſich ſchon die Rechts⸗ 
fähigkeit der Klin. Nach der Schlußklauſel der Urkunde 
verleiht der Staat Wisconſin der Klin. „die Befugniſſe und 
Privilegien gemäß Kap. 86 der revidierten Statuten uff.“ 
Nach der Sachlage beſtehen dieſe Befugniſſe eben in der 
Anerkennung der Parker Pen Co. als eines ſelbſtändigen, 
von den Einzelperſonen der Gründer oder Teilhaber ver⸗ 
ſchiedenen Rechtsſubjekts; denn nicht den einzelnen Gründern 
oder Teilhabern, ſondern der Klin. als ſolcher werden Befug⸗ 
niſſe und Privilegien verliehen; die nach dem übrigen Inhalt 
der Urkunde damals begründete Korporation mit dem Grund» 
kapital von 1000 Dollars, m. a. W. die damals eben be» 
gründete Aktiengeſellſchaft, ſoll der Träger der verliehenen 


1) Vgl. die Zuſammenſtellung ſolcher Staatsverträge bei Gaupp⸗ 
Stein, 10. Aufl. N. 82 zu § 50 ZPO. 


172 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


Rechte und Befugniſſe fein. Auch das Werk von Schnitz⸗ 
ler: Wegweiſer für den Rechtsverkehr mit den Ver. Staaten, 
2. Aufl. 1903, beſtätigt, daß das in den Urkunden geſchil⸗ 
derte Verfahren: Einreichung einer Charter oder von Articles 
of Incorporation bei der Staatsbehörde, dem Staatsſekretär, 
der übliche Weg zur Gründung einer Aktiengeſellſchaft ſei, 
worauf der Staatsſekretär der Firma die Rechte einer 
juriſtiſchen Perſon verleihe. Die oben angeführten deutſchen 
Gerichtsentſcheidungen befaſſen ſich mehrfach mit ſolchen 
Korporationen amerikan. Unionsſtaaten und ſprechen ihnen 
die Rechtsfähigkeit, als Gebilden, die der deutſchen Aktien⸗ 
geſellſchaft rechtsähnlich ſind, zu. Für den gegenwärtigen 
Fall wird dieſes Ergebnis noch beſonders beſtätigt durch das 
Gutachten des Z. In der Antwort auf die ihm vorgelegte 
erſte Frage hat Z. beſtätigt, daß die Klin. eine nach dem 
Recht des Staats Wisconſin ordnungsmäßig gegründete 
Geſellſchaft, und zwar Aktiengeſellſchaft, ſei, daß ſie nach 
amerikan. Recht eine jur. Perſon ſei, und daß ſie nicht nur 
das Recht habe, unter der von ihr geführten Bezeichnung 
zu klagen und verklagt zu werden, ſondern daß ſie über- 
haupt nur unter dieſer Bezeichnung gerichtlich auftreten 
könne. Nach alledem iſt die Rechtsfähigkeit der Klin. 
nach dem Rechte ihres Heimatſtaats grundſätzlich erwieſen. 
Die Bekl. rügen nun gewiſſe einzelne Mängel, die der 
Organiſation der Klin. anhaften ſollen. Unſtreitig beſteht 
die Klin. zurzeit nur aus den beiden Teilhabern oder Aktio⸗ 
nären G. Parker und F. Palmer; erſterer iſt Präſident, 
letzterer in Einer Perſon Schatzmeiſter und Sekretär (ftatt- 
haft laut den Articles of Incorporation); dagegen iſt das 
ſatzungsmäßig vorhandene Amt des Vizepräſidenten an⸗ 
ſcheinend unbeſetzt, und namentlich ſcheint der ſatzungsgemäß 
vorgeſehene Aufſichtsrat, Board of directors, zu fehlen. 
Dieſe Rügen ſind nicht ſchlüſſig dafür, daß Klin. nicht 
rechtsfähig ſei. Da Klin. der Sache nach eine Aktiengeſell⸗ 
ſchaft iſt, ſo kommt es auf die Zahl der bei ihr (als 
Aktionäre) beteiligten Perſonen nicht an; dies entſpricht dem 


A. in Civilſachen. 173 


deutſchen Recht. Der Mangel einzelner Organe, wie eines 
Vizepräſidenten und eines Aufſichtsrats, aber könnte nach 
außen nur dann erheblich ſein, wenn der Mangel kraft Ge⸗ 
ſetzes die Rechtsfolge des Verluſts der Rechtsfähigkeit nach 
ſich zöge. Das wäre von den Bekl. zu beweiſen. Klin. iſt, 
wie ausgeführt, als rechtsfähige Perſon gegründet worden. 
Die Rechtsfähigkeit iſt nun keine reine Tatſache, deren Vor⸗ 
handenſein für jeden einzelnen Zeitpunkt von demjenigen zu 
beweiſen wäre, der ſich darauf beruft; ſie iſt vielmehr ein 
Recht, deſſen Fortdauer bis zum Beweiſe des Gegenteils 
vermutet wird. Die etwaige nachträgliche Wiederaufhebung 
der Rechtsperſönlichkeit wäre mithin von den Bekl. zu er⸗ 
weiſen; dieſer Beweis iſt nicht erbracht und nicht weiter an⸗ 
getreten. Die von den Beklagten gerügten Mängel in der 
Organiſation vermögen vielleicht anderweitige Rechtsfolgen 
wie Unwirkſamkeit oder Anfechtbarkeit einzelner Rechtshand⸗ 
lungen oder Schadenserſatzverpflichtungen nach ſich zu ziehen; 
aber es erhellt in keiner Weiſe, daß jene Mängel die Rechts⸗ 
fähigkeit der Klin. unmittelbar zu berühren imſtande ſein 
ſollten. Auch nach dem deutſchen Recht iſt dies nicht ohne 
weiteres der Fall. Zudem hat Z. ausdrücklich bekundet, 
daß die gerügten Mängel nach dem Recht von Wisconſin 
der Klin. nicht die Rechtsfähigkeit benehmen, ſolange nicht 
von ſtaatlicher Seite die Geſellſchaft aufgelöſt iſt. Daß 
letzteres der Fall ſei, behaupten Bekl. ſelbſt nicht. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 8. Juli 1913 i. S. 

Mack g. Parker Pen Company U. Nr. 309/1913. 

Die Reviſion gegen dieſes Urteil iſt zurückgewieſen 
worden. 


17. 


1. Bnläffigkeit einer Klage aus § 861 B6B,, wenn der 
Gegner ſich des Beſitzes nach Klagerhebung entäußert 
hat? 

2. Koſtentragung in einem ſolchen Fall? 


Hierüber ſagen die 
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Gründe 
eines Berufungsurteils: 

Zur Begründung der Klage wegen Entziehung des Be⸗ 
ſitzes nach $ 861 BGB. gehört, daß der Bekl. im Beſitz der 
Sache iſt. Der nach Klagerhebung auf der Seite des Be⸗ 
klagten eingetretene endgültige Verluſt des Beſitzes läßt des⸗ 
halb vom Standpunkt des materiellen Rechts die Klage als 
erledigt erſcheinen, weil die Paſſivlegitimation des Bekl. 
weggefallen iſt. Die Frage, ob dieſe materiellrechtliche Wir⸗ 
kung des Beſitzanſpruchs durch die prozeßrechtliche Vorſchrift 
des § 265 ZPO. eine Aenderung erfährt, iſt von dem Senat 
ſchon in ſeinem Beſchluß vom 14. Juni 1913 aufgeworfen 
worden, wodurch ein Arreſtantrag des jetzigen Klägers gegen 
Andreas M. zurückgewieſen worden iſt. Abweichend von den 
Ausführungen in dieſem Beſchluß und von der Begründung 
des angefochtenen Urteils iſt der Senat nach wiederholter 
Prüfung jener Frage zu ihrer Verneinung gelangt. 

Allerdings läßt die Anhängigkeit eines Rechtsſtreits 
über den Beſitz einer Sache dieſe ſelbſt als im Streit be⸗ 
fangen erſcheinen). Aber nach dem Sinne dieſer Geſetzes⸗ 
vorſchrift iſt die vollſtändige und endgültige Aufgabe des 
Beſitzes nicht als eine „Veräußerung oder Abtretung“ anzu⸗ 
ſehen, wie fie der $ 265 im Auge hat. Dies ergibt ein 
Blick auf die Vorſchriften des §S 325 ZPO., mit denen jene 
Geſetzesbeſtimmung in engſtem Zuſammenhang ſteht. Denn 
wenn der § 325 die Rechtskraftwirkung des Urteils auf 
ſolche Perſonen ausdehnt, welche nach Rechtshängigkeit Rechts⸗ 
nachfolger der Parteien geworden ſind, ſo denkt er dabei 
gerade an die Nachfolgefälle des § 265. 

Nun ergibt aber der Wortlaut des § 325, daß die 
Nachfolge im Beſitz nicht unter den Begriff der Rechtsnach⸗ 
folge fällt, ſondern dieſer nur unter gewiſſen Vorausſetzungen, 
nämlich dann gleichgeſtellt wird, wenn ſie ſich in der Weiſe 
vollzieht, daß trotz der Beſitzübertragung auch die bisher 


1) S. Stein, ZPO., X. Aufl. 8 265 bei Note 9. 
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beſitzende Prozeßpartei den Beſitz, ſei es in der Form des 
mittelbaren oder des unmittelbaren Beſitzes noch ausübt. 
Die gegenteilige Anſicht, daß die Rechtsnachfolge die Nach⸗ 
folge im Beſitz mitergreift und daß der $ 325 ZPO. nur 
eine beſtimmte Art des Beſitzes, nämlich den dem mittel⸗ 
baren Beſitze gegenüberſtehenden unmittelbaren Beſitz, „der 
Verdeutlichung wegen beſonders hervorhebt“, wird zwar 
neuerdings vom Reichsgericht (in anderem Zuſammenhang) 
vertreten). Allein die Einführung der zweiten Satzhälfte 
des § 325 Abſ. 1 mit dem Worte „oder“ iſt ſchlechterdings 
unvereinbar mit der Annahme, dieſe zweite Satzhälfte ent⸗ 
halte nur eine Exemplifikation der erſten Satzhälfte. Auch 
wäre es nicht zu verſtehen, weshalb der Geſetzgeber, der es 
für ſelbſtverſtändlich erachtet, daß die während der Rechts⸗ 
hängigkeit erfolgte vollſtändige Aufgabe des Beſitzes 
durch die eine Prozeßpartei den Rechtsſtreit nicht berühre, 
es für notwendig befunden haben ſollte, dieſe Wirkung bei 
der beſchränkten Beſitzaufgabe beſonders hervorzuheben. 
Der Gedanke des § 325 iſt vielmehr, daß für und gegen 
einen Nachfolger im Beſitz, der in gar keinen tatſächlichen 
und rechtlichen Beziehnngen zu der früher beſitzenden Prozeß⸗ 
partei mehr ſteht, das Urteil nicht wirkt, daß es dagegen 
für und gegen ihn wirkt, wenn er als mittelbarer Eigenbe⸗ 
ſitzer oder als unmittelbarer Fremdbeſitzer noch durch Be⸗ 
ziehungen der genannten Art mit der Partei verbunden iſt. 

Fällt ſonach die vollſtändige Aufgabe des Beſitzes nicht 
unter $ 325 ZPO., fo iſt fie nach dem oben Ausgeführten 
auch nicht einer Veräußerung im Sinne des § 265 daſelbſt 
gleichzuachten. Zuzugeben iſt der Zivilkammer, daß die auf 
Wiedererlangung des entzogenen Beſitzes gerichtete Klage 
auf ſchwache Füße geſtellt wird, wenn der Verluſt des Be⸗ 
ſitzes, der während des Rechtsſtreits auf der Seite des Bekl. 
eintritt, ſie nicht mehr als begründet erſcheinen läßt; allein 
dies iſt eine Wirkung der proviforiſchen Natur des Beſitz⸗ 


1) Zu vgl. RG. 82 No. 10 a. E. S. 38. 
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anſpruchs. Nach der oben erörterten Bedeutung des § 325 
ZPO. wäre auch ein Urteil, das den Bekl. zur Herausgabe 
des Beſitzes einer Sache verpflichtet, nachdem er ſich des⸗ 
ſelben endgültig entäußert hat, für den Kläger wertlos. 
Denn dieſes Urteil hat nach §S 325 ZPO. keine Rechtskraft⸗ 
wirkung gegen den neuerlichen Beſitzer, und auch die Voll⸗ 
ſtreckung gegen den Bekl. ſelbſt wäre unmöglich, weil die 
herauszugebende Sache nicht in ſeinem Beſitze iſt (8 883 
ZPO.), und er auch gegen den jetzigen Beſitzer keinen An⸗ 
ſpruch auf Herausgabe hat, der nach $ 886 ZPO. zum Ge⸗ 
genſtand der Vollſtreckung gemacht werden könnte; die ſubſi⸗ 
diären Intereſſeanſprüche des Kl. nach § 893 ZPO. aber 
würden durch das Vorliegen eines auf Wiedereinräumung 
des Beſitzes gerichteten Urteils kaum weſentlich gefördert 
werden. Es kann nicht im Sinne des Geſetzes liegen, dem 
Klr. einen Urteilsanſpruch zuzuerkennen, von dem von An⸗ 
fang an feſtſteht, daß er eine völlig unbrauchbare Waffe 
für ihn darſtellt. Bei der Möglichkeit, daß der Bekl. ſpäter 
wieder in den Beſitz der Sache kommen und hiewegen das 
Urteil gegen ihn vollſtreckt werden könnte, handelt es ſich 
um Zufälligkeiten, welche jene Erwägungen nicht zu beein⸗ 
fluſſen vermögen !). Auch wenn man die eigene Sachdar⸗ 
ſtellung des Kl. zugrunde legt, iſt ſomit die Klage im Laufe 
der erſten Inſtanz durch die endgültige Beſitzaufgabe des 
Bekl. erledigt worden, was dem Kläger ſchon wenige Tage 
nach der Klagerhebung anläßlich des Vollſtreckungsverſuchs 
vom 20. Juni 1913 bekannt geworden iſt. Der trotzdem 
noch aufrecht erhaltene Klagantrag iſt ſonach nicht mehr be⸗ 
gründet und deshalb abzuweiſen. Dies hat nach 88 91 und 
97 Abſ. 1 ZPO. die Zuſcheidung ſämtlicher Koſten an den 
Kl. zur Folge. Wollte der Kl. dies vermeiden, ſo hätte er, 
nachdem für ihn der Eintritt der Sacherledigung erkennbar 


) Im Ergebnis wie hier: Motive zum BGB. III S. 124, Stein 
a. a. O. Note 25, Komm. von RGRäten 2. Aufl. § 861 Note 1 Abſ. 3, 
Planck, BGB. daſ. Note 2 c, Württ J. Bd. 19, S. 58 (Entſch. dieſes 
Senats), Rſpr. 21 S. 218, Sörgel, Rſpr. 1910 S. 323 bei § 861. 
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geworden war, feinen Antrag auf die Koſten beſchränken 
ſollen ). 
Urt. des III. Zivilſenats vom 25. Nov. 1913 i. S. M. 
g. St. U. Nr. 714/1913. 


18. 


Kerſchiedenheit der Keweislaſt im Hauptprozeß von 
der Glaubhaftmachungspflicht bei Beantragung einer 
einſtweiligen Berfügnng. 


Hierüber iſt in den 
Gründen 
eines Berufungsurteils geſagt: 

Jede Partei verlangt, daß der anderen die Aufſtellung 
von Behauptungen unterſagt werde. Es iſt alſo Voraus⸗ 
ſetzung, daß für jeden Teil ein Unterlaſſungsanſpruch gegeben 
und daß dieſer Unterlaſſungsanſpruch glaubhaft gemacht iſt. 
Zu einzelnen Punkten wird der Unterlaſſungsanſpruch auf 
die Vorſchrift des 8 14 Abi. 1 Satz 2 UWG. geſtützt. Nach 
dieſer Beſtimmung ſteht demjenigen ein Unterlaſſungsanſpruch 
zu, über deſſen Erwerbsgeſchäft ein anderer zu Zwecken des 
Wettbewerbs nicht erweislich wahre betriebsgefährdende Tat⸗ 
ſachen behauptet. Es ſetzt alſo dieſer Unterlaſſungsanſpruch 
insbeſondere voraus, daß die behaupteten Tatſachen nicht er⸗ 
weislich wahr ſind. Da derjenige, der den Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch für ſich in Anſpruch nimmt, im Verfahren betr. 
Erlaſſung einer einſtweiligen Verfügung deſſen ſämtliche 
Vorausſetzungen glaubhaft zu machen hat, ſo hat er hienach 
auch den eine Vorausſetzung ſeines Unterlaſſungsanſpruchs 
bildenden Umſtand glaubhaft zu machen, daß die behaupteten 
Tatſachen nicht erweislich wahr ſind. Zwar kann angeſichts 
der Faſſung des $ 14 Abſ. 1 Satz 1 UWG. kein Zweifel 
beſtehen, daß derjenige, der den Unterlaſſungsanſpruch (nach 
Satz 2 a. a. O.) im ordentlichen Verfahren geltend 

9 Zu vgl. Stein a. a. O. 8 91 bei Note 17 u. 19, ſowie die 
oben erwähnte Entſch. bei Sörgel. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVI. 2. 12 
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macht, nur zu behaupten hat, daß die aufgeſtellten Behaup⸗ 
tungen nicht wahr ſind, während ſeinem Gegner die Be⸗ 
weislaſt für deren Wahrheit obliegt. Aber hier handelt es 
ſich nur um eine Frage der Verteilung der Beweislaſt, wäh⸗ 
rend der Anſpruch ſelbſt nur dann für begründet erachtet 
werden darf, wenn feſtſteht, daß die behaupteten Tatſachen 
nicht erweislich wahr ſind. Es darf daher eine einſtweilige 
Verfügung nur dann erlaſſen werden, wenn glaubhaft ge— 
macht iſt, daß die behaupteten Tatſachen nicht erweislich 
wahr ſind. Die letztere Glaubhaftmachung kann nur dem 
Antragſteller, der die einſtweilige Verfügung begehrt, ob— 
liegen. Denn ohne eine ſolche Glaubhaftmachung iſt der 
von ihm glaubhaft zu machende Unterlaſſungsanſpruch nicht 
beſcheinigt. Es kann nicht etwa dem Gegner des Antrag⸗ 
ſtellers die Glaubhaftmachung, daß die behaupteten Tat⸗ 
fachen wahr find, überlaſſen bleiben. Denn wenn die einſt⸗ 
weilige Verfügung ohne Anordnung einer mündlichen Ver— 
handlung erlaſſen wird, fehlt dem Antragsgegner vor der 
Beſchlußfaſſung des Gerichts jede Möglichkeit, mit ſeiner 
Glaubhaftmachung zu Worte zu kommen und es bliebe ihm 
nur das nach der Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung 
einſetzende Widerſpruchsverfahren. Wollte man auch für 
das Verfahren der einſtweiligen Verfügung die Beweisver⸗ 
teilung des § 14 Abſ. 1 UWG. als maßgebend anſehen, jo 
würde das unerträgliche und deshalb unmöglich von dem 
Geſetz gewollte Ergebnis eintreten, daß bei Erlaſſung der 
einſtweiligen Verfügung ohne vorherige mündliche Verhandlung 
die einſtweilige Verfügung bewilligt werden würde und müßte 
auch in den Fällen, in welchen die behaupteten Tatſachen wahr 
ſind, alſo in Fällen, in welchen der die Vorausſetzung für 
die Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung bildende Unter⸗ 
laſſungsanſpruch überhaupt nicht gegeben iſt ). 

Urteil des III. Zivilſenats vom 27. Januar 1914 in S. 

Alexanderwerke g. Model Nr. 706/1912. 


1) Vgl. auch RG. in Seuff A. 60 Nr. 20; OLG. 23 S. 394; 
A. M. Roſenthal, Komm. z. UWG. Anm. 31. 
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19. 


Zur Frage der Klagveranlaſſung bei der hypotheka⸗ 
riſchen Klage. 


Klägerin hatte aus Darlehen an die Witwe Chriſtine 
J. in D. 900 Mk. zu fordern, wofür laut Pfandſchein vom 
10. November 1892 eine Anzahl Grundſtücke der J. unter⸗ 
pfändlich hafteten. Nachdem Klin. am 6. November 1912 
das Darlehen der Schuldnerin zur Heimzahlung auf 10. 
Februar 1913 gekündigt hatte, hat die Schuldnerin die ver⸗ 
pfändeten Grundſtücke an die 10 Beklagten verkauft. Noch 
im Dezember find die Käufer als Eigentümer im Grund⸗ 
buch eingetragen worden und hat das Grundbuchamt der 
Klin. Mitteilung hievon gemacht. — Die Hypothek blieb be⸗ 
ſtehen; die perſönliche Schuld haben die Erwerber nicht 
übernommen. — Anfang April 1913 erhob Klin. beim Land⸗ 
gericht Klage, und zwar gegen die J. auf Bezahlung der 
Darlehensſumme nebſt Zinſen, gegen die 10 Bekl. als Grund⸗ 
ſtückseigentümer auf Duldung der Zwangsvollſtreckung. Sr: 
gend eine Mitteilung oder Aufforderung hatte Klin. den 
10 Bekl. zuvor nicht zugehen laſſen. Nach Zuſtellung der 
Klagſchrift ließen die Grundſtückseigentümer durch ihren An⸗ 
walt der Klägerin gegenüber erklären, daß ſie den Klagan⸗ 
ſpruch anerkennen und bereit ſeien, auf ihre, der Bekl., Koſten 
eine vollſtreckbare Urkunde über die eingeklagte Forderung 
fertigen zu laſſen. Dies war am 30. April 1913; am 5. Mai 
hat der zweite Hypothekengläubiger die eingeklagte Haupt⸗ 
ſumme nebſt Zinſen und Koſten an Klin. bezahlt. 

Zur Tragung der Koſten des Rechtsſtreits zwiſchen der 
Klin. und den Grundſtückseigentümern hat das Landgericht 
die Klin. verurteilt; die ſofortige Beſchwerde der Klin. gegen 
dieſes Urteil iſt zurückgewieſen worden, im weſentlichen aus 
folgenden | 

Gründen: 

1. Nachdem vom zweiten Hypothekengläubiger die Klag⸗ 

forderung und die der Klin. erwachſenen Koſten bezahlt 
12 * 
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worden ſind, iſt die Hauptſache erledigt und nur noch zu 
entſcheiden, wer die Koſten des gegen die bekl. Eigentümer 
gerichteten Rechtsſtreits zu tragen hat. Infolge der Erledi⸗ 
gung der Hauptſache war nun zwar ein Anerkenntnis des 
Anſpruchs in der Verhandlung nicht mehr möglich. Aber 
da die Bekl. im vorbereitenden Schriftſatz vom 30. April 
1913 die Erklärung abgegeben haben, daß ſie den Klagan⸗ 
ſpruch anerkennen, iſt hinſichtlich des §S 93 ZPO. der Fall 
ſo zu behandeln, als ob ſie im Verhandlungstermin ſofort 
dieſe Erklärung abgegeben hätten. Es fragt ſich alſo bloß 
noch, ob auch die weitere Vorausſetzung des §8 93 ZPO. 
vorliegt, daß nämlich die Bekl. zur Erhebung der Klage 
nicht durch ihr Verhalten Anlaß gegeben haben. Hiebei iſt 
folgendes zu erwägen. 

2. Die Hypothek berechtigt den Gläubiger, Befriedigung 
aus dem Grundſtück zu ſuchen. Zu dieſem Zweck iſt der 
Eigentümer des mit der Hppothek belaſteten Grundſtücks 
nur verpflichtet, die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück 
zu dulden. Ein Anſpruch auf irgend eine perſönliche Leiſtung, 
insbeſondere auf Zahlung, ſteht dem Hypothekengläubiger 
gegen den Eigentümer, der nicht zugleich der perſönliche 
Schuldner iſt, nicht zu. Das BGB. bringt dieſen Grundſatz 
in $ 1113 Abſ. 1 mit der unperſönlichen Wendung zum Aus⸗ 
druck, daß die Hypothekenforderung aus dem Grundſtück zu 
zahlen iſt, wobei offenbar abſichtlich der Ausdruck vermieden 
iſt, daß der Eigentümer die Forderung aus dem Grundſtück 
zu zahlen habe. 

Die Befriedigung des Gläubigers aus dem Grundſtück 
erfolgt gem. $ 1147 BGB. im Weg der Zwangsvollſtreckung. 
Der Gläubiger bedarf alſo zu ſeiner Befriedigung eines voll- 
ſtreckbaren Titels. Einen ſolchen kann er ſich in Geſtalt 
einer vollſtreckbaren Urkunde im Sinn des § 794 Abſ. 1 
3. 5 3POO. verſchaffen, wozu er aber (mangels eines 
hierauf gehenden Anſpruchs) des Einverſtändniſſes und der 
Mitwirkung des Eigentümers bedarf. Iſt dieſer dazu nicht 
bereit, ſo iſt der Gläubiger darauf angewieſen, den Prozeß— 
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weg zu bejchreiten, ſei es durch Erhebung der ordentlichen 
Klage, ſei es durch Erwirkung eines Zahlungs⸗ und Voll⸗ 
ſtreckungsbefehls gemäß der Sondervorſchrift des § 688 Abſ. 1 
Satz 2 3PO. 

Die Koſten des Prozeſſes hat nun aber, ſofern nicht 
der Ausnahmefall des §8 93 ZPO. zutrifft, kraft Geſetzes 
(§S 91 ZPO.) der zur Duldung der Zwangsvollſtreckung 
verurteilte Eigentümer zu tragen. Dieſe im Prozeß feſtge⸗ 
ſtellte Pflicht zur Koſtentragung beruht ausſchließlich auf 
Prozeßrechtsvorſchriften; fie iſt deshalb, obgleich im Prozeß 
ein dinglicher Anſpruch verfolgt wird, eine perſönliche Schuld, 
für deren Bezahlung der Verurteilte mit ſeinem ganzen Ver⸗ 
mögen haftet. Dieſe perſönliche Haftung auszuſchließen und 
den Gläubiger hinſichtlich der Koſten nur auf die dingliche 
Haftung zu verweilen), geht nicht an. Die Prozeßord⸗ 
nung, welche vorſchreibt, daß der unterliegende Teil die 
Koſten zu tragen hat, gibt hiezu keine Handhabe. Allerdings 
beſteht für die Koſtenforderung zugleich die dingliche Haftung 
aus dem Grundſtück. Aber dieſe Haftung beruht nicht auf 
der Prozeßordnung, ſondern auf beſonderer materiellrecht⸗ 
licher Vorſchrift, wie fie in §S 1118 BGB., vgl. mit $ 10 
Abi. 2 ZwVGG., enthalten iſt. 

Bei der Frage der Anwendung des § 93 ZPO. auf 
die Hypothekenklage iſt nun aber von grundlegender Bedeu⸗ 
tung, daß nach der vom BGB. getroffenen Regelung die 
Erhebung der Hypothekenklage, falls ſie nicht vom Eigen⸗ 
tümer durch ſein Verhalten abgewendet wird, zur Verwirk⸗ 
lichung des Rechts des Gläubigers notwendig iſt. Iſt aber 
zur Verwirklichung eines Rechts die Beſchreitung des Pro— 
zeßwegs, die Anrufung des Richters kraft geſetzlicher Vor: 
ſchrift erforderlich, jo liegt die Veranlaſſung zur Klagerhe⸗ 
bung ſchon in der Schaffung des Tatbeſtands, durch den 
dieſes Recht begründet wird. Daraus folgt, daß nach Lage 


) Wie manche, fo Biermann, Sachenrecht § 1147 BGB. Anm. 4 
vorſchlagen. ö 
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des Geſetzes ſchon die Beſtellung der Hypothek die Veran⸗ 
laſſung zur Klage in ſich ſchließt. 

Es iſt daher mit der vorwiegend vertretenen Anſicht!) 
davon auszugehen, daß der Eigentümer (ſei es nun der ur⸗ 
ſprüngliche Beſteller der Hypothek oder, wie hier, der in das 
Rechtsverhältnis eingetretene Rechtsnachfolger) grundſätz⸗ 
lich die Koſten der Hypothekenklage zu tragen hat, und daß 
er allein durch das Anerkenntnis ſeiner Verpflichtung, die 
Zwangsvollſtreckung zu dulden, ſich von der Koſtentragungs⸗ 
pflicht nicht befreien kann. Will vielmehr der Eigentümer 
dieſe Koſten vermeiden, ſo muß er die im Geſetz begründete 
Klagveranlaſſung vor Erhebung der Klage durch ein ent- 
ſprechendes Handeln beſeitigen. Dieſe Möglichkeit bietet ihm 
das Geſetz dadurch, daß er dem Gläubiger eine vollſtreckbare 
Urkunde ausſtellen oder, wenn er die Zwangsvollſtreckung 
überhaupt vermeiden will, gem. $ 1142 BGB. den Gläubi⸗ 
ger vor der Klagerhebung befriedigen und dadurch die Hy- 
pothek an ſich bringen kann. Macht der Eigentümer von 
dieſen Möglichkeiten, wozu er allerdings nicht verpflichtet iſt, 
rechtzeitig Gebrauch, ſo iſt alsdann der Gläubiger klaglos 
geſtellt und damit der Prozeß überflüſſig geworden. Unter⸗ 
läßt er es aber, einen dieſer Wege zu beſchreiten, ſo bleibt 
dem Gläubiger gar nichts anders übrig, als gegen ihn im 
Prozeßweg vorzugehen. 

Hiegegen kann nicht eingewendet werden, die Verpflich⸗ 
tung des Eigentümers ſei nur auf ein Dulden gerichtet; es 
könne ſomit nicht geſagt werden, daß der Eigentümer ledig⸗ 
lich durch ein paſſives Verhalten, insbeſondere durch Nicht⸗ 
leiſtung einer Zahlung, zu der er nicht verpflichtet ſei, oder 
durch Nichtausſtellung einer vollſtreckbaren Urkunde, zu deren 
Ausſtellung für ihn ebenfalls keine Verpflichtung beſtehe, 
dem Hypothekengläubiger Anlaß zur Erhebung der Klage 


1) Gaupp⸗Stein, ZPO. 8 93 Anm. 46. Staudinger, 
BGB. 88 1147 III Ib), Fuchs, Grundbuchrecht 8 1113 BGB. Anm. 6a, 
Oberneck, Grundbuchrecht 3. Aufl. S. 932; Rſpr. 3, 319; 13, 103 
(OLG. Celle), Sächſ. Annalen 23 S. 532 ff.). 
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gegeben habe). Denn die Klagveranlaſſung ift hier nach 
Lage des Geſetzes an ſich durch ein aktives Verhalten, durch 
die Hypothekenbeſtellung geſchaffen worden, und dieſe Klag⸗ 
veranlaſſung beſteht inſolange fort, als ſie nicht, wozu gleich⸗ 
falls ein aktives Verhalten erforderlich iſt, wieder beſeitigt 
wird. 

Unerheblich iſt auch, daß es dem Eigentümer nicht als 
Verſchulden angerechnet werden kann, wenn er jene Wege 
zu beſchreiten unterläßt. Denn bei Anwendung des $ 93 
ZPO. kommt es auf die Frage des Verſchuldens gar nicht 
an ?). Entſcheidend iſt vielmehr nur, ob das Verhalten des 
Bekl. ein derartiges geweſen iſt, daß der Klr., um ſein Recht 
zu verwirklichen, zur Klage ſchreiten mußte. 

Die gegenteilige Anſicht wird insbeſondere von Planck 
vertreten ?), welcher ausführt: nicht das paſſive Verhalten 
des Eigentümers gebe die Veranlaſſung zur Klagerhebung, 
ſondern ausſchließlich die geſetzliche Vorſchrift, daß der Hy⸗ 
pothekengläubiger zur Verwirklichung ſeines Rechts eines 
vollſtreckbaren Titels bedürfe. Wenn alſo der Bekl. in der 
Verhandlung den Hypothekenanſpruch ſofort anerkenne, müſſe 
der Klr. auf alle Fälle die Koſten des Prozeſſes tragen, 
folgerichtig ſelbſt dann, wenn der Bekl. vor der Klagerhe⸗ 
bung den Anſpruch des Klrs. beſtritten haben ſollte “); der 
Gläubiger könne aber die Koſten, zu denen er verurteilt 
werde, kraft der dinglichen Haftung ($ 1118 BGB.) im 
Zwangsverſteigerungsverfahren wieder erſetzt verlangen; das 
Urteil habe alſo darauf zu lauten, daß zwar dem Gläubiger 
die Koſten des Rechtsſtreits auferlegt werden, daß aber die 
Verurteilung des Gläubigers zur Duldung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung wegen der Hypothekenſumme auch auf den Betrag 


1) So Württ J. 22 S. 269 ff., 275. 

2) S. Gaupp: Stein, ZPO. $ 93 Anm. 25, 46, Sächſ. Annalen 
23 S. 536. 

3) Komm. zum BGB. 8 1147 Erl. 2 d. 

) Ebenſo Fuchs in Seufferts Blättern für Rechtsanwendung 
71 S. 406. 
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der dem Klr. zur Laſt fallenden Koſten des Prozeſſes aus⸗ 
gedehnt werde. 

Allein der Sinn des §S 1118 BGB. ift nicht der, daß 
der Gläubiger für diejenigen Koſten, deren Tragung ihm im 
Prozeß auferlegt iſt, nunmehr im Zwangsverſteigerungsver— 
fahren Erſatz verlangen könne, ſondern es tft in $ 1118 zum 
Ausdruck gebracht, daß für die Prozeßkoſten, die dem Eigen⸗ 
tümer auferlegt ſind und für die er nach den Prozeßgeſetzen 
perſönlich haftet, auch die dingliche Haftung in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden darf )). 

Die von Planck vertretene Anſicht liegt auch weder 
im Intereſſe des Eigentümers, noch entſpricht ſie der Billig⸗ 
keit. Denn ſie hätte zur Folge, daß die Prozeßkoſten unter 
allen Umſtänden im Zwangsverſteigerungs verfahren geltend 
gemacht werden könnten, ſelbſt dann, wenn außer allem 
Zweifel iſt, daß der Eigentümer, wenn er rechtzeitig Kennt⸗ 
nis von der bevorſtehenden Klage gehabt hätte, den Gläu⸗ 
biger ſofort befriedigt hätte. Es wäre ferner auch?) eine 
bedenkliche Beeinträchtigung des Realkredits, wenn der Hy⸗ 
pothekengläubiger zu den Prozeßkoſten zu verurteilen und 
darauf zu verweiſen wäre, die vom Eigentümer auf Grund 
des Urteils beigetriebenen Koſten im Zwangsverſteigerungs— 
verfahren anzumelden auf die Gefahr hin, daß die Hypothek 
zu ſeiner Befriedigung nicht ausreicht. 

Nur in einer Richtung bedarf das ſo gewonnene Er— 
gebnis einer Einſchränkung. Wenn das Geſetz dem Eigen⸗ 
tümer die Möglichkeit eröffnet, den Prozeß zu vermeiden 
und dadurch die Prozeßkoſten von ſich abzuwenden, ſo darf 
der Hypothekengläubiger dem Eigentümer die Benützung 
dieſes Wegs nicht dadurch abſchneiden, daß er ihn mit der 
Klage überraſcht. Es iſt vielmehr von ihm zu verlangen, 
daß er dem Eigentümer, gegen den er die Pfandklage er- 


1) So auch OLG. Celle in Rſpr. 3, 319. 

2) Wie namentlich von Fuchs, Grundbuchrecht $ 1113 BGB. 
Anm. 6a, Staudinger, BGB. § 1147 III 1b und in den Sächſ. 
Annalen 23 S. 537 hervorgehoben iſt. 
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heben will, ſofern dieſer nicht ſchon durch die Kündigung 
von der Abſicht des Klägers Kenntnis erhalten hat, vor der 
Erhebung der Klage eine entſprechende Mitteilung zukommen 
läßt. Eine ſolche Verpflichtung des Hypothekengläubigers 
iſt in der neueren Rechtſprechung wiederholt anerkannt wor⸗ 
den 1). Die Mitteilung braucht nun nicht gerade in einer 
Aufforderung zu beſtehen, den Klr. zu befriedigen oder ihm 
eine vollſtreckbare Urkunde auszuſtellen, auf welche Hand— 
lungen ja der Hypothekengläubiger einen Anſpruch nicht hat; 
es genügt vielmehr die Mitteilung, daß er die Rechte aus 
der Hypothek in. Anſpruch zu nehmen beabſichtige („daß er 
das Grundſtück anfaſſen werde“) ). Unterläßt der Klr. dieſe 
Benachrichtigung, ſo kann er für die Regel den ihm ob— 
liegenden Beweis?) nicht führen, daß zur Verwirklichung 
ſeines Rechts tatſächlich die Klage erforderlich war. Nur 
dann könnte dieſe Mitteilung unterbleiben, wenn feſtſteht, 
daß auch im Fall einer ſolchen der Eigentümer weder den 
Klr. befriedigt, noch ihm eine vollſtreckbare Urkunde ausge— 
ſtellt hätte. 

3. Im vorliegenden Fall handelt es ſich um ein Unter⸗ 
pfand des alten Rechts, über welches ein Pfandſchein aus⸗ 
geſtellt war und das ſomit gem. Art. 214 AG. BGB. unter 
der Herrſchaft des neuen Rechts als Briefhypothek zu gelten 
hat. Es war ſomit zur Fälligkeit der Hypothek gem. 8 1141 
BGB. die Kündigung gegenüber dem Eigentümer der Grund— 
ſtücke erforderlich. Dieſe Kündigung iſt zwar am 6. Novem⸗ 
ber 1912 der Chriſtine J. gegenüber, die damals noch Eigen⸗ 
tümerin der Grundſtücke war, ordnungsmäßig erfolgt. Da 
aber nach der Kündigung die Grundſtücke verkauft wurden 
und daher andere Perſonen, denen gegenüber die Kündigung 
nicht erklärt war, zu verklagen waren, ſo hatte die Klrin. 
die neuen Eigentümer vor der Klagerhebung zu benachrich— 


1) Rſpr. 3, 319 (Celle), 18, 163 (Dresden), 19, 71 (Poſen), 23, 110 
(München); vgl. weiter Stau dinger, BGB. § 1185 Erl. 2 c a, 
anderer Anſicht Gaupp⸗Stein, ZPO. § 93 Anm. 51. 

2) Rbſpr. 3, 319. 8) Württ. J. 20, 294. 
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tigen. Die Kündigung bewirkte zwar auch den Bekl. gegen⸗ 
über die Fälligkeit, nicht aber konnte ſie die Benachrichtigung 
von der bevorſtehenden Klage den neuen Erwerbern gegenüber 
erſetzen. Denn hier entſcheidet nicht die Rechtsnachfolge, 
ſondern die Tatſache der Kenntnis von dem bevorſtehenden 
Vorgehen des Gläubigers. Daß eine ſolche Benachrichtigung 
keinen Erfolg gehabt hätte, iſt nicht erwieſen. Im Gegen⸗ 
teil haben ſich die Bekl. kurze Zeit nach der Klagzuſtellung 
erboten, auf ihre Koſten eine vollſtreckbare Urkunde der Klrin. 
auszuſtellen. 

Beſchluß des II. Zivilſenats vom 14. Juli 1913 W. 

Nr. 179/1813. 
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9. 


Die unbefugte Entfernung von Markſteinen während 
einer Feldbereinigung als Uebertretung nach Art. 33 
RolchtG. 


Der Angeklagte war bei der auf der Markung ſeiner 
Wohngemeinde vorgenommenen Feldbereinigung mit einem 
Grundſtück beteiligt und ihm eine neue Parzelle Nr. 4130 
mit der Fläche a be d zugeteilt worden; er forderte eine 
Erbreiterung dieſer Parzelle, wurde aber mit ſeiner Be⸗ 
ſchwerde abgewieſen. Nachdem die Grenzen der neuen Par- 
zelle 4130 verpflockt worden waren, entfernte der Angeklagte 
die auf den Grenzpunkten a be d geſetzten Pflöcke und als 
hernach an dieſen Punkten Steine geſetzt wurden, auch dieſe 
Steine. 

Aus den Gründen: 

Die Strafkammer nimmt an, der Angeklagte habe in 
zwei ſelbſtändigen Handlungen unbefugt, jedoch ohne die Ab⸗ 
ſicht, einem anderen Nachteil zuzufügen, Markſteine und 
andere Grenzzeichen landwirtſchaſtlicher Grundſtücke von ihrer 
Stelle entfernt, und erachtet den Angeklagten zweier Ueber⸗ 
tretungen im Sinn von Art. 33 Z. 1 Pol. StG. für 
ſchuldig. 

Die Reviſion beſtreitet zu Unrecht, daß den vom An: 
geklagten entfernten Steinen und Pflöcken objektiv der Cha⸗ 
rakter von Markſteinen und anderen Grenzzeichen innege- 
wohnt habe. Das angefochtene Urteil ſtellt feſt, daß der von 
der Zentralſtelle gemäß Art. 47 Abſ. 2 des Feldb.⸗Geſ. zu 
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beſtimmende Zeitpunkt für den Eigentumsübergang der Neu⸗ 
zuteilungen im April 1912 noch nicht feſtgeſetzt geweſen ſei, 
daß aber die Auspflockung und Ausſteinung der dem Ange— 
klagten zugeteilten Parz. 4130 zur Bezeichnung der neuen 
Eigentumsgrenzen vorgenommen ſei. Da der Angeklagte 
noch nicht Eigentümer der neu gebildeten Parz. 4130 ge⸗ 
worden war, ſo iſt zwar richtig, daß die geſetzten Pflöcke 
und ebenſo vorerſt auch die Steine nicht zur Bezeichnung einer 
gegenwärtigen Eigentumsgrenze beſtimmt ſein konnten. Aber 
ſie waren zur Bezeichnung einer künftigen Eigentumsgrenze 
beſtimmt, was in Verbindung mit der weiteren Feſtſtellung 
des Urteils, daß ihnen die Beſtimmung auf Grund des öffent⸗ 
lichen Rechts (Art. 42 des Feldb.⸗Geſ. und § 62 der Min.⸗ 
Verf. vom 19. Juli 1886) durch Amtshandlung der zuftän- 
digen amtlichen Organe gegeben war, ausreicht, um ihnen 
die Eigenſchaft von Markſteinen bezw. anderen Grenzzeichen 
i. S. des Art. 33 Z. 1 Pol. StG. zu verleihen. Ob dies 
auch dann anzunehmen wäre, wenn, wie die Reviſion geltend 
macht, die in Ausſicht genommene Abgrenzung der Parz. 4130 
auf den Widerſpruch des Angeklagten noch hätte abgeändert 
werden können, bedarf keiner Erörterung. Denn die Straf— 
kammer nimmt mit Recht an, daß die Entſcheidung der Zen— 
tralſtelle jedenfalls inſoweit eine endgültige war, als ſie das 
Verlangen des Angeklagten nach einer anderen Abgrenzung 
des ihm zugeteilten Grundſtücks betraf (Feldb.⸗Geſ. Art. 46 
Abſ. 3 Art. 37 Z. 1). Die von der Reviſion angezogene, auf die 
Beſchädigung von Waſſerſtandsmerkmalen (StGB. 8 274 
Nr. 2) bezügliche Reichsgerichtsentſcheidung (Entſcheidungen 
in Strafſachen Bd. 31 S. 143 ff.) betrifft den Fall, daß 
ein Stein an und für ſich nicht zur Beurkundung des 
Waſſerſtandes diente, ſondern erſt die künftige Bezeichnung 
desſelben vorbereiten und ermöglichen ſollte. Davon ver⸗ 
ſchieden iſt der vorliegende Fall, wo die Pflöcke und Steine 
für ſich ohne weiteres zur Beurkundung einer endgültig feſt⸗ 
ſtehenden Grenze beſtimmt waren, die nur deshalb keine 
gegenwärtige Eigentumsgrenze darſtellte, weil ſich der Ueber⸗ 
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gang des Eigentums noch nicht vollzogen hatte. Mit der 
tatſächlichen Feſtſtellung der Strafkammer, wonach wie die 
Steine ſo auch die Pflöcke zur Bezeichnung der künftigen 
Eigentumsgrenze geſetzt waren, erledigt ſich auch das Be⸗ 
denken, das der Vertreter der Staatsanwaltſchaft hinſichtlich 
der Pflöcke nach der Richtung geltend gemacht hat, daß die⸗ 
ſelben nicht unmittelbar zur Grenzbeurkundung, ſondern als 
bloße Merkzeichen für die künftige Grenzbezeichnung durch 
Setzen der Markſteine, alſo nur zur Vorbereitung der Ab» 
markung beſtimmt geweſen ſeien. Nach dem Ausgeführten 
hat die Strafkammer ohne Rechtsirrtum angenommen, daß 
die vom Angeklagten entfernten Steine und Pflöcke Mark⸗ 
ſteine bezw. andere Grenzzeichen landwirtſchaftlicher Grund⸗ 
ſtücke, und zwar die Pflöcke proviſoriſch, die Steine endgül⸗ 
tig geſetzte, geweſen ſind. 

Die Reviſion erhebt dagegen noch das weitere Bedenken, 
daß das Setzen der Pflöcke und Steine nicht nach Maßgabe 
des § 30 Abſ. 1 der Miniſt.⸗Verf. vom 1. September 1899 
erfolgt ſei. Nach dieſer Vorſchrift ſind zum Setzen von 
Grenzſteinen (nicht auch von anderen Grenzzeichen) zwei 
Felduntergänger und die beteiligten Grundeigentümer zuzu⸗ 
ziehen, und wenn die letzteren auf erfolgte Ladung nicht er⸗ 
ſcheinen, ſo iſt der Steinſatz auch in ihrer Abweſenheit vor⸗ 
zunehmen. Daß zum Setzen der Markſteine die beteiligten 
Grundbeſitzer zugezogen worden ſeien, iſt nicht feſtgeſtellt. 
Ob der Anſicht der Strafkammer, daß die Zuziehung nicht 
nötig geweſen ſei, weil auf die Vermarkung im Feldbereini⸗ 
gungsverfahren der § 30 Abſ. 1 der angef. Miniſt.⸗Verf. 
keine Anwendung finde, vielmehr das einzuſchlagende Ver— 
fahren diesfalls auf Grund von Art. 42 Feldb.⸗Geſ. und § 62 
der Verf. vom 19. Juli 1886 dem Ermeſſen der Vollzugs⸗ 
kommiſſion überlaſſen ſei, beizutreten ſein würde, kann auf 
ſich beruhen. Ebenſo kann unerörtert bleiben, ob, wie die 
Strafkammer annimmt, in der durch Ausſchellen vorgenom— 
menen öffentlichen Bekanntmachung des Beginns des Ber: 
pflockungs⸗ und Vermarkungsgeſchäfts die nach dem zit. § 30 
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Abſ. 1 vorgeſchriebene Ladung der beteiligten Grundbeſitzer 
zum Steinſatz erblickt werden könnte. Denn jedenfalls iſt der 
weitere Entſcheidungsgrund des Landgerichts durchſchlagend, 
daß, wenn ein zur Bezeichnung einer Grenze beſtimmtes 
Zeichen auf Grund des öffentlichen Rechts durch die zuſtän⸗ 
digen Organe geſetzt worden iſt, ſeine Eigenſchaft als Grenz⸗ 
zeichen i. S. von Art. 33 Nr. 1 Pol. StG. (oder § 274 Nr. 1 
StGB.) nicht davon abhängt, daß die Setzung ſich in den 
vorgeſchriebenen Verfahrensformen vollzogen hat. Bei der 
nicht im Wege der Geſetzgebung erlaſſenen Vorſchrift des 
zit. 8 30 Abſ. 1 erſcheint, zumal der Steinſatz auch beim 
Ausbleiben der geladenen Grundbeſitzer auszuführen iſt, de⸗ 
ren vorgängige Ladung nicht als Bedingung der Befugnis 
der betreffenden amtlichen Perſonen zum Setzen der Grenz— 
ſteine, ſondern nur als eine — im Intereſſe der Grundbe- 
ſitzer gegebene — Verfahrensvorſchrift, deren Nichtbeobach- 
tung die öffentlichrechtliche Wirkſamkeit der Steinſetzung 
nicht beeinträchtigt. Vergl. dazu Entſch. des RG. in Strafſ. 
Bd. 6 S. 200. 

Dem weiteren, die ſubjektive Seite der Tat betreffenden 
Reviſionsangriff konnte dagegen der Erfolg nicht verſagt 
werden. Die Strafkammer ſpricht ſich zunächſt dahin aus, 
der Angeklagte ſei darüber unterrichtet geweſen, daß die 
Grenzen ſo gezogen werden ſollten, wie ſie in der Skizze der 
AG. Akten vermerkt ſind, und folgert daraus, daß der An— 
geklagte gewußt hat, daß die Pflöcke und Markſteine auf den 
Punkten abe d von der zuſtändigen Behörde zur Vermar— 
kung der neuen Eigentumsgrenze geſetzt waren. An anderer 
Stelle aber erachtet der Vorrichter dafür, dem Angeklagten 
ſei nicht zu widerlegen, daß er ſich für den Eigentümer der 
Fläche a bed gehalten habe. Es iſt unerfindlich, wie der 
Angeklagte glauben konnte, dieſe Fläche gehöre ihm bezw. 
ſei ihm als Teil der Parz. 4130 zugeteilt, wenn er darüber 
unterrichtet war, daß die Grenzen ſo gezogen werden ſollten 
wie in der Skizze vermerkt iſt. War aber, wovon bei Be— 
urteilung der Reviſion ausgegangen werden muß, der Ange— 
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klagte wirklich des Glaubens, die Fläche ab cd gehöre zu 
der ihm zugewieſenen Parz. 4130, ſo dürfte dieſer Umſtand 

bei Prüfung der Frage, ob der Angeklagte die Eigenſchaft 
der Pflöcke und Steine als Grenzzeichen gekannt hat, nicht 
außer Betracht bleiben. Es iſt nicht ohne weiteres erſicht⸗ 
lich, inwiefern der Angeklagte von dieſem ſeinem Standpunkt 
aus ſich vorgeſtellt haben ſollte, daß die Pflöcke und Steine 
bei Punkt b und c, welche bei ſeiner Auffaſſung inmitten des 
ihm zugeteilten Grundſtücks ſaßen, aber auch diejenigen bei 
a und d, welche ſich auf dem geradlinigen Verlauf der von 
ihm angenommenen Grenze befanden, Markſteine und andere 
Grenzzeichen darſtellen d. h. von dem ſie Setzenden zur Be⸗ 
zeichnung der neuen Eigentumsgrenze beſtimmt ſeien. Dies 
wäre nur dann möglich, wenn der Angeklagte angenommen 
oder doch mit der Möglichkeit gerechnet hätte, daß die mit 
der Vermarkung betrauten Perſonen über den wirklichen 
Grenzverlauf geirrt und die Pflöcke und Steine zur Bezeich- 
nung der von ihnen irrigerweiſe angenommenen Grenze ge⸗ 
ſetzt haben. Dies würde allerdings, da die Eigenſchaft eines 
Zeichens als Grenzzeichens nicht vorausſetzt, daß es auf der 
richtigen Grenze geſetzt iſt, RG. in Goltd. Arch. Bd. 46 
S. 51, zur Annahme des erforderlichen Dolus genügen, hätte 
aber nach Lage der Sache beſonderer Erörterung und Feſt⸗ 
ſtellung bedurft. Da dies nicht geſchehen iſt, ſo mußte das 
Urteil nebſt den ihm zugrunde liegenden Feſtſtellun gen auf⸗ 
gehoben und die Sache ans Berufungsgericht zurückverwieſen 
werden. 

Sollte je die Strafkammer auf Grund der erneuten tat⸗ 
ſächlichen und rechtlichen Prüfung des Falls zu der Anſicht 
kommen, daß der Angeklagte nicht gewußt, auch nicht im 
Bewußtſein der Möglichkeit gehandelt habe, daß die von 
ihm entfernten Pflöcke und Steine Grenzzeichen ſeien, ſo 
käme in Betracht, daß der in Art. 33 Abſ. 2 Pol. StG. 
unter Strafe geſtellte Tatbeſtand nicht bloß den Fall einer 
fahrläſſigen Entfernungshandlung, ſondern auch die vorſätz⸗ 
liche Entfernung von Zeichen begreift, die der Täter nur 
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infolge von Fahrläſſigkeit nicht für Grenzzeichen gehalten hat. 
Urteil des Strafſenats vom 10. Februar 1913 in der 
Strafſache gegen W. S. in L. wegen Uebertretung i. S. 
des Art. 33 Pol. StG. 


10. 


Die Rerpflichtung des Kraftwagenführers zur Abgabe 
von Warnungsſignalen. 


Der Angeklagte fuhr mit dem von ihm gelenkten Kraft⸗ 
wagen nachts durch das Dorf A. auf der Ortsſtraße ohne 
ein hörbares Huppenſignal abzugeben um die Ecke des J. 
Hauſes gegenüber dem Rathaus, woſelbſt die Straße einen 
rechten Winkel, ſomit eine ſcharfe Straßenkrümmung bildet, 
die als eine unüberſichtliche Stelle zu gelten hat; er umfuhr 
die Ecke in einem weiten Bogen mit einer Geſchwindigkeit 
von nur 10 km in der Stunde, auch warfen die beiden 
Scheinwerfer des Kraftwagens einen ſtarken, beim Umfahren 
der Ecke 12— 15 m dem Kraftwagen voraus ſichtbaren 
Lichtkegel. 

Aus den Gründen: 

Das Berufungsgericht hat den Angeklagten von der An⸗ 
ſchuldigung einer Uebertretung im Sinn des § 21 Automobil- 
Geſ., vgl. mit §§ 19, 18 der Bundesratsverordnung vom 
3. Februar 1910 über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen frei⸗ 
geſprochen. Die Begründung ging dahin, daß etwa ent- 
gegenkommende Perſonen rechtzeitig auf das Nahen des 
Kraftwagens durch die geſchilderten Lichtſcheinwerfer in Ver⸗ 
bindung mit dem langſamen Fahren und dem Umfahren der 
Rathausecke in weitem Bogen aufmerkſam gemacht worden 
wären und der Angeklagte, wenn auch nicht durch ein hör— 
bares, ſo doch durch ein ſichtbares Warnungszeichen auf das 
Nahen ſeines Kraftwagens aufmerkſam gemacht habe, auch 
eine Notwendigkeit, das hörbare Warnungszeichen abzugeben, 
nicht vorgelegen ſei, um ſo weniger als der Angeklagte auch 
während des Umbiegens um die Rathausecke ſeinerſeits 
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Menſchen, die etwa in den ihm vorauswandernden Licht⸗ 
kegel traten, ſtets auf 12— 15 m Entfernung ſehen und her⸗ 
nach ſeinen Kraftwagen rechtzeitig zum Halten bringen konnte. 
Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft rügt mit dem Antrag 
auf Aufhebung des Berufungsurteils die Verletzung des 8 21 
Automobilgeſ. vgl. mit 88 2, 17, 18, 19, 21 der zit. Bundes: 
ratsverordnung. Sie erachtet die Vorſchrift, an unüberſicht⸗ 
lichen Stellen ein Warnungszeichen abzugeben für zwingend 
und die Erſetzung des hörbaren durch ein ſichtbares War⸗ 
nungszeichen nicht für ausreichend; eventuell rechtfertige die 
feſtgeſtellte Sachlage keinenfalls die darauf geſtützte rechtliche 
Forderung, daß die Warnung durch die Scheinwerfer eine 
rechtzeitige geweſen und daß der Angeklagte bei dieſem War⸗ 
nungszeichen in Verbindung mit ſeinem ſonſtigen Verhalten 
die Abgabe eines hörbaren Signals habe für entbehrlich 
halten dürfen. Der Reviſion iſt der Erfolg nicht zu ver⸗ 
ſagen. 

Die unter den Strafſchutz des §S 21 RG. vom 3. Mai 
1909 betr. den Verkehr mit Kraftfahrzeugen geſtellte Vor⸗ 
ſchrift des S 19 Abſ. 1 der Bundesratsverordnung vom 
3. Februar 1910 in gleichem Betreff lautet: 

„Der Führer hat entgegenkommende, zu überholende, in 
der Fahrtrichtung ſtehende oder die Fahrtrichtung kreuzende 
Menſchen, ſowie die Führer von Fuhrwerken, Reiter, Rodel⸗ 
fahrer, Viehtreiber uſw. durch deutlich hörbares Warnungs⸗ 
zeichen rechtzeitig auf das Nahen des Kraftfahrzeugs auf⸗ 
merkſam zu machen; auf die Notwendigkeit, das Warnungs⸗ 
zeichen abzugeben, iſt in beſonderem Maß an unüberſichtlichen 
Stellen ($ 18 Abſ. 3) zu achten.“ 

Nach Abſ. 2 iſt das Abgeben von Warnungszeichen ſofort 
einzuſtellen, wenn Pferde oder andere Tiere dadurch unruhig 
oder ſcheu werden und nach Abſ. 3 ſind Warnungszeichen 
innerhalb geſchloſſener Ortsteile mit einer tieftönenden Huppe 
(8 4 Abſ. 1 Ziff. 4) abzugeben. Als unüberſichtliche Stellen 
find in $ 18 Abſ. 3 insbeſondere ſcharfe Straßenkrümmun⸗ 
gen, Straßenkreuzungen, Straßeneinmündungen namhaft ge⸗ 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XX VI. 2. 13 
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macht. Die Vorſchrift in Abſ. 1 iſt eine zwingende Vor⸗ 
ſchrift im ganzen Umfang. Daher ſind Warnungszeichen auch 
dann abzugeben, wenn entgegenkommende Perſonen das Her⸗ 
annahen des Kraftfahrzeugs auch ſonſt wahrnehmen konn⸗ 
ten oder mußten und es kann nicht als zutreffend erachtet 
werden, daß die Anwendung des Warnungsſignals in das 
Ermeſſen des Führers geſtellt ſei und dieſer ſie unterlaſſen 
dürfe, wenn er auf Grund anderweitiger Vorkehrungen oder 
nach den jeweils gegebenen Umſtänden annehmen könne, daß 
das Herannahen des Kraftwagens auch ſonſt wahrgenommen 
werde. Die Vorſchrift iſt nach dem Wortlaut, ſowie nach 
der unzweifelhaften Abſicht des Geſetzgebers eine im Inter⸗ 
eſſe der Sicherheit des Straßenverkehrs gegebene Mußvor⸗ 
ſchrift und verlangt die rechtzeitige Abgabe eines deutlich 
hörbaren Warnungszeichens. Der dabei verfolgte Zweck be⸗ 
ſteht darin, daß wegen der beſonderen Gefährlichkeit des 
Automobilverkehrs überall da, wo der allgemeine Verkehr es 
erfordert, dieſer rechtzeitig durch deutlich hörbare Warnungs⸗ 
ſignale ganz beſtimmter Art auf das Herankommen gerade 
von Kraftwagen im Unterſchied zu dem anderer Fahrzeuge 
aufmerkſam gemacht werden ſoll, damit der allgemeine Stra⸗ 
ßenverkehr ſich darauf einrichten, den drohenden Gefahren 
begegnen kann. Auch iſt die Mußvorſchrift des § 19 Abſ. 1 
neben der die zuläſſige Fahrgeſchwindigkeit vorſchreibenden 
Beſtimmung des § 18, ſowie neben der bindenden Vor⸗ 
ſchrift des § 16, vgl. die 88 3, 4 gegeben, wonach das Kraft⸗ 
fahrzeug nach eingetretener Dunkelheit mit mindeſtens zwei, 
in gleicher Höhe angebrachten hellbrennenden Laternen ver⸗ 
ſehen ſein muß, die den Lichtſchein derart auf die Fahrbahn 
werfen, daß dieſe auf mindeſtens 20 m vor dem Fahrzeug 
vom Führer überſehen werden kann. Ferner iſt zu beachten, 
daß die Mußvorſchrift über die Signalabgabe in der Ver⸗ 
ordnung erſt nach den vorerwähnten, gleichfalls zwingenden 
Vorſchriften aufgeführt iſt, welche Stellung vornweg die An⸗ 
nahme ausſchließt, daß der Geſetzgeber den Standpunkt des 
Vorrichters teilte, es könne die vorgeſchriebene Abgabe deut⸗ 
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lich hörbarer Warnungszeichen durch die, wenn auch weit⸗ 
gehendſte Einhaltung der auf die Fahrgeſchwindigkeit und die 
Ausrüſtung des Kraftfahrzeugs mit Lichtſchein werfenden Later⸗ 
nen bezüglichen Vorſchriften erſetzt und der erſteren Vorſchrift 
auch anderweitig nach den Umſtänden des Falles genügt werden. 

Allerdings iſt die Notwendigkeit Warnungsſignale ab⸗ 
zugeben im § 19 zunächſt nur für den Fall aufgeſtellt, daß 
Perſonen, Fuhrwerke uſw. dem Kraftfahrzeug entgegenkom⸗ 
men, in ſeiner Fahrtrichtung ſtehen oder dieſe kreuzen oder von 
erſterem zu überholen ſind, und im Berufungsurteil iſt feſt⸗ 
geſtellt, daß Menſchen im Augenblick des Umfahrens der 
Rathausecke jenſeits dieſer nicht auf der Fahrbahn waren 
und daß ſolche, wenn ſie, ſei es zu Fuß oder als Führer 
von Fuhrwerken, als Reiter, Radfahrer, Viehtreiber während 
jenes Augenblicks dem Angeklagten entgegengekommen, in ſeiner 
Fahrtrichtung geſtanden wären uſw., rechtzeitig durch die 
Scheinwerfer auf das Nahen des Kraftwagens aufmerkſam 
gemacht worden wären. Allein im zweiten Halbſatz iſt be⸗ 
ſtimmt, daß auf die Notwendigkeit, das Warnungs⸗ 
zeichen abzugeben, in beſonderem Maß an unüberſichtlichen 
Stellen zu achten ſei. Dieſer Satz gibt in ſeiner Faſſung 
auf den erſten Blick allerdings zwei Auslegungs möglichkeiten 
Raum, allein er kann in ſeinem Zuſammenhang mit dem 
vorausgehenden erſten Halbſatz nicht dahin ausgelegt werden, 
daß es dem Führer des Kraftfahrzeugs überlaſſen ſei, je⸗ 
weils ſelbſtändig zu beurteilen, ob an ſolchen Stellen die 
Notwendigkeit, das Warnungszeichen abzugeben, nach den 
Umſtänden des Falles vorliege oder nicht und daß ihm hie⸗ 
bei für dieſe Beurteilung nur eine beſondere Aufmerkſamkeits⸗ 
pflicht ausdrücklich eingeſchärft werde. Dies kann nach dem 
Zweck der im erſten Halbſatz gegebenen Vorſchrift und nach 
der Natur der Sache in Verbindung mit einer verſtändigen 
Würdigung der Verkehrsbedürfniſſe nicht der Sinn dieſer 
Vorſchrift ſein. Denn ſpeziell bei ſcharfen Straßenkrümmun⸗ 
gen iſt es ausgeſchloſſen, daß entgegenkommende, in der 
Fahrtrichtung ſtehende oder ſie kreuzende oder zu überholende 
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Menſchen ſowie Führer von Fuhrwerken uſw. rechtzeitig 
ſtets vom Lenker des Kraftfahrzeugs wahrgenommen und 
ſomit entſprechend der Vorſchrift rechtzeitig auf das Nahen 
des Kraftfahrzeugs durch Warnungszeichen jederzeit aufmerk⸗ 
ſam gemacht würden. Eben deshalb iſt im Intereſſe der 
notwendigen Sicherheit des Straßenverkehrs allgemein die 
Notwendigkeit zur Abgabe des Warnungsſignals an unüber⸗ 
ſichtlichen Stellen als ſolche anerkannt und den Lenkern von 
Kraftfahrzeugen zur Pflicht gemacht, an ſolchen Stellen in 
ganz beſonderem Maß darauf zu achten, daß ſie das War⸗ 
nungszeichen abgeben und zwar unabhängig davon, ob im 
konkreten Einzelfall die Vorausſetzungen des erſten Halb⸗ 
ſatzes als vorliegend erſichtlich ſind oder nicht, ob alſo dem 
Wagenführer ſchon ſichtbare, vor ihm auf oder nahe der 
Fahrbahn befindliche Perſonen auf das Herannahen des 
Kraftfahrzeugs aufmerkſam zu machen ſind. Die Anwendung 
des Warnungsſignals kann überall da, wo der Weg unüber⸗ 
ſichtlich iſt, ſpeziell bei Straßenkreuzungen oder an einer 
ſtarken Straßenkrümmung angeſichts der ſonſt überall be⸗ 
tätigten Abſicht des Geſetzgebers nicht in das Ermeſſen des 
Kraftwagenlenkers geſtellt ſein. Dies um ſo weniger, als in 
der Verfügung vom 29. April 1907 betr. den Radfahr⸗ 
verkehr, welche Verfügung in ihren Einleitungsworten aus⸗ 
drücklich als zufolge einer unter den Bundesregierungen ge⸗ 
troffenen Verſtändigung für den Radfahrverkehr auf öffent⸗ 
lichen Wegen erlaſſen bezeichnet iſt, in § 6 Abſ. 2 direkt 
vorgeſchrieben wurde: „auch an unüberſichtlichen Stellen 
($ 5 Abſ. 3) iſt das Glockenzeichen abzugeben“. In Abſ. 1 
8s iſt daſelbſt eine mit dem erſten Halbſatz des § 1 der 
Bundesratsverordnung über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
wörtlich übereinſtimmende Vorſchrift für die Radfahrer ge⸗ 
geben und die Annahme erſcheint ausgeſchloſſen, daß die 
Abgabe des hörbaren Warnungszeichens an unüberſichtlichen 
Stellen für den an ſich gefährlicheren Kraftwagenverkehr von 
demſelben Geſetzgeber nicht ebenſo zwingend wie für den 
Radfahrverkehr ſollte vorgeſchrieben ſein. Wie ſchon oben 
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erwähnt, kann auch der Umſtand, daß der Angeklagte ver⸗ 
hältnismäßig langſam und in weitem Bogen die Straßen⸗ 
krümmung umfahren hat und daß ſeine Wagenlaternen einen 
ſtarken Lichtkegel vorauswarfen, nicht von der hier generell ge⸗ 
gebenen Verpflichtung zur Signalabgabe entbinden, vgl. 
Jahrb. W. Rpfl. Bd. 24 S. 322. Auch das Verbot be⸗ 
läſtigenden und zweckloſen Signalgebens ſteht mit jener 
zwingenden Vorſchrift nicht in Widerſpruch. 

Vorliegend iſt vom Tatrichter feſtgeſtellt, daß der An⸗ 
geklagte als Lenker eines Kraftfahrzeugs eine unüberſichtliche 
ſcharfe Straßenkrümmung im Sinn des § 18 Abſ. 3 BRVO. 
durchfahren hat und zwar ohne ein hörbares Warnungs⸗ 
zeichen mit der Huppe abzugeben. Daß die Annahme des 
Vorrichters, die rechtwinklige ſcharfe Straßenkrümmung bilde 
eine unüberſichtliche Stelle im Sinne des 8 18 BRVO. von 
einer rechtsirrigen Auffaſſung beeinflußt wäre, iſt nicht er⸗ 
findlich. Der Angeklagte hat hienach den zur Erhaltung der 
Ordnung und Sicherheit auf den öffentlichen Wegen erlaſſe⸗ 
nen, polizeilichen Anordnungen über den Verkehr mit Kraft⸗ 
fahrzeugen zuwidergehandelt und ſich damit einer Uebertre⸗ 
tung im Sinne des § 21 des RGeſ. vom 3. Mai 1909 in 
Verbindung mit § 19 Abſ. 1, § 18 Abſ. 3 der BRVO. vom 
3. Februar 1910 über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
ſchuldig gemacht. Die etwaige Meinung des Angeklagten, 
daß die Beurteilung der Frage, ob an einer ſolchen unüber⸗ 
ſichtlichen Stelle das hörbare Warnungsſignal notwendig 
abzugeben ſei, in ſein eigenes Ermeſſen geſtellt war, ſtellt 
einen die Strafbarkeit nicht ausſchließenden Rechtsirrtum 
über den Inhalt und die Tragweite der Strafvorſchrift ſelbſt 
dar. Beſondere Umſtände, die ſeine Verantwortlichkeit aus⸗ 
zuſchließen geeignet ſein könnten, ſind weder von ihm be⸗ 
hauptet, noch im Urteil ſonſt feſtgeſtellt worden. 

Nach dem Ausgeführten iſt das angefochtene Berufungs⸗ 
urteil aufzuheben und da dieſe Aufhebung nur wegen Ge⸗ 
ſetzesverletzung bei Anwendung des Geſetzes auf die dem Ur⸗ 
teil zugrunde liegenden Feſtſtellungen zu erfolgen hat, iſt 
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das Reviſionsgericht in die Lage geſetzt, in der Sache ſelbſt 
zu entſcheiden, falls die Vorausſetzung des § 394 Abſ. 1 StPO. 
zutrifft. Dies iſt der Fall, denn weitere tatſächliche Er⸗ 
örterungen erſcheinen nicht notwendig und das Reviſions⸗ 
gericht hat in Uebereinſtimmung mit dem Antrag der Staats⸗ 
anwaltſchaft die geſetzlich niedrigſte Strafe von 1 M. für 
angemeſſen erachtet, nachdem der Angeklagte noch nie wegen 
Verfehlung wider das Automobilgeſetz beſtraft wurde und 
im gegebenen Fall langſamer als vorgeſchrieben, auch überaus 
vorſichtig gefahren iſt und der allerdings rechtsirrigen An⸗ 
ſicht war, es ſei in ſein freies Ermeſſen geſtellt, zu beurtei⸗ 
len, ob im Einzelfall an einer ſcharfen Straßenkrümmung 
ein hörbares Warnungszeichen abzugeben iſt oder nicht. 
Hienach war in der Hauptſache, wie geſchehen, (Verurteilung 
zu 1 M. Geldſtrafe) zu erkennen. 

Urteil des Strafſenats vom 13. Januar 1913 in der 

Strafſache gegen K. H. in St. wegen Verfehlung gegen 

das Automobilgeſetz. 


11. 
Zum Begriff des unüberſichtlichen Weges. 


Der Angeklagte iſt mit dem von ihm gelenkten Kraft⸗ 
wagen auf der Landſtraße von T. nach C. mit dem ihm 
entgegenfahrenden Jagdwagen des Wirts W. zuſammenge⸗ 
ſtoßen mit der Folge einer Beſchädigung beider Fahrzeuge. 
Der Zuſammenſtoß erfolgte an einer Straßenbiegung, die 
keine ſcharfe Straßenkrümmung bildet, doch iſt der freie Aus⸗ 
blick dadurch gehindert, daß hart von der Landſtraße aus 
eine ſehr ſteile waldige Berglehne emporſteigt; die Lenker 
zweier ſich begegnender Fahrzeuge können an jener Straßen⸗ 
biegung einander erſt auf 40 —60 m Entfernung erblicken. 
Der Angekl. fuhr mit einer Geſchwindigkeit von 20— 25 km 
in der Stunde und gab vor der Straßenbiegung ein Huppen⸗ 
ſignal, das aber von dem in leichtem Trab fahrenden W. 
nicht gehört wurde. Das Berufungsgericht hat die erwähnte 
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Straßenbiegung als unüberſichtliche Stelle angeſehen und 
den Angekl. wegen Uebertretung gegen 8 18 Abſ. 3 BRVO. 
vom 3. Februar 1910 und 8 21 RGef. betr. den Verkehr 
mit Kraftfahrzeugen zu einer Geldſtrafe verurteilt. Auf 
erhobene Reviſion wurde das Urteil aufgehoben. 

Aus den Gründen: 

Die von der Reviſion angegriffene Ausführung des Vor⸗ 
richters über die Frage, ob ein Weg überſichtlich oder un⸗ 
überſichtlich im Sinn des $ 18 Abi. 3 BRWO. iſt, muß in 
einem Teil Bedenken erregen. Zutreffend iſt zwar geſagt, 
daß die Frage nicht allein aus der objektiven Beſchaffenheit 
des Geländes beurteilt werden könne; nicht mit Unrecht iſt 
aber die weitere Ausführung beanſtandet, die dahin geht: 
eine brauchbare Auslegung erhalte man nur, wenn außer 
der objektiven Beſchaffenheit des Geländes noch die Ge⸗ 
ſchwindigkeit zweier ſich etwa dort begegnender Fahrzeuge, 
insbeſondere des Kraftwagens und dann die mehr oder 
weniger raſche Entſchlußfähigkeit und Geſchicklichkeit der bei⸗ 
den Lenker, insbeſondere des Lenkers eines etwa dem Kraft⸗ 
wagen entgegenkommenden Pferdefuhrwerks in Betracht ge⸗ 
zogen wird. Die hiemit gegebene Hereinziehung rein ſub⸗ 
jektiver, auf die jeweilige Faſſungskraft und Entſchließungs⸗ 
fähigkeit der einzelnen Fuhrwerkslenker geſtützter Momente 
gibt dem Verdacht Raum, daß das Berufungsgericht den 
Begriff eines unüberſichtlichen Weges verkannt habe. Als 
unüberſichtlich im Sinne des § 18 iſt grundſätzlich ein Weg 
zu bezeichnen, den der Führer eines Kraftfahrzeugs von ſeinem 
Sitz aus auf eine entſprechende Entfernung nicht zu über⸗ 
ſehen vermag, näherhin in einer Weiſe nicht überſehen kann, 
die es ihm ermöglicht, auch bei raſcherem Fahren Unfälle 
und Verkehrsſtörungen zu vermeiden. Und zwar iſt ein Weg 
nicht nur dann unüberſichtlich, wenn er infolge ſeiner natür⸗ 
lichen Beſchaffenheit, ſeiner örtlichen Lage, ſpeziell der Ge⸗ 
ländeverhältniſſe dauernd unüberſichtlich iſt, ſondern auch 
dann, wenn ſeine Ueberſichtlichkeit durch Fehlen des Tages⸗ 
lichts, durch Witterungsverhältniſſe oder andere Umſtände, 
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zumal durch auf der Fahrbahn befindliche feſte oder beweg⸗ 
liche Hinderniſſe des freien Ausblicks vorübergehend 
ganz oder teilweiſe aufgehoben iſt. Ein Weg, der in Krüm⸗ 
mungen durch eine mit Häuſern zu beiden Seiten bebaute 
Strecke, ein Weg, der in Windungen durch Hochwald führt, 
ein Weg, der in raſcher Folge ſteigt und fällt, iſt vornweg 
als unüberſichtlich anzuſehen; es kann aber auch ein ſonſt 
überſichtlicher Weg, wie eine gerade, ebene Laudſtraße auf 
freier Flur durch beſondere Umſtände oder Hinderniſſe aus⸗ 
nahmsweiſe unüberſichtlich werden, wie z. B. durch in der 
Fahrbahn aufgeſtellte oder ſich bewegende, den freien Aus⸗ 
blick hindernde Wagen, hohe Materialaufſchüttungen u. dgl., 
oder wenn Dunkelheit, Nebel eintritt. Eben dieſe Auslegung 
ergibt ſich auch aus dem Wortlaut des zit. § 18 Abſ. 3 
BRV O. der beſagt: 

„Auf unüberſichtlichen Wegen, insbeſondere nach Ein⸗ 
tritt der Dunkelheit oder bei ſtarkem Nebel, beim Ein⸗ 
biegen aus einer Straße in die andere, bei Straßen⸗ 
kreuzungen, bei ſtarken Straßenkrümmungen, da wo 
die Wirkſamkeit der Bremſen durch die Schlüpfrigkeit des 
Weges in Frage geſtellt iſt, endlich überall da, wo ein 
lebhafter Verkehr herrſcht, muß langſam und ſo vorſichtig 
gefahren werden, daß das Fahrzeug ſofort zum Halten 
gebracht werden kann. 

Wie das Wort „insbeſondere“ ausweiſt, ſind hiemit 
einzelne Beiſpiele von Unüberſichtlichkeit eines Weges ange⸗ 
führt, die eine Feſtſtellung ihres tatſächlichen Zutreffens im 
Einzelfall für die Anwendung der Vorſchrift erheiſchen, die 
aber keinenfalls als erſchöpfend angeſehen werden können. 
Z. B. wird Unüberſichtlichkeit eines Weges nicht nur bei 
ſtarkem Nebel, ſondern auch bei ſtarkem Schneegeſtöber und 
dgl. anzunehmen ſein, wie anderſeits auch nach Eintritt der 
Dunkelheit eine Straßenſtrecke, falls während der Dunkel⸗ 
heit eine gute, ausreichende Beleuchtung für ſie vorhanden 
iſt, nicht ohne weiteres als unüberſichtlich gelten wird. 
Ebenſo muß ſoweit die Schlüpfrigkeit des Weges oder die 
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Lebhaftigkeit des Verkehrs für eine durch den zit. § Abſ. 3 
gebotene Verlangſamung des Fahrens in Frage kommt, 
die augenblickliche Wegbeſchaffenheit oder der Umfang der 
Verkehrsverhältniſſe zur kritiſchen Zeit und am kritiſchen 
Ort geprüft und feſtgeſtellt werden. Dieſe Beiſpiele ſowie 
die in § 18 Abſ. 3 weiter angeführten Fälle, nämlich Aus⸗ 
fahrt aus Grundſtücken, die am öffentlichen Wege liegen 
und Einfahrt in ſolche Grundſtücke, Annäherung an Eiſen⸗ 
bahnübergänge in Schienenhöhe, Paſſieren enger Brücken 
und Tore, ſowie ſchmaler oder abſchüſſiger Wege laſſen un⸗ 
zweifelhaft erkennen, daß nur die dauernde oder vorüber⸗ 
gehende, durch die Oertlichkeit, oder ſonſtige äußere Umſtände 
bedingte, jeweilige objektive Beſchaffenheit des betreffen⸗ 
den Weges für den Begriff eines unüberſichtlichen Weges im 
Sinn der Geſetzesvorſchrift zu verwerten iſt. Die Geſchwindig⸗ 
keit der ſich zufällig begegnenden Fahrzeuge und die ver⸗ 
ſchiedene Geſchicklichkeit oder Entſchlußfähigkeit der Wagen⸗ 
lenker mag immerhin für den Geſetzgeber bei Erlaß der 
einſchlägigen Vorſchriften ein gewiſſes Erwägungsmoment, 
zumal für die Regelvorſchrift des §8 17 und 8 18 
Abſ. 1 gebildet haben, der zufolge der Führer des Kraft⸗ 
wagens zu beſonderer Vorſicht in Leitung und Bedienung 
desſelben verpflichtet iſt und die Fahrgeſchwindigkeit jeder⸗ 
zeit ſo einrichten muß, daß Unfälle und Verkehrsſtörungen 
vermieden werden, er jederzeit in der Lage bleibt, unter 
allen Umſtänden ſeinen Verpflichtungen Genüge zu leiſten. 
Auch wird z. B. ein kurzſichtiger oder noch ungewandter 
Führer von ſelbſt in Beachtung ſeiner perſönlichen Fähig⸗ 
keiten, eben um den vom Geſetz ihm auferlegten Verpflich⸗ 
tungen zu genügen, zur Anwendung ganz beſonderer Vorſicht 
ſich veranlaßt ſehen. 

Aber für die Frage, ob ein Weg unüberſichtlich im 
Sinn des § 18 Abſ. 3 zu gelten hat, können ſolche Er⸗ 
wägungen oder Motive, ſoweit ſie rein ſubjektiver Natur 
ſind, nicht als entſcheidende Faktoren in Betracht gezogen 
werden. Hiefür bietet die Vorſchrift nach ihrem Wortlaut 


202 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


und ganzen Inhalt keinen Anhaltspunkt und man würde 
andernfalls notwendig zu Folgerungen gelangen, die den 
Verkehr mit Kraftfahrzeugen auf das Aeußerſte erſchweren 
würden und vom Geſetzgeber nicht gewollt ſein können und 
erſichtlich nicht gewollt ſind. 

Hiezu kommt, daß die ganze Vorſchrift des Abſ. 3 § 18 
lediglich eine Norm für die Anwendung der oben erwähnten 
Regelvorſchrift des Abſ. 1 § 18 enthält und Beiſpiele für 
gewiſſe Anwendungsfälle bietet. Dabei handelt es ſich aber 
ſtets darum, daß der Lenker des Kraftfahrzeugs 
nach den konkreten Umſtänden ſtets in der Lage bleibt, Un⸗ 
fälle und Verkehrsſtörungen zu vermeiden. Ihm ſind in 
den 88 17, 18 BRBO. entſprechende Verpflichtungen auf⸗ 
erlegt und Weiſungen für das Fahren innerhalb geſchloſſener 
Ortsteile, ſodann auf unüberſichtlichen Wegen uſw. erteilt; 
die Einhaltung derſelben iſt deshalb von ſeinem Standpunkt 
aus und nicht vom Standpunkt des etwa ihm entgegen⸗ 
kommenden Lenkers eines andern Fahrzeugs zu prüfen 
und feſtzuſtellen. Der Vorrichter aber legt gerade das 
Hauptgewicht auf die Entſchlußfähigkeit und Geſchicklichkeit 
des Lenkers eines dem Kraftwagen entgegenfahrenden Pferde⸗ 
fuhrwerks und auf die Zeitſpanne, die einem ſolchen nach 
Anſichtigwerden des Kraftfahrzeugs zur Ueberlegung der 
kritiſchen Sachlage und zur Ausführung des zu faſſenden 
Entſchluſſes verbleibt; er betont, daß Fuhrleute aus länd⸗ 
lichen, an den ſtarken und raſchen Großfſtadtverkehr nicht 
gewöhnten Kreiſen eine längere Friſt zur Entſchließung im 
Einzelfall brauchen. 

Bei dieſer Sachlage ermangelt eine rechtlich einwand⸗ 
freie Grundlage für die Annahme des Vorrichters, daß die 
fragliche Straßenſtelle als ein unüberſichtlicher Weg im Sinne 
des $ 18 Abſ. 3 BRNO. ſich darſtellt, jedenfalls beſtehen 
begründete Zweifel, ob der Vorrichter bei ſeiner Entſcheidung 
von einer zutreffenden Auslegung dieſer unter den jtraf- 
rechtlichen Schutz des Reichsgeſetzes vom 3. Mai 1909 ge⸗ 
ſtellten Vorſchrift ausgegangen iſt. Daher war das Urteil 
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nebſt den ihm zugrunde liegenden Feſtſtellungen aufzuheben 
und die Sache in die Vorinſtanz zurückzuweiſen. Für eine 
auf ſofortige Freiſprechung lautende Entſcheidung des Re⸗ 
viſionsgerichts bieten jene Feſtſtellungen keine ausreichende 
Unterlage. 
Urteil des Strafſenats vom 10. März 1913 in der 
Strafſache gegen A. Pf. in St. wegen Verfehlung wider 
das Automobilgeſetz. 


12. 


Die Herteidigungsgebühr des einen Rechtsanwalt ver⸗ 
tretenden Gerichtsaſſeſſors. 


Der in II. Inſtanz freigeſprochene Angekl. wurde in 
der Hauptverhandlung vor dem Berufungsgericht vom 8. No⸗ 
vember 1912 durch Gerichtsaſſeſſor Dr. L. als Subſtitutions⸗ 
bevollmächtigten der Rechtsanwälte Dr. H. und G. in T., 
denen der Angekl. für die II. Inſtanz ſeine Verteidigung 
übertragen hatte, verteidigt. Von dieſen Rechtsanwälten iſt 
in der Hauptverhandlung vor dem Berufungsgericht keiner 
erſchienen. Gerichtsaſſeſſor Dr. L. war damals von den 
genannten Rechtsanwälten angeſtellt und auf ihrer Kanzlei 
beſchäftigt, ohne Rechtsanwalt zu ſein. Im Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß vom 24. Dezember 1912 hat die Strafkammer die 
Gebühr für die Vertretung des Angekl. in der Hauptver⸗ 
handlung II. Inſtanz dem Antrage des RA. Dr. H. ent⸗ 
ſprechend (gem. §§ 63. 65. 66 RAG.) auf 18 Mk. feſtge⸗ 
ſetzt. Auf Beſchwerde des Privatklägers wurden dieſe 18 Mk. 
von der Strafkammer geſtrichen, gegen welchen Abſtrich ſich 
die Beſchwerde des Angekl. richtet. 

Ob ſich das Auftreten des Dr. L. als Verteidiger 
(Dr. L. war damals nicht Stellvertreter der Rechtsan⸗ 
wälte Dr. H. und G. im Sinne des $ 25 NAD.) etwa 
auf § 138 Abſ. 2 oder auf § 139 StPO. ſtützen ließe, 
kann unerörtert bleiben. Denn wenn auch die eine oder die 
andere dieſer Vorſchriften hier zuträfe, ſo würde daraus 
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nicht folgen, daß die Entlohnung für die Verteidiger⸗Tätig⸗ 
keit des Dr. L. nach den Sätzen der §§ 63 ff. der RAGO. 
zu erfolgen habe. Ein Anhalt dafür, daß auch der Nicht⸗ 
Rechtsanwalt, der gemäß § 138 Abſ. 2 oder $ 139 StPO. 
eine Verteidigung führt, nach dieſen Sätzen zu entlohnen 
ſei, ergibt ſich weder aus der StPO., in deren $ 150 nur 
von der Entlohnung des zum Verteidiger beſtellten Rechts⸗ 
anwalts die Rede ift, noch aus der RAGO. Andererſeits 
kann die Zubilligung überhaupt einer Vergütung für die 
Verteidigung des Angekl. durch Dr. L. nicht davon ab⸗ 
hängen, ob er Verteidiger im Sinne des § 138 Abſ. 2 oder 
des $ 139 StPO. geweſen iſt. Dr. L. hat den Angekl. mit 
deſſen Einverſtändnis und mit dem Einverſtändnis der 
Rechtsanwälte Dr. H. u. G. in der Hauptverhandlung II. In⸗ 
ſtanz verteidigt. Dadurch hat er ohne Frage dem Angell. 
gegenüber einen Anſpruch auf entſprechende Entlohnung er⸗ 
worben, da eine derartige Tätigkeit regelmäßig nur gegen 
eine Vergütung ausgeübt wird. Dieſer Anſpruch wird im 
Koſtenfeſtſetzungs verfahren von den Rechtsanwälten Dr. H. 
u. G., bei denen Dr. L. angeſtellt war oder noch iſt, dem 
erſtattungspflichtigen Gegner gegenüber geltend gemacht. 
Obwohl Dr. L. ſchon am 8. November 1912 die zweite 
höhere Juſtizdienſtprüfung erſtanden hatte und demnach die 
wiſſenſchaftliche Qualifikation zum Rechtsanwaltsberufe be⸗ 
ſeſſen hat, können bezüglich ſeiner Entlohnung für die Ver⸗ 
teidigung des Angekl. nicht ſchlechthin die erwähnten Sätze 
der RAGO. Anwendung finden. Denn die Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes gelten nur für Rechtsanwälte; andere Per⸗ 
ſonen, auch wenn ſie ihrer Bildungslaufbahn nach Rechts⸗ 
anwälte ſein könnten, dürfen dieſen in der Frage der Ent⸗ 
lohnung ſchon deshalb nicht ohne weiteres gleichgeſtellt wer⸗ 
den, weil ſie an der geſteigerten Verantwortlichkeit der Rechts⸗ 
anwälte — in zivilrechtlicher und diſziplinärer Hinſicht — 
nicht teilnehmen. Wäre Dr. L. am 8. November 1912 Stell⸗ 
vertreter der Rechtsanwälte Dr. H. u. G. gem. § 25 RAD. 
geweſen, ſo wäre allerdings ſeine Vergütung nach faſt all⸗ 
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ſeitig anerkannter Uebung nach den Sätzen der RAGO. zu 
bemeſſen. Allein Stellvertreter eines der genannten Anwälte 
in dieſem Sinne war Dr. L., wie ſchon erwähnt iſt, nicht. 
Die Vorſchrift des § 25 Abſ. 3 Satz 2 der RAO., wonach 
ein mindeſtens zwei Jahre lang im Juſtizdienſte beſchäftigt 
geweſener Rechtskundiger in Fällen, in denen eine Ver⸗ 
tretung durch einen Rechtsanwalt nicht geboten iſt, als Ver⸗ 
treter eines Rechtsanwalt auch dann nicht vom Gerichte 
gemäß § 157 Abſ. 1 u. 2 zurückgewieſen werden kann, wenn 
er nicht zum Stellvertreter des Anwalts beſtellt iſt, geſtattet 
keine erweiternde Auslegung dahin, daß ſolche Vertreter von 
Rechtsanwälten (nicht „Stellvertreter“ nach § 25 Abſ. 1 u. 2 
RAD.) auch in der Frage der Vergütung ihrer Dienſte den 
Rechtsanwälten gleichzuſtellen ſeien. 

Vgl. hiezu RG. in Strafſ. 21 S. 349 und 31 S. 425; 

a. M. Walter⸗Joachim, RAGOO., 5. Aufl. S. 28/ö29. 

Dem Dr. L. kommt hienach für die Verteidigung des 
Angekl. vor dem Berufungsgericht eine nach den Umſtänden 
des vorliegenden Falles angemeſſene Vergütung zu. Der 
Senat hat dieſe Vergütung in Berückſichtigung der recht⸗ 
lichen und tatſächlichen Geſtaltung der Strafſache, um die 
es ſich handelte, und andererſeits des Umſtands, daß Dr. L. 
die allgemeine Qualifikation zur Ausübung der Anwalts⸗ 
tätigkeit am 8. November 1912 ſchon beſeſſen hat, auf 12 Mk. 
feſtgeſetzt. 

Hieraus ergab ſich die Abänderung des angefochtenen 
Beſchluſſes und damit auch des landgerichtlichen Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsbeſchluſſes, wie geſchehen, und die ausgeſprochene 
Verteilung der durch die frühere Beſchwerde des Privat⸗ 
klägers und durch die jetzige Beſchwerde des Angekl. veran⸗ 
laßten Koſten zu / und ½. 

Beſchluß des Strafſenats vom 24. Februar 1913 in 

der Privatklageſache L. g. G. wegen Beleidigung. 
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13. 


IR das Geburtsfeſt 3. M. des Künigs ein allgemeiner 
Feiertag i. 5. § 43 St.! 


Die Frage wurde vom Strafſenat verneint, mit folgen⸗ 
der Begründung: 

Das Geburtsfeſt S. M. des Königs (25. Februar) iſt in 
Württemberg weder durch die K. Verordnung vom 28. Juni 
1849 noch durch die Verfügung des K. Juſtizminiſteriums 
vom 25. April 1883 betr. die für den Kanzleidienſt bei den 
Kollegialſtellen als dienſtfrei zu behandelnden Tage zu einem 
allgemeinen Feiertag im Sinn des § 43 Abſ. 2 StPO. er⸗ 
klärt worden, vgl. Entſch. RG. in Strafſ. Bd. 31 S. 224. 
Hienach iſt, da das angefochtene Urteil am 18. Februar in 
Anweſenheit des Angeklagten verkündet worden war, die 
Friſt zur Einlegung der Reviſion mit dem Ende des 25. Fe⸗ 
bruar abgelaufen; die Reviſionsſchrift iſt aber erſt am 
26. Februar beim Berufungsgericht eingegangen, ſofern ſie 
erſt an dieſem Tag in die Verfügungsgewalt eines zur Ent⸗ 
gegennahme befugten Beamten gelangte. Der Umſtand, daß 
der Schriftſatz ſchon am Nachmittag des 25. Februar, an 
dem wegen des Geburtsfeſtes S. M. des Königs kein zur 
Empfangnahme befugter Beamter im Gerichtsgebäude an⸗ 
weſend war und die Dienſträume des Landgerichts abge⸗ 
ſchloſſen waren, durch einen Türſpalt in das Gerichtsge⸗ 
bäude oder einen Kanzleiraum des Landgerichts hineinge⸗ 
ſchoben worden war, wo er am anderen Morgen vorgefun⸗ 
den wurde, reicht nicht aus, um die Reviſion als bereits am 
25. Februar eingelegt anzuſehen. 

Beſchluß des Strafſenats vom 28. April 1913 in der 

Strafſache gegen J. S. u. Ch. D. in J. wegen Jagd⸗ 

vergehens. 
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14. 


Bie Rechtsſtellung des Stellvertreters eines Jagd⸗ 
püchters. 


In Württemberg iſt nach Art. 1 des Jagdgeſetzes vom 
17. Oktober 1855 das Jagdrecht ein Ausfluß des privat⸗ 
rechtlichen Eigentums am Grund und Boden und daher 
ſelbſt ein Privatrecht. Sofern nicht einer der Ausnahme⸗ 
fälle der Art. 2 und 3 vorliegt, iſt jedoch der Grundeigen⸗ 
tümer nicht befugt, ſein Jagdrecht durch Jagdausübung oder 
Verpachtung ſelbſt zu verwerten. Vielmehr ſteht das Recht 
zur Verpachtung Namens der Grundeigentümer hinſichtlich 
aller zum Gemeindeverband gehöriger und nicht unter Art. 2 
oder 3 fallender Grundſtücke ausſchließlich der politiſchen 
Gemeinde zu. Durch die Verpachtung, die nur an eine 
Perſon erfolgen darf, erwirbt der Jagdpächter die privat⸗ 
rechtliche Befugnis, die Jagd auf dem Gemeindejagddiſtrikt 
auszuüben. Der Jagdpächter darf einen Teilnehmer an⸗ 
nehmen und jeder von ihnen darf einen Stellvertreter auf⸗ 
ſtellen. Dieſe Perſonen leiten aber ihre Befugnis zur Jagd⸗ 
ausübung nicht unmittelbar von der Gemeinde bzw. den 
von ihr vertretenen Grundeigentümern ab, ſondern haben 
die Befugnis auf Grund der Geſtattung des Jagdpächters 
(W. J. Bd. 6 S. 285). Was insbeſondere den Stellver⸗ 
treter des Jagdpächters angeht, um deſſen Rechtsſtellung es 
ſich hier allein handelt, ſo iſt nicht richtig, daß er dadurch, 
daß er als Stellvertreter aufgeſtellt, daß er als ſolcher der 
Gemeinde gegenüber bezeichnet und von ihm das Verpach⸗ 
tungsprotokoll mitunterzeichnet wird, die öffentlich⸗ rechtliche 
Befugnis erlange, auf dem Gemeindejagddiſtrikt unabhängig 
von dem Willen des Jagdpächters die Jagd auszuüben. 
Seine Bezeichnung als Stellvertreter hat in öffentlich⸗recht⸗ 
licher Beziehung lediglich die Wirkung, daß er den für die 
bloßen Jagdgäſte geltenden Beſchränkungen nicht unter⸗ 
worfen iſt, ſondern ohne Begleitung ſeitens des Jagdpäch⸗ 
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ters die Jagd ausüben und andere Perſonen mit auf die 
Jagd nehmen darf (Jagdgeſ. Art. 6). Ob und wieweit 
er aber überhaupt zur Jagdausübung berechtigt iſt, hängt 
von dem zwiſchen ihm und dem Jagdpächter beſtehenden 
Rechtsverhältnis ab, das auch dafür maßgebend ſein wird, 
ob der Jagdpächter die dem Stellvertreter eingeräumte Be⸗ 
fugnis zur Jagdausübung einſeitig einſchränken oder wider⸗ 
rufen kann. Doch kommt letzteres hier nicht in Frage. 
Denn durch den Vertrag vom 22. Februar 1910/2. Dezem⸗ 
ber 1911 iſt unter Zuſtimmung des Angekl. G. feſtgeſetzt 
worden, daß die Befugnis des letzteren zur Jagdausübung 
auf das der Oſterhofener Jagdgeſellſchaft überlaſſene Jagd⸗ 
gebiet beſchränkt ſein und ſich nicht auf das der Standes⸗ 
herrſchaft W. W. vorbehaltene erſtrecken ſollte. Danach war 
der Angekl. G. nicht berechtigt, auf dem letzteren Gebiet zu 
jagen, und folgeweiſe auch nicht befugt, den Angekl. W. 
dahin zur Jagd mitzunehmen. Die Strafkammer hat daher 
mit Recht angenommen, daß die beiden Angekl. an Orten 
die Jagd ausgeübt haben, wo ſie zu jagen nicht berechtigt 
waren. Da weiter feſtgeſtellt iſt, daß die Angekl. ſich deſſen 
bewußt waren, find fie mit Recht aus den 8$ 292, 293, 47 
StGB. verurteilt worden. 

Urteil des Strafſenats vom 19. Mai 1913 in der Straf⸗ 

ſache gegen W. u. G. wegen Jagdvergehens. 


15. 


Der Begriff Wein und die Auläſſigkeit geographiſcher 
Bezeichnungen im inn des Weingeſetzes. 


Der Angekl. hat als Teilhaber der Firma J. G. G., 
Kolonialwarenhandlung en gros in H., am 3. April 1912 
an den Konditor K. in Sch. ein Faß „griech. Medizinal⸗ 
ſamos“ verkauft. Er hatte das Getränke aus Griechenland 
von einer Weinverkaufsgeſellſchaft in Athen bezogen; das⸗ 
ſelbe iſt in Griechenland gewonnen und hergeſtellt und es 
ſtammt nicht von der Inſel Samos, die politiſch zu der 
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Türkei gehört. Der Angekl. iſt auf Grund des § 28 Abſ. 2 
Z. 2 in Verbindung mit § 6 Abſ. 1 des Weingeſetzes vom 
7. April 1909 (RGBl. S. 393) zur Strafe gezogen worden, 
weil er im gewerbsmäßigen Verkehr mit Wein bei der Be⸗ 
nennung von ſolchem eine ſeiner Herkunft nicht entſprechende 
geographiſche Bezeichnung fahrläſſig verwendet habe. 

Die wegen Verletzung des materiellen Rechts eingelegte 
Reviſion konnte keinen Erfolg haben. 

Zur Anwendung der erwähnten Geſetzesbeſtimmungen 
iſt zunächſt erforderlich, daß das von dem Angekl. verkaufte 
Getränke als Wein im Sinne des Weingeſetzes anzuſehen 
iſt. Maßgebend hiefür iſt die Beſtimmung in § 1 daſelbſt, 
nach der als Wein das durch alkoholiſche Gärung aus dem 
Safte der friſchen Weintraube hergeſtellte Getränk zu gelten 
hat. Die Reviſion beſtreitet, daß das von dem Angekl. ver⸗ 
kaufte Getränke Wein im Sinne des Weingeſetzes ſei, da 
ſein Alkoholinhalt in der Hauptſache durch künſtlichen Alkohol⸗ 
zuſatz erzeugt ſei. Dieſem Vorbringen ſtehen indeſſen in 
erſter Linie die für das Reviſionsgericht bindenden tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen des angefochtenen Urteiles entgegen. 
Nach dieſen ſtellt das in Frage ſtehende Getränke einen 
durch Gärung von natürlichem Traubenſaft hergeſtellten Süß⸗ 
wein dar, der eine nicht unerhebliche Menge eben durch die 
Gärung gewonnenen Alkohols enthält und dem nur während 
der Gärung noch eine gewiſſe Menge Alkohol künſtlich zu⸗ 
geſetzt worden iſt, um einen durch die Gärung des Saftes 
der friſchen Weintrauben allein nicht erreichbaren hohen Ge⸗ 
halt an Alkohol zu erzielen. Es iſt aber auch nicht zu bean⸗ 
ſtanden, wenn das Berufungsurteil angenommen hat, daß 
durch dieſen Zuſatz dem Getränke die Eigenſchaft eines dem 
Weingeſetze unterliegenden Weines nicht entzogen worden iſt. 
Der Angekl. hat ſodann nach den tatſächlichen Feſtſtellungen 
den Urſprung und die Herſtellungsart des Getränkes ge⸗ 
kannt; ſeine etwaige Meinung, es handle ſich nicht um einen 
Wein im Sinne des Weingeſetzes, würde daher einen ſtraf⸗ 
rechtlichen Irrtum bilden und könnte ihm zwar für die Frage 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVI. 2. 14 
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der Strafbemeſſung, nicht aber bei der Feſtſtellung des geſetz⸗ 
lichen Tatbeſtands zuſtatten kommen. 

Die Reviſion bemängelt des weiteren die Feſtſtellung, 
daß in dem Worte „Samos“ in der von dem Angeklagten 
gewählten Verbindung (griechiſcher Medizinalſamos) eine 
geographiſche Bezeichnung enthalten ſei; es gebe verſchiedene 
Eigenſchaften des Weines der Inſel Samos, die deſſen Art 
beſtimmen und die es rechtfertigen, andere Weine mit den 
gleichen Eigenſchaften als Wein nach Samos-Art zu be⸗ 
zeichnen und die ſonach dem Wort „Samos“ den Charakter 
der geographiſchen Bezeichnung nehmen oder nehmen können; 
die Ausführungen des Berufungsgerichtes ſollen ferner inſo⸗ 
ferne eine Lücke aufweiſen, als eine Begründung dafür fehle, 
weshalb in der Bezeichnung „griechiſcher Medizinalſamos“ 
der Nachdruck auf „Samos“ und nicht etwa auf „griechiſch“ 
liege. Auch hiemit kann der Beſchwerdeführer nicht durch⸗ 
dringen. Der § 6 des Weingeſetzes beſtimmt in Abſ. 1, 
indem er inſoweit die Vorſchriften des § 16 Abſ. 2 des 
Geſetzes zum Schutze der Warenbezeichnungen vom 12. Mai 
1894 (RGBl. S. 441) und des § 1 Abſ. 3 des Geſetzes 
zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs vom 27. Mai 
1896 (RGBl. S. 145), nunmehr § 5 des Geſetzes gegen 
den unlauteren Wettbewerb vom 7. Juni 1909 (RGBl. 
S. 499) außer Anwendung ſetzt, daß im gewerbsmäßigen 
Weinverkehr geographiſche Bezeichnungen nur zur Kenn⸗ 
zeichnung der Herkunft des Weines verwendet werden dürfen. 
In Abſ. 2 iſt hievon eine Ausnahme zugelaſſen, die aber 
für den gegenwärtigen Fall nicht in Frage kommt. Die 
Abſicht und der Zweck dieſer in den früheren Weingeſetzen 
nicht enthaltenen Beſtimmung ging dahin, dem im Weinge⸗ 
ſchäft im weiteſten Umfang herrſchenden Mißbrauche geo⸗ 
graphiſcher Namen, der eine gefliſſentliche, mit dem Anſpruch 
auf Rechtlichkeit einhergehende Täuſchung bedeute und auch 
wirtſchaftlich als verwerflich bezeichnet werden müſſe, ent⸗ 
gegenzutreten; | 

vgl. Amtliche Denkſchrift zum Weingeſetz unter A. All⸗ 


B. in Strafſachen. 211 


gemeine Geſichtspunkte (vgl. Windiſch, Weingeſetz 

S. 112 ff.). 

Es iſt daher, da dieſer Mißbrauch ohne Eingreifen des 
Geſetzgebers ſich nicht abſtellen laſſe, die Möglichkeit, im 
Handel mit Wein geographiſche Namen ohne Rückſicht auf 
die Herkunft des Weines als Gattungsnamen zu benützen, 
kurzweg geſetzlich abgeſchafft worden (vgl. daſelbſt S. 113). 
Geographiſche Bezeichnungen dürfen alſo nur zur Kennzeich⸗ 
nung der Herkunft des Weines d. h. des Ortes der Trauben⸗ 
gewinnung verwendet werden und die Bezeichnungen müſſen 
ferner wahr ſein d. h. die Trauben, aus denen der Wein 
hergeſtellt iſt, müſſen an dem bezeichneten Orte in dieſer 
Gegend, dieſem Lande uſw. gewachſen ſein. Dagegen iſt es 
ſchlechterdings unterſagt, geographiſche Bezeichnungen in an⸗ 
derer Weiſe, alſo insbeſondere auch zur Kennzeichnung der 
Art der Herſtellung des Weines, zu verwenden. Es kann 
nun einem Zweifel nicht unterliegen, daß in dem von dem 
Angekl. benutzten Namen „griechiſcher Medizinalſamos“ ſo⸗ 
wohl das Wort „griechiſch“ als auch das Wort „Samos“ 
eine geographiſche Bezeichnung darſtellt. Die erſtere ent⸗ 
ſpricht der Wahrheit, der Wein ift nach den tatſächlichen 
Feſtſtellungen in Griechenland gewonnen und hergeſtellt, 
d. h. wohl, die Trauben, aus denen er hergeſtellt iſt, ſind 
in Griechenland gewachſen; die Bezeichnung als griechiſcher 
Wein iſt daher nicht zu beanſtanden. Unzuläſſig iſt aber 
die Bezeichnung „Samos“; denn der von dem Angekl. ver⸗ 
kaufte Wein iſt nicht auf der Inſel Samos, die politiſch 
nicht etwa zu Griechenland, ſondern zur Türkei gehört, ge⸗ 
wachſen. Hieran wird auch dadurch nichts geändert, daß 
der Bezeichnung „Samos“ die weitere Bezeichnung „Griechiſch“ 
hinzugefügt iſt; durch dieſe Beifügung wird dem Namen 
„Samos“ der Charakter der geographiſchen Herkunftsbe⸗ 
zeichnung in keiner Weiſe genommen. Es kann auch nicht 
geltend gemacht werden, daß bei einer aus verſchiedenen 
geographiſchen Bezeichnungen zuſammengeſetzten Weinbe⸗ 
nennung der Nachdruck auf die eine oder die andere zu 

14 * 
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legen ſei, ſo daß nur dieſe als geographiſche Bezeichnung in 
Betracht zu kommen habe (griechiſcher Samoswein, griechiſcher 
Malaga, deutſcher Burgunder uſw.). 

Um Täuſchungen des konſumierenden Publikums zu ver⸗ 
hindern, verbietet das Weingeſetz rundweg jede geographiſche 
Bezeichnung, die in Beziehung auf die Herkunft des Weines 
nicht der Wahrheit entſpricht, und den Vorſchriften des 
Weingeſetzes iſt zuwidergehandelt, mag nun die eine oder 
die andere Bezeichnung, vorliegend alſo die Bezeichnung mit 
griechiſch oder die Bezeichnung als Samoswein, unrichtig 
und unwahr ſein. 

Unerheblich iſt endlich die Rüge einer mangelhaften 
Feſtſtellung der von dem Berufungsgericht zugrunde gelegten 
Fahrläſſigkeit des Angeklagten. Dem angefochtenen Urteile 
iſt zu entnehmen, daß der Angekl. gewußt hat, der von ihm 
verkaufte Wein ſei nicht auf der Inſel Samos gewachſen 
und dieſe Inſel gehöre politifch nicht zu Griechenland, ſon⸗ 
dern zur Türkei. Hiemit iſt aber die vorſätzliche Verübung 
des Vergehens gegen $ 28 Z. 2 des Weingeſetzes gegeben 
und wenn demgegenüber das, Berufungsgericht in Ver⸗ 
wechſlung eines Strafrechtsirrtums mit einem tatſächlichen 
Irrtum nur eine fahrläſſige Begehung dieſes Vorgehens an⸗ 
genommen hat, ſo kann dies dem Angekl. keinen Grund zur 
Beſchwerde geben. Ueberdies iſt aber in keiner Weiſe zu 
erkennen, daß das Berufungsgericht bei der Feſtſtellung der 
Fahrläſſigkeit etwa von einer Verkennung dieſes Rechtsbe⸗ 
griffes beeinflußt worden wäre. 

Urteil des Strafſenats vom 30. Juni 1913 in der 

Strafſache gegen A. M. in H. wegen Vergehens gegen 

das Weingeſetz. 
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16. 


Kann der HSachverſtüändige für die Begründung ſeines 
Rergütungsanſpruchs beſondere Entſchüdigung bean: 
ſpruchen? 


In einer Strafſache hatte ein Techniker als Sachver⸗ 
ſtändiger auf Erſuchen des Unterſuchungsrichters ein Gut⸗ 
achten erſtattet, die dafür feſtgeſetzte Vergütung wurde her⸗ 
nach um 9 Mk. ermäßigt, die Anordnung der Rückerſtattung 
dieſes ſchon ausbezahlten Mehrbetrags jedoch auf erhobene 
Beſchwerde aufgehoben; nun beantragte der Sachverſtändige, 
ihm für Zeitverſäumnis und Portoauslagen bei Einlegung 
ſeiner vorerwähnten Beſchwerde den Betrag von 4 Mk. 50 Pfg. 
zu erſtatten. Dieſer Antrag wurde als nach den Beſtim⸗ 
mungen der StPO. unbegründet abgelehnt und die hiegegen 
erhobene Beſchwerde verworfen. 

Aus den Gründen: 

Wenn der Beſchwerdeführer gegen den die Feſtſetzung 
ſeiner Vergütung berichtigenden und die Rückerſtattung von 
9 Mk. anordnenden Beſchluß vorſtellig geworden iſt, ſo hat 
er damit nicht, wie er behauptet, in Fortſetzung ſeiner Tätig⸗ 
keit als Sachverſtändiger ein weiteres Gutachten abgegeben, 
ſondern er hat in eigenem Intereſſe ſeinen Anſpruch auf 
Vergütung für die ihm aufgetragene Leiſtung nachträglich 
gerechtfertigt und dadurch erreicht, daß durch einen ſpäteren 
Beſchluß die Anordnung der Rückerſtattung von 9 Mk. auf⸗ 
gehoben wurde. Er kann für die zu dieſem Zweck entfaltete 
Tätigkeit nicht auf Grund der §§ 3, 4 der Geb. O. für 
Zeugen und Sachverſtändige eine beſondere Vergütung be⸗ 
anſpruchen. Auch unter dem Geſichtspunkt, daß die An⸗ 
forderung der Rückerſtattung von 9 Mk., wie von der Straf⸗ 
kammer durch Beſchluß vom 10. Mai 1913 anerkannt wurde, 
unbegründet war, kann er Erſatz der ihm erwachſenen Aus⸗ 
lagen und Zeitverſäumnis nicht verlangen. Ein Rechtsſatz, 
daß jeder, der eine unbegründete Forderung geltend macht, 
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die durch die Abwehr des Anſpruchs erwachſenen Koſten 
dem Gegner zu erſtatten habe, beſteht in dieſer Allgemein⸗ 
heit nicht. 
Beſchluß des Ferienſenats vom 26. Juli 1913 in der 
Strafſache gegen L. G. in E. wegen fahrläſſiger Körper⸗ 
verletzung. 
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II. 
Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


1. 


Gewerbeſtenerpflicht eines Gemeindenerbands i. 5. des 
Art. 184 Gd. zur Rerſehung der Berbandsgemeinden 
mit elektriſcher Energie. 


Gründe: 

1. Der Beſchwerdeführer iſt ein Gemeindeverband im 
Sinn des Art. 184 GdO. mit dem Zweck, die Verbandsge⸗ 
meinden und ihre Einwohner in gemeinſamem Unternehmen 
mit elektriſcher Energie zu verſehen. Dieſem Zweck dient 
der Betrieb eines Elektrizitätswerks in O. und der dazu 
gehörigen Fernleitungen. Die Steuerbehörde hat in dieſem 
Unternehmen einen Gewerbebetrieb erblickt und dasſelbe, 
erſtmals im Jahr 1912, zur Gewerbeſteuer herangezogen. 
Die hiegegen von dem Verband erhobene Verwaltungsbe⸗ 
ſchwerde iſt von dem K. Steuerkollegium und bei weiterer 
Verfolgung von dem K. Finanzminiſterium abgewieſen wor⸗ 
den, in der Erwägung, daß das Ueberlandwerk als privat⸗ 
wirtſchaftliches, mit der Abſicht auf Gewinnerzielung betrie⸗ 
benes Unternehmen anzuſehen ſei. In der von dem Ver⸗ 
band gegen die Miniſterialentſcheidung an ſich formrichtig 
und rechtzeitig eingelegten Rechtsbeſchwerde iſt ausgeführt, 
der Bedarf an elektriſcher Energie habe ſich allmählich der⸗ 
artig verallgemeinert und geſteigert, daß ſich hieraus ein 
allgemeines öffentliches Bedürfnis entwickelt habe und die 
Elektrizitätsverſorgung eine ebenſo dringende Notwendigkeit 
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geworden iſt, wie die Waſſerverſorgung. Die Elektrizitäts⸗ 
verſorgung ſei daher eine öffentliche Aufgabe der Gemeinden, 
die am zweckmäßigſten durch öffentliche Körperſchaften er⸗ 
folge. Dem entſpreche der Betrieb des Unternehmens, der 
nicht auf Gewinnerzielung gerichtet ſei; ſatzungsgemäß ſollen 
durch. den Betrieb nur die Selbſtkoſten gedeckt werden, wie 
auch die von den Teilnehmern zu bezahlenden Gebühren ſolche 
im Sinn des Art. 3 Abſ. 1 GStG. ſeien. Hiefür ſei nicht 
entſcheidend, daß die Benützung der Einrichtung dem Publi⸗ 
kum freigeſtellt ſei und nur auf Grund von Privatverträgen 
angeboten werde. 

II. Der von dem Gemeindeverband mit dem Betrieb 
des Ueberlandwerks verfolgte Zweck, den Verbandsgemeinden 
und ihren Angehörigen möglichſt billige elektriſche Energie 
zu verſchaffen, iſt zweifellos als ein gemeinnütziger, zur För⸗ 
derung der Volkswirtſchaft geeigneter anzuerkennen. Wenn 
aber auch inſofern das Unternehmen im öffentlichen Intereſſe 
gelegen iſt, ſo wird es dadurch noch nicht zu einer öffentlichen 
Gemeindeanſtalt, wie der Beſchwerdeführer anzunehmen ſcheint. 
Denn die Tatſache, daß eine körperſchaftliche Veranſtaltung 
dem öffentlichen Intereſſe dient, ſchließt, wie der Verwaltungs⸗ 
gerichtshof in dem Urteil vom 23. Nov. 1910 (Württ V. 19 12,59) 
näher ausgeführt hat, zu vgl. auch Preuß. Oberverw.⸗Gericht in 
Staatsſteuerſachen 12, 415, an ſich den Erwerbszweck, die Ab⸗ 
ſicht der Ertragserzielung keineswegs aus. Nur wenn nach der 
ganzen Geſtaltung des Betriebs die Beförderung öffentlicher 
Intereſſen den einzig weſentlichen Zweck eines Un⸗ 
ternehmens bildet, die Gewinnerzielung nicht einmal einen 
weſentlichen Nebenzweck, ſondern nur eine gelegentliche, neben⸗ 
ſächliche Folge bildet, fehlt es an den Merkmalen eines Ge⸗ 
werbebetriebs (Preuß. Oberverwaltungsgericht in Staats⸗ 
ſteuerſachen 12, 415; Württ. J. 20, 65). Letzteres iſt bei 
körperſchaftlichen Veranſtaltungen insbeſondere dann der Fall, 
wenn der Betrieb überhaupt nicht privatwirtſchaftlich einge⸗ 
richtet iſt, indem die Benützung der Anſtalt nicht auf Grund 
privatrechtlicher Verträge, ſondern öffentlichrechtlicher Befugnis 


Gewerbeſteuerpflicht eines Gemeindeverbands uſw. 217 


oder Verpflichtung erfolgt und hiefür öffentlichrechtliche Ge⸗ 
bühren oder Beiträge im Sinn von Art. 2,3 GStG. er⸗ 
hoben werden. Um eine derartige Abgabe kann es ſich hier 
bei der von den Abnehmern des elektriſchen Stroms zu be⸗ 
wirkenden Gegenleiſtung ($ 19 Abſ. 7 und 8 des Statuts) 
nicht handeln, der Beſchwerdeführer erklärt denn auch ſelbſt, 
daß die Stromlieferung an die Abnehmer auf Grund pri— 
vatrechtlicher Verträge ſtattfinde. Immerhin wäre auch hie⸗ 
bei die Gewinnerzielungsabſicht als ausgeſchloſſen zu erach— 
ten, wenn durch den Betrieb nur die Deckung der Selbft- 
koſten, nicht aber ein Vermögenszuwachs erreicht wer den 
wollte (Preuß. Oberverwaltungsgericht in Staatsſteuerſach en 
XI, 394 ff.). Nach § 15 des Verbandsſtatuts iſt in die 
Jahresrechnung eine Bilanz über den Stand des Verbands⸗ 
vermögens aufzunehmen, welche enthalten muß: I. Unter den 
Aktiven: 1. den Kaſſenbeſtand am Schluß des Rechnungs⸗ 
jahrs; 2. den Kurswert der etwaigen Wertpapiere; 3. die 
Ausſtände, jedoch ohne die uneinbringlichen und zweifelhaften 
Forderungen; 4. den Wert der vorhandenen Materialien; 
5. den Wert der Grundſtücke; 6. den Wert der Gebäude, 
Kamine und Fundamente nach Abſchrieb von jährlich 1%; 
7. den Wert der Maſchinen, Apparate, Transformatoren, 
Fernleitungen und Verteilungsnetze nach Abſchrieb von jähr⸗ 
lich 5%; 8. den Wert der Akkumulatorenbatterie; 9. den 
Wert der übrigen Geräte und Inventarſtücke — je nach 
Abſchrieb von jährlich 10%. II. Neben den Schulden des 
Unternehmens einſchließlich der „Zahlungsrückſtände und 
Stückzinſen aus den aufgenommenen Anlehen“ den etwaigen 
Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds, „hiezu werden von den 
reinen Betriebsüberſchüſſen 10 % vorgeſehen“. Der in dieſer 
Weiſe zu dotierende, der Höhe nach nicht begrenzte Reſerve⸗ 
fonds kann ſonach nicht etwa ein Bewertungskonto gegen⸗ 
über den Aktivpoſten, zum Ausdruck ihres derzeitigen wirk⸗ 
lichen Werts darſtellen — hiezu dienen die an den Bilanz⸗ 
aktiven ſtatutengemäß vorzunehmenden Abſchreibungen —, 
er bildet vielmehr eine Rückſtellung und Anſammlung von 
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Vermögen aus den durch den Betrieb erzielten Reinerträgen 
zu irgend welchen beſonderen Zwecken. Iſt aber ſtatutariſch 
die Anſammlung eines Teils der Reinüberſchüſſe oder des 
Reingewinns vorgeſehen, ſo muß der Betrieb notwendig 
auf die Erzielung von ſolchen gerichtet ſein und kann nicht 
lediglich die Deckung der Selbſtkoſten zum Gegenſtand haben. 
Daraus ergibt ſich die Gewinnabſicht als weſentlicher Zweck 
des Unternehmens neben der Erfüllung einer volkswirtſchaft⸗ 
lichen gemeinnützigen Aufgabe (zu vgl. Preuß. Oberverwal⸗ 
tungsgericht in Staatsſteuerſachen 12, 416 ff.; 15, 419/420). 
Ob tatſächlich der beabſichtigte Gewinn erzielt wird oder in 
welcher Weiſe der etwa erzielte Gewinn verwendet wird, iſt 
hiebei ganz unerheblich. Zwar wendet der Beſchwerdeführer 
ein, nach der Beſtimmung in § 15 Abſ. 2 II des Statuts 
ſei die Bildung eines Reſervefonds ganz in das Belieben 
der Verbandsverwaltung geſtellt und eine reine Zweckmäßig⸗ 
keitsmaßregel, die in der Natur des Verbandsunternehmens 
begründet ſei. Zugleich gibt er aber zu, daß doch die Art 
des Unternehmens die Bildung eines ſolchen Reſervefonds 
erfordere, der nur zu den Zwecken des Verbands ver⸗ 
wendet werde. Jedenfalls wäre die in dem Statut vorge⸗ 
ſehene Bildung des Reſervefonds nur eine Art der Ver⸗ 
wendung erzielten Gewinns, die Unterlaſſung einer ſolchen 
Reſervierung würde daher noch keinen Beweis gegen den 
Gewinnzweck des Unternehmens erbringen. 

Daß auch noch andere Beſtimmungen des Verbands⸗ 
ſtatuts darauf hinweiſen, daß der Betrieb des Verbands⸗ 
unternehmens nach privatwirtſchaftlichen Geſichtspunkten zu 
Erwerbszwecken eingerichtet iſt, hat die Miniſterialentſchei⸗ 
dung insbeſondere an der Hand von §§ 17, 18, 19 Abſ. 7 
und 8, und 22 dargelegt. Nach § 17 wird für die Aus⸗ 
führung gewiſſer von der Hauptleitung weiter entfernter 
Zuleitungen der Nachweis der Rentabilität verlangt, nach 
8 18 ſoll der Aufwand nicht nur für die Erſtellung, In⸗ 
ſtandhaltung, ſondern auch Aenderung und Erneuerung der 
Anlage, neben demjenigen für den Betrieb und die Ver⸗ 
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waltung des Unternehmens durch die Einnahmen des Ver⸗ 
bands gedeckt werden. § 19 Abſ. 7 ſchreibt für die Feſt⸗ 
ſetzung des Strompreiſes die Wahrung der Wirtſchaftlich⸗ 
keit des Unternehmens vor. § 22 aber ſichert dem Verband 
das Inſtallationsmonopol, wodurch erfahrungsgemäß ein 
nicht unerheblicher Nebengewinn erzielt wird, wie denn auch 
der Beſchwerdeführer für das Steuerjahr 1912 einen Inſtalla⸗ 
tionsgewinn von 50000 Mk. zur Einkommenſteuer deklariert hat. 

Endlich ſchließt der Gegenſtand des Verbandsunter⸗ 
nehmens jeden Zweifel darüber aus, daß es ſich bei dieſem 
um eine Beteiligung am allgemeinen wirtſchaftlichen Verkehr 
handelt; kennzeichnend hiefür iſt insbeſondere der gegen Kon⸗ 
kurrenzunternehmungen gerichtete §8 21 des Statuts, durch 
welchen ſich die Verbandsgemeinden verpflichten, ohne Ge⸗ 
nehmigung des Verbands einen dritten Unternehmer zum 
Zweck der Uebertragung von elektriſcher Energie weder das 
Grundeigentum der Gemeinde zur Verfügung zu ſtellen, 
noch ihm eine ſolche Uebertragung, ſoweit es in ihrer Macht 
liegt, überhaupt zu geſtatten. 

III. Hienach weiſt das Ueberlandwerk H.⸗O. ſämtliche 
Merkmale eines Gewerbebetriebs auf. Nach Art. 1 Abſ. 1 
Ziff. 3 des Geſetzes vom 28. April 1873/8. Auguſt 1903 
betreffend die Grund⸗, Gebäude⸗ und Gewerbeſteuer war 
demgemäß ſeine Gewerbeſteuerpflicht begründet, und die gegen 
ihre Feſtſtellung erhobene Rechtsbeſchwerde zurückzuweiſen. 

Urteil in der Rechtsbeſchwerdeſache des Ueberlandwerks 
H.⸗O. vom 28. Januar 1914. 


2. 


Die Bereinigung mehrerer Ortsvorſteherämter in 
einer Perſon iſt nicht zuläſſig. 
Gründe: 

I. Schultheiß H. in O., O./ A. B., ift am 7. Dezember 
1912 einſtimmig zum Ortsvorſteher der Gemeinde S. ge⸗ 
wählt worden. Er hat die Wahl angenommen und will 
künftig neben dem Ortsvorſteheramt in O. auch dasjenige 


220 Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


in ©. verſehen. Die K. Regierung des .... kreiſes hat 
ſeine Wahl zum Ortsvorſteher von S. am 21. Januar 1913 
unter der Bedingung beſtätigt, daß er vor Antritt des Amtes 
in S. die Ortsvorſteherſtelle in O. niederlege. Die von H. 
gegen dies Verlangen erhobene Beſchwerde hat das K. Mini⸗ 
ſterium des Innern am 3. Juli 1913 aus folgenden Er⸗ 
wägungen als unbegründet abgewieſen: Die von der Kreis⸗ 
regierung an die Beſtätigung geknüpfte Bedingung habe 
nicht die Bedeutung, daß bei ihrer Nichterfüllung die Be⸗ 
ſtätigung als verſagt zu gelten hätte. Eine ſolche Bedingung 
wäre unzuläſſig, im vorliegenden Fall vor allem im Hinblick 
auf Art. 56 Abſ. 2 GdO. Es liege vielmehr eine an die 
Beſtätigung geknüpfte Anordnung vor des Inhalts, daß H. 
ſein Amt in O. niederzulegen habe, bevor er in das Orts⸗ 
vorſteheramt in S. eingeſetzt werde. Dieſe Anordnung ſei 
begründet, da die Vereinigung mehrerer Ortsvorſteherämter 
in einer Perſon geſetzlich nicht zuläſſig ſei. In der Ge⸗ 
meindeordnung ſei zwar ein derartiges Verbot nicht aus⸗ 
drücklich enthalten. Dagegen ſei die Bekleidung mehrerer 
Ortsvorſteherſtellen durch eine Perſon mit einzelnen ihrer 
Beſtimmungen unvereinbar, woraus folge, daß der Geſetz⸗ 
geber eine ſolche Vereinigung nicht für zuläſſig halte. So 
ſetze Art. 107 Abſ. 1 GdO. voraus, daß der Ortsvorſteher 
in dem Bezirk ſeiner Dienſtgemeinde ſeinen Wohnſitz zu 
nehmen habe. Hiemit würde ſich aber derjenige, welcher 
Ortsvorſteher mehrerer Gemeinden wäre, in Widerſpruch 
ſetzen. Art. 176 Gd. ordne an, daß in jeder Teilgemeinde, 
die nicht Sitz des Ortsvorſtehers ſei, ein Anwalt als Teil⸗ 
gemeindevorſteher aufzuſtellen ſei; ferner beſtimme Art. 166 
Abſ. 2 GdO., daß in Teilgemeinden im Sinn des Art. 177, 
ſowie in ſolchen Orten einer aus mehreren Wohnplätzen be⸗ 
ſtehenden Gemeinde, die keine Teilgemeinden im Sinn des 
Art. 169 bilden, wofern ſie nicht Sitz des Ortsvorſtehers 
ſeien, zur Unterſtützung desſelben in der Verwaltung der 
Polizei ein Anwalt aufgeſtellt werden könne. Zur Auf⸗ 
ſtellung ſolcher Anwälte in ſelbſtändigen Gemeinden, in denen 
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der Ortsvorſteher, der mehrere ſolcher Aemter bekleidet, nicht 
ſeinen Sitz hat, würde die geſetzliche Grundlage fehlen. Der 
Geſetzgeber hätte daher für ſelbſtändige und größere Gemein⸗ 
den nicht diejenigen Vorkehrungen hinſichtlich eines geordneten 
Gangs der Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten und 
der Polizei getroffen, welche er für Teilgemeinden und ſelbſt 
für einzelne Wohnplätze als notwendig erachte. Daß im 
übrigen die Leitung der Verwaltung mehrerer Gemeinden 
durch einen Ortsvorſteher, deſſen vornehmſte Aufgabe es 
ſei, die Rechte der Gemeinde zu wahren und das Wohl der 
Gemeindeangehörigen zu fördern, dieſen bei Rechtsſtreitig⸗ 
keiten und entgegengeſetzten Intereſſen der betreffenden Ge⸗ 
meinden in einen Pflichtwiderſtreit bringen würde und auch 
ſonſt zu großen Unzuträglichkeiten führen könnte, liege auf der 
Hand und rechtfertige die Nichtzulaſſung einer ſolchen Aemter⸗ 
vereinigung, die, wenn auch nicht ausdrücklich im Geſetz 
ausgeſprochen, ſo doch, wie aus den angeführten Beſtim⸗ 
mungen hervorgehe, von ihm gewollt ſei. Wenn der Be⸗ 
ſchwerdeführer darauf hinweiſe, daß unter der Herrſchaft des 
früheren Rechts in einem beſtimmten Fall die Verſehung von 
zwei Ortsvorſteherſtellen durch eine Perſon zugelaſſen wor⸗ 
den ſei, ſo ſei hiezu zu bemerken, daß die betreffende Kreis⸗ 
regierung dies in jenem Fall auf dem von ihr nach dem 
damaligen Recht für zuläſſig erachteten Weg der Dispen⸗ 
ſation geſtattet habe. Die Gemeindeordnung kenne aber für 
dieſen Fall keine Dispenſation. 

II. Die ihm am 11. Juli 1913 zugeſtellte Entſcheidung 
des K. Miniſteriums des Innern hat H. mit Schriftſatz 
vom 13. Juli, eingekommen bei dem Verwaltungsgerichtshof 
am 6. Auguſt, rechtzeitig und formrichtig mit der Rechts⸗ 
beſchwerde angefochten. Er beantragt die Aufhebung der 
angefochtenen Entſcheidung mit dem Vorbringen, die Ver⸗ 
pflichtung eines ordnungsmäßig beſtätigten Ortsvorſtehers 
dürfe nicht von der Erfüllung einer Auflage abhängig ge⸗ 
macht werden. Die Auflage ſei aber auch an ſich rechtlich 
und ſachlich unbegründet. Aus Art. 107 Abſ. 1, 176, 166 
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Abi. 2 und 177 Gd. ſei nicht zu folgern, daß der Orts⸗ 
vorſteher in dem Bezirk ſeiner Dienſtgemeinde ſeinen Wohn⸗ 
ſitz haben müſſe. Aber auch wenn dies der Fall wäre, ſo 
ſei die Begründung eines doppelten Wohnſitzes nirgends 
verboten. Nach 8 7 Abi. 2 BGB. könne der Wohnſitz 
gleichzeitig an mehreren Orten beſtehen, und zwar gelte dies 
nicht bloß für das bürgerliche, ſondern auch für das öffent⸗ 
liche Recht (Art. 5 Landtagswahlgeſetzes vom 16. Juli 1906). 
Der Beſchwerdeführer ſei bereit, unter Beibehaltung ſeines 
Wohnſitzes in O., in S. eine dauernde Wohnung zu mieten 
und damit auch dort einen Wohnſitz zu begründen. Nach⸗ 
teile wären für keine der beiden Gemeinden zu befürchten, 
da ſie nur 1,4 km voneinander entfernt ſeien. Die mehr 
allgemeine Erwägung der angefochtenen Entſcheidung, die 
ſich auf etwa möglichen Intereſſen⸗ und Pflichtenwiderſtreit 
beziehe, treffe auf die grund ſätzliche Frage, die zur 
Entſcheidung ſtehe, überhaupt nicht zu. Im vorliegenden 
Fall ſei ein Widerſtreit der Intereſſen nicht zu befürchten, 
es ſei der gemeinſchaftliche Ortsvorſteher im Gegenteil die 
zweckmäßigſte und einfachſte Löſung. 

III. Die Wahl des Beſchwerdeführers zum Ortsvor⸗ 
ſteher in S. iſt gültig, Art. 58 Abſ. 6, Art. 23 und 24 
Abſ. 1 GdO. Sie tft von der zuſtändigen Behörde nach 
Art. 56 Abſ. 2 GdO. ordnungsmäßig beſtätigt. Dem Be⸗ 
ſchwerdeführer ſteht demnach ein Recht auf die Stelle zu. 
Dies erkennt der angefochtene Beſcheid an, er beanſprucht 
jedoch für die Gemeindeaufſichtsbehörde die Befugnis, den 
Amtsantritt des Beſchwerdeführers in S. inſolange zu ver⸗ 
hindern, als dieſer nicht ſein Amt in O. niedergelegt hat. 
Für den Amtsantritt des Ortsvorſtehers ſchreibt die Ge⸗ 
meindeordnung nichts weiter vor, als daß er vor oder bei 
Antritt des Amtes von der Aufſichtsbehörde zu verpflichten 
iſt, Art. 98 GdO.; die Vollzugsverfügung zur Gemeinde— 
ordnung führt dieſe Vorſchrift weiter dahin aus, daß un⸗ 
mittelbar vor oder nach der Verpflichtung das Amt an den 
neuen Beamten unter Leitung der Aufſichtsbehörde förmlich 
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zu übergeben iſt (Einführung, 8 87 Abſ. 2 VollzVerf.). 
Den Zeitpunkt der Einführung überläßt das Geſetz dem Er⸗ 
meſſen der Aufſichtsbehörde, und es ſteht dem keine geſetz⸗ 
liche Vorſchrift entgegen, daß dieſe die Einſetzung inſolange 
ausſetzt, als in der Perſon des Gewählten Gründe vorliegen, 
die nach dem Geſetz der Verſehung des Amtes durch ihn 
entgegenſtehen. Es wäre auch unverträglich mit einer ge⸗ 
ordneten Verwaltung, wenn die Aufſichtsbehörde in ſolchen 
Fällen den Gewählten zunächſt einſetzen und dann erſt nach 
Art. 198 ff. im Diſziplinarweg gegen ihn vorgehen würde. 
Demnach iſt im vorliegenden Fall das Verfahren der Auf⸗ 
ſichtsbehörde in dieſer Hinſicht nicht zu beanſtanden. Es iſt 
dem angefochtenen Beſcheid aber auch darin beizutreten, daß 
das Geſetz die gleichzeitige Bekleidung zweier Ortsvorſteher⸗ 
ſtellen ausſchließt. In der Gemeindeordnung iſt von einer 
gleichzeitigen Bekleidung zweier Ortsvorſteherſtellen durch 
ein und dieſelbe Perſon überhaupt nirgends die Rede. Eine 
ſolche Aemtervereinigung iſt zwar nicht ausdrücklich verboten, 
ſie iſt aber auch nicht ausdrücklich erlaubt, und dies müßte 
nach der Auffaſſung des Verwaltungsgerichtshofs der Fall 
ſein, wollte man ſie als geſetzlich zuläſſig erachten. Hiebei 
iſt vor allem darauf hinzuweiſen, daß dieſe Aemtervereinigung 
auch nach dem früheren Recht grundſätzlich ausgeſchloſſen 
war. Es fehlt zwar auch in dem Geſetz vom 21. Mai 1891, 
betreffend die Verwaltung der Gemeinden, Stiftungen und 
Amtskörperſchaften, RgBl. S. 103, wie in dem Verwal⸗ 
tungsedikt vom 1. März 1822 an einem ausdrücklichen Ver⸗ 
bot der gleichzeitigen Verſehung mehrerer Ortsvorſteherſtellen 
durch dieſelbe Perſon. In nicht mißzuverſtehender Weiſe iſt 
ein ſolches dagegen ausgedrückt in dem dem Verwaltungs⸗ 
edikt vorhergegangenen Geſetz, dem I. Edikt vom 31. Dezem⸗ 
ber 1818 (Reyſcher XVS. 1114). Hier iſt in § 10 aus⸗ 
drücklich geſagt: „Jeder Stadt⸗ oder Gemeinderat erhält 
einen eigenen Vorſtand, welcher zugleich der erſte Vor⸗ 
ſteher der Gemeinde iſt.“ Damit, daß für jede Gemeinde 
ein eigener Vorſteher vorgeſchrieben wird, iſt hier die Ver⸗ 
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ſehung mehrerer Ortsvorſteherſtellen durch eine Perſon aus⸗ 
drücklich für unzuläſſig erklärt. § 10 des Verwaltungsedikts 
gibt dieſe Vorſchrift allerdings nur in der abgeſchwächten 
Form wieder: „Jede Gemeinde hat einen erſten Vorſteher.“ 
Trotzdem ſind aber die Aufſichtsbehörden, wie die Gemein⸗ 
den, auch unter der Herrſchaft dieſes Geſetzes dauernd von 
der Unvereinbarkeit mehrerer Ortsvorſteherſtellen in einer 
Perſon ausgegangen. Dies iſt auch in dem beſonderen ört⸗ 
lichen Charakter des Ortsvorſteheramts wohl begründet und 
es konnten Zweifel hierüber inſolang überhaupt nicht auf⸗ 
kommen, als der Berufsbeamte als Ortsvorſteher noch Aus⸗ 
nahme und es Regel war, dieſes Amt einem Mann aus der 
Bürgerſchaft zu übertragen. Haben ſich nun auch hierin 
die Verhältniſſe geändert, ſo iſt an dem Amt ſelbſt doch 
das weſentlich geblieben, daß der Ortsvorſteher ein in der 
Gemeinde lebender, mit ihr verwachſener Mann ſein ſoll. 
Keine Vorſchrift in der Gemeindeordnung und auch nichts 
in den geſetzgeberiſchen Verhandlungen, aus denen ſie her⸗ 
vorgegangen, berechtigt zu dem Schluß, daß ſie von anderen 
Grundſätzen ausginge. Das Gegenteil geht vielmehr aus 
der großen Zahl von Einzelbeſtimmungen hervor, die der 
angefochtene Beſcheid zutreffend angeführt hat. Mit der 
Begründung eines doppelten Wohnſitzes im Sinn des 8 7 
Abſ. 2 BGB. vermöchte der Beſchwerdeführer den geſetz⸗ 
lichen Anforderungen, die ſeinen tatſächlichen Aufenthalt am 
Sitz des von ihm zu verwaltenden Amts fordern, ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nicht zu genügen; es iſt auch ohne Belang, daß 
die beiden Gemeinden nicht weit voneinander entfernt ſind. 
Endlich kann es bei der grundſätzlichen Unvereinbarkeit zweier 
Ortsvorſteherſtellen in einer Perſon für die gegenwärtige 
Entſcheidung auch nicht in Betracht kommen, ob im vorliegen⸗ 
den Fall ein Widerſtreit der Intereſſen der beiden Gemein⸗ 
den etwa weniger zu befürchten wäre, als ſonſt, oder ob ihre 
gemeinſchaftliche Verwaltung ſogar an ſich zweckmäßig wäre. 
Für letzteren Fall ſteht den Gemeinden ja der Weg der 
Vereinigung nach Art. 3 GdO. offen. 
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Hienach war zu entſcheiden, wie geſchehen. 
Urteil in der Rechtsbeſchwerdeſache des Schultheiß H. 
in O. vom 15. Oktober 1913. 


3. 


Zur Auslegung der Beſtimmung in Art. 11 Abſ. 1 
Ziff. 6 des Umſatzſtenergeſetzes. 


I. Die am 22. Februar 1903 verſtorbene Mutter des 
Beſchwerdeführers hat außer ihrem zweiten Ehemann Chri⸗ 
ſtian G., mit dem ſie im Güterſtand der landrechtlichen Er⸗ 
rungenſchaftsgeſellſchaft gelebt hat, zwei Kinder erſter Ehe 
und fünf Kinder zweiter Ehe, darunter den damals 18 Jahre 
alten Beſchwerdeführer, als geſetzliche Erben hinterlaſſen. 
In der am 2. April 1903 von dem Nachlaßgericht U. 
vermittelten Auseinanderſetzung ihres Nachlaſſes wurden 
den fünf Kindern zweiter Ehe aus der Teilungsmaſſe 
neben einer Reihe anderer Grundſtücke die Parzellen 4201 
und 4527/2, je Markung U., als Miteigentum zu je ½ 
zugewieſen und vor dem Nachlaßgericht an ſie aufge⸗ 
laſſen. Zwiſchen dieſen Erben kam am 15. November 1912 
anläßlich der Eheſchließung des Beſchwerdeführers, unter 
Zuſtimmung ihres Vaters als Inhabers der ſtatutariſchen 
Nutznießung, ein notariell beurkundeter, als Erbteilungsver⸗ 
trag bezeichneter Vertrag zuſtande, worin ſie „die Aufhebung 
der Erbengemeinſchaft an den Parzellen Nr. 4201 und 4527/2 
erklärten und ſich verpflichteten, dieſe Grundſtücke an den Bruder 
Paul G. zu übertragen und ihm das Eigentum hieran zu 
verſchaffen“. Der auf 1500 M. für Parzelle 4201 und auf 
2000 M. für Parzelle 4527, feſtgeſetzte Uebernahmepreis 
ſollte vom Beſchwerdeführer bei „ſpäterer Verteilung des 
Mutterguts“ zur Ausgleichung gebracht werden. Gleichzeitig 
verzichtete der Vater Chr. G. auf ſein ſtatutariſches Nieß⸗ 
brauchsrecht an dieſen beiden Grundſtücken. Die Auflaſſung 
der Grundſtücke an den Beſchwerdeführer hat am 7. Januar 
1913 ſtattgefunden. Aus dieſem Erwerb iſt dem Paul G. 
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von dem Kameralamt C. . .. eine Umſatzſteuer von 64 M. 
40 Pfg. angeſetzt worden. Der Steuerpflichtige hat den 
Steueranſatz im Weg der Beſchwerde angefochten, indem er 
Steuerfreiheit nach Art. 11 Abſ. 1 Ziff. 6 des Umſatzſteuer⸗ 
geſetzes beanſpruchte, mit der Begründung, die Nachlaßaus⸗ 
einanderſetzung beim Tode ſeiner Mutter ſei in Wirklichkeit 
nur eine Eventualteilung geweſen, welche die Erbengemein⸗ 
ſchaft nicht aufgehoben habe, was insbeſondere auch aus der 
Fortdauer des väterlichen ſtatutariſchen Nutznießungsrechts 
hervorgehe; der Beſchwerdeführer habe deshalb hier als Teil⸗ 
haber der Erbengemeinſchaft aus dem Nachlaß erworben. 
Die Beſchwerde wurde jedoch von dem K. Steuerkollegium, 
Abteilung für direkte Steuern, und bei weiterer Verfolgung 
von dem K. Finanzminiſterium abgewieſen in der Erwägung, 
daß die im Jahr 1903 bewirkte Nachlaßauseinanderſetzung 
nach den Regeln des bürgerlichen Rechts vorgenommen wor⸗ 
den ſei, welches eine Eventualteilung im Sinn des früheren 
württembergiſchen Rechts ausſchließe, und eine endgültige 
Teilung des Nachlaſſes der verſtorbenen Mutter des Be⸗ 
ſchwerdeführers herbeigeführt habe. Gegen die am 19. Mai 
1913 zugeſtellte Miniſterialentſcheidung hat der Steuerpflich⸗ 
tige durch Schriftſatz an den Verwaltungsgerichtshof vom 
14. Juni 1913, dort eingelaufen am 16. Juni 1913, Rechts⸗ 
beſchwerde eingelegt mit dem Antrag, die bezeichneten Ent⸗ 
ſcheidungen der Steuerbehörden aufzuheben. Die Rechtsbe⸗ 
ſchwerde iſt im Sinn der bisherigen Ausführungen des Be— 
ſchwerdeführers begründet worden. Auf den Inhalt des 
Schriftſatzes wird hier verwieſen. | 

II. Der an ſich formrichtig und rechtzeitig eingelegten 
Rechtsbeſchwerde muß der Erfolg verſagt bleiben. Für die 
Teilung des Nachlaſſes eines nach dem Inkrafttreten des 
BGB. (1. Januar 1900) verſtorbenen Erblaſſers kommen 
ausſchließlich die Beſtimmungen des neuen bürgerlichen Rechts 
zur Anwendung (zu vgl. Art. !, 3, 213 Einführungsgeſetz 
zum BGB.). Die Vornahme einer Eventualteilung nach 
früherem württemb. Recht iſt daher bei einem ſolchen Erb⸗ 
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fall nicht mehr möglich, auch wenn der Erblaſſer ein Ehe⸗ 
gatte war und dem überlebenden Ehegatten an dem Nachlaß 
die ſtatutariſche Nutznießung nach Art. 262 württemb. Aus⸗ 
führungsgeſetz zum BGB. zuſteht. Die amtlich vermittelte 
Nachlaßauseinanderſetzung des bürgerlichen Rechts (SS 2042 ff. 
BGB.) bezweckt in ihrem Bereich die Ueberführung des ge- 
meinſchaftlichen Erbvermögens in das Privatvermögen der 
einzelnen Miterben im Weg der realen Verteilung des Nach⸗ 
laſſes unter dieſe und demgemäß die endgültige Aufhebung 
der Erbengemeinſchaft im Sinn der $$ 2032 ff. BGB. In 
ihrer Wirkung ſteht ſie ſomit der Re al teilung des württb. 
Rechts gleich. So iſt auch die Auseinanderſetzung des Nach: 
laſſes der Mutter des Beſchwerdeführers nach den Vorſchriften 
des BGB., vgl. mit FGG., erfolgt und enthält demgemäß 
nicht etwa nur die Feſtſtellung der Anſprüche der einzelnen 
Erben an den Nachlaß, ſondern die Befriedigung dieſer An⸗ 
ſprüche durch endgültige Zuweiſung von Erbſchafts— 
gegenſtänden an ſie, ſei es zu Alleineigentum oder zu Mit⸗ 
eigentum, ſomit eine wirkliche Teilung des Nachlaſſes unter 
Aufhebung der Erbengemeinſchaft. Daß den Kindern zweiter 
Ehe Nachlaßgegenſtände nicht, wie den übrigen Miterben, 
je zu Alleineigentum, ſondern zu Miteigentum überwieſen 
wurden, bedeutet nicht etwa inſoweit eine Fortſetzung der 
Erbengemeinſchaft, denn die in Ausführung des die Vertei— 
lung der geſamten Nachlaßmaſſe feſtſetzenden Aus⸗ 
einanderſetzungsplans erfolgte Uebertragung der betreffenden 
Grundſtücke in das Miteigentum der Erben durch Rechts⸗ 
geſchäft iſt mit der Annahme des Fortbeſtehens einer Erben⸗ 
gemeinſchaft im Sinn des BGB. unvereinbar. | 

Da der Beſchwerdeführer hienach bei dem Erwerb der 
Parzellen 4201 und 4527/2 auf Grund des Vertrags mit 
ſeinen Geſchwiſtern vom 15. November 1912 nicht mehr im 
Erbengemeinſchaftsverhältnis zu dieſen ſtand, vielmehr wie 
dieſe nur Miteigentümer dieſer Grundſtücke nach SS 1008, 741ff. 
BGB. war, jo handelt es ſich hiebei nicht, wie in dem Ver: 
trag unrichtigerweiſe erklärt iſt, um einen Erbteilungsver⸗ 
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trag oder die Aufhebung einer Erbengemeinſchaft, ſondern 
um den entgeltlichen Erwerb der Miteigentumsanteile der 
übrigen Geſchwiſter an dieſen Grundſtücken. Die Beſtim⸗ 
mung in Art. 11 Abſ. 1 Ziff. 6 des Umſatzſteuergeſetzes kann 
ſomit zugunſten des Beſchwerdeführers hier keine Anwen⸗ 
dung finden, vielmehr war der Steueranſatz begründet. 

Wenn am Schluſſe der Rechtsbeſchwerdeſchrift — neu — 
vorgetragen iſt, daß eine von ſämtlichen Beteiligten aner⸗ 
kannte Anfechtung wohl der Nachlaßauseinanderſetzung vom 
2. April 1903, wie nach dem vorgehenden Inhalt des Schrift⸗ 
ſatzes anzunehmen iſt, ſtattgefunden habe, ſo will damit an⸗ 
ſcheinend die Rückgängigmachung dieſer Auseinanderſetzung 
durch Vereinbarung der Beteiligten behauptet werden. Ab⸗ 
geſehen davon, daß nach einer einmal durchgeführten Nach⸗ 
laßauseinanderſetzung die Erbengemeinſchaft durch Verein⸗ 
barung der Erben nicht wieder in Kraft geſetzt werden kann, 
da ſie nur kraft Geſetzes entſteht, vermag der Verwaltungs⸗ 
gerichtshof auf dieſes Vorbringen ſchon deshalb nicht weiter 
einzugehen, weil ihm beſtimmte tatſächliche Angaben nicht zu⸗ 
grunde liegen, überdies eine Berückſichtigung desſelben nach 
Art. 62 Abſ. 1 VerwRPflGeſ. nur im Einverſtändnis des 
K. Finanzminiſteriums erfolgen könnte. 

Urteil in der Rechtsbeſchwerdeſache des Weingärtners 

Paul G. in U. vom 29. Oktober 1913. 


4. 
Gewerbeſtenerpflicht eines Spar- und KRonſumvereins. 


I. Das Gewerbeſteuerkapital des Beſchwerdeführers iſt 
anläßlich der Kataſterberichtigung für das Steuerjahr 1913 
von der Bezirksſchätzungskommiſſion auf den Betrag von 
49 875 M. bzw. nach Berückſichtigung des Abzugs im Sinn 
des Art. 107 Abſ. 4 des Grund⸗, Gebäude⸗ und Gewerbe⸗ 
ſteuergeſetzes vom 28. April 1873/8. Auguſt 1903 von 
39 900 M. neu feſtgeſtellt worden. Hiebei ging die Kom⸗ 
miſſion von einem gewerblichen Betriebskapital von 200 000 M. 
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mit einer Rente von 8 % = 16 000 M. und einem perſön⸗ 
lichen Arbeitsverdienſt von 36 000 M. bei 34 Hilfsperſonen 
und demgemäß einem Geſchäftsertrag von 52000 M. aus, 
welcher einem Nutzen von 8 % aus einem Jahresumſatz von 
650 000 M. entſpricht. Gegen dieſe Feſtſetzung des Gewerbe⸗ 
ſteuerkapitals hat der Verein Beſchwerde erhoben mit dem 
Anſpruch, daß der von ihm nach $ 28 ſeines Statuts an die 
Mitglieder nach Schluß des Geſchäftsjahrs und Genehmi⸗ 
gung der Bilanz zu zahlende Warenumſatzrabatt, welcher 
nach der Bilanz vom 30. September 1912 44 380 M. be⸗ 
tragen und nur einen Reingewinn von 16 427 M. 11 Pfg. 
übrig gelaſſen habe, aus dem für die Feſtſtellung des Steuer⸗ 
kapitals maßgebenden Geſchäftsertrag auszuſcheiden ſei. Das 
Steuerkollegium hat jedoch die Beſchwerde als unbegründet 
abgewieſen, ebenſo das K. Finanzminiſterium die weitere 
Beſchwerde, worin ſich der Verein für das Recht zum Ab⸗ 
zug des genannten Rabatts auf das Urteil des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofs vom 13. Dezember 1911, betreffend die Ein⸗ 
kommenſteuerveranlagung des Konſumvereins Tuttlingen 
(WüR V. 5, 149), berufen hatte. In der Miniſterialentſchei⸗ 
dung iſt ausgeführt, daß die Schätzungskommiſſion den ge⸗ 
werbeſteuerpflichtigen Reinertrag des Konſumvereins im Weg 
der Schätzung ermittelt und deshalb zu der Steuerpflicht 
dieſes Rabatts überhaupt keine Stellung genommen habe. 
Jedenfalls beziehe ſich das erwähnte Verwaltungsgerichtshofs⸗ 
urteil nur auf die Einkommenſteuer, treffe aber keine Ent⸗ 
ſcheidung darüber, ob der Rabatt als Ertrag des Gewerbebe⸗ 
triebs im Sinn des Gewerbeſteuergeſetzes anzuſehen ſei, da 
ein Abzug, wie nach Art. 9, L 4 EinkStGeſ. bei der Ge⸗ 
werbeſteuer ausgeſchloſſen ſei. In der gegen die am 30. Sep⸗ 
tember 1913 zugeſtellte Miniſterialentſcheidung innerhalb der 
geſetzlichen Friſt formrichtig eingelegten Rechtsbeſchwerde 
wendet ſich der Verein zunächſt dagegen, daß das Gewerbe⸗ 
ſteuerkapital lediglich im Weg der Schätzung gewonnen, und 
nicht der tatſächlich erzielte Reinertrag bei ſeiner Feſtſetzung 
zugrunde gelegt worden ſei, der jederzeit hätte nachgewieſen 
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werden können. Außerdem wird auf der Forderung des 
Rabattabzugs am gewerblichen Reinertrag beharrt, da der 
an die Mitglieder ſtatutengemäß zu zahlende Rabatt nicht 
eine Laſt, ſondern eine dauernde Betriebsausgabe darſtelle. 

II. Die Rechtsbeſchwerde kann keinen Erfolg haben. 
Im Unterſchied von der Einkommenſteuer, welche den jeweils 
tatſächlich erzielten, eventuell auf Grund von Büchern und 
Bilanzen feſtzuſtellenden gewerblichen Reinertrag erfaßt, bildet 
bei der Gewerbeſteuer der nach Art. 89 —93 des Geſetzes 
vom 28. April 1873/8. Auguſt 1903 zu ermittelnde durch 
ſchnittliche mittlere Ertrag des Gewerbebetriebs die 
Grundlage für die Beſteuerung (Württ. Jahrb. 17, 384; 
25, 50). Bei dieſer Ermittlung kann allerdings die Steuer⸗ 
behörde die erforderlichenfalls aus den Bilanzen zu entneh⸗ 
menden tatſächlichen Betriebsergebniſſe des Unternehmens als 
Anhaltspunkt benützen. Jedenfalls iſt es ihrem pflichtmäßi⸗ 
gen Ermeſſen überlaſſen, auf welche Art und Weiſe ſie die 
Feſtſtellung der Elemente des Gewerbeſteuerkapitals nach 
Maßgabe der Art. 89—93 des Geſetzes bewirken und dem⸗ 
gemäß welchen Maßſtab ſie für die Beſteuerung anlegen will 
(Württ. Jahrb. a. a. O., ſowie 19, 251). Nach Art. 16 vgl. 
mit Art. 99 Abſ. 3, 100 Abſ. 4 des Kataſtergeſetzes vom 
28. April 1873/8. Auguſt 1903 ſteht dem K. Finanzminiſte⸗ 
rium gegenüber Beſchwerde über das Verfahren bei der 
Einſchätzung zur Gewerbeſteuer, ſowie über die Höhe des 
Steueranſchlags die endgültige Entſcheidung zu. Die 
Rechtsbeſchwerde, mit welcher nur die Art und Weiſe der 
Feſtſtellung des Steuerkapitals und — inſoweit ſie die Aus⸗ 
ſcheidung der an die Mitglieder zu zahlenden Rabattbeträge 
aus dem gewerblichen Ertrag fordert — zugleich die Höhe 
des Steueranſchlags angefochten worden iſt, nicht aber die 
Gewerbeſteuerpflicht als ſolche, war demgemäß nach Art. 15 
Ziff. 1 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes als unzuläſſig 
zurückgewieſen. 

Urteil in der Rechtsbeſchwerdeſache des Spar- und Kon⸗ 

ſumvereins L. vom 11. Februar 1914. 
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5. 


Bur Frage der Kapitalſtenerpflicht ſagenannter Lizenz⸗ 
| abgaben ſowie eines Wohnrerhts. 


I. Der verſtorbene Kaufmann P. R. in G. hat in Ge⸗ 
meinſchaft mit R. O. T. durch Vertrag vom 9. März 1894 
an dieee geſellſchaft G. m. b. H. in 
ſeine Rechte auf die von ihm unter Mitwirkung von 

in W. erfundenen und von ihm ſeither hergeſtellten 
und vertriebenen Präparate (Erfinderrecht einſchließlich der 
Fabrikationsmethode und des Vertriebsrechts) verkauft. Als 
Kaufpreis iſt der Betrag von 80 000 Mk. vereinbart wor⸗ 
den, der im Teilbetrag von 10 000 Mk. durch Barzahlung, 
mit dem Reſt durch Uebernahme von Stammeinlagen der 
Geſellſchaft ſeitens der Verkäufer zu tilgen war. Als weitere 
Vergütung hat die Geſellſchaft in dem Vertrag die Bezah⸗ 
lung einer „Abgabe“ von 5 Pfg. von jeder verkauften Büchſe 
der Präparate an die „Verkäufer reſp. deren Erben“ zuge⸗ 
ſichert. Das Recht auf dieſe „Abgabe“ iſt nach dem am 
26. Juni 1897 erfolgten Tod des P. R. auf ſeine Ehefrau 
L. R. übergegangen. 

Im Jahr 1907 hat die L. R. dem Fabrikdirektor R. O. T. 
N ‚ ihrem Schwiegerſohn, ein auf die Lebenszeit 
von Gläubiger und Schuldner unverzinsliches und unkünd⸗ 
bares Darlehen von 30 000 Mk. gegeben, welches auf dem 
Wohnhaus des letzteren hypothekariſch ſichergeſtellt wurde. 
Gleichzeitig hat Dr. T. der Frau R. ein lebenslängliches 
Wohnrecht in ſeinem Hauſe als perſönliche Dienſtbarkeit be⸗ 
willigt, welches am 30. März 1907 im Grundbuch einge⸗ 
tragen wurde. Die Frau L. R. iſt am 15. Juli 1911 ver⸗ 
ſtorben, zu ihrem Teſtamentsvollſtrecker iſt der Beſchwerde⸗ 
führer beſtellt worden. Die Steuerbehörde hat für das 
Steuerjahr 1911, wie ſchon in den Vorjahren ſowohl die 
von der verſtorbenen Frau L. R. aus dem Verkauf der 
fraglichen Präparate durch die Geſellſchaft bezogene Abgabe, 
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von den Beteiligten „Lizenzen“ oder „Lizenzgebühren“ ge⸗ 
nannt, mit dem für dieſes Jahr von ihr fatierten Betrag 
von 22817 Mk. 80 Pfg. (Anfall im abgelaufenen Steuer: 
jahr), wie auch das Wohnrecht im Wert von 1050 Mk. zur 
Kapitalſteuer herangezogen. Gegen dieſe Beſteuerung hat 
der Teſtamentsvollſtrecker Beſchwerde erhoben, iſt aber ſowohl 
von dem K. Steuerkollegium, Abt. für direkte Steuern, als 
bei weiterer Verfolgung von dem K. Finanzminiſterium ab⸗ 
gewieſen worden. Die Steuerbehörde ging hiebei davon 
aus, daß es ſich bei den Lizenzbezügen um ein unter Art. 1 
Abſ. 1 Ziff. 3 des Kapitalſteuergeſetzes fallendes Rentenrecht 
handle und auch das Wohnrecht eine Leibrente bilde, während 
der Beſchwerdeführer geltend gemacht hat, daß die Lizenzen 
keine Rente im Rechtsſinne, ſondern nur wiederkehrende Be⸗ 
züge im Sinn des Art. 6 Ziff. 4 Einkommenſteuergeſetz 
darſtellen, das Wohnrecht aber nicht als Gegenleiſtung für 
die Gewährung des Hypothekendarlehens anzuſehen, ſondern 
auf das gegenſeitige freundſchaftliche und verwandtſchaftliche 
Verhältnis der Vertragsparteien zurückzuführen ſei. Dieſe 
Einwendungen hat der Beſchwerdeführer unter näherer Be⸗ 
gründung im weſentlichen in der rechtzeitig und formrichtig 
gegen die Miniſterialentſcheidung eingelegten Rechtsbeſchwerde 
wiederholt. 

II. Der von P. R. und O. T. mit der........ 
geſellſchaft abgeſchloſſene Vertrag über die Uebertragung 
der Rechte aus der Erfindung der vorgenannten Präparate 
an die Geſellſchaft ſtellt unzweifelhaft einen Kaufvertrag über 
Rechte und Werte dar und zwar beſteht ein Teil der von 
der Käuferin zu bewirkenden Gegenleiſtung aus unbeſtimmt 
vielen, durch den Abſatz der von ihr in Verwertung des 
erworbenen Erfinderrechts hergeſtellten Waren bedingten 
Einzelleiſtungen. Ob es ſich hiebei um eine Zerlegung dieſes 
Teils der Gegenleiſtung in eine Reihe von dem Abſatz ab- 
hängiger Raten, alſo um eine in Zielern zu zahlende Kapital⸗ 
forderung handelt, wie der Verwaltungsgerichtshof in einem 
ähnlich liegenden Fall angenommen hat, zu vgl. Urteil vom 
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9. Dezember 1908, Jahrb. der württ. Rechtspflege Bd. 21, 
237 ff., kann hier dahingeſtellt bleiben, denn auch wenn man 
den Anſpruch auf die ſogenannte Lizenzabgabe nicht als 
Kapitalforderung betrachtet, ſo läßt ſich darin doch auf keinen 
Fall ein Rentenrecht erblicken. Dieſes Recht iſt auch vom 
Standpunkt der württ. Steuergeſetzgebung, wie die Ver— 
gleichung von Art. 6 Ziff. 3 und 4 des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes erkennen läßt, nicht etwa dem Recht auf wieder: 
kehrende Bezüge und Vorteile irgend welcher Art gleichzu⸗ 
ſtellen, ſondern hat einen weſentlich engeren Inhalt. Vor⸗ 
ausgeſetzt wird bei ihm mangels einer näheren geſetzlichen 
Vorſchrift der Rentenbegriff des bürgerlichen Rechts, wie er 
ſich in Rechtſprechung und Lehre entwickelt hat. Hienach iſt 
Gegenſtand des Rentenrechts das Recht auf periodiſch, d. h. 
nach Ablauf beſtimmter Zeitabſchnitte wiederkehrende, geld⸗ 
werte Bezüge (zu vgl. Fuiſting, die preuß. dir. Steuern 
Bd. I, 7. Aufl. $ 8 Anm. 11; RG. Kommentar zu $ 1199 
BGB.; Gaupp⸗Stein, Komm. zur ZPO. 10. Aufl. $ 258; 
ſ. übrigens auch 8 197 BGB.). Erfordernis iſt hienach 
insbeſondere, daß der Schuldner zur regelmäßigen Wieder: 
holung der Leiſtung verpflichtet iſt. Ausgeſchloſſen iſt daher 
ein Rentenrecht, wenn die Einzelleiſtungen als ſolche von 
dem Eintritt gewiſſer wirtſchaftlicher Vorausſetzungen ab: 
hängig gemacht (RG. in Zivilſ. Bd. 67, 211, 213), insbe. 
ſondere an Bedingungen geknüpft ſind. Letzteres trifft aber 
hier inſofern zu, als die von der Geſellſchaft zu leiſtenden 
ſogenannten Lizenzabgaben durch den Abſatz der in Ver— 
wertung der Erfindung hergeſtellten Waren bedingt ſind. 
Denn dieſer hängt nicht nur von der Art der Geſchäfts— 
führung, dem Geſchäftsgang, der Art der Konkurrenz u. dgl. 
ab, ſondern auch vom Willen der verpflichteten Geſellſchaft, 
ſofern dieſe eine Verpflichtung zur Verwertung des erwor— 
benen Rechts vertragsmäßig nicht übernommen hat und da- 
her die Herſtellung und den Verkauf der betreffenden Artikel 
jederzeit einſtellen kann. Hienach iſt die Kapitalſteuerpflicht 
der ſogenannten Lizenzabgaben nach Art. 1 Abſ. 1 des Kapital 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVI. 2. 
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ſteuergeſetzes nicht begründet. Ebenſowenig kann eine Kapital⸗ 
ſteuerpflicht des der L. R. eingeräumten Wohnrechts aner— 
kannt werden. Denn es beruht weder auf einem Leibgeding, 
da es von dem Belaſteten als Gegenleiſtung für die Ge— 
währung eines unverzinslichen und unkündbaren Darlehens 
eingeräumt und nicht etwa mit einem Grundſtücksüberlaſſungs⸗ 
vertrag verbunden iſt (zu vgl. Geſ. vom 2. Dez. 1904, 
Rgbl. S. 401; Lang, Sachenrecht 2. Aufl. Bd. II S. 67), 
noch läßt es ſich unter den Begriff der Leibrente (ſ. hiezu 
RG. in Zivilſ. 63, 324; 67, 212; RG. Komm. § 759, J) 
oder der Rente überhaupt bringen. Gegenſtand des ding— 
lichen Wohnrechts ſind nicht etwa in beſtimmten Zeitab— 
ſchnitten wiederkehrende Leiſtungen, überhaupt kein Tun des 
Verpflichteten, ſondern ununterbrochen fortdauernde, einen 
Zuſtand darſtellende Gebrauchshandlungen des Berechtigten 
gegenüber dem Anweſen des Belaſteten, welche dieſer zu 
dulden hat (ſ. übrigens auch Piſtorius, Komm. z. Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz 3. Aufl., Art. 6 Anm. 8 ©. 70). Dem 
ſteht nicht entgegen, daß in Art. 1 Abſ. 1 Ziff. 3 des Kapital⸗ 
ſteuergeſetzes unter den Renten auch das Leibgeding genannt 
iſt, mit deſſen Reichung allerdings die Gewährung einer 
Wohnung verbunden ſein kann. Denn weder erſchöpft ſich 
das Leibgeding begrifflich in der Wohnungseinräumung, 
noch iſt ihm eine ſolche überhaupt weſentlich, vielmehr bildet 
im Regelfall die Hauptverpflichtung bei dem Leibgeding die 
Bewirkung beſtimmter ſich wiederholender Natural- event. 
auch Geldleiſtungen für den Unterhalt der Berechtigten, 
deren rentenartiger Charakter für die Aufführung des Leib— 
gedings unter den der Kapitalſteuer unterworfenen Renten 
beſtimmend war. a 

Daß endlich die Einräumung des Wohnrechts an die 
Frau R. rechtlich nicht etwa als Verzinſung — im Weg 
der Leiſtung an Erfüllungsſtatt — des von ihr dem Be— 
laſteten gewährten Darlehens angeſehen werden kann, geht 
aus dem Inhalt der ihm zugrund liegenden Vereinbarung, 
welche die Unverzinslichkeit des Darlehens feſtſetzt, hervor. 
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III. Da hienach in der angefochtenen Entſcheidung die 
Kapitalſteuerpflicht ſowohl der ſogenannten Lizenzabgaben, 
wie des Wohnrechts zu Unrecht angenommen worden iſt, ſo 
war ſie außer Wirkung zu ſetzen. 

Urteil in der Rechtsbeſchwerdeſache des R. O. T. in.. 

vom 16. Juli 1913. 
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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


A. in Civilſachen. 
20. 


Worauf beruht die Rechtsgültigkeit einer ſtädtiſchen 

Atraßenpolizeiordnung, welche das Reinigen der Geh⸗ 

wege, deren Befreiung von Glatteis n. dgl. den Eigen⸗ 
tümern der angrenzenden Grundſtücke anfbürdet? 


Aus den 
| Gründen: 
eines Berufungsurteils: 

Auch wenn man zu Gunſten der Bekl. als richtig un⸗ 
terſtellt, daß die Gehwege neben den öffentlichen Straßen 
innerhalb der Stadt U. im Eigentum der Stadt ſtehen, iſt 
dennoch die Rechtsgültigkeit der im Jahr 1909 erlaſſenen 
Vorſchriften der U.er Straßenpolizeiordnung nicht zu bezwei⸗ 
feln. Nach dieſen Vorſchriften ſind die Eigentümer der an 
ſolchen Gehwegen liegenden Grundſtücke verpflichtet, die Geh⸗ 
wege zu reinigen und bei eintretendem Glatteis mit Sand, 
Aſche oder dgl. zu beſtreuen und zwar iſt dieſes Streuen 
morgens ſpäteſtens bis 7½ Uhr vorzunehmen, wenn nötig aber 
auch unter tags vorzunehmen oder zu wiederholen. 

Die Bekl. hat unter Berufung auf Art. 15 Abſ. 2 der 
neuen allgemeinen Bauordnung vom 6. Oktober 1872 die 
Rechtsgültigkeit dieſer Vorſchriften insbeſondere deshalb be⸗ 
anſtandet, weil ſie nicht in einem Ortsbauſtatut erlaſſen ſind. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVI. 3. 16 
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Nun beſtimmte zwar Art. 15 Abſ. 2 der bis Ende Juni 
1911 in Geltung geweſenen neuen allgemeinen Bauordnung 
vom 6. Oktober 1872: „Ueber ſonſtige Verbindlichkeiten der 
Beſitzer von an die Ortsſtraßen angrenzenden Gebäuden und 
Grundſtücken hinſichtlich der Ortsſtraßen und Nebenwege, 
ſowie der Vorgärtchen kann durch das Ortsbauſtatut Beſtim⸗ 
mung getroffen werden“, allein aus den Motiven zu dem 
Entwurf dieſer Geſetzesſtelle ergibt ſich, daß die Erlaſſung 
der dort für zuläſſig erklärten Beſtimmungen keineswegs 
ausſchließlich den Ortsbauſtatuten vorbehalten werden wollte. 
Die Motive bemerken in dieſer Richtung folgendes: 

„Was die Reinigung der Ortsſtraßen betrifft, jo ge- 
hört ſolche an und für ſich zu der Straßenunterhaltung. 
Wem dieſe obliegt, der hat daher auch zunächſt jene wenig⸗ 
ſtens inſoweit zu beſorgen, als ſie in der Tat zur Unter⸗ 
haltung der Straße erforderlich iſt. In den Ortſchaften 
führt jedoch die notwendige Sicherung eines angemeſſenen 
Verkehrs und die Rückſicht auf die Geſundheit der Einwoh⸗ 
nerſchaft in der Regel ein das Maß der notwendigen Unter⸗ 
haltungsarbeiten überſchreitendes Bedürfnis der Straßen⸗ 
reinigung herbei, deſſen Befriedigung den Gemeinden häufig 
ohne Zutun der einzelnen Einwohner nicht möglich iſt. Es 
iſt deshalb, und da die einzelnen Gebäudebeſitzer zunächſt die 
Vorteile einer angemeſſenen Reinigung genießen und auch 
dieſelbe bis auf einen gewiſſen Grad am leichteſten vollziehen, 
allgemeine Uebung, den Gebäudebeſitzern durch ortspolizei⸗ 
liche Vorſchriften gewiſſe Verpflichtungen in dieſer Bezieh⸗ 
ung aufzuerlegen. Dieſer Uebung ſchließt ſich der Entwurf an.“ 

Bei der Beratung des Geſetzes wurde der Art. 15 Abſ. 2 
des Entwurfs, gegen den die Kommiſſion der Kammer der 
Standesherrn zunächſt Bedenken erhoben hatte, unverändert 
angenommen. Hiebei war folgende von der Kommiſſion der 
Kammer der Abgeordneten angeſtellte und von der Kommiſ⸗ 
ſion der Kammer der Standesherrn ſchließlich geteilte Er⸗ 
wägung maßgebend: es ſei zwar zuzugeben, daß Vorſchriften 
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über die Beteiligung der Hausbeſitzer an der Reinigung der 
Straßen und Trottoirs, der Begießung derſelben im Som— 
mer und des Beſtreuens im Fall von Glatteis an und für 
ſich nicht in eine Bauordnung oder in ein Bauſtatut, ſondern 
in eine Straßenpolizeiordnung gehören, es erſcheine aber 
doch als zweckmäßig namentlich für kleinere Gemeinden, 
welche nicht in der Lage ſeien, beſondere ſtraßenpolizeiliche 
Vorſchriften zu entwerfen, in den Ortsbauſtatuten ſolche Be⸗ 
ſtimmungen zu treffen, damit auch hier die ſo wertvolle Rein⸗ 
haltung der Straßen und Nebenwege in zweckmäßiger Weiſe 
vollzogen werden könne ). 

Hienach iſt feſtzuſtellen, daß in Württemberg insbeſon⸗ 
dere in den größeren Städten ſchon vor Erlaſſung der Neuen 
allgemeinen Bauordnung vom 6. Oktober 1872 eine gewohn⸗ 
heitsrechtliche Uebung dahin beſtand, die Anlieger der öf⸗ 
fentlichen Ortsſtraßen aus Gründen der öffentlichen Wohl⸗ 
fahrt zur Reinigung der Nebenwege und zum Beſtreuen 
derſelben bei Glatteis durch ſtraßenpolizeiliche Vorſchriften 
anzuhalten und daß an dieſem Rechtszuſtand auch durch die 
Erlaſſung der inzwiſchen wieder außer Kraft getretenen 
Neuen allgemeinen Bauordnung vom 6. Oktober 1872 nichts 
geändert werden wollte und nichts geändert worden iſt, viel⸗ 
mehr nur die Möglichkeit geſchaffen werden ſollte, derartige 
Vorſchriften auch in den Ortsbauſtatuten zu erlaſſen. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 19. Mai 1914 U. 119/14. 


21. 


Hat Kenntnis des Gerichtsvollziehers von der Bah- 
lungseinſtellung des Schuldners als Kenntnis des 
Glänbigers zu gelten? 


Hierüber iſt in den 
Gründen 
eines Berufungsurteils geſagt: 
Die Klin. macht geltend, es ſei nicht erforderlich, daß 
1) Zu vgl. Bitzer, Neue allgemeine Bauordnung S. 187 — 191. 
16 * 
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die Teilhaber der Bekl. ſelbſt Kenntnis von der Zahlungs⸗ 
einſtellung erlangt haben, die Bekl. müſſe vielmehr auch die 
Kenntnis des Gerichtsvollziehers wie ihre eigene Kenntnis 
gegen ſich gelten laſſen. 

Dies wird nun in der Rechtslehre und Rechtſprechung 
ſo ziemlich allgemein für die Fälle verneint, in denen der 
Gerichtsvollzieher kraft ſeines Amtes durch Wegnahme von 
barem Geld oder durch Pfändung und Verſteigerung beweg⸗ 
licher Sachen die Bezahlung herbeiführt 1). In der Ent⸗ 
ſcheidung des RG. vom 5. Dezember 1911 iſt ausgeführt: 
„Was den Gerichtsvollzieher anbelangt, ſo kommt es auf 
deſſen Kenntnis gar nicht an. Die Vorſchrift des § 166 
BGB., daß da, wo die Kenntnis gewiſſer Umſtände die recht⸗ 
lichen Folgen einer Willenserklärung beeinflußt, nicht die 
Perſon des Vertretenen, ſondern die des Vertreters maß⸗ 
gebend iſt, kann auf das Verhältnis des Gerichtsvollziehers 
zu dem Gläubiger, der ihn mit der Pfändung beauftragt 
hat, keine Anwendung finden. Der Gerichtsvollzieher iſt bei 
Vornahme des öffentlich-rechtlichen Akts der Pfändung zwar 
Beauftragter, aber nicht privatrechtlicher Stellvertreter des 
Gläubigers“. 

Dieſe Erwägungen treffen aber auch auf die Fälle zu, 
in denen der Gerichtsvollzieher dem Schuldner gegenüber 
Handlungen vornimmt, zu denen es einer ſtaatlichen Zwangs⸗ 
gewalt nicht bedarf, die alſo, wenngleich Amtshandlungen 
des Gerichtsvollziehers, doch nicht eigentliche Handlungen der 
Zwangsvollſtreckung ſind und daher auch vom Gläubiger 
ſelbſt vorgenommen werden könnten, jo bei dem hier vor- 
liegenden Fall, daß der Gerichtsvollzieher gemäß 8 754 ZPO. 
eine ihm freiwillig angebotene Zahlung für den Gläubiger 
annimmt. Auch hier iſt die Entſcheidung dahin zu treffen, 
daß es für die Frage der Anfechtung der Zahlung auf die 


1) S. Jäger, Komm. zur RD. 3. Aufl. § 30 Anm. 21 und die 
ſtändige Rechtſprechung des RG.: RG. 9, 361, Gruchots Beitr. 31 
S. 1162, 44 S. 1203 und neueſtens die Entſcheidung des VII. Senats 
vom 5. Dez. 1911 in JW. 1912 S. 306. 
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Kenntnis des Gerichtsvollziehers von der Zahlungseinſtel⸗ 
lung nicht ankommt. Zwar iſt hier der Gerichtsvollzieher 
ermächtigt, den Gläubiger mit unmittelbarer Rechtswirkung 
zu vertreten. Allein dieſe Befugnis beruht auch hier nicht 
auf einem zivilrechtlichen Auftrags verhältnis, ſondern auf 
einem kraft der Prozeßordnung erteilten, dem öffentlichen 
Recht angehörigen Auftrag!). Darin, daß der Gläubiger 
den Gerichts vollzieher unter Aushändigung des vollſtreckba⸗ 
ren Titels mit der Zwangsvollſtreckung beauftragt, liegt zu⸗ 
gleich, ohne daß es einer beſonderen Erklärung bedarf, kraft 
Geſetzes der (dem Schuldner gegenüber gar nicht beſchränk⸗ 
bare) Auftrag, eine ihm freiwillig angebotene Zahlung in 
Empfang zu nehmen, und zugleich die Ermächtigung dies 
mit der Wirkung zu tun, daß durch die Annahme des Gelds 
die Schuld im Rechtsſinn gezahlt, alſo durch Zahlung ge— 
tilgt wird (88 754, 755 ZPO.). Da aber die hienach vor: 
liegende Vertretungsmacht, wenn ſie auch zur Vornahme 
privatrechtlich wirkſamer Handlungen ermächtigt, auf pro— 
zeßrechtlicher ſomit öffentlich⸗rechtlicher Grundlage beruht, ſo 
kann hierauf der $ 166 BGB. überhaupt keine Anwendung 
finden ). Der entgegengeſetzten s) Anſicht vermochte der Se⸗ 
nat nicht beizutreten. Auch die vom Reichsgericht in der 
Entſcheidung vom 29. Juni 1911 mindeſtens eventuell ge⸗ 
forderte analoge Anwendung des § 166 BGB. iſt abzuleh⸗ 
nen. Denn es iſt ein weſentlicher Unterſchied, ob jemand 
nach ſeinem freien Belieben einen privatrechtlichen Stellver⸗ 
treter aufſtellt oder ob der Gläubiger zum Zweck der Zwangs⸗ 
vollſtreckung ſich an einen beſtimmten, mit ſtaatlicher Zwangs⸗ 
gewalt ausgerüſteten Beamten wenden muß, wobei dann für 
das Rechtsverhältnis des Beamten zu ihm und dem Schuld⸗ 

1) S. RG. (Ver. Zivilf.) 82 Nr. 21 S. 85, insbeſ. S. 89 ff. 

) So im Ergebnis auch Jäger, KO. 3. Aufl. Anm. 21 zu $ 30. 

3) Namentlich von Gaupp-Stein zu ZPO. 8 754 II, $ 753 
Anm. 3, 4 vgl. mit § 898 Anm. 5, ferner vom RG. (VI. Senat) in der 
Entſcheidung vom 29. Juni 1911 (RG. 77 S. 24) zu dem analogen 


Fall der 88 897, 898 ZPO. vertretenen. — Vgl. aber jetzt RG. in 
IW. 1914. S. 863. — Anm. d. Red. 
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ner ganz beſtimmte, dem öffentlichen Recht angehörige Nor⸗ 
men maßgebend ſind. 

Wollte man eine zivilrechtliche Vertretung im Sinn der 
§ 164 ff. BGB. in den Fällen einer freiwilligen Leiſtung 
des Schuldners an den Gerichtsvollzieher annehmen, ſo 
würde dies auch zu praktiſch unannehmbaren Ergebniſſen 
führen. Es kann in der Tat keinen Unterſchied machen, ob 
etwa der zur Zahlung verurteilte Schuldner das in ſeinem 
Beſitz befindliche Geld dem mit der Zwangsvollſtreckung be⸗ 
auftragten Gerichts vollzieher auf deſſen Drängen im letzten 
Augenblick noch freiwillig herausgibt oder ob er es zur 
förmlichen Wegnahme des Geldes durch den Gerichtsvoll⸗ 
zieher kommen läßt. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 16. Juni 1914 i. S. 

Geibl und Waſſerkampſche Konkursmaſſe gegen Maier 

U. 683/1913. 


| 22. 
Zn S 25 56. 


Klin., der eine Forderung gegen die Firma D. u. Cie. 
(Inhaber Adolf D.) zuſteht, hat auf Bezahlung dieſer For⸗ 
derung gegen die Bekl., die Firma D. u. Cie. G. m. b. H. 
Klage erhoben mit der von dieſer beſtrittenen Behauptung: 
die Bekl. habe das Handelsgeſchäft des Adolf D. unter Le- 
benden erworben und führe es unter dieſer Firma fort. 

Adolf D. hat — nach der Behauptung der Bekl. am 
6./7. Auguſt 1913 — zum Handelsregiſter angezeigt, ſeine 
Firma ſei erloſchen infolge Aufgabe des Geſchäfts. Am 
11. Auguſt wurde das Erloſchenſein der Firma veröffent— 
licht. Am 6. Auguſt ſchloſſen A. D., W. H. und H. H. 
einen notariellen Vertrag zwecks Begründung einer G. m. 
b. H., die ſodann am 11. Auguſt ins Handelsregiſter einge: 
tragen wurde. In der einſchlägigen Bekanntmachung vom 
gleichen Tag iſt gejagt: das Stammkapital betrage 100000 M.; 
zu Geſchäftsführern ſeien beſtellt A. D. und W. H.; „der 
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Geſellſchafter A. D. leiſtet ſeine Stammeinlage in Höhe von 
80 000 M. dadurch, daß er aus dem von ihm als Einzel⸗ 
kaufmann bisher unter der nun gelöſchten Firma D. u. Cie. 
hier geführten Geſchäft folgende auf zuſ. 80 000 M. taxierte 
Werte in die Geſellſchaft einbringt: 1. die Kontor⸗ und Ge⸗ 
ſchäftseinrichtung ſamt den Geſchäftsbüchern, ſowie die dem 
Betrieb dienenden Maſchinen, Geräte und Einrichtungen; 
2. das Monopolrecht“ auf ein Geheimverfahren betr. Erzeu⸗ 
gung von gewiſſen Papieren; 3. alle Rechte und Bezüge 
aus einem Geſchäftsvertrag — mit der „Rexam Limited Com⸗ 
pany in Rickmannswoorth“ — . „Die Geſellſchaft wird durch“ 
. . . zwei Geſchäftsführer — „vertreten“. In § 4 des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags heißt es: „Hr. A. D., welcher bisher als 
Einzelkaufmann die Firma D. u. Cie. führte, bringt nach 
Auflöſung dieſes Geſchäfts hieraus in die Geſellſchaft ein“ 
uſw., wie in der Bekanntmachung. „Etwaige Paſſiven des 
Hr. D. oder ſeiner ſeitherigen Firma D. u. Cie. werden von 
der Geſellſchaft nicht übernommen“. Dieſe Beſtimmung iſt 
nicht bekannt gemacht worden. — Die G. m. b. H. betreibt, 
wie zuvor die Firma D. u. Cie. die Herſtellung und den 
Vertrieb chemiſch⸗techniſcher Papiere und zwar in den zuvor 
von der Firma D. u. Cie. benützten Räumen und mit den 
dieſer bisher gehörigen Maſchinen. Durch ſchriftlichen Ver⸗ 
trag vom 12. Auguſt 1913 hat A. D. ſeine Geſchäftsaus⸗ 
ſtände im Betrag von 33— 34 000 M. um 25 000 M. an 
W. H. und H. H. verkauft, mit Vertrag vom 15. Auguſt 
1913 („in Vollzug der ſchon am 11. d. Mts. mündlich ge⸗ 
troffenen Vereinbarung“) ſeine Warenvorräte an die G. m. 
b. H. um 15 000 M. — unbeſchadet der Rechte der Pfän⸗ 
dungspfandgläubigerin Witwe R. Gr., für die dieſe Vorräte 
(neben andern Objekten) für eine ihr gegen D. aus Bürg⸗ 
ſchaft zuſtehende Forderung von mindeſtens 170 000 M. ge⸗ 
pfändet waren. (Dieſe Pfändung iſt aufgehoben worden. 
D. hat der R. Gr. den Betrag von 60 000 M. an ſeiner 
Stammeinlage abgetreten.) 

In einem „D. u. Cie.“ unterzeichnten Schreiben vom 
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19. Auguſt 1913 an die Klin. heißt es: „Wir beehren uns, 
Ihnen mitzuteilen, daß unſere Firma in eine G. m. b. H. 
umgewandelt worden iſt“. Am 24. September 1913 ſchrieb 
A. D. der Klin.: die neue G. m. b. H. habe mit der alten 
Firma gleichen Namens nur inſofern etwas zu tun, als ſie 
die Geſchäfte mit neuem Kapital unter Mitwirkung des A. 
D. als Geſchäftsführers weiterführe. Im Oktober 1913 hat 
A. D. ſich an ſeine Gläubiger zwecks Herbeiführung eines 
außergerichtlichen Arrangements zur Vermeidung des Kon⸗ 
kurſes gewendet. Es wurde nach dem Klagantrag erkannt, 
vom OLG. aus folgenden 
Gründen: 

I. Die Firma der Bekln. iſt dieſelbe, wie die der Firma 
D. u. Cie.: einerſeits iſt nach 8 4 Abſ. 1 GmbHG. die 
Beibehaltung der Firma eines auf die Geſellſchaft überge⸗ 
gangenen Geſchäfts nicht ausgeſchloſſen, andererſeits muß 
nach 8 4 Abſ. 2 GmbHG. die Firma der Geſellſchaft in 
allen Fällen die zuſätzliche Bezeichnung: mit beſchränkter 
Haftung tragen. Falls alſo das Geſchäft der Firma D. u. Cie. 
von der G. m. b. H. erworben war und ſie es unter der 
bisherigen Firma fortführen wollte, konnte ſie keine andere 
Firma wählen, als geſchehen. Allerdings konnte die Bekl. 
dieſe Firma auch wählen, wenn ſie nicht ein erworbenes 
Geſchäft unter der bisherigen Firma fortführen wollte (8 4 
Abi. 1 Satz 1 GmbH.); wenn aber die Bekl. das Han⸗ 
delsgeſchäft von D. u. Cie. erworben hatte und fortführen 
wollte, ſo iſt der Natur der Sache nach im Gebrauch der 
Firma „D. u. Cie., G. m. b. H.“ der Gebrauch der bi3- 
herigen Firma zu ſehen. Zu dieſem Gebrauch war ſie be⸗ 
rechtigt, weil Adolf D. dem ausdrücklich!) zugeſtimmt hatte, 
wie ſich daraus ergibt, daß im Geſellſchaftsvertrag verein⸗ 
bart war, eine G. m. b. H. ſolle unter der Firma D. u. Cie. 
G. m. b. H. errichtet werden, und daß A. D. am 19. Au⸗ 

1) Vgl. hiezu: Düringer⸗ Hachenburg, Komm. z. HGB. 
2. Aufl. Aum. 7, Staub, Komm. z. HGB. 8. Aufl. Anm. 7 Abſ. 2 
zu § 22. I 
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guſt 1913 der Klin. geſchrieben hat: ſeine Firma ſei in eine 
G. m. b. H. umgewandelt worden — was unzweideutig 
darauf hinweiſt, daß ſeine Willensmeinung (und — wie un⸗ 
terſtellt werden darf — ebenſo die der andern Geſellſchafter) 
auf die Fortführung der bisherigen Firma gerichtet war. 

II. In Wirklichkeit hat die Bekl. das Handelsgeſchäft 
des A. D. (unter Lebenden) erworben und fortgeführt. In 
dieſer Richtung kommt folgendes in Betracht: 

1. Begriffsweſentlich für ein beſtehendes Handelsge⸗ 
ſchäft iſt ein gewiſſer Kern ſeiner Beſtandteile, nämlich der⸗ 
jenige, der nötig iſt, um den Betrieb des Geſchäfts in ſeinem 
bisherigen individuellen Charakter weiterzuführen. Welche 
dies find, richtet ſich nach dem Einzelfall, die paſſiven Be⸗ 
ſtandteile gehören jedenfalls regelmäßig nicht dazu, wohl 
aber werden die ſog. Chancen, die tatſächlichen Beziehungen 
(Kundſchaft, Bezugsquellen uſw.) häufig von ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung für die Fortführung des Geſchäfts ſein; 
die Kontinuität des Unternehmens muß, damit von einer 
Fortführung des Geſchäfts geſprochen werden kann, ge⸗ 
wahrt ſein ). 

2. Die Bekl. hat nun ſchon durch den Geſellſchaftsver⸗ 
trag vom 6. Auguſt 1913 weſentliche Beſtandteile des Han⸗ 
delsgeſchäfts des A. D. übernommen im Anſchlag von 
80 000 M., ſpäter auch und zwar in Vollzug der ſchon am 
11. Auguſt mündlich getroffenen Vereinbarung die Waren⸗ 
vorräte und — auf dem Umweg über die Geſellſchafter H. 
und H. — die Ausſtände, ſie hat denſelben Geſchäftsbetrieb 
geführt wie D. und Cie., und (wie Klin. ohne Widerſpruch 
ſeitens der Bekl. behauptet hat) die Beziehungen dieſer Firma 
zu deren Kunden und Bezugsquellen fortgejegt; A. D. ſelbſt 
iſt, wie ſein Schreiben vom 19. Auguſt an die Klin. be⸗ 
weiſt, davon ausgegangen, ſein Geſchäft werde von der Bekl. 
fortgeführt. 

3. Eine Fortführung des hienach von der Bekl. erwor⸗ 

1) Vgl. Düringer⸗ Hachenburg a. a. O. Anm. 3 zu § 25; 
Staub a. a. O. Anm. 10 zu $ 22. 
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benen Geſchäfts der Firma D. u. Cie., wie ſie aus dem 
Bisherigen ſich an ſich ergibt, wäre nun allerdings ausge⸗ 
ſchloſſen geweſen, wenn dieſes Geſchäft zur Zeit des Ab⸗ 
ſchluſſes des Geſellſchaftsvertrags oder des Beginns des Ge⸗ 
ſchäftsbetriebs der Bekl. (11. Auguſt 1913: ſ. S 11 des 
Geſ.⸗Vertrags) nicht mehr beſtanden hätte. Das iſt aber 
nicht der Fall: damit daß A. D. (angeblich am 6./7. Auguſt 
1913) zum Handelsregiſter angemeldet hat, ſeine Firma ſei 
erloſchen, hatte ſein Handelsgeſchäft nicht ohne weiteres zu 
beſtehen aufgehört!). Zwiſchen dem Geſchäftsbetrieb der 
Firma A. D. u. Cie. und dem der Bekl. beſtand aber keine 
— oder mindeſtens keine irgend erhebliche — zeitliche Un⸗ 
terbrechung, vielmehr augenſcheinlich volle Kontinuität. Alles 
was Bekl. dafür anführt, daß das Handelsgeſchäft des A. 
D. zur Zeit des Abſchluſſes des Geſellſchaftsvertrags oder 
des Geſchäftsbeginns der Bekl. zu beſtehen aufgehört gehabt 
habe, iſt hiefür nicht ſchlüſſig: A. D. hat früheſtens am 
6. Auguſt, alſo an dem Tag, an dem durch Abſchluß des 
Geſellſchaftsvertrags die Fortführung des Geſchäfts geſichert 
wurde, das Erlöſchen ſeiner Firma angezeigt; er mag aus 
Mangel an Mitteln oder zufolge von Maßnahmen (Pfän⸗ 
dungen) von Gläubigern (insbeſondere der Gläubigerin Gr.) 
oder von Abmachungen mit ſolchen außer Stand geweſen 
ſein, ſeinerſeits das Geſchäft weiterzuführen; deswegen iſt 
es nach dem oben Geſagten ſo wenig erloſchen als ein Han— 
delsgeſchäft dadurch ohne weiteres erliſcht, daß über das 
Vermögen des Inhabers das Konkursverfahren eröffnet wird 
(ein ſolches Geſchäft wird bekanntlich häufig trotz dem Kon 
kurs fortgeführt und auf einen Dritten übertragen). 

4. Durch die Vertragsbeſtimmung, wonach A. D. für 
die dort bezeichneten Werte, die er in die Geſellſchaft ein: 
brachte, 80 000 M. in 80 Anteilſcheinen (zu 1000 M.) der 
Geſellſchaft erhielt, in Verbindung mit den weiteren oben 
Ziff. 2 hervorgehobenen Transaktionen der Geſellſchafter iſt 

1) Vgl. Düringer⸗ Hachenburg a. a. O. Anm. 2c zu 8 22, 
Anm. 7a zu § 17; Staub a. a. O. Anm. 5 zu § 22. 
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daher das Handelsgeſchäſt des A. D. unter Lebenden ver⸗ 
äußert und erworben worden. Daß die Bekl. dieſes ſo er⸗ 
worbene Handelsgeſchäft fortgeführt hat, iſt außer Zweifel. 

III. Der Ausſchluß der Haftung der G. m. b. H. für 
die Schulden der Firma D. u. Cie. iſt von der Regiſter⸗ 
behörde (die dazu nach Lage der Sache auch keine Veran⸗ 
laſſung hatte) nicht in das Handelsregiſter eingetragen und 
nicht bekannt gemacht worden. Daraus ergibt ſich gemäß 
§ 25 HGB. die Haftung der Bekl. für die eingeklagten Ver⸗ 
bindlichkeiten der Firma D. u. Cie. Ob aus dem, was 
(eingetragen und) veröffentlicht worden iſt, der Schluß ge- 
zogen werden konnte, die Paſſiven des Geſchäfts von D. u. Cie. 
ſeien nicht übernommen, iſt unerheblich: zwingend war dieſer 
Schluß keinesfalls und unter allen Umſtänden verlangt das 
Geſetz eine klare und unzweideutige Bekanntmachung. Ohne 
Belang iſt es auch, daß Eintrag und Bekanntmachung für 
ſich allein nicht mit Sicherheit erſehen ließen, ob die Bekl. 
das Handelsgeſchäft von D. u. Cie. erworben hatte und 
unter der bisherigen Firma fortführte; es kommt lediglich 
darauf an, ob dies tatſächlich der Fall war und das iſt nach 
dem Ausgeführten zu bejahen. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 31. März 1914 i. S. 

Deiß u. Cie. g. Patentpapierfabrik zu Penig. 


23. 


LCüſchung eines Warenzeichens bezüglich eines Teils 
der Waren, für die es angemeldet iſt? 


Dem Bekl. wurde unter dem 15. März 1898 unter der 
Nummer 29 532 für den Geſchäftsbetrieb Teehandlung und 
die Ware Tee das Wertzeichen Darma in die Zeichenrolle 
des Patentamts eingetragen. Am 26. Auguſt 1907 wurde 
ſodann auf die Anmeldung des Bekl. vom 14. Februar 1907 
dasſelbe Warenzeichen unter der Nummer 100441 für den 
Geſchäftsbetrieb „Kolonialwaren en gros“ und folgende 
Waren eingetragen: „Ackerbau⸗, Forſtwirtſchaft⸗, Gärtnerei: 
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und Tierzuchterzeugniſſe, Ausbeute von Fiſchfang und Jagd, 
Biere, Weine, Spirituoſen, Mineralwäſſer, alkoholfreie Ge⸗ 
tränke, Brunnen⸗ und Badeſalze, Brennmaterialien, Wachs, 
Leuchtſtoffe, techniſche Oele und Fette, Schmiermittel, Ben⸗ 
zin, Kerzen, Nachtlichte, Dochte, Fleiſch⸗ und Fiſchwaren, 
Fleiſchextrakte, Konſerven, Gemüſe, Obſt, Fruchtſäfte, Gelees, 
Eier, Milch, Butter, Käſe, Margarine, Speiſeöle und Fette, 
Kaffee, Kaffeeſurogate, Zucker, Sirup, Honig, Mehl und 
Vorkoſt, Teigwaren, Gewürze, Saucen, Eſſig, Senf, Koch⸗ 
ſalz, Kakao, Schokolade, Zuckerwaren, Back⸗ und Konditor⸗ 
waren, Hefe, Backpulver, diätetiſche Nährmittel, Malz, Fut⸗ 
termittel, Eis, Parfümerien, kosmetiſche Mittel, ätheriſche 
Oele, Seifen, Waſch⸗ und Bleichmittel, Stärke und Stärke⸗ 
präparate, Farbzuſätze zur Wäſche, Fleckenentfernungsmittel, 
Roſtſchutzmittel, Putz- und Poliermittel (ausgenommen für 
Leder), Schleifmittel, Rohtabak, Zigarettenpapier“. Kl. hat 
beantragt zu erkennen, der Bekl. ſei ſchuldig, darin einzu⸗ 
willigen, daß das für ihn unter Nr. 100 441 eingetragene 
Warenzeichen bezüglich der Waren: Mineralwaſſer, Brun⸗ 
nen⸗ und Badeſalze, diätetiſche Nährmittel, gelöſcht werde. 

Die Klage iſt abgewieſen worden; vom OLG. aus fol⸗ 

genden 
Gründen: 

Nach § 9 Abſ. 1 Nr. 2 WEIS. kann ein Dritter die 
Löſchung eines Warenzeichens beantragen, wenn der Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb, zu dem das Warenzeichen gehört, von dem 
eingetragenen Inhaber nicht mehr fortgeſetzt wird. In Li⸗ 
teratur und Rechtſprechung wird dieſem Löſchungsfall der 
nicht im Geſetz erwähnte Fall gleichgeſtellt, daß der Inhaber 
des Warenzeichens den Geſchäftsbetrieb nicht beginnt!). Die 
Klin. vertritt nun die Anſicht, daß inſoweit eine der einge⸗ 
tragenen Waren nicht oder nicht mehr geführt werde, der 
Löſchungsanſpruch erwachſen ſei. Für dieſe Anſicht ſprechen 

1) Vgl. RG. 67 S. 349; Seligſohn, Das Geſetz zum Schutz 


der Warenbezeichnungen Anm. 3 zu §9 und die dort erwähnten Schrift⸗ 
ſteller. 
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anſcheinend Billigkeitsgründe; ſie entſpricht aber nicht der 
Auffaſſung des Geſetzes. | 
Zwar verlangt das Geſetz in $ 2 Abſ. 1 Satz 3 bei 
der Anmeldung des Warenzeichens die Einreichung eines 
Verzeichniſſes der Waren, für welche das Zeichen beſtimmt 
it und nach § 3 Abſ. 1 Nr. 3 ſind auch in die Zeichenrolle 
die Waren des Verzeichniſſes einzutragen. Aber ſchon aus 
der Faſſung (Reihenfolge) der Beſtimmung des § 2 Abſ. 1 
Satz 3 ergibt ſich, daß der Geſchäftsbetrieb, in welchem das 
Zeichen verwendet werden ſoll, gegenüber den Waren im 
Vordergrund ſteht und daß die Angabe der Waren im we⸗ 
ſentlichen nur die Bedeutung einer näheren Kennzeichnung 
des Geſchäftsbetriebs, für den das Zeichen beſtimmt iſt, hat. 
Dies wird auch beſtätigt durch den Umſtand, daß das WZG. 
den Schutz nicht an die Führung der einzelnen eingetragenen 
Waren, ſondern an das Beſtehen eines Geſchäftsbetriebs 
anknüpft. Nach § 2 Abſ. 1 Satz 3 iſt weſentliches Erfor⸗ 
dernis für die Anmeldung die Bezeichnung des Geſchäfts⸗ 
betriebs, in welchem das Zeichen verwendet werden ſoll; 
nach $ 3 Abſ. 1 Nr. 2 ift der Geſchäftsbetrieb in 
die Zeichenrolle einzutragen. Die Vorſchrift des §7 Abf. 1 
Satz 2 geſtattet den Uebergang des durch die Eintragung 
begründeten Rechts nur zuſammen mit dem Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb, zu welchem das Warenzeichen gehört. 
Und nach dem Wortlaut des § 9 Abſ. 1 Nr. 2 iſt die Lö⸗ 
ſchungsklage davon abhängig gemacht, daß der Geſchäfts⸗ 
betrieb, zu welchem das Warenzeichen gehört, nicht mehr 
fortgeſetzt wird. Das Geſetz behandelt hienach, wie befon- 
ders deutlich aus dem in den beiden letzterwähnten Geſetzes⸗ 
ſtellen gebrauchten Wortlaut hervorgeht, das Zeichenrecht 
nicht als etwas an der einzelnen Ware Haftendes, ſondern 
als Zubehör des Geſchäftsbetriebs, in welchem das Zeichen 
verwendet werden ſoll !). Daß das Geſetz den Schutz nicht 
) Vgl. auch hiezu Seligſohn a. a. O. Anm. 6 zu § 1; 
Freund⸗ Magnus, Das Geſetz 3. Schutz der Warenbezeichnungen 
zu § 7 (S. 99). 
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an die einzelne angemeldete und eingetragene Ware anknüpft, 
ergibt ſich weiter auch aus $ 12 Abſ. 1 WZG., woſelbſt die 
Wirkung des Schutzes dahin beſtimmt iſt, daß dem Einge⸗ 
tragenen ausſchließlich das Recht zuſteht, Waren der ange⸗ 
meldeten Art, mit dem Zeichen zu verſehen. Nach dieſer 
Beſtimmung erſtreckt ſich das Verbietungsrecht nicht bloß 
genau auf die in der Zeichenrolle namhaft gemachten Waren, 
ſondern auch auf die den angemeldeten und eingetragenen 
Waren gleichartigen Waren ). Dies weiſt ebenfalls darauf 
hin, daß der Geſchäftsbetrieb, nicht die Führung der ein⸗ 
zelnen Waren das Maßgebende iſt. Aber auch aus prakti⸗ 
ſchen Geſichtspunkten erſcheint der geſchilderte Standpunkt 
gerechtfertigt. Wäre das Verbietungsrecht an die einzelne 
Ware geknüpft, ſo würde der Löſchungsanſpruch entſtehen, 
ſobald eine einzelne Ware nicht oder nicht mehr geführt wird. 
Damit wäre der Konkurrenz die Gelegenheit und der Anreiz 
zu fortwährender Ueberwachung und Durchforſchung des Ge— 
ſchäftsbetriebs des Eingetragenen gegeben, woraus für den 
Betroffenen eine fortwährende Beunruhigung und eine Be⸗ 
einträchtigung eines geordneten Geſchäftsbetriebs entſtünde, 
eine Folge, welche der Geſetzgeber ohne zwingende Gründe, 
die nicht erſichtlich ſind, nicht gewollt haben kann. 
Demnach iſt davon auszugehen, daß der Löſchungsan⸗ 
ſpruch des §8 9 Abi. 1 Nr. 2 von dem Nichtbeſtehen eines 
Geſchäftsbetriebs des Eingetragenen, nicht aber davon ab⸗ 
hängt, ob in dieſem Geſchäftsbetrieb die eine oder andere 
angemeldete und eingetragene Ware nicht oder nicht mehr 
geführt wird 2). Es iſt alſo wegen Nichtführung von ein⸗ 
getragenen Waren der Löſchungsanſpruch nur dann begrün: 
det, wenn dieſe Nichtführung eine derartige iſt, daß nicht 


1) S. auch § 9 Ziff. 1 des WG.; vgl. hiezu Seligſohn a. a. O. 
Anm. 6 zu § 12; Allfeld, Komm. zu d. Geſetzen über das gewerb⸗ 
liche Urheberrecht IV zu 8 12 Anm. 2 lit. aa. 

2) Vgl. Seligſohn a. a. O. Anm. 3 zu 8 9; Allfeld a. a. O. 
Anm. 2 lit. b zu § 12; Freund⸗Magnus a. a. O. zu 8 9 (S. 124); 
A. M. nur Kent, Komm. zu WZG. ©. 206. 
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mehr von einer Ausübung des eingetragenen Geſchäftsbe⸗ 
triebs geredet werden kann. Als Geſchäftsbetrieb iſt für den 
Bekl. eingetragen: Kolonialwaren en gros. Unbeſtritten 
führt der Bekl. Tee und Vanille, Waren, die zu den Kolo⸗ 
nialwaren gehören. Somit beſteht der eingetragene Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb noch fort. Ob der Bekl. auch die ſonſtigen 
eingetragenen Waren führt, iſt unerheblich, da nach dem 
Bemerkten ein Anſpruch auf teilweiſe Löſchung wegen Nicht⸗ 
führung einzelner eingetragener Waren nicht gegeben iſt, 
dieſer Anſpruch vielmehr von dem Nichtbeſtehen des Ge⸗ 
ſchäftsbetriebs im ganzen abhängt. Ob die nicht geführte 
Zahl der Waren im Verhältnis zu den geführten eine große 
iſt oder nicht, iſt gleichgültig, ſolange das Beſtehen eines 
Geſchäftsbetriebs zu bejahen iſt; ein ſolcher beſteht aber, 
auch wenn nur zwei Artikel geführt werden. Auch darauf 
kommt es nicht an, ob der Bekl. von Anfang an niemals 
die Abſicht gehabt hat, die im Jahr 1907 angemeldeten 
Waren (II. Anmeldung) oder deren größeren Teil zu füh ren, 
da wie geſagt für das Erlöſchen des Zeichenrechts das Auf⸗ 
hören des Geſchäftsbetriebs, zu dem das Zeichen gehört, 
maßgebend iſt. | 

Die Klin. meint nun, mit der zweiten Anmeldung vom 
Jahr 1907 habe der Bekl. feinen bisherigen Geſchäftsbetrieb 
einen weiteren hinzugefügt, ſo daß er jetzt zwei Geſchäftsbe⸗ 
triebe habe, für welche der Zeichenſchutz beſtehe; da er nur 
Tee und Vanille führe, ſo übe er nur den erſtangemeld eten 
Geſchäftsbetrieb aus, den zweiten habe er überhaupt nicht 
begonnen, da er die im Jahre 1907 angemeldeten Wa ren 
bis heute noch nicht führe; es ſei daher die Löſchung für 
die Waren des zweiten Geſchäftsbetriebs begründet. Die 
Klin. hat jedoch das Beſtehen zweier Geſchäftsbetriebe des 
Bekl. nicht dargetan. Eine Mehrheit von Geſchäftsbetrieben 
ſetzt Trennung der einzelnen Betriebe nach außen — beſon⸗ 
dere Bezeichnung, Firma u. dgl. — und nach innen — be⸗ 
ſondere Buchhaltung —, voraus. Verſchiedenheit der ver⸗ 
triebenen Waren genügt für ſich allein nicht. Auch der Ver⸗ 
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trieb von Waren, die nach der Verkehrsauffaſſung verſchie⸗ 
denen Geſchäftszweigen angehören, ſchließt für ſich allein die 
Einheitlichkeit des Geſchäftsbetriebs im Sinne des WZG. 
nicht aus 1). Vorliegend handelt es ſich bei den beiden Ein⸗ 
tragungen nicht einmal um Waren verſchiedener Geſchäfts⸗ 
zweige; auch die in der zweiten Anmeldung aufgeführten 
Waren ſind alles Waren, wie ſie wenigſtens in Württem⸗ 
berg in Kolonialwarengeſchäften geführt zu werden pflegen. 
Abgeſehen hievon fehlt jeder Anhaltspunkt für eine getrennte 
Geſchäftsführung, je nachdem es ſich um Waren der erſten 
oder zweiten Anmeldung handelt. 

Weiter ſtützt die Klin. ihren Löſchungsanſpruch auch 
auf die Beſtimmung des $ 9 Abſ. 1 Nr. 3 des WIE. unter 
der Behauptung, die Bezeichnung ſeines Geſchäftsbetriebs 
durch den Bekl. als Kolonialwaren en gros entſpreche, weil 
er die Waren der zweiten Anmeldung nicht, oder in der 
Hauptſache nicht, führe, den tatſächlichen Verhältniſſen nicht 
und begründe in dieſer Richtung die Gefahr einer Täuſchung 
des Publikums. Es trifft jedoch dieſer Löſchungsgrund nicht 
zu. Dieſer ſetzt entſprechend der Beſtimmung des § 4 Abſ. 1 
Nr. 3 Fall 2 einen den tatſächlichen Verhältniſſen nicht ent⸗ 
ſprechenden Inhalt des Zeichens ſelbſt voraus. Vorliegend 
müßte alſo das Wortzeichen Darma ſelbſt im Verhältnis zu 
den eingetragenen Waren an einer inneren Unwahrheit leiden. 
Dies iſt aber bei dieſem Wortzeichen, das lediglich ein Phan⸗ 
taſiewort iſt und dem der Sprachgebrauch eine ſelbſtändige 
Bedeutung oder einen beſonderen Sinn in Beziehung auf die 
Unterſcheidung von Waren nicht zuweiſt, von vornherein 
ausgeſchloſſen. 

Endlich ſtützt die Klin. ihren Löſchungsanſpruch noch 
auf die Beſtimmungen der §§ 138, 226, 826 BGB. Daß 
die Löſchungsgründe des §9 WZG. nicht derart ausſchließ⸗ 
liche ſind, daß nicht auch aus allgemeinen Rechtsgründen 
eine Löſchung eines Warenzeichens verlangt werden könnte, 


1 Vgl. Seligſohn a. a. O. Anm. 6 zu 81; Allfeld a. a. O. 
Anm. 2 lit. b zu S 2. 
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iſt allgemein anerkannt !). Es iſt jedoch vorliegend ein Lö⸗ 
ſchungsgrund auch aus den gedachten Geſichtspunkten nicht 
gegeben. 
Urteil des III. Zivilſenats vom 28. Januar 1913 i. S. 
Darman Werke g. Werner. 


24. 


Hicherungsübereignung: Beſtimmtheit des Bertrags- 
gegenſtandes (Uebereignung eines „Salons“) ). 


Die E. G. hat dem Kl. für ein Darlehen von 5300 M. 
das Eigentumsrecht an ihrem Salon übertragen. Die Ver⸗ 
tragsurkunde lautete: „Zur weiteren Sicherheit für vor⸗ 
ſtehende Darlehensſumme überträgt Frau Major G. das 
Eigentumsrecht auf den ſich in der Wohnung Neckarſtraße 
39 A (der damaligen Wohnung der G.) befindlichen Salon 
auf Herrn Rud. St. hier. Die Möbel uſw. bleiben jedoch 
Frau Major G. zur Benützung vorläufig überlaſſen. Hie⸗ 
mit erklärt ſich einverſtanden 

t. Frau E. Gr.“ 

Für die Belln. waren nachher die Bilder, die in dem 
Salon zur Zeit der Uebereignung hingen, gepfändet worden. 
Mit der auf ſein Eigentumsrecht geſtützten Klage, womit er 
beantragt hat, die fraglichen Pfändungen für unzuläſſig zu 
erklären, iſt Kl. im Berufungsverfahren durchgedrungen. 

In den 

Gründen 
des Berufungsurteils iſt u. a. geſagt: 

Weiter iſt auch feſtzuſtellen, daß bei dem Abſchluſſe des 
Uebereignungsvertrags die Vertragsteile darüber einig waren, 
daß Gegenſtand der Uebereignung die 3 von dem Kl. jetzt 
allein noch in II. Inſtanz als ſein Eigentum beanſpruchten 
Gemälde: büßende Magdalena, kreuztragender Chriſtus und 


2) Vgl. Seligſohn a. a. O. Anm. 1 zu § 9. N 
1) Vgl. die auf einem andern Standpunkt ſtehende Entſcheidung 
Bd. 22 S. 36. 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. X XVI. 3. 17 
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Porträt eines Papſtes waren. Wie bemerkt, iſt der Ueber⸗ 
eignungsvertrag mündlich zuſtande gekommen. Nach den 
Angaben der Zeugen, die bei dem mündlichen Vertragsab⸗ 
ſchluß zugegen waren, wie der Zeugen, die nachher als Be⸗ 
kannte oder Bevollmächtigte der Frau G. durch dieſe von 
dem Geſchehenen Mitteilung erhielten, ſteht feſt, daß zufolge 
der mündlichen Einigung der Vertragsteile Gegenſtand der 
Uebereignung waren ſämtliche zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
im Salon der Frau G. befindlichen Gegenſtände, wie ſich 
der Zeuge N. wörtlich ausdrückt. In dieſem Sinne hat 
auch die Schuldnerin G., wie ihre Ausſagen ergeben, die 
Uebereignung aufgefaßt, wenn ſie, wie erwähnt, dem Zeugen 
N. die Ermächtigung erteilt hat, dem Kl. den Salon zu ver⸗ 
ſchreiben. In der auf der Schuldurkunde vom 28. Sept. 
1911 (Rückſeite) befindlichen Erklärung heißt es denn auch, 
dem Kl. ſei das Eigentumsrecht „auf den ſich in der (da— 
maligen) Wohnung (der Schuldnerin) befindlichen Salon“ 
übertragen worden. Wie gerichtsbekannt werden hierorts 
unter „Salon“, „Herrenzimmer“, „Schlafzimmer“ mehrfach 
in abgekürzter Rede die zur Einrichtung und Ausſtattung 
eines ſolchen Gelaſſes dienenden Gegenſtände verſtanden. 
Daß vorliegend mit dem Ausdruck Salon nach dem Willen 
der Vertragsteile in zuſammenfaſſender Weiſe die in dieſem 
Gelaſſe zur Zeit des Vertragsabſchluſſes befindlichen Sachen 
bezeichnet werden ſollten, ergibt auch der folgende Satz der 
Urkunde: die Möbel uſw. . . . bleiben . . . . überlaſſen. Die 
Worte: die Möbel uſw. ſind, wie der Zuſammenhang zeigt, 
von den Vertragſchließenden lediglich als ein anderer Aus: 
druck für das im vorhergehenden Satz erwähnte Wort Salon 
gebraucht. Gegenſtand der Uebereignung war ſomit nach 
dem mündlich und ſchriftlich ausgeſprochenen Willen der 
Vertragsteile eine Sachgeſamtheit oder ein Inbegriff, näm⸗ 
lich die zur Zeit des Vertragsabſchluſſes als Einrichtung 
und Ausſtattung des damaligen Salons der Schuldnerin 
dienenden, in dieſem Gelaß befindlichen Gegenſtände. Und 
zwar waren entſprechend dem Sprachgebrauch und der Ver— 
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kehrsauffaſſung die ſichtbaren, nicht auch die etwa in Schrän⸗ 
ken des Salons verwahrten Gegenſtände von der Uebereig⸗ 
nung umfaßt, ſo daß das damals etwa in einem Schrank 
dort verwahrte Silberzeug nicht zu den übereigneten Gegen⸗ 
ſtänden gehören würde. Durch die gedachte Abgrenzung der 
Gegenſtände nach ihrer Zweckbeſtimmung und nach ihrem 
Aufenthaltsort ſind die von den Vertragsſchließenden dem 
Eigentumsübergang unterſtellten Sachen mit hinreichender 
Deutlichkeit gekennzeichnet worden. Darauf, ob jeder der 
Vertragsſchließenden bei dem Vertragsabſchluß eine genaue 
Kenntnis von jedem einzelnen Vertragsgegenſtand hatte, 
kommt es nicht an; ſonſt müßte man die Möglichkeit eines 
Vertrags über die Veräußerung eines Inbegriffes von Sa⸗ 
chen und eines Kaufs in Bauſch und Bogen leugnen. Es 
kommt alſo nicht in Betracht, ob die Beteiligten ſich vor 
oder bei dem Vertragsabſchluß über die Vertragsgegenſtände 
im einzelnen etwa durch Beſichtigung derſelben im einzelnen 
oder durch Aufnahme eines Verzeichniſſes vergewiſſert haben. 
Die Vornahme oder Unterlaſſung derartiger Maßnahmen 
kann bei einem Vertrag über einen Inbegriff, in welchem 
der zu veräußernde Inbegriff als ſolcher in hinreichend deut⸗ 
licher Weiſe bezeichnet und umgrenzt iſt, kein Anzeichen für 
die Beſtimmtheit oder Unbeſtimmtheit des Vertragswillens 
abgeben, ſondern kommt nur für die Frage der leichteren 
oder ſchwierigeren Führung des Beweiſes darüber, welche 
einzelnen Gegenſtände zur Zeit des Vertragsabſchluſſes zu 
dem veräußerten Inbegriff gehörten, in Betracht. 

Im vorliegenden Falle kommt dazu, daß, wie nach den 
Zeugenausſagen feſtſteht, bei dem Abſchluß des Uebereig⸗ 
nungsvertrags u. a. gerade die drei jetzt von dem Kl. als 
ſein Eigentum beanſpruchten Gemälde von den Vertrags⸗ 
ſchließenden ausdrücklich und übereinſtimmend als zu den 
zu übereignenden Gegenſtänden gehörig bezeichnet worden 
ſind. Es iſt alſo jedenfalls hinſichtlich dieſer drei Gemälde 
der Vertragswille mit der erforderlichen Beſtimmtheit zum 
Ausdruck gekommen. 

17 * 
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Urteil des III. Zivilſenats vom 7. Juli 1914 i. S. 
Störzbach g. Eppinger u. Gen. U. 267/1914. 


25. 


Beflätigung einer anfechtbaren Ehe (§ 1337 363.) 
durch Erhebung einer Klage anf Herſtellung des ehe⸗ 
lichen Lebens? 


Kl. hat im Juli 1910 gegen die Bekl. Klage auf Her⸗ 
ſtellung des ehelichen Lebens erhoben; während des Rechts- 
ſtreits erhielt er den Bericht eines Detektivs über das an⸗ 
gebliche unſittliche voreheliche Leben der Bekl., ſetzte aber 
trotzdem den Rechtsſtreit fort. Das LG. wies die Klage ab, 
weil das Herſtellungsverlangen des Kls. nicht ernſtgemeint 
ſei. Nun focht mit einer neuen Klage der Kl. auf Grund 
der in dem Bericht des Detektivs enthaltenen angeblichen 
Tatſachen die Ehe an gemäß §8 1333, 1334 BGB. Dieſe 
Klage wies das LG. ab, weil Kl. die — angeblich — an- 
fechtbare Ehe durch die Durchführung der Herſtellungsklage 
beſtätigt habe. 

Dieſe Entſcheidung mißbilligte im Berufungsverfahren 
das OLG. aus folgenden 

Gründen: 

Der Anſicht des Unterrichters, die Anfechtungsklage ſei 
deshalb abzuweiſen, weil der Kl. nach ſeinem eigenen Vor⸗ 
bringen durch den Detektivbericht vom 29. Juli 1911 vom 
geſamten Vorleben ſeiner Frau mit allen der Anfechtung zu⸗ 
grunde liegenden Tatſachen unterrichtet dennoch im Vorpro— 
zeß in den mündlichen Verhandlungen vom 26. Oktober und 
7. Dezember 1911 den Antrag auf Herſtellung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft aufrecht erhalten und damit die Ehe ge— 
mäß § 1337 Abſ. 2 BGB. ſtillſchweigend beſtätigt habe, 
kann nicht beigetreten werden. 

Soweit in dem Eheherſtellungs verfahren die jetzigen 
Anfechtungsgründe trotz ihrer Kenntnis nicht geltend gemacht 
worden ſind, liegt jedenfalls kein prozeſſualer Verzicht 
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auf das hierauf zu gründende Anfechtungsrecht vor. Der 
Ss 616 3PO. ſchreibt eine ſolche Wirkung nur der unter: 
laſſenen Geltendmachung eines Anfechtungsgrundes im vor⸗ 
ausgegangenen Verfahren über eine Eheanfechtungs⸗ oder 
Scheidungsklage zu. Auch nach rechtskräftiger Erledigung 
(Abweiſung) ſeiner Herſtellungsklage iſt daher der Kl. pro⸗ 
zeſſualiſch nicht gehindert Scheidungs- und Anfechtungsklage 
aus den ihm ſchon früher bekannten tatſächlichen Gründen 
zu erheben ). 

Aber auch ein ſachlicher Verzicht auf das Anfech- 
tungsrecht und eine Beſtätigung der Ehe kann aus der vor⸗ 
herigen Durchführung des Herſtellungsprozeſſes nicht ohne 
weiteres und namentlich nicht im gegenwärtigen Fall ent⸗ 
nommen werden. Zwar iſt die Beſtätigung einer anfecht⸗ 
baren Ehe (ſoweit nicht die Sondervorſchriften der 88 1337 
Abſ. 2, 1336, 1341 BGB. Platz greifen) gemäß §8 144 BGB. 
lediglich nach den allgemeinen Vorſchriften über Willenser⸗ 
klärungen zu beurteilen?). Es iſt ſonach eine Beftätigung 
der anfechtbaren Ehe anzunehmen, wenn der zur Anfechtungs⸗ 
klage berechtigte Ehegatte mit Kenntnis des den Anfechtungs⸗ 
grund erfüllenden Tatbeſtandes ſeinen Willen, die Ehe den⸗ 
noch fortzuſetzen, irgendwie auch ſtillſchweigend (z. B. durch 
Beiſchlafsvollziehung) zum Ausdruck bringt ). 

In der Nichtzurücknahme der Herſtellungsklage nach er⸗ 
langter Kenntnis von Eheanfechtungsgründen muß aber, 
wenn ſie überhaupt als Willenserklärung aufzufaſſen iſt, 
keineswegs immer eine Erklärung in dem Sinne gefunden 
werden, daß die Ehe als ſolche aufrecht erhalten werden 
wolle; dies iſt jedenfalls für den vorliegenden Fall ausge⸗ 
ſchloſſen, in dem der Kl., wie die Bekl. ſelbſt und der Unter⸗ 
richter im Vorprozeß ausführen, die Herſtellungsklage nur 

1) Vgl. Plauck, Erl. zu §S 1337 BGB. Gaupp⸗Stein, Ben. 
zu 8 615 ZPO. Seuff A. 41 Nr. 152. 

2) S. Komm. v. RGG. Anm. 2 zu § 1337, Sternberg im 
Archiv f. civil. Praxis Bd. 107 S. 324 ff., insbeſondere S. 351. 

) S. Komm. v. NEN. a. a. O. 
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in der Abſicht, auf dieſem Wege zur Scheidung zu gelangen, 
angeſtellt hat. Mit einer Klage auf Herſtellung des ehe⸗ 
lichen Lebens wird der Wille erklärt, ein auf entſprechende 
Verurteilung des Bekl. lautendes Urteil zu erlangen; der 
Wille, die Ehe fortzuſetzen, auf eine Anfechtung der Ehe zu 
verzichten, alſo die Ehe zu beſtätigen, kann aus der Klage⸗ 
erhebung und Fortſetzung nur gefolgert werden; info: 
weit iſt die Klage (bzw. die Nichtzurücknahme derſelben nach 
Kenntnis von Anfechtungsgründen) nur ſchlüſſige Handlung. 
Der Schluß iſt aber kein zwingender, ſondern nur ein mög⸗ 
licher und naheliegender; er kann, da ja auf dem Wege der 
Herſtellungsklage auch Scheidung erzielt werden kann, durch 
die Umſtände ausgeſchloſſen ſein ). Steht aber feſt, daß die 
Herſtellungsklage reſp. deren Fortſetzung nicht die Erklärung 
des Willens enthalten hat, die Ehe fortzuſetzen, ſo entfällt 
auch die vom Unterrichter herangezogene Anwendbarkeit des 
$ 116 BGB. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 18. Juni 1912 i. S. 

Kleemann g. Kleemann. 

Das Reichsgericht hat in ſeinem Reviſionsurteil die 
Anſicht des OLG. gebilligt. 


26. 


Rechtsfolgen der Anfechtung eines Gütertrennungs⸗ 
vertrags, durch den die landrechtliche Errungenſchafts⸗ 
geſellſchaft aufgehoben wurde. 


Aus den 
Gründen 
eines Berufungsurteils: 

Der Gütertrennungsvertrag vom 17. Oktober 1912 iſt 
nach § 3 Ziff. 4 Anf.⸗Geſ. anfechtbar. Der Ehemann W. 
hat die ihm bis dahin nach den Grundſätzen der württemb. 
landrechtlichen Errungenſchaftsgeſellſchaft am Vermögen der 


1) S. Dernburg IS 131 IV. Staudinger, Anm. 3 b zu 
§ 1337 verb.: „unter Umſtänden“. 
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Klin. und an der Errungenſchaft zuſtehenden Rechte aufge⸗ 
geben, ohne daß ihm hiefür von der Klin. eine Gegenleiſtung 
gewährt wurde. Der Abſchluß des Gütertrennungsvertrags 
iſt daher eine unentgeltliche Verfügung des Ehemanns W. 
im Sinn des 8 3 Ziff. 4 Anf.⸗Geſ. 1). Dieſe Verfügung iſt 
in den letzten 2 Jahren vor der Anfechtung erfolgt. Nach 
8 7 Anf.⸗Geſ. kann die Bekl., ſoweit es zu ihrer Befriedi- 
gung erforderlich iſt, beanſpruchen, daß dasjenige, was durch 
die anfechtbare Handlung aus dem Vermögen des Schuld— 
ners veräußert, weggegeben oder aufgegeben iſt, als noch zu 
demſelben gehörig von dem Empfänger zurückgewährt werde. 
Die Klin. muß ſich daher im Verhältnis zu der Bekl. ſo 
behandeln laſſen, als ob in ihrer Ehe noch die landrechtliche 
Errungenſchaftsgeſellſchaft beſtehen würde. Bei Geltung 
dieſes Güterſtandes fiel aber der Wein und Moſt, der mit 
dem darlehensweiſe von beiden Ehegatten W. aufgenommenen 
Geld und mit Einkünften aus der Wirtſchaft des Ehemanns 
W. angeſchafft war, in die Errungenſchaft. Nach dem Recht 
der landrechtlichen Errungenſchaftsgeſellſchaft unterliegt der 
Zwangsvollſtreckung aus einem gegen den Ehemann erwirk⸗ 
ten Vollſtreckungstitel die geſamte Errungenſchaft'). Der 
Klin. ſteht daher an den gepfändeten Gegenſtänden ein die 
Veräußerung hinderndes Recht nicht zu. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 2. April 1914 i. S. 

W. g. S. Nr. 11/1914. 


27. 
Pfändung einer Eigentümerhypathek. 


Am 23. Dezember 1907 iſt zugunſten des Friedrich B. 
in A., um ihn wegen etwaiger Bürgſchaftsrückgriffsanſprüche 
gegen die Eheleute Gottlieb und Dorothea M. zu ſichern, 
auf dem Grundſtück der genannten Eheleute Gebäude Nr. 123 


y JW. 1904 S. 187. 
2) Württ J. 9, 266; 3 S. 196, Geßler, Normen des Württ. 
Landesrechts S. 286. 
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zu B. eine Sicherungshypothek bis zum Höchſtbetrag von 
5000 M. im Grundbuch eingetragen worden. Anſprüche des 
Friedrich B. gegen die Miſchen Eheleute der bezeichneten 
Art ſind unſtreitig nie zur Entſtehung gelangt. Gottlieb M. 
iſt geſtorben und von Dorothea M. allein beerbt worden. 
Dorothea M. ſchuldete den beiden Bekl. vollſtreckbar 809,55 M. 
nebſt Zinſen und Koſten. Wegen dieſer Forderung haben 
die Bekl. durch amtsgerichtlichen Beſchluß vom 7. April 1913 
„die der Schuldnerin angeblich zuſtehende Grundſchuld, ent⸗ 
ſtanden dadurch, daß die (oben genannte) Hypothek nicht 
zur Entſtehung gelangt iſt, und in Verbindung damit den 
der Schuldnerin gegen Friedrich B. angeblich zuſtehenden An⸗ 
ſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs“ pfänden laſſen. 
Mit der Klage verlangt Wilhelm M., Sohn der Sculd- 
nerin, daß die Pfändung gemäß $ 771 ZPO. für unzu⸗ 
läſſig erklärt werde, weil ihm an der gepfändeten Eigen⸗ 
tümergrundſchuld ein die Veräußerung hinderndes Recht 
zuſtehe. Mit Kaufvertrag vom 16. März 1908 hatten näm⸗ 
lich die M.fchen Eheleute das Grundſtück Gebäude Nr. 123 
an ihren Sohn Emil M. verkauft. Im Kaufvertrag war 
bezüglich der B.jchen Sicherungshypothek gejagt: B. habe 
bis jetzt aus der Bürgſchaft noch nichts bezahlen müſſen, 
mithin auch noch keinen Anſpruch auf Bezahlung erlangt. 
Käme eine Forderung des B. noch zur Entſtehung, ſo habe 
ſie der Käufer auf Abrechnung am Kaufpreis zu tilgen; 
käme ſie nicht zur Entſtehung, ſo habe Käufer die 5000 M. 
an die Verkäufer zu bezahlen; Käufer habe die 5000 M. 
inſolange nicht zu verzinſen, bis die Sicherungshypothek ge⸗ 
löſcht ſei. Mit Kaufvertrag vom 28. März 1912 hat Emil 
M. das Grundſtück an den Kl. verkauft; in Ziff. 8 des Ver⸗ 
trags iſt beſtimmt, die Sicherungshypothek habe Verkäufer, 
da ſolche getilgt ſei, auf Koſten des Käufers löſchen zu laſſen. 

Die Klage iſt abgewieſen worden, vom Berufungsge⸗ 
richt aus folgenden 

Gründen: 
Die in Rede ſtehende Hypothek wurde als Sicherungs- 
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hypothek zugunſten des B. in das Grundbuch eingetragen; 
die Forderung des B., zu deren Sicherung die Hypothek 
beſtimmt war, war zur Zeit der Eintragung desſelben noch 
nicht zur Entſtehung gelangt; die Hypothek ſtand daher, da 
der $ 1163 BGB. auch auf Sicherungshypotheken Anwen: 
dung findet, den damaligen Eigentümern des Grundſtücks, 
den M.ſchen Eheleuten zu. Zur Zeit der Pfändung der 
Hypothekenforderung war zwar die Dorothea M., welcher 
nach dem Tode ihres Ehemanns die Hypothek allein zuſtand, 
nicht mehr Eigentümerin des belaſteten Grundſtücks, vielmehr 
war zu dieſer Zeit Emil M. als Eigentümer dieſes Grund- 
ſtücks im Grundbuch eingetragen. Da aber die Eigentümer⸗ 
hypothek kein Zubehör des Grundſtücks iſt, und daher durch 
die Veräußerung des Grundſtücks für den urſprünglichen 
Erwerber der Hypothek nicht verloren geht, und da dies 
auch dann gilt, wenn das Nichtvorhandenſein der geſicherten 
Forderung erſt nach der Veräußerung des Grundſtücks feſt⸗ 
geſtellt wird !), jo verblieb die Eigentümerhypothek auch nach 
der Veräußerung des Grundſtücks der Dorothea M., ſofern 
nicht die Hypothek durch beſondere Abmachungen auf den 
neuen Eigentümer des Grundſtücks Emil M. übertragen 
worden iſt. Dies behauptet aber der Kl. nicht; vielmehr 
macht er nur geltend, die damaligen Verkäufer ſeien durch 
den Vertrag vom 16. März 1908 verpflichtet worden, die 
Löſchung der Hypothek zu bewirken. Ob die Miſchen Ehe⸗ 
leute als die damaligen Verkäufer dieſe Verpflichtung dem 
Emil M. gegenüber eingegangen haben, iſt unerheblich, da 
weder eine Löſchung erfolgte, noch auch nur eine Vormer⸗ 
kung im Grundbuch eingetragen wurde, und da lediglich 
durch die Uebernahme der Verpflichtung zur Löſchung der 
Hypothek deren Zugehörigkeit zum Vermögen der M.jchen 
Eheleute nicht berührt worden iſt. In dem am 28. März 
1912 zwiſchen Emil M. und dem Kl. abgeſchloſſenen Kauf: 
vertrag wurde ausdrücklich beſtimmt, daß der Verkäufer die 


) RG. 55 S. 217. 
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Sicherungshypothek auf Koſten des Käufers zur Löſchung 
bringen laſſen müſſe; wenn man nun auch unterſtellt, daß 
durch dieſe Vertragsbeſtimmung Emil M. den ihm zuſtehen⸗ 
den Anſpruch auf Löſchung der Sicherungshypothek dem Kl. 
ab getreten habe, fo wäre hierdurch, da weder eine Löſchung 
der Hypothek erfolgt iſt, noch eine Vormerkung in das 
Grundbuch eingetragen wurde, an den Vermögensverhält⸗ 
niſſen der Dorothea M. nichts geändert worden; dieſer ſtand 
nach wie vor die Hypothek zu, wenn ſie auch zur Löſchung 
derſelben verpflichtet geweſen ſein ſollte. Dieſe Sachlage 
beſtand auch noch zur Zeit der Pfändung; denn auch zu 
dieſer Zeit ſtand die Hypothek noch der Dorothea M. zu, 
ſie bildete einen Teil ihres Vermögens und konnte daher in 
rechtswirkſamer Weiſe von der gegen dieſe als Schuldnerin 
gerichteten Zwangsvollſtreckung ergriffen werden; insbeſon⸗ 
dere ſtand ein etwa dem Kl. zukommender rein ſchuldrecht⸗ 
licher Anſpruch auf Löſchung der Hypothek der Pfändung 
der Hypothek nicht entgegen, da dem Kl. an der Hypothek 
und damit an dem Gegenſtande der Zwangsvollſtreckung kein 
die Veräußerung hinderndes Recht zuſtand. Die Hypothek 
iſt nicht etwa ſchon infolge des Anſpruchs auf Löſchung aus 
dem freien, der Verfügung der Schuldnerin und dem Zu⸗ 
griff ihrer Gläubiger unterliegenden Vermögen der Schuld- 
nerin ausgeſchieden; vielmehr ſollte eine Ausſcheidung aus 
dem Vermögen der Schulderin erſt durch die Löſchung der 
Hypothek bewirkt werden; bis dahin ſtand dem Kl. auch 
nicht als Eigentümer des belaſteten Grundſtücks ein Recht 
zu, das nach § 771 ZPO. einen Widerſpruch gegen die 
Pfändung der Hypothek rechtfertigen würde. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 8. April 1914 i. S. M. 

g. Br. u. Gen. Nr. 844/1913. 
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28. 


Kann, wer im ſchiedsrichterlichen Nerfahren als Bekl. 
dem Klaganſpruch vergebens die Aufrechnungseinrede 
entgegengeſetzt hatte, dieſen Einwand der Klage auf 
Erlaſſung des Vollſtreckungsurteils, $ 1042 BYO®., ent: 
gegenhalten? Kann er, wenn dies nicht zum Ziele 
geführt hat, den Einwand zur Grundlage der Boll: 
frerkungsgegenklage, S 767 3OG., machen? Kann er 
ünßerſtenfalls die beigetriebene Summe nach den 
Grundſützen der ungerechtfertigten Bereicherung zu⸗ 
rückfordern? 


Durch rechtskräftigen Schiedsſpruch vom 9. April 1911 
iſt der Kl. verurteilt worden, an die Wk.ſche Konkursmaſſe 
2700 M. zu bezahlen, weil er einen von ihm vor der Kon- 
kurseröffnung mit Wk. geſchloſſenen Kaufvertrag trotz des 
Verlangens des Konkursverwalters nicht erfüllt hat. Durch 
Vollſtreckungsurteil des LG. vom 3. April 1912 iſt die Zu⸗ 
läſſigkeit der Zwangsvollſtreckung aus dem Schiedsſpruch 
ausgeſprochen worden und durch Urteil des II. Zivilſenats 
des OLG. vom 17. Juli 1912 iſt die Berufung dagegen 
zurückgewieſen. Dieſes Urteil iſt rechtskräftig. Schon vor 
Erlaß des oberlandesgerichtlichen Urteils iſt der Schieds⸗ 
ſpruch auf Grund des gegen Sicherheitsleiſtung vorläufig 
vollſtreckbaren Vollſtreckungsurteils des LG. vom 26. Juni 
1912 vollſtreckt worden. Der Kl. hat gegen den Gemeinſch. 
Wk. aus zwei Wechſeln eine Forderung von zuſammen 
3270 M., die im Konkurs feſtgeſtellt worden iſt. 

Mit Berufung hierauf verlangt der Kl. jetzt die beige⸗ 
triebenen 2700 M. nebſt 4% Zinſen vom Tag der Zahlung 
an zurück, indem er geltend macht, dem Anſpruch des Kon⸗ 
kursverwalters in Höhe von 2700 M. ſei die Aufrechnungs⸗ 
einrede wegen der Wechſelforderung des Kls. im Betrag von 
3270 M. gegenübergeſtanden. 

Unbeſtrittenermaßen hat der Kl. die Aufrechnung ſchon 


264 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


im Schiedsgerichtsverfahren geltend gemacht; ſie iſt aber im 
Schiedsſpruch nicht berückſichtigt; warum dies nicht geſchehen 
iſt, iſt nicht erſichtlich, weil der Schiedsſpruch nicht mit 
Gründen verſehen iſt. Der Kl. behauptet, der Schiedsge⸗ 
richtsvorſitzende habe erklärt, die Aufrechnung ſei nicht Sache 
der Schiedsrichter, ſie gehöre vor die ordentlichen Gerichte. 
Auch im lg. Verfahren iſt die Aufrechnung vorgebracht, aber 
im Urteil nach § 55 Ziff. 1 KO. für unzuläſſig erachtet 
worden, weil der Kl. die 2700 M. erſt nach der Konkurs⸗ 
eröffnung zur Maſſeſchuld geworden ſei. Im Berufungs- 
urteil iſt geſagt, wenn nicht ſchon vom Schiedsgericht in 
bindender Weiſe über die Aufrechnung erkannt ſei, ſo müßte 
dieſe Einwendung durch eine Vollſtreckungsgegenklage nach 
§ 767 ZPO. geltend gemacht werden, in dem Verfahren betr. 
die Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung aus dem Schieds⸗ 
ſpruch ſei die Aufrechnung gegenüber dem auf Erlaſſung des 
Vollſtreckungsurteils gerichteten Klaganſpruch deshalb unzu— 
läſſig, weil es an der Gleichartigkeit der aufzurechnenden 
Anſprüche fehle. 

Der Kl. macht geltend: Durch den Schiedsſpruch ſei 
über die Frage der Aufrechenbarkeit keine Rechtskraft ge⸗ 
ſchaffen, weil das Schiedsgericht ausdrücklich erklärt habe, 
ſich mit der Aufrechnung nicht befaſſen zu wollen. Die An⸗ 
ſicht der ZR., daß die Forderungen nach § 55 Ziff. 1 KO. 
nicht aufrechenbar ſeien, ſei nach der Rechtsſprechung des 
RG. unzutreffend. Die Vollſtreckungsgegenklage, auf die 
der Kl. vom OLG. verwieſen worden ſei, könne nicht mehr 
erhoben werden, weil inzwiſchen die Zwangsvollſtreckung aus 
dem Schiedsſpruch durchgeführt ſei. Dem Kl. bleibe daher 
nur die Bereicherungsklage aus $ 813 BGB. 

Der Bekl. hat eingewendet: Das Schiedsgericht habe, 
wie man annehmen müſſe, über die Aufrechnungseinrede 
materiell entſchieden und dieſe Entſcheidung ſei, ſelbſt wenn 
ſie unrichtig wäre, bindend. Die Entſcheidung ſei aber tat⸗ 
ſächlich richtig, weil die Aufrechnung nach § 55 Ziff. 1 KO. 
unzuläſſig ſei. Wenn je das Schiedsgericht die Aufrechnung 
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als vor die ordentlichen Gerichte gehörig zurückgewieſen habe, 
ſo hätte höchſtens die Geltendmachung der Aufrechnung im 
Wege der Vollſtreckungsgegenklage in Frage kommen können 
und nachdem der Kl. dieſe verſäumt habe, ſei für eine Be⸗ 
reicherungsklage kein Raum. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. Die Berufung 
des Kl. iſt zurückgewieſen, aus folgenden 

Gründen: 

Nach Ziff. 9 der Verkaufs⸗ und Zahlungsbedingungen 
der Vereinigung Süddeutſcher Handelsmühlen in M. haben 
ſich der Kl. und der Gemeinſch. ganz allgemein bezüglich 
aller Streitigkeiten aus dem Vertrag, welchen ſie auf Grund 
dieſer Beſtimmungen abgeſchloſſen hatten, dem Schiedsgericht 
unterworfen. Das Schiedsgericht war demnach zuſtändig, 
den ganzen Streit uneingeſchränkt nach allen Richtungen und 
bezüglich aller Einwendungen, auch bezüglich der der Auf⸗ 
rechnung, zu erledigen. Mag nun das Schiedsgericht fach- 
lich über die Aufrechnung erkannt und ſie mit Recht oder 
Unrecht für unbegründet befunden haben oder mag das 
Schiedsgericht irrtümlich ſich nicht für zuſtändig gehalten 
haben, darüber zu entſcheiden, — auf jeden Fall iſt dadurch, 
daß der Schiedsſpruch trotz ſchon vorher geltend gemachter 
Aufrechnungseinrede den Kl. zur Bezahlung von 2700 M. 
verurteilt hat und daß dieſer Schiedsſpruch rechtskräftig ge⸗ 
worden iſt, in einer die ordentlichen Gerichte bindenden Weiſe 
endgültig entſchieden, daß der Kl. ungeachtet ſeiner Aufrech⸗ 
nungseinrede verpflichtet geweſen iſt, dem Bekl. die 2700 M. 
zu bezahlen. 

Nicht anders iſt es aber auch dann, wenn man an- 
nehmen könnte, das Schiedsgericht ſei nicht berufen geweſen, 
über die Aufrechnung ſachlich zu entſcheiden. Denn dann 
war die Aufrechnungseinrede, die im Schiedsgerichtsverfahren 
nicht vorgebracht werden konnte, im Verfahren über die Zu⸗ 
läſſigkeit der Zwangsvollſtreckung aus dem Schiedsſpruch 
vor den ordentlichen Gerichten geltend zu machen!). Und 

1) RG. vom 11. März 1913 i. S. Rau c. Wilhelmi VII 5/1910. 
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wenn der II. 3S. die vor ihm erhobene Aufrechnungsein⸗ 
rede zu Unrecht für unzuläſſig erachtet und auf den Weg 
der Vollſtreckungsgegenklage verwieſen hat, ſo verhindert 
dieſer Umſtand nicht, daß mit der unbeſtrittenermaßen ein⸗ 
getretenen Rechtskraft des Vollſtreckungsurteils rechtskräftig 
entſchieden iſt, daß der Kl. die 2700 M. — trotz der gel: 
tend gemachten Aufrechnungseinrede — zu bezahlen hatte. 
Die Aufrechnungseinrede vor dem OLG. im Berufungsver⸗ 
fahren über das Vollſtreckungsurteil geltend zu machen, iſt 
der Kl. dadurch nicht gehindert geweſen, daß der Schieds⸗ 
ſpruch auf Grund des gegen Sicherheitsleiſtung vorläufig 
vollſtreckbaren Vollſtreckungsurteils des LG. ſchon vor der 
Berufungsverhandlung vollſtreckt war; trotzdem hätte der Kl. 
bei begründeter Aufrechnung die Abweiſung der Klage auf 
Vollſtreckungsurteil und nötigenfalls ein Urteil aus § 717 
Abi. 2 ZPO. von dem Berufungsgericht erwirken können. 
Auch jetzt iſt der Grund, weshalb der Kl. die Aufrechnungs⸗ 
einrede im Wege der Vollſtreckungsgegenklage gegen das 
Vollſtreckungsurteil geltend zu machen verhindert iſt, nicht 
in erſter Linie darin zu finden, daß die Zwangsvollſtreckung 
inzwiſchen ſchon zu Ende geführt iſt, ſondern darin, daß die 
Aufrechnung ſchon vor Erlaß des Vollſtreckungsurteils gel⸗ 
tend gemacht werden konnte und auch tatſächlich geltend ge⸗ 
macht worden iſt ). Damit aber, daß die Zahlungspflicht 
des Kls. rechtskräftig ausgeſprochen und die Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage gegen dieſes Urteil nicht bloß wegen Beendigung 
der Zwangsvollſtreckung ausgeſchloſſen iſt, ſteht die Rechts⸗ 
kraft des Vollſtreckungsurteils auch der Rückforderung der 
bezahlten 2700 M. im Wege der Bereicherungsklage entgegen, 
auch wenn das den Kl. verurteilende Erkenntnis zu Unrecht 
ergangen und die Richter des früheren Rechtsſtreits aus 
unzutreffenden Gründen die Aufrechnungseinrede nicht zuge⸗ 
laſſen haben ). 

Es kann deshalb dahingeſtellt bleiben, ob die Aufrech- 

1) JW. 1913, S. 103. 

2) Staudinger, BGB. § 812 Anm. I 4b u. RG. 46, 77. 
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nung überhaupt zuläſſig geweſen wäre, ob insbeſondere die 
RGE. Bd. 79 S. 132 auf dieſen Fall zutrifft oder ob die 
Beſtimmung in § 55 Ziff. 1 KO. und die ſonſtigen vom 
Bekl. vorgebrachten Gründe der Aufrechnung entgegenge⸗ 
ſtanden wären. Davon, daß der Bekl. gegen Treu und 
Glauben verſtoßen würde, wenn er ſich auf die Rechtskraft 
des zu ſeinen Gunſten ergangenen Urteils beruft, kann keine 
Rede ſein. 

Demnach iſt die Berufung unbegründet. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 6. Juni 1913 i. S. F. 

g. Wk.ſche Konkursmaſſe Nr. 255/1913. 


29. 
Kechtswirkſamkeit einer Fahrnispfündung. 


Aus den 
Gründen 
eines Beſchluſſes: 

Ueber den Verlauf der Pfändung vom 5. November 
1913 beſagt das vom Gerichtsvollzieher auf Grund des 
§ 762 ZPO. aufgenommene, gemäß § 418 ZPO. vollen 
Beweis der darin bezeugten Tatſachen begründende Proto⸗ 
koll: die gepfändeten Gegenſtände ſeien unter Erſichtlich⸗ 
machung der Pfändung durch Anbringung von Pfandmarken 
und durch Aufſtecken eines Plakats „dem Inhaber belaſſen“ 
worden. Dieſe Feſtſtellung iſt allerdings, wie ſich aus der 
inſoweit übereinſtimmenden Darſtellung des Konkursverwal⸗ 
ters und des Gerichtsvollziehers ergibt, inſofern nicht voll⸗ 
ſtändig, als weiterhin der Gerichtsvollzieher auch die einzige 
Türe des Raums, worin die Pfandſtücke ſich befanden, eines 
von dem Schuldner neben anderen Räumen gemieteten La⸗ 
dens im Haus eines Dritten, abſchloß, den Schlüſſel an ſich 
nahm und denſelben dem Amtsdiener zur Aufbewahrung 
gab. Allein, daß dies geſchah, rechtfertigt nicht den vom 
Landgericht gezogenen Schluß, daß in Wirklichkeit der Ge⸗ 
richtsvollzieher die Pfandſtücke nicht im Gewahrſam des 
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Schuldners belaſſen, ſondern in ſeinen eigenen Gewahrſam 
genommen habe. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob an ſich 
und unerachtet der vom Landgericht ſelbſt angeregten Be⸗ 
denken die Maßregel des Abſchließens der Ladentüre und 
der Wegnahme des Schlüſſels zu derſelben als ausreichend 
angeſehen werden könnte, dem Gerichtsvollzieher diejenige 
tatſächliche Herrſchaft über die in dem Laden befindlichen 
Gegenſtände zu verſchaffen, die der Begriff des Gewahrſams 
verlangt. Denn auch wenn dies angenommen werden wollte, 
ſo ſteht doch nach der ausdrücklichen Feſtſtellung des Pfän⸗ 
dungsprotokolls, die der Gerichtsvollzieher auch in ſeinen 
auf Erfordern des Amtsgerichts erſtatteten Berichten nicht 
zu widerrufen verſucht, und mit der auch allein die Tatſache 
der — andernfalls überflüſſigen — Anbringung von Pfand⸗ 
marken und Pfandanzeigen vereinbar iſt, außer Zweifel, daß 
der Wille des Gerichtsvollziehers dahin ging, in Ausübung 
des ihm nach § 808 Abſ. 2 S. 1 ZPO. zuſtehenden pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen die Pfandſtücke gerade nicht in eigenem 
Gewahrſam zu behalten, ſondern im Gewahrſam des Schuld— 
ners zu belaſſen. Dann aber ſtellte das Abſchließen der 
Türe und die Wegnahme des Schlüſſes nicht mehr und 
nichts anderes dar, als die Anwendung einer mit dem Be⸗ 
laſſen der Pfandſtücke im Gewahrſam des Schuldners ver⸗ 
bundenen weiteren Sicherungsmaßregel, wie ſie ähnlich in 
§ 64 Abſ. 2 S. 3 und 4 der Dienſtanweiſung für die Ge⸗ 
richtsvollzieher vorgeſehen iſt. | 

Iſt hienach davon auszugehen, daß die Pfandſtücke im 
Gewahrſam des Schuldners belaſſen wurden, ſo war nach 
§ 808 Abſ. 2 S. 2 ZPO. zur Wirkſamkeit der Pfändung 
weiter erforderlich, daß dieſelbe „durch Anlegung von Siegeln 
oder auf ſonſtige Weiſe erſichtlich gemacht“ wurde, wozu vor 
allem gehörte, daß die Kennzeichnung in einer Weiſe erfolgte, 
die jeden Zweifel darüber ausſchloß, was gepfändet ſein 
ſollte. Die Faſſung des Geſetzes zeigt, daß die Erſichtlich— 
machung, wie auch die Dienſtanweiſung für Gerichtsvollzieher 
in § 64 ausdrücklich vorſchreibt, regelmäßig durch Anlegung 


A. in Civilſachen. 269 


von Siegeln (Anbringung von Pfandmarken) an den ein⸗ 
zelnen gepfändeten Gegenſtänden und nur ausnahmsweiſe, 
wenn die Anlegung von Siegeln an den Gegenſtänden ſelbſt 
wegen deren Beſchaffenheit untunlich iſt, auf ſonſtige Weiſe, 
wie durch Verbringung der Gegenſtände in eine gemeinſame 
Umhüllung oder einen abgeſchloſſenen Raum und Anlegung 
von Siegeln an der Umhüllung oder dem Raum (zit. $ 64 
Abſ. 2 S. 3 und 4), oder, falls auch dies untunlich ſein 
ſollte, durch Anbringung einer die gepfändeten Gegenſtände 
genau verzeichnenden Pfandanzeige neben denſelben (zit. § 64 
Abſ. 3) zu erfolgen hat!). Eine dieſen Anforderungen ge⸗ 
nügende Erſichtlichmachung der Pfändung hat aber vorlie⸗ 
gend, wie das Amtsgericht in ſeinem Beſchluß vom 26. Ja⸗ 
nuar 1914 mit Recht annimmt, nicht ſtattgefunden. Ge⸗ 
pfändet ſein ſollten nach dem auch in dieſer Hinſicht maß⸗ 
gebenden Pfändungsprotokoll die dort unter Nr. 1— 14 
aufgeführten einzelnen Gegenſtände, die — abgeſehen von 
den beiden unter Nr. 13 und 14 genannten, in der Folge 
von den Gläubigern von der Pfändung wieder freigegebenen 
Gegenſtänden, einem Sofa und einer Nähmaſchine, — im 
weſentlichen in zum Verkauf beſtimmten, in dem Pfändungs⸗ 
protokoll nach Arten unterſchiedenen und jeweils mit Stück⸗ 
zahl genannten Schuhwaren und Gebrauchsartikeln für ſolche 
beſtanden, und nach der auch vom Gerichtsvollzieher als 
richtig anerkannten Darſtellung des Konkurs verwalters in 
dem erwähnten Laden, teils verpackt, teils offen, in den 
dort befindlichen Wandregalen und dem dort angebrachten 
Schaufenſter untergebracht waren. Während an den Gegen⸗ 
ſtänden Nr. 13 und 14 jeweils eine Pfandmarke angebracht 
wurde, erfolgte die Erſichtlichmachung der Pfändung bei den 
Gegenſtänden Nr. 1—12 nach dem Pfändungsprotokoll durch 
„Aufſtecken eines Plakats“, d. h. wie die inſoweit überein⸗ 
ſtimmende Darſtellung des Konkursverwalters und des Ge⸗ 
richtsvollziehers ergibt, in der Weiſe, daß an einem der 


) Stein, 3PO. § 808 Anm. III, 2 mit Zit.; JW. 1910, 116. 
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Wandregale ein Blatt Papier angeheftet wurde, das die 
mit der Unterſchrift des Gerichts vollziehers und feinem 
Dienſtſiegel verſehene Aufſchrift trug: „Gepfändet ſind in 
dieſem Zimmer ſämtliche Schuhwaren, Filzſohlen uſw.“ Nun 
befanden ſich aber nach der auch vom Gerichtsvollzieher nicht 
beſtrittenen Feſtſtellung des Konkursverwalters in dem Laden 
außer den in dem Pfändungsprotokoll aufgeführten Waren 
noch weitere Waren gleicher Art in nicht unbeträchtlicher 
Zahl. Unter dieſen Umſtänden und da überdies nach dem 
Pfändungsprotokoll von dem Schuldner ſofort Eigentums⸗ 
anſprüche verſchiedener dritter Perſonen an einzelnen der 
Waren angekündigt wurden, war es, da die Beſchaffenheit 
der Waren kein Hindernis gebildet hätte, Pfandmarken an 
den einzelnen gepfändeten Stücken anzubringen, oder doch 
ſie in eine oder mehrere gemeinſchaftliche Umhüllungen zu 
verbringen und dieſe durch Pfandmarken zu verſchließen, 
ſchon unſtatthaft, daß zur Erſichtlichmachung der Pfändung 
überhaupt der Weg der Anbringung einer Pfandanzeige neben 
den Waren gewählt wurde. Jedenfalls aber hätte, wenn 
dieſer Weg gewählt wurde, in der Pfandanzeige mindeſtens 
in derſelben Weiſe, wie es in dem Pfändungsprotokoll ge⸗ 
ſchah, genau angegeben werden müſſen, welche Stückzahl von 
jeder einzelnen Warenart gepfändet ſein ſollte, da nur auf 
dieſe Weiſe mit der erforderlichen Sicherheit feſtgeſtellt wer⸗ 
den konnte, was gepfändet war. Die in dem nachträglichen 
Bericht des Gerichtsvollziehers an das Amtsgericht aufge- 
ſtellte Behauptung: ſeine Pfändungsabſicht ſei in der Tat, 
wie die Pfändungsanzeige beſagte, „auf alles, was in dem 
Laden war“, gegangen, kann gegenüber der Feſtſtellung des 
Pfändungsprotokolls, wonach gerade nicht das in dem Laden 
befindliche Schuhwarenlager als ſolches, ſondern nur jeweils 
eine beſtimmte Stückzahl beſtimmter Waren gepfändet ſein 
ſollte, Anſpruch auf Beachtung nicht erheben. Selbſt wenn 
aber die Behauptung als richtig unterſtellt und angenommen 
werden wollte, die Aufführung einzelner Stücke in dem 
Pfändungsprotokoll ſtelle nur das — verſehentlich unrichtige 
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— Verzeichnis des ganzen gepfändeten Warenlagers dar, ſo 
wäre doch die Erſichtlichmachung der Pfändung auch in 
dieſem Fall deshalb unzulänglich geweſen, weil ſie in Zweifel 
ausſchließender Weiſe diesfalls nicht anders als dadurch 
hätte erfolgen können, daß der die Waren enthaltende Raum, 
der Laden, ſelbſt unter Siegel gelegt und die Pfandanzeige 
an deſſen Außenſeite angebracht wurde. 

Die Folge der ungenügenden Erſichtlichmachung der 
Pfändung iſt nach § 808 Abſ. 2 S. 2 ZPO. deren Unwirk⸗ 
ſamkeit. Mit Recht hat hienach das Amtsgericht auf die — 
nach Eröffnung des Konkursverfahrens gegen den Schuldner 
vom Konkursverwalter anzubringende und angebrachte — 
Erinnerung im Sinn des § 766 ZPO. die Pfändung, ſo⸗ 
weit ſie nicht durch Freigabe der Pfandſtücke erledigt iſt, 
aufgehoben. Es iſt daher auf die weitere Beſchwerde des 
Konkursverwalters unter Abänderung des Beſchluſſes des 
Landgerichts die von den Gläubigern gegen den Beſchluß des 
Amtsgerichts eingelegte Beſchwerde als unbegründet zurück⸗ 
zuweiſen und der durch den angefochtenen Beſchluß auf⸗ 
gehobene Beſchluß wieder herzuſtellen. 

Beſchluß des II. Zivilſenats vom 6. April 1914 i. S. 

Sch. u. Gen. gegen den Schn. ſchen Konkursverwalter 

W. 59/1914. 


30. 


LCandrechtliche Errungenſchaftsgeſellſchaft; Wider⸗ 

ſpruchsrecht der Fran gegen die Pfündung einer Er⸗ 

rungenſchaftsſache. Geltendmachung dieſes Wider⸗ 

n durch den Ehemann oder deſſen Kon⸗ 
kursverwalter. 


Hierüber beſagen die 
Gründe 
eines oberlandesgerichtlichen Beſchluſſes: 
Der Beſchwerdeführer, Konkursverwalter des Ehemanns 
R., iſt der Anſicht, daß die Pfändung vom 13. November 
18 * 
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1913 als gegen ein abſolutes Verbotsgeſetz verſtoßend un⸗ 
wirkſam ſei, ſofern die Pfändung des der Ehefrau R. zu⸗ 
ſtehenden hälftigen Anteils des gepfändeten Pferds unzu⸗ 
läſſig geweſen ſei und zur Pfändung des dem Ehemann R. 
gehörigen hälftigen Anteilsrechts das Amtsgericht als Voll⸗ 
ſtreckungsgericht zuſtändig geweſen wäre. Dieſe Unwirkſam⸗ 
keit glaubt der Konkursverwalter namens des Schuldners 
ſelbſt geltend machen zu können. 

Dieſe Ausführungen des Beſchwerdeführers ſind aber 
nicht zutreffend. 

Die Pfändung vom 13. November 1913 war rechts⸗ 
gültig. Es ſollten zufolge Auftrags des Gläubigers nicht 
zwei Miteigentumsrechte, ſondern eine im Gewahrſam des 
Schuldners befindliche körperliche Sache — ein Pferd — 
gepfändet werden. Zu dieſer Pfändung war der Gerichts⸗ 
vollzieher gemäß § 808 Abſ. 1 ZPO. befugt, und zwar ohne 
Rückſicht darauf, ob dieſe Sache überhaupt, oder vielleicht 
nur anteilweiſe im Eigentum des Schuldners ſtand. Die 
Pfändung war alſo rechtsgültig und es ſtand jedenfalls dem 
Schuldner gegen dieſelbe weder eine Einwendung nach § 766 
ZPO. noch eine Klage nach §S 771 ZPO. zu!). Dadurch, 
daß der Gläubiger den — angeblich der Ehefrau R. ge⸗ 
hörigen — Anteil des Pferdes freiwillig nachträglich frei⸗ 
gegeben hat, ändert ſich hieran nichts. Ob der Gläubiger 
dies nötig gehabt hätte, kann dahingeſtellt bleiben. Es iſt 
in hohem Maß beſtritten, ob bei der Errungenſchaftsgeſell⸗ 
ſchaft des alten württ. Rechts bezüglich der Errungenſchafts⸗ 
ſtücke der Ehefrau ein die Veräußerung hinderndes Recht 
zuſteht oder nicht, vgl. z. B. die beiden Entſcheidungen in 
Württ Z. Bd. 25 (von 1883) S. 226 ff., die erſteres ſogar be⸗ 
züglich der im Eigentum der Ehefrau ſtehenden Sonderguts⸗ 
ſtücke verneinen. Aber ſelbſt wenn ein ſolches Recht der 
Ehefrau angenommen werden will und wenn ſogar — vgl. 
den Beſchluß dieſes Senats i. S. L. gegen W., Beſchw.⸗ 

1) Vgl. Gaupp⸗Stein, 11. Aufl. zu § 808 Ziff. I, § 804 Ziff. II, 
3, § 771 Ziff. I und N. 61; 5 766 N. 40. 
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Reg. 291/1907 — angenommen wird, daß das Miteigen⸗ 
tumsrecht eines Miteigentümers die Veräußerung der gan⸗ 
zen, in Rede ſtehenden Sache hindert, ſo iſt es doch ledig⸗ 
lich Sache der Ehefrau, ob ſie von dieſen Befugniſſen Ge⸗ 
brauch machen will oder nicht, nicht aber ſteht es dem 
Schuldner (dem Ehemann) frei, ſich auf dieſes Recht zu be⸗ 
rufen. Es iſt vielmehr in Württemberg ſtets herrſchende 
Meinung geweſen, daß den Gläubigern des Mannes gegen⸗ 
über die in ſeiner Hand vereinigte Vermögensmaſſe zu⸗ 
nächſt jedenfalls als ſein Vermögen zu gelten habe und des⸗ 
halb auf Grund eines gegen ihn gerichteten Vollſtreckungs⸗ 
titels angegriffen werden dürfe und daß höchſtens für eine 
Interventionsklage der Ehefrau nach 8 771 ZPO. Raum ſei ). 
Beſchluß des II. Zivilſenats vom 6. Februar 1914 W. 
15/1914. 


31. 


Zum Begriff der „öffentlichen Laſten“ des Grundſtücks, 
§ 10 3. 3 Zw. 


Im Zwangsverſteigerungsverfahren über das Gebäude⸗ 
grundſtück Sickſtraße Nr. 34 in St. hatte die beklagte Stadt⸗ 
gemeinde St. u. a. folgende Forderungen als öffentliche 
Laſten des Grundſtücks i. S. von $ 10 Nr. 3 858. an⸗ 
gemeldet: 

1. 940 M. 4 Pf. Koſtenerſatz für die Herſtellung des 
Hauskanals für das Gebäude Sickſtraße 34 auf Grund des 
§ 2 3. 7 Abſ. 1 des Ortsbauſtatuts von St. vom 22. Juli 
1897; 

2. 11 M. 3 Pf. Platzgeld für die Benützung des ſtädti⸗ 
ſchen Straßenraums zur Lagerung und Bearbeitung von 


1) Vgl. Gau pp⸗Geßler, Die Württ. Landesgeſetze und Verord⸗ 
nungen zur Ausführung und Ergänzung der ZPO. und des 3G. 
II. Aufl. S. 285/286; Württ J. 8 S. 319 ff. insbeſ. S. 331 (Entſch. 
des II. Zivilſenats des OLG. Stuttgart); Württ J. 9, 266/267; B. 15 
S. 128 ff. Württ Z. B. 34 (von 1862) S. 323 ff. 
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Baumaterialen bei Errichtung des Gebäudes Sickſtraße 34 
auf Grund der 88 13 Abſ. 3 und 15 Abſ. 4 des Ortsbau⸗ 
ſtatuts und 

3. 45 M. Gebühren für die Vornahme der Hochbau— 
kontrolle durch den Ortsbautechniker bei Gebäude Nr. 34 
der Sickſtraße auf Grund des Art. 124 der BauO. und des 
§ 115 der Vollzugsverfügung vom 10. Mai 1911. 

Die ſämtlichen Anſprüche der Stadtgemeinde ſind im 
Teilungsplan als öffentliche Laſten des Grundſtücks mit dem 
Vorrang des § 10 Nr. 3 3G. aufgenommen und in vol⸗ 
lem Betrag zur Auszahlung verwieſen worden. Der Kl., 
der mit Hypotheken an 3.—5. Stelle durchgefallen iſt, hat 
gegen den den Anſprüchen der Stadtgemeinde zugewieſenen 
Rang Widerſpruch erhoben, worauf der Teilungsplan dahin 
ergänzt worden iſt, daß, ſoweit der Widerſpruch für begrün⸗ 
det erklärt werde, der entſprechende Betrag an Stelle der 
Stadtgemeinde dem Kl. auf Rechnung ſeiner Hypothek im 
dritten Rang zufallen ſolle. Der ſtreitige Betrag iſt hin⸗ 
terlegt. 

Der Kl. verfolgt ſeinen Widerſpruch im gegenwärtigen 
Prozeß und hat beantragt, ſeinen Widerſpruch gegen den 
Teilungsplan vom 12. März 1913 für begründet zu erklären. 
Die Beklagte hat beantragt, den Widerſpruch des Klägers 
unter Abweiſung der Klage für unbegründet zu erklären. 
Die Parteien ſind darüber einig, daß die ſämtlichen noch 
im Streit befindlichen Anſprüche unter der Herrſchaft der 
BauO. vom 28. Juli 1910 entſtanden find. 

Der Kl. beſtreitet zwar nicht, daß die Platzgeldforde⸗ 
rung einen öffentlichrechtlichen Charakter hat, macht aber 
geltend, daß die übrigen Anſprüche privatrechtlicher Natur 
ſeien und daß für keinen von ihnen eine dingliche Haftung 
des Grundſtücks beſtehe. Die Bekl. vertritt in beiden Rich⸗ 
tungen den entgegengeſetzten Standpunkt. 

Der Widerſpruch des Kl. iſt für begründet erachtet wor⸗ 
den, vom Berufungsgericht aus folgenden 
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Gründen: 

1. Was zunächſt die öffentlichrechtliche Natur der ſtrei⸗ 
tigen Anſprüche angeht, ſo iſt dieſe hinſichtlich des Platz⸗ 
geldes vom Kl. mit Recht nicht beſtritten. Die Ueberlaſſung 
von Straßenraum an Private zu den in $ 13 des St. Orts⸗ 
bauſtatuts von 1897 beſtimmten Zwecken geſchieht nicht durch 
privatrechtlichen Vertrag zwiſchen den Beteiligten, ſondern 
in Ausübung eines den Gemeinden nach Art. 21 Abſ. 2 der 
BauO. (alte BauO. Art. 12 Abſ. 2) zuſtehenden öffentlichen 
Verfügungsrechts, wie andererſeits die Anſetzung einer Ge— 
bühr für die Ueberlaſſung in der den Gemeinden einge⸗ 
räumten Finanzgewalt ihren Grund hat. Auch an dem 
öffentlichrechtlichen Charakter der Gebühren für die Vor⸗ 
nahme der örtlichen Baukontrolle iſt nicht zu zweifeln. Dieſe 
letztere ſtellt einen Ausfluß des ſtaatlichen Bauaufſichtsrechts 
dar und iſt durch Art. 118 Abſ. 2 und 3 der BauO. den 
Gemeinden übertragen. Die Koſten der örtlichen Kontrolle 
hat nach Art. 124 Abſ. 1 der Bauende zu tragen und die 
Gemeinden ſind ermächtigt, dafür nach näherer Maßgabe 
des § 115 Abſ. 2 der Vollzugsverfügung vom 10. Mai 1911 
Gebühren zu erheben. Dieſe Gebühren haben ſonach ihre 
Grundlage in den Vorſchriften des öffentlichen Rechts und 
bilden die Vergütung für eine Tätigkeit, welche die Gemein⸗ 
den in Ausübung eines ihnen übertragenen Hoheitsrechts 
vornehmen. Was ferner die Koſten für die Herſtellung des 
Hauskanals angeht, jo muß nach Art. 40 Abſ. 3 der BauO. 
und § 2 Nr. 1 des Ortsbauſtatuts das häusliche und ge⸗ 
werbliche Abwaſſer an Straßen, welche mit öffentlichen 
Dohlen verſehen ſind, in dieſe durch Hauskanäle abgeführt 
werden. Auf Grund des Art. 40 Abſ. 5 der BauO. gibt 
die Vollzugsverfügung in § 31, wie auch das Ortsbauſtatut 
in § 2 Nr. 3 ff. nähere Vorſchriften über die Beſchaffenheit 
der Hauskanäle und beſtimmt das letztere in § 2 Nr. 7 
Abi. 1, daß die Herſtellung der Hauskanäle und etwa not- 
wendig werdende Aenderungen und Reparaturen an den⸗ 
ſelben durch das ſtädtiſche Tiefbauamt nach Maßgabe der 
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beſtehenden Vorſchriften auf Koſten der Hausbeſitzer zu be⸗ 
wirken ſind, zu welchem Zweck dieſe der genannten Behörde 
rechtzeitig Anzeige zu machen haben. Es liegt nun nahe, 
nicht nur die Verpflichtung der Hausbeſitzer, die Hauskanäle 
durch das ſtädtiſche Tiefbauamt herſtellen zu laſſen, ſondern 
auch ihre Verpflichtung, dafür eine Vergütung zu entrichten, 
als im öffentlichen Recht begründet anzuſehen und anzu⸗ 
nehmen, daß die Stadtgemeinde bei Herſtellung der Kanäle 
nicht ſowohl als gewerbliche Unternehmerin in Erfüllung 
eines privatrechtlichen Vertrags, als vielmehr in Ausübung 
eines öffentlichen Zwangsrechts tätig wird. Offenbar iſt von 
dieſer Auffaſſung auch der Verwaltungsgerichtshof in einer 
in den Württ J. Bd. 15 S. 369 abgedruckten Entſcheidung vom 
14.121. Oktober 1903 in einem Falle ausgegangen, wo es 
ſich um die Vergütung für die von der Stadtgemeinde St. 
vorgenommene Setzung von Trottoirrandſteinen gehandelt 
hat. Allein im Hinblick auf die Zweifel, welche immerhin 
über die öffentlichrechtliche Natur des in Frage ſtehenden 
Anſpruchs beſtehen können, hat es der Senat vorgezogen, 
dieſen Punkt unentſchieden zu laſſen, was möglich war, da 
jedenfalls die Eigenſchaft des Anſpruchs als eines dinglichen 
zu verneinen war. 

2. Ob eine Verbindlichkeit eine Laſt des Grundſtücks 
i. S. des $ 10 Nr. 3 ZVG. darſtellt, d. h. bei Zahlungs⸗ 
verbindlichkeiten, ob der Berechtigte Befriedigung aus dem 
Grundſtück verlangen kann, entſcheidet ſich in Ermangelung 
reichsgeſetzlicher Vorſchriften, wie ſchon die Frage nach der 
öffentlichrechtlichen Natur derſelben, nach Landesrecht. Würt⸗ 
temberg hat, anders als z. B. Preußen (AG. z. ZVG. Art. 
1—3), keine Vorſchriften darüber aufgeſtellt, welche Ver⸗ 
pflichtungen zu den öffentlichen Laſten eines Grundſtücks ge⸗ 
hören. Es iſt daher bei den verſchiedenen öffentlichrechtlichen 
Anſprüchen beſonders zu prüfen, ob für ſie die dingliche 
Haftung eines Grundſtücks beſteht. Den Ausgangspunkt 
bildet dabei, daß die öffentlichen Abgaben und Leiſtungen 
grundſätzlich einen bloß perſönlichen Charakter tragen, ſo 
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daß die dingliche Natur ſolcher Anſprüche nur beim Vor⸗ 
liegen eines beſonderen Rechtsgrundes angenommen werden 
kann. Der Bekl. wird zuzugeben ſein, daß ſich die Haftung 
eines Grundſtücks für einen öffentlichrechtlichen Anſpruch 
nicht bloß aus geſetzlichen oder ſtatutariſchen Vorſchriften, 
ſondern auch aus der rechtlichen Natur des Anſpruchs er⸗ 
geben kann. Bei den ſtreitigen Anſprüchen trifft aber weder 
das eine noch das andere zu. 

Bei Zahlungsverbindlichkeiten — und um ſolche handelt 
es ſich hier — kann für die Folgerung aus der Natur des 
Anſpruchs nur die Beziehung in Betracht kommen, in wel⸗ 
cher die Leiſtung, um deren Vergütung es ſich handelt, zu 
einem Grundſtück ſteht. Die Bekl. behauptet denn auch, 
daß nicht nur die Herſtellung des Hauskanals, ſondern auch 
die Vornahme der Baukontrolle und die Ueberlaſſung öffent⸗ 
lichen Straßenraums zu Bauzwecken dem überbauten Grund⸗ 
ſtück als ſolchem zugut kommen. Abgeſehen davon, daß 
dies bei den beiden zuletzt genannten Leiſtungen gar nicht 
zutrifft, erſcheint der Umſtand, daß durch eine Leiſtung in⸗ 
bezug auf ein Grundſtück deſſen Gebrauchs⸗ oder Verkehrs⸗ 
wert erhöht wird, für ſich allein nicht als geeignet, die Haf⸗ 
tung des Grundſtücks für die Gegenleiſtung zu begründen. 
Dies kann für öffentlichrechtliche Anſprüche nicht anders ſein 
als für privatrechtliche. Auf dem Gebiet des Privatrechts 
hat jene Beziehung zwiſchen Leiſtung und Grundſtück dem 
Geſetzgeber in einzelnen Fällen Veranlaſſung gegeben, dem 
Leiſtenden für ſeinen Vergütungsanſpruch eine dingliche 
Sicherung zu gewähren. So beſteht nach § 648 BGB. für 
die Forderungen der Bauhandwerker zwar nicht eine dingliche 
Haftung des Baugrundſtücks, wohl aber ein Anſpruch auf 
Begründung einer ſolchen. Und in einem Falle, wo es ſich 
freilich nicht ſowohl um die Vergütung für eine Leiſtung, 
als vielmehr um die Entſchädigung für einen Uebergriff 
handelt, nämlich beim Ueberbau i. S. des $ 912 BGB., 
legt das Geſetz dem Entſchädigungsanſpruch einen ſogar be⸗ 
vorzugten dinglichen Charakter bei. Allein das ſind Aus⸗ 
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nahmefälle, aus denen zu entnehmen iſt, daß grundſätzlich 
durch die Tatſache, daß eine Leiſtung einem Grundſtück als 
ſolchem Vorteil bringt, eine Haftung des Grundſtücks für 
die Gegenleiſtung nicht begründet wird. Daß in dieſer Hin⸗ 
ſicht für öffentlichrechtliche Anſprüche etwas anderes gelten 
ſoll, iſt dem württ. Landesrecht nicht zu entnehmen. 

Es kann ſich mithin nur fragen, ob nicht den im Streit 
befindlichen Anſprüchen durch beſondere geſetzliche oder ſta⸗ 
tutariſche Beſtimmung dinglicher Charakter beigelegt iſt. 
Dies trifft keinesfalls zu hinſichtlich der Kontrollgebühren 
und Platzgelder, iſt aber auch für die Koſten der Herſtellung 
des Hauskanals zu verneinen. Die Koſten der örtlichen 
Baukontrolle hat nach Art. 124 Abſ. 1 der BauO. „der 
Bauende“ zu tragen, womit in gar keiner Weiſe zum Aus⸗ 
druck gebracht iſt, daß für ſie das Grundſtück haften ſolle. 
Das gleiche gilt für die Platzgelder, welche nach 8 15 Abſ. 4 
des Ortsbauſtatuts von „dem Baueigentümer“ zu entrichten 
ſind. Die Herſtellung der Hauskanäle geſchieht nach § 2 
Nr. 7 des Ortsbauſtatuts „auf Koſten der Hausbeſitzer“. 
Es mag ſein, daß die Gemeinden durch den Art. 40 Abſ. 1 
der BauO. ermächtigt ſind und durch den Art. 11 Abſ. 4 
der früheren BauO. ermächtigt waren, dem Anſpruch auf 
Erſtattung der Herſtellungskoſten dinglichen Charakter bei⸗ 
zulegen, und es kann der Bekl. zugegeben werden, daß eine 
ſolche Anordnung ſich durch die bleibenden Vorteile, welche 
die Herſtellung des Hauskanals für ein Grundſtück mit ſich 
bringt, rechtfertigen ließe. Allein durch die erwähnte Be⸗ 
ſtimmung des Ortsbauſtatuts iſt die Haftung des Grund» 
ſtücks für die Herſtellungskoſten nicht angeordnet. Allerdings 
hat der Verwaltungsgerichtshof in einem Urteil vom 14./21. 
Oktober 19035) aus der Beſtimmung eines Ortsbauſtatuts, 
daß „für die Benützung der ſtädtiſchen Kanäle zur Einfüh⸗ 
rung von Hauskanälen die Eigentümer der letzteren einen 
Beitrag zu entrichten haben“, die Folgerung gezogen, daß 


1) Württ J. Bd. 15 S. 371. 


A. in Civilſachen. 279 


zur Bezahlung der Kanalbeiträge nicht bloß der den An⸗ 
ſchluß herbeiführende Hausbeſitzer, ſondern auch etwaige 
Rechtsnachfolger im Grundſtück verpflichtet ſein. Aber da⸗ 
mit iſt nicht mehr geſagt, als daß ſich die perſönliche Haf⸗ 
tung für die Kanalbeiträge auf die Rechtsnachfolger im 
Grundſtück erſtreckt, und iſt insbeſondere nicht zum Ausdruck 
gebracht, daß für jene Beiträge eine dingliche Haftung des 
Grundſtücks beſtehe. 

Da aus den angeführten Gründen den Anſprüchen der 
Bekl. die Eigenſchaft von Laſten des Grundſtücks i. S. 
des § 10 Nr. 3 des ZG. abzuſprechen iſt, jo kann unent⸗ 
ſchieden gelaſſen werden, ob nicht etwa die Koſten für die 
Herſtellung des Hauskanals unter die in Art. 99 Abſ. 2 
der BauO. genannten Koſtenbeiträge fallen und daher nur 
durch Eintragung in das Baulaſtenbuch die Eigenſchaft 
einer Grundſtückslaſt hätten erlangen können. Ebenſo, 
ob nicht etwa durch Art. 99 der BauO. allen dort nicht 
genannten Verbindlichkeiten in Bauſachen der dingliche Cha⸗ 
rakter aberkannt iſt und die Anſprüche der Bekl. desſelben 
aus dem Grunde gerade entbehren, weil ſie nicht den in 
Art. 99 genannten beizuzählen ſind. 

Es war die Berufung der Bekl. mit der Koſtenfolge 
des § 97 als unbegründet zurückzuweiſen. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 20. März 1914 i. S. der 

Stadtgemeinde St. g. A. Nr. 31/1914. 


32. 
Statntariſcher Miekbrand. (Der Verzicht des Nießbrau⸗ 
chers auf ſein Recht bewirkt, wenn der Verzicht ausdrücklich 
nur zugunſten eines beſtimmten Hypothekengläubigers er⸗ 
klärt iſt, keinen Vorrang der Hypothek vor dem Nut: 
nießungsrecht, wohl aber eine perſönliche Verpflichtung des 
Nießbrauchers, ſein Recht nicht zum Nachteil des Hypothe⸗ 
kengläubigers geltend zu machen. Die Verpflichtung wirkt 
auch zugunſten eines dritten Erwerbers der Hypothek.) 


Der Sohn der Bekl. Eugen Pf. hat auf verſchiedenen 
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ihm gehörigen, aber mit dem ſtatutariſchen Nießbrauch der 
Bekl. Chriſtine Pf. belaſteten Grundſtücken für den Handels⸗ 
mann Wolf G. wegen einer dieſem gegen ihn zuſtehenden 
Darlehensforderung Hypothek bewilligt. Bei der Verhand⸗ 
lung hat Bekl. erklärt, daß ſie auf ihr Nutznießungsrecht 
gegenüber dem Gläubiger G. verzichte, ſich jedoch gegenüber 
ihrem Sohn Eugen Pf. ihren Anſpruch vorbehalte. Der 
anweſende Wolf G. hat dem zugeſtimmt. Bei der Eintra⸗ 
gung der Hypothek wurde der Satz miteingetragen: „Dieſe 
Hypothek hat Rang vor dem auf dem Titelblatt eingetrage⸗ 
nen Nutznießungsrecht der Chriſtine Pf.“ — In der Folge 
hat Wolf G. die Grundſtücke zu Eigentum erworben; die 
Hypothek iſt als Grundſchuld auf ſeinen Namen umgeſchrie⸗ 
ben worden. Wolf G. hat die Grundſchuld an die Klin. 
abgetreten. Zwiſchen der Bekl. und der Klin. wurde ſtreitig, 
ob die Hypothek den Vorrang vor dem Nutznießungsrecht 
habe. Auf die dahin gerichtete Feſtſtellungsklage iſt im Be⸗ 
rufungsverfahren erkannt worden, daß Bekl. ihr Nutz⸗ 
nießungsrecht nicht zum Nachteil der Hypothek der Klin. 
geltend machen dürfe. 

Aus den 

Gründen: 

Das lebenslängliche (ſtatutariſche) Nutznießungsrecht, 
welches gemäß Art. 262 AGBGB. als erbrechtliche Folge 
der dort bezeichneten altrechtlichen Güterſtände im Fall 
des Ablebens eines Ehegatten dem überlebenden Ehegatten 
an dem Erbteil der gemeinſchaftlichen Kinder zuſteht, und 
welches im vorliegenden Fall der Bekl. an den Grundſtücken, 
die zum Vatergut ihres Sohns Eugen Pf. gehörten, zuſtand 
und, wie unten zu zeigen ſein wird, jetzt noch zuſteht, iſt 
ein Recht beſonderer Art, für welches ausſchließlich die Be⸗ 
ſtimmungen des früheren Rechts maßgebend ſind. Nach 
dieſen entſteht das ſtatutariſche Nutznießungsrecht unmittel⸗ 
bar kraft Geſetzes und bedarf zu ſeiner Wirkung gegen 
Dritte nicht der . in die ee Bücher ). 

1) Vgl. Württ Z. 1902 S. 39. 
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Zu den dinglichen Rechten im Sinn des BGB. gehört das 
ſtatutariſche Nutznießungsrecht, das dem BGB. fremd iſt, 
nicht. Die Zahl dieſer dinglichen Rechte iſt im BGB. ſelbſt 
derart begrenzt, daß andere, als die im BGB. ſelbſt für 
zuläſſig erklärten Rechte an einer Sache nicht begründet 
werden können ). 

Andere Rechte, auch wenn ſie dinglichen Charakter haben, 
können daher nicht in das Grundbuch eingetragen werden, 
insbeſondere iſt das Grundbuch dem Eintrag bloßer Ver⸗ 
fügungsbeſchränkungen verſchloſſen, ſo iſt z. B. die auf der 
elterlichen Gewalt beruhende Nutznießung am Kindsvermögen 
nicht eintragungsfähig und ebenſowenig der Verzicht auf dieſe 
Nutznießung 2). 

Wenn in § 77 der Verfügung des Juſtizminiſteriums 
betr. das Grundbuchweſen vom 2. September 1899 Amtsbl. 
S. 101 die Eintragung der ſtatutariſchen Nutznießung in 
das Grundbuch empfohlen wird, ſo iſt dies nur dahin zu 
verſtehen, daß die Nutznießung zu Informationszwecken im 
Grundbuch vermerkt, nicht aber dahin, daß ſie als ein Recht 
im techniſchen Sinn dort eingetragen werden könne ). 

Kann hienach die ſtatutariſche Nutznießung nicht als ein 
eintragungsfähiges dingliches Recht erachtet werden, ſo finden 
auf ſie auch nicht die Beſtimmungen Anwendung, welche 
nach § 879 ff. BGB. für das Rangverhältnis der eingetra⸗ 
genen Rechte maßgebend ſind. Denn es iſt einleuchtend, 
daß für ein Recht, das ſelbſt nicht in das Grundbuch ein⸗ 
getragen werden kann, auch nicht der Rang durch Eintra⸗ 
gung in das Grundbuchamt beſtimmt werden kann. Hieraus 
folgt, daß der in dem Eintrag der Hypothek des Wolf G. 
vom 22. Juni 1910 enthaltene Satz: 

„Dieſe Hypothek hat Rang vor dem auf dem Titelblatt 
eingetragenen Nutznießungsrecht der Chriſtine Pf.“ keine 


1) Vgl. Planck, Komm. z. BGB. 3. Aufl. Bd. III Vorbem. 2a 
S. 7 und Güthe, GBO. 3. Aufl. S. 198 Anm. 20. 

2) Güthe, GBO. S. 202 Anm. 27. 

2) Zu vgl. Württ Z. Jahrg. 1904 S. 45. 
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rechtliche Bedeutung beanſpruchen kann, daß insbeſondere 
durch dieſe Eintragung kein Vorrang im Sinn des § 880 
BGB. für die Hypothek des Wolf G. vor dem ſtatutari⸗ 
ſchen Nutznießungsrecht der Bekl. begründet wurde. 

Nun hat allerdings die Klin., wie unterſtellt werden 
kann, in gutem Glauben an die Richtigkeit dieſes in das 
Grundbuch eingetragenen Vorrangs die zur Grundſchuld ge- 
wordene Hypothek des Wolf G. durch Abtretung von ſeiten 
des Wolf G., mithin durch ein Rechtsgeſchäft, erworben, 
ſie kann ſich aber zur Begründung des von ihr für ihre 
Grundſchuld in Anſpruch genommenen dinglichen Vorrangs 
vor dem ſtatutariſchen Nutznießungsrecht der Bekl. nicht auf 
ihren guten Glauben gemäß § 892 BGB. berufen, weil 
dingliche Rechte, die überhaupt nicht in das Grundbuch ein⸗ 
getragen gehören, auch nicht durch den guten Glauben ge⸗ 
ſchützt werden !), und weil dasſelbe auch für einen nicht ein⸗ 
tragungsfähigen Vorrang, der eben kein Vorrang im Sinn 
des BGB. iſt, gelten muß. 

Hienach kann nicht feſtgeſtellt werden, daß der Grund⸗ 
ſchuld der Klin. der Rang vor dem ſtatutariſchen Nutz⸗ 
nießungsrecht der Bekl. zuſtehe, und es iſt deshalb die Be⸗ 
rufung der Klin., ſoweit ſie ſich gegen die Abweiſung dieſes 
Feſtſtellungsbegehrens richtet, nicht begründet. 

Nun hat aber die Klin. in II. Inſtanz ohne Wider⸗ 
ſpruch der Bekl., die deshalb als einwilligend zu gelten hat!), 
in zuläſſiger Weiſe den weiteren Antrag in den Rechtsſtreit 
eingeführt, feſtzuſtellen, daß die Bekl. nicht berechtigt ſei, ihr 
Nutznießungsrecht zum Nachteil der Grundſchuld der Klin. 
von 2500 M. und der Zinſen hieraus vom 1. Juni 1912 
an geltend zu machen. 

Daß die Klin. an der ſofortigen Feſtſtellung dieſes 
Rechtsverhältniſſes ein rechtliches Intereſſe hat — $ 256 


1) Predari, GBO. S. 167. 
2) Vgl. $ 269 ZPO. und Stein, ZPO. 8 529 zu Note 8. 
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ZPO. — iſt von ihr überzeugend dargelegt worden. (Wird 
ausgeführt.) 

Ihren Feſtſtellungsanſpruch ſtützt die Klin. auf den von 
der Bekl. am 3. Juni 1910 dem Wolf G. gegenüber er⸗ 
klärten Verzicht auf ihr ſtatutariſches Nutznießungsrecht. 
Daß die Bekl. mit dieſem Verzicht nicht auf das Nutz⸗ 
nießungsrecht als ſolches verzichten wollte, ſondern nur auf 
die Geltendmachung dieſes Rechts dem Wolf G. gegenüber, 
ergibt ſich daraus, daß fie ſich ihr Nutznießungsrecht gegen- 
über ihrem Sohn Eugen Pf. ausdrücklich vorbehalten hat. 
Da nun der Grundſtückseigentümer Eugen Pf. dem Wolf G. 
nicht nur perſönlich 2500 M. ſchuldete, deren Beitreibung 
künftig in Frage kommen konnte, ſondern dem Wolf G. 
auch eine Hypothek hiefür bewilligte, da ferner die Bekl. 
ihren Verzicht dem Wolf G. im Zuſammenhang und im un⸗ 
mittelbaren Anſchluß an dieſe Hypothekenbewilligung erklärt 
hat, ſo kann der Verzicht der Bekl. nicht anders als dahin 
aufgefaßt werden, daß die Bekl. hiedurch dem Wolf G. ge⸗ 
genüber die Verpflichtung übernommen hat, ihr Nutznießungs⸗ 
recht nicht zum Nachteil der dieſem gegen ihren Sohn Eugen 
Pf. zuſtehenden Forderung und der für dieſe Forderung erſt 
noch einzutragenden Hypothek geltend zu machen. Dadurch, 
daß Wolf G. dieſen Verzicht der Bekl. angenommen hat, iſt 
ſonach ein Schuldverhältnis zwiſchen Wolf G. und der Bell. 
entſtanden, kraft deſſen die Bekl. die Ausübung ihres Nutz⸗ 
nießungsrechts inſoweit unterlaſſen muß, als durch eine 
ſolche Ausübung die Verwirklichung des Rechts des Wolf 
G., ſei es nach ſeiner perſönlichen, ſei es nach ſeiner ding⸗ 
lichen Seite beeinträchtigt werden könnte. Das Recht, wel⸗ 
ches für Wolf G. aus dieſem Schuldverhältnis entſtand, 
konnte er, falls er die Anſprüche, zu deren Verwirklichung 
dieſes Recht dienen ſollte, an einen anderen abtrat, ebenfalls 
mit übertragen; denn nach der ganzen Sachlage muß ange⸗ 
nommen werden, daß jene Vereinbarung der Nichtgeltend⸗ 
machung des Nutznießungsrechts in dem Sinn getroffen 
wurde, daß ſie nicht auf die Perſon des Wolf G. be⸗ 
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ſchränkt ſein, ſondern ſelbſtverſtändlich auch dem etwaigen 
Rechtsnachfolger desſelben zugut kommen ſollte. 

Faßt man den von der Bekl. erklärten Verzicht in dieſer 
der Sachlage allein gerecht werdenden Weiſe auf, ſo iſt die 
Folge hievon, daß auch die Klin., welche ihre Grundſchuld 
durch Abtretung von ſeiten des Wolf G. erworben hat, 
von der Bekl. verlangen kann, daß ſie ihr Nutznießungs⸗ 
recht nicht zum Nachteil ihrer Grundſchuld geltend mache. 
Denn die der Klin. zuſtehende Grundſchuld iſt nur die ding⸗ 
liche Seite desjenigen Rechts, zugunſten deſſen die Bekl. 
dem Wolf G. gegenüber verzichtet hat. Die perſönliche For⸗ 
derung Wolf G. gegen Eugen Pf. iſt allerdings, wie die 
3K. zutreffend angenommen hat, durch die am 9. Auguſt 
1910 zwiſchen Eugen Pf. und Wolf G. vorgenommene Ver⸗ 
rechnung mit der Kaufpreisforderung des Eugen Pf. erlo⸗ 
ſchen, dagegen hat ſich das hypothekariſche Recht des Wolf 
G. trotz dieſes Erlöſchens ſeiner perſönlichen Forderung er⸗ 
halten, es iſt in eine Grundſchuld umgewandelt dem Eugen 
Pf., der zur Zeit des Erlöſchens der G.ſchen Forderung 
noch Eigentümer der belaſteten Grundſtücke war, zugefallen: 
§ 1163 Abi. 1 Satz 2 vgl. mit § 1177 Abi. 1 BGB. 
Eugen Pf. hat aber die Grundſchuld nicht für ſich be⸗ 
halten, ſondern hat ſie mit ihrer Entſtehung in rechtsgülti⸗ 
ger Weiſe — $ 1154 in Verb. mit $ 1192 BGB. — ſofort 
auf Wolf G. zurückübertragen, inſofern er im Anſchluß an 
die mit Wolf G. vorgenommene Verrechnung ſeiner Kauf⸗ 
preisforderung mit der Darlehensforderung des Wolf G. 
die Eintragung der Grundſchuld von 2500 M. für Wolf G. 
bewilligte, auch dem Wolf G. den nun zum Grundſchuld⸗ 
brief gewordenen Hypothekenbrief beließ. Jene Vereinba- 
rung der Nichtgeltendmachung des Nutznießungsrechts iſt 
aber beſtehen geblieben, wie ſich daraus ergibt, daß in dem 
Vertrag vom 9. März 1910 ausdrücklich erklärt wurde, daß 
der Grundſchuld der Vorrang vor dem Nutznießungsrecht 
der Bekl. gewahrt bleibe; auf ſeine aus jener Vereinbarung 
ſich ergebenden Rechte hat alſo Wolf G. nicht verzichtet. 
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Weiter iſt aber nicht der geringſte Zweifel möglich, daß 
Wolf G. mit der Abtretung der Grundſchuld an die Klin. 
der Klin. auch den für den Inhaber der Grundſchuld be⸗ 
ſonders wertvollen, wenn auch nur perſönlichen Anſpruch 
gegen die Bekl. abgetreten hat, wonach ſie eine für die 
Grundſchuld nachteilige Ausübung ihres Nutznießungsrechts 
zu unterlaſſen hat. 

Nach dem Ausgeführten mußte der Eventualantrag der 
Klin. für begründet erachtet und ihm entſprechend unter Ab⸗ 
änderung des landgerichtl. Urteils erkannt werden. 

Das Unterliegen der Klin. mit ihrem dinglichen An⸗ 
ſpruch konnte auf die Entſcheidung über die Prozeßkoſten 
keinen Einfluß haben, denn das mit dem dinglichen An⸗ 
ſpruch verfolgte Intereſſe iſt gleichwertig mit demjenigen des 
perſönlichen Anſpruchs, mit dem die Klin. obgeſiegt hat, 
und es ſind daher durch ſeine Geltendmachung keine beſon⸗ 
deren Koſten entſtanden. Gemäß § 92 Abſ. 2, § 91 Abſ. 1 
ZPO. waren deshalb der Bekl. ſämtliche Koſten in beiden 
Inſtanzen aufzuerlegen. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 19. Februar 1914 i. S. 

K. g. Pf. Nr. 791/1913. 


33. 


Eheſcheidungsklage einer wegen Geiſteskrankheit ent⸗ 
mündigten Fran anf Grund des § 1568 BGB. 


Der Sachverhalt ergibt ſich aus den. 
Gründen: 

Es beſteht kein Bedenken, den tatſächlichen Feſtſtellungen 
der Zivilkammer hinſichtlich der vom Bekl. der Klin. zuge⸗ 
fügten Mißhandlungen und Beleidigungen beizutreten und 
weiterhin feſtzuſtellen, daß der Bekl. durch dieſes Verhalten 
die durch die Ehe begründeten Pflichten gröblich verletzt hat, 
ferner daß das Verhalten des Bekl. an ſich geeignet geweſen 
wäre, das eheliche Verhältnis zu zerrütten. 

Die Klin. hat nun aber, wie dies von verſchiedenen 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. X XVI. 3. 19 
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Zeugen bekundet und auch in der Klage vom Vormund ſelbſt 
eingeräumt iſt, trotz aller Mißhandlungen und Beleidigungen 
ſtets zu ihrem Manne gehalten und ihn in Schutz genom⸗ 
men, ſelbſt dann, wenn eine Mißhandlung unmittelbar vor⸗ 
ausgegangen war. 

Es kann nun dahingeſtellt bleiben, ob in der Zeit von 
der Entlaſſung der Klin. aus der Klinik in Tübingen bis 
zu ihrer Verbringung in die Heilanſtalt in Pfullingen eine 
derartige Beſſerung in ihrem Geiſteszuſtand eingetreten war, 
daß ſie rechtswirkſam dem Bekl. ſeine Verfehlungen ver⸗ 
zeihen konnte, d. h. ob ihr bei ihrer damaligen geiſtigen 
Verfaſſung die Bedeutung der Verzeihung als einer Beſtäti⸗ 
gung des Willens, trotz der erlittenen Unbill die Ehe fort⸗ 
zuſetzen, erkennbar war. 

Denn wäre dieſe Frage zu bejahen, ſo wäre die Schei⸗ 
dungsklage gemäß § 1570 BGB. unbegründet. Es läge 
alsdann eine rechtswirkſame Verzeihung vor; die Gültigkeit 
der Verzeihung wäre durch die Tatſache der Entmündigung 
nicht ausgeſchloſſen, da die Verzeihung kein Rechtsgeſchäft 
iſt uud daher die Fähigkeit zu verzeihen ſich nicht nach den 
Vorſchriften des BGB. über die Geſchäftsfähigkeit bemißt !). 

Iſt aber die erwähnte Frage in Uebereinſtimmung mit 
dem Sachverſtändigen Dr. K. und mit der Zivilkammer zu 
verneinen, ſo liegt zwar keine rechtswirkſame Verzeihung 
vor, aber es kann andererſeits auch nicht feſtgeſtellt werden, 
daß durch das Verhalten des Bekl. das eheliche Verhältnis 
zerrüttet worden iſt. Denn die Zerrüttung beſteht in einer 
gänzlichen inneren Entfremdung der Ehegatten, in einer Zer⸗ 
ſtörung der ehelichen Geſinnung. Die Zivilkammer verkennt 
dies auch nicht, ſie gelangt aber dennoch zur Scheidung der 
Ehe, indem ſie erwägt, daß bei Anlegung eines objektiven 
Maßſtabs eine geſchäftsfähige Ehefrau ein Verhalten wie 
dasjenige des Bekl. als ein mit dem Weſen und Zweck der 
Ehe unvereinbares und als eine ſolche Kränkung empfunden 


1) S. Staudinger, BGB. § 1570 Erl. 4a. 
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hätte, daß ihr die Fortſetzung der Ehe nicht hätte zugemutet 
werden können. Allein dieſe Feſtſtellung rechtfertigt die 
Scheidung der Ehe nicht. Das Geſetz erfordert vielmehr 
objektiv das Vorhandenſein einer Ehezerrüttung, es genügt 
nicht die Feſtſtellung eines Verhaltens des einen Ehegatten, 
das der andere Gatte — eine normale Geiſtesverfaſſung 
vorausgeſetzt — als ein ehezerrüttendes hätte empfinden 
müſſen. So wenig Eheverfehlungen, von denen der klagende 
Ehegatte keine Kenntnis hatte, zur Feſtſtellung einer Ehe⸗ 
zerrüttung verwertet werden können!), jo wenig iſt dies der 
Fall bei Verfehlungen des Gatten, die der andere wegen 
ſeines Geiſteszuſtands nicht als ehezerrüttend empfindet. 

Die Klin. hat allerdings bei ihrer gerichtlichen Verneh⸗ 
mung erklärt, daß ſie mit der Scheidung ihrer Ehe einver⸗ 
ſtanden ſei. Allein abgeſehen davon, daß ſich aus dieſer 
Erklärung noch nicht mit Sicherheit auf eine Ehezerrüttung 
ſchließen ließe, kann bei dem ſonſtigen Inhalt ihrer Angaben 
und bei dem Gutachten des Sachverſtändigen Dr. K. dar⸗ 
über kein Zweifel beſtehen, daß die Klin. damals völlig in 
Geiſteskrankheit verfallen war und daher ihren damaligen 
Erklärungen für die Frage des Vorliegens einer Ehezerrüt⸗ 
tung keinerlei Bedeutung zukommen kann. 

Ob eine Zerrüttung der Ehe darin gefunden werden 
könnte, daß die Klin., wie ihr Vormund behauptet, infolge 
des Verhaltens des Bekl. in Geiſteskrankheit verfallen iſt, 
kann dahingeſtellt bleiben. Denn ein Beweis für dieſe Be⸗ 
hauptung iſt nicht angetreten. Es hat auch die über andere 
Punkte angeordnete Beweisaufnahme in dieſer Richtung 
nichts Greifbares ergeben, und es könnte überhaupt für eine 
derartige Behauptung ein exakter Beweis gar nicht erbracht 
werden. 

Ebenſowenig liegt ein Beweis dafür vor, daß etwa vor 
Eintritt der Geiſteskrankheit der Klin. infolge des Verhal⸗ 


1) JW. 1904 S. 63 Nr. 24. 
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tens des Bekl. eine Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes 
eingetreten wäre. 
Urteil des III. Zivilſenats vom 4. November 1913 i. S 
Gloß g. Gloß U. 475/1913. 
Das Reichsgericht hat die Reviſion gegen dieſes Urteil 
zurückgewieſen. 
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17. 


Der Einwand des error in objecto und der aberratio 
impetus gegenüber dem Keleidigungsbezicht. 


Der Angeklagte hatte an den Bruder der Privatkläge⸗ 
rin als den vermeintlichen Schwager derſelben einen für 
ſie beleidigenden Brief geſchrieben und war hierwegen zu 
Strafe verurteilt worden. Seine Reviſion wurde wie folgt 
verworfen. 

Unbegründet iſt die Reviſionsrüge, die Feſtſtellungen im 
Berufungsurteil laſſen einen Schluß dahin nicht zu, daß 
Angekl. gerade die Privatklägerin beleidigt habe. Denn es 
iſt für die Reviſionsinſtanz bindend feſtgeſtellt, daß der An⸗ 
gekl. mit ſeinem Brief und deſſen beleidigenden Anwürfen 
die Privatklägerin habe treffen wollen und daß hieran nichts 
geändert werde, wenn er dieſelbe irrigerweiſe für die Schwä⸗ 
gerin und nicht für die Schweſter der Privatklägerin ge⸗ 
halten ſowie wenn er fälſchlicherweiſe angenommen habe, daß 
die Privatklägerin die im Briefe erwähnte Aeußerung zu 
ſeinem Dienſtmädchen getan habe. Die Reviſion macht wei⸗ 
ter geltend, auch wenn die Schlußfolgerungen des angefoch⸗ 
tenen Urteils richtig ſeien, erſcheine die Beſtrafung des An⸗ 
gekl. nicht gerechtfertigt, denn es liege dann entweder ein 
error in objecto oder eine aberratio impetus vor. Auch 
dieſer Einwand entbehrt der Begründung. Die letztere An⸗ 
nahme widerſpricht der tatſächlichen Feſtſtellung im ange⸗ 
fochtenen Urteil, nach der der Angekl. mit den Vorwürfen 
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ſeines Briefes keine andere Perſon als gerade die Privat⸗ 
klägerin hat treffen wollen. Es liegt aber auch der behaup⸗ 
tete error in objecto, der den Vorſatz ausſchließen würde, 
nicht vor, mag auch der Angekl. in den angegebenen beiden 
Richtungen ſich geirrt haben. Zuzugeben iſt allerdings, daß 
der Irrtum des Angekl., die Privatklägerin habe die den 
Anlaß zum Brief des Angekl. bildende Aeußerung getan, 
für die Frage der Rechtswidrigkeit der beleidigenden Aeuße⸗ 
rungen des Angekl. von Bedeutung hat ſein können. Denn 
dieſer Irrtum iſt ein außerſtrafrechtlicher, ſo daß für den 
Angekl. die Anwendung des $ 193 StGB. in Frage zu 
kommen hat. Das Berufungsgericht hat indes die Sachlage 
auch nach dieſer Richtung geprüft und ausgeführt, die An⸗ 
nahme, daß es bei dem Angekl. auf eine berechtigte Inter⸗ 
eſſenwahrung abgeſehen geweſen ſei, liege nach den Umſtän⸗ 
den fern, vielmehr habe der Angekl. eben ſeinem Unmut in 
verletzender, die Privatklägerin herabwürdigender Weiſe Aus⸗ 
druck verleihen wollen. Die Verſagung des Schutzes des 
§ 193 StGB. beruht hienach auf tatſächlichen Erwägungen, 
die einen Rechtsirrtum nicht erkennen laſſen und deshalb 
dem Angriff mittels der Reviſion entzogen ſind. Ohne Be⸗ 
rückſichtigung hat endlich zu bleiben, wenn die Reviſion eine 
Prüfung des Sachverhalts unter dem Geſichtspunkt des § 199 
StGB. vermißt. Denn die Anwendung dieſer Geſetzes⸗ 
beſtimmung ſetzt tatſächlich erfolgte gegenſeitige Beleidigun⸗ 
gen voraus; die irrtümliche Annahme, von einer beſtimmten 
Perſon beleidigt worden zu ſein, hat daher als unerheblich 
außer Betracht zu bleiben. Hienach war die Reviſion zu 
verwerfen. 

Urteil des Straftſenats vom 9. Dezember 1912 in der 

Privatklageſache der B. L. gegen E. L. wegen Be⸗ 

leidigung. 
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18. 
Anm Begriff der Tatſache im Sinn des § 186 StG. 

Aus den Gründen: 

Mit Recht wendet ſich die Reviſion dagegen, daß das 
Zutreffen des §S 186 StGB. vom Berufungsgericht verneint 
wurde, weil der Angeklagte mit den in Frage ſtehenden 
Aeußerungen beſtimmte Tatſachen weder habe behaupten 
wollen noch behauptet habe. Zur Begründung der Ableh⸗ 
nung des § 186, bei deſſen Annahme dem Angekl. die Füh⸗ 
rung des Wahrheitsbeweiſes offen geſtanden wäre, iſt im 
Urteil bemerkt, in den Aeußerungen des Angekl. ſei zwar 
von Amtsverbrechen und Geſetzloſigkeiten, von Verfehlungen 
und Mißgriffen die Rede, es ſeien aber konkrete Vorgänge 
nicht genannt und nicht gemeint. Dies muß dem Verdacht 
einer irrigen Auffaſſung des Rechtsbegriffs der Tatſache im 
Sinn des § 186 Raum geben. Eine Behauptung und Ver⸗ 
breitung von Tatſachen im Sinn dieſer Geſetzesbeſtimmung 
kann auch vorliegen, wenn nicht konkrete Vorgänge, d. h. 
nach Zeit, Ort und Umſtänden uſw. im einzelnen beſtimmte 
Ereigniſſe und Begebenheiten angeführt ſind, ſondern im 
allgemeinen auf in Wirklichkeit erfolgte Vorgänge mit Be⸗ 
ziehung darauf, daß ſie tatſächlich erfolgt ſind, Bezug ge⸗ 
nommen iſt. Das Berufungsurteil betont allerdings, daß 
der Angekl. mit ſeinen Aeußerungen beſtimmte Tatſachen 
überhaupt nicht gemeint oder behauptet habe und ſoweit hie⸗ 
rin eine tatſächliche Feſtſtellung enthalten iſt, kann ſie von 
der Reviſion nur angefochten werden, wenn ſie von einem 
Rechtsirrtum beeinflußt iſt. Dieſe Annahme legt ſich in⸗ 
deſſen hier nahe, es iſt nicht von der Hand zu weiſen, daß 
der Feſtſtellung eine zu enge rechtsirrige Auffaſſung des Be⸗ 
griffs der Tatſache zugrunde liegt und daß ſie nicht in 
gleichem Sinn getroffen worden wäre, wenn der geſetzliche 
Tatbeſtand des § 186 in der erwähnten Richtung eine zu⸗ 
treffende Auslegung gefunden hätte. 

Urteil des Strafſenats vom 16. Dezember 1912 in der 

Strafſache gegen K. G. von E. wegen Beleidigung. 
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19. 


Zur Auslegung der Vorſchriften über die gewerbliche 
Sonntagsruhe, ſpeziell über Beſchüäftignng von 
Metzgergeſellen. 


Aus den Gründen: 

I. Die Strafkammer ſtellt feſt, daß der Angekl. vom 
Auguſt bis Dezember 1911 ſeine beiden Geſellen Pr. und H. 
an den Sonntagen in der Weiſe beſchäftigt hat, daß ſie 
vormittags von / 7 bis ½8 Uhr das Fleiſch für den Laden 
zuzurichten und von ½8 Uhr bis nach 9 Uhr, häufig bis 
gegen 10 Uhr, und dann wieder von 11 Uhr ab und zwar 
meiſt bis gegen 1 Uhr Fleiſch und Wurſtwaren an Kunden 
in der Stadt auszutragen hatten, während die übrigen Ge⸗ 
ſellen bis 9 Uhr mit ihrer Arbeit fertig waren und nur noch 
ein weiterer Geſelle regelmäßig von 11—1 Uhr im Laden 
beſchäftigt wurde. 

Der Vorderrichter ſpricht zunächſt aus, daß die Be⸗ 
ſchäftigung der Metzgergeſellen H. und Pr. an Sonntagen 
bis gegen 10 Uhr gegen die Verfügungen der K. Stadtdirektion 
St. vom 3. April und 30. Mai 1895 bzw. 6. Oktober 1906 
verſtoßen habe. Später iſt nur noch von Verfehlungen 
gegen die Verfügungen vom 3. April und 30. Mai 1895 
die Rede und geſagt, der Angekl. habe ſich gegen dieſe Ver⸗ 
fügungen in mehrfacher Hinſicht verfehlt, ſofern er die beiden 
genannten Geſellen an Sonntagen 

1. von )7 Uhr ab (richtig von ½/28 Uhr ab) regel⸗ 
mäßig bis gegen ½10 Uhr und 10 Uhr mit dem Austragen 
von Waren, ferner 

2. in der Zeit von 11 bis 1 Uhr, obwohl er in dieſer 
Zeit den H. im Laden beſchäftigt habe, regelmäßig mit dem 
Austragen von Waren und 

3. wiederholt insgeſamt ſtatt nur 4 Stunden 5—5'/a 
Stunden beſchäftigt habe. 

Dann heißt es weiter, dieſe fortgeſetzte Verfehlung falle 
unter die Strafbeſtimmung des § 146 a GewO. in Verbin⸗ 
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dung mit C. der Verfügung der K. Stadtdirektion vom 
3. April 1895. 

II. Der erſte gegen dieſe Beurteilung des Sachverhalts 
gerichtete Angriff geht fehl. Es iſt zwar richtig, daß der 
Strafbefehl vom 3. Januar 1912 ſich mit der Tat des An⸗ 
gekl. nur inſoweit befaßt hat, als dieſer in der Zeit von 
Auguſt bis November 1911 an verſchiedenen Sonntagen 
mittags zwiſchen 11 und 1 Uhr durch ſeine Geſellen Waren 
hatte austragen laſſen. Aber die von der Reviſion daraus 
gezogenen Folgerungen ſind nicht zutreffend. Von der recht⸗ 
lich nicht zu beanſtandenden Annahme aus, daß die wieder⸗ 
holten, über eine längere Zeit hin ſich erſtreckenden Ver⸗ 
fehlungen des Angekl. ſich als eine fortgeſetzte ſtraf⸗ 
bare Handlung darſtellen, war die Strafkammer nicht ge⸗ 
hindert, auch die in die Zeit nach November 1911 fallenden 
Begehungsakte zum Gegenſtand der Aburteilung zu machen. 
Der Umſtand, daß die Beſchäftigung der Arbeiter zwiſchen 
9 und 10 Uhr und diejenige zwiſchen 11 und 1 Uhr zeitlich 
auseinander fallen, nötigte die Strafkammer nicht, eine 
Mehrheit ſelbſtändiger Handlungen anzunehmen. Ob zeit⸗ 
lich auseinanderfallende Begehungsakte für die natürliche 
Betrachtung eine einheitliche Handlung oder eine Mehrheit 
von Handlungen darſtellen, iſt eine Frage der tatſächlichen 
Würdigung, deren Nachprüfung dem Reviſionsrichter ent⸗ 
zogen iſt. Daß die Strafkammer bei Entſcheidung dieſer 
Frage von irrigen rechtlichen Anſchauungen beeinflußt ge⸗ 
weſen ſei, iſt aus dem angefochtenen Urteil nicht zu entneh⸗ 
men. Eine andere Frage iſt, ob es gerechtfertigt war, in 
den Verfehlungen gegen verſchiedene Vorſchriften über die 
gewerbliche Sonntagsruhe (Beſchäftigung über 4 Stunden, 
von 9 bis 10 und von 11 bis 1 Uhr) ein einziges Ver⸗ 
gehen gegen 8 146 Gew., die Verletzung eines Strafge⸗ 
ſetzes, zu erblicken und ob nicht vielmehr die Annahme meh⸗ 
rerer in einer Handlung zuſammentreffender Vergehen, Ver⸗ 
letzung mehrerer Strafgeſetze durch eine Handlung, geboten 
geweſen wäre. Allein dies bedarf keiner Entſcheidung, da 
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der Angekl. durch die Behandlungsweiſe der Strafkammer 
nicht beſchwert iſt. Bedenken gegen die Hereinziehung der 
— im Strafbefehl nicht erwähnten — Beſchäftigung der 
Geſellen zwiſchen 9 und 10 Uhr beſtünden nur dann, wenn 
dieſe Verfehlung mit der in der Beſchäftigung zwiſchen 11 
und 1 Uhr liegenden als in Realkonkurrenz ſtehend ange⸗ 
ſehen werden müßte. Dann käme ein auf irriger Auffaſſung 
des materiellen Strafrechts, nämlich des $ 74 StGB., be⸗ 
ruhender Verſtoß gegen $ 263 StPO. in Frage. 

Die von der Reviſion weiter gerügte Nichtbeachtung der 
Vorſchriften über die Verjährung der Strafverfolgung 
liegt unter keinen Umſtänden vor. Schon am 17. Februar 
1912, alſo vor Ablauf der dreimonatlichen Verjährungsfriſt, 
GewO. § 145, ift die Verjährung hinſichtlich ſämtlicher in 
Betracht kommender Reate dadurch unterbrochen worden, 
daß das Amtsgericht unter Mitteilung der ſämtlichen ein⸗ 
ſchlägigen Vorſchriften die kommiſſariſche Vernehmung des 
Zeugen H. in die Wege geleitet hat, nachdem ſchon zuvor 
darüber Erhebungen gepflogen worden waren, wie lange im 
ganzen und ob noch nach 9 Uhr vormittags der Angekl. ſeine 
Geſellen beſchäftigt hatte. 

III. Dagegen mußte, abgeſehen von der eingangs er⸗ 
wähnten wechſelnden Bezeichnung der verletzten Vorſchriften, 
der zweite Angriff des Beſchwerdeführers der Reviſion zum 
Erfolg verhelfen. Die Strafkammer geht zutreffend davon 
aus, daß das Austragen von Fleiſch und Wurſtwaren in 
der Stadt unter den handelsgewerblichen Betrieb des Angekl. 
fällt. Das gleiche nimmt ſie, freilich ohne ſich ausdrücklich 
darüber auszusprechen, auch von dem Zurichten des Fleiſches 
für den Ladenverkauf an, das in der Schlußfeſtſtellung nicht 
mehr beſonders erwähnt wird. Es handelt ſich ſonach um 
die Frage, wie lange und zu welchen Stunden nach den be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften im Stadtdirektionsbezirk St. ein 
Metzgergeſelle am Sonntag beſchäftigt werden darf, wenn er 
an dieſem Tag lediglich im handels gewerblichen 
Betrieb des Meiſters beſchäftigt wird. Es iſt nun vor 
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allem nicht richtig, daß die GewO. in § 105 Abſ. 1 und 2 
zwiſchen gewerblichen und handelsgewerblichen Arbeitern in 
dem Sinn unterſcheidet, daß die für gewöhnlich oder über⸗ 
wiegend in einem gewerblichen Betrieb beſchäftigten Perſonen 
am Sonntag nicht, und die für gewöhnlich oder überwie⸗ 
gend in einem handelsgewerblichen Betrieb beſchäftigten 
5 Stunden lang beſchäftigt werden dürfen. Die GewO. 
ſtellt vielmehr darauf ab, in welcher Art von Betrieb die 
Perſonen am Sonntag beſchäftigt werden ſollen. Sie ver⸗ 
bietet in Abſ. 1 des § 105 jede Beſchäftigung von Arbei⸗ 
tern am Sonntag in den dort genannten Betrieben und be⸗ 
ſtimmt in Abſ. 2, daß im Handelsgewerbe Gehilfen, Lehr⸗ 
linge und Arbeiter an Sonn- und Feſttagen nicht länger als 
5 Stunden beſchäftigt werden dürfen. Die Folge davon iſt, 
daß bei einem Betrieb, der ſich aus Handwerk und Handels⸗ 
gewerbe zuſammenſetzt, ein Arbeiter, der für gewöhnlich im 
erſteren beſchäftigt wird, am Sonntag im handelsgewerb⸗ 
lichen Betrieb nach den Vorſchriften der GewO. nach Maß⸗ 
gabe des § 105 Abſ. 2 beſchäftigt werden darf. 
Landmann Komm. z. GewO. § 105 b Nr. 7, 
Schicker Komm. z. GewO. § 105 b Nr. 17. 

Auf Grund des § 105 Abſ. 2 GewO. hat nun zunächſt 
das Stadtpolizeiamt Stuttgart durch Bekanntmachung vom 
10. November 1906 (§ 1) beſtimmt, daß im Handelsgewerbe, 
von geſetzlich oder behördlich zugelaſſenen Ausnahmen abge⸗ 
ſehen, Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter an Sonn- und Feſt⸗ 
tagen nicht beſchäftigt werden dürfen. Dazu iſt auf Grund 
von $ 105e der GewO. von der K. Stadtdirektion St. am 
6. Oktober 1906 verfügt worden, daß der Verkauf von Nah⸗ 
rungsmitteln uſw., ſowie die Beſchäftigung von Gehilfen, 
Lehrlingen und Arbeitern bei dieſem Verkauf an allen Sonn⸗ 
und Feſttagen von vormittags von 5 bis 9 Uhr und (mit 
gewiſſen hier nicht in Betracht kommenden Ausnahmen) 
überdies von 11 bis 1 Uhr geſtattet ſei. Es kann füglich 
nicht bezweifelt werden, daß unter der Beſchäftigung bei 
dem Verkauf nicht bloß die Verkaufstätigkeit an der Ver⸗ 
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kaufsſtelle, ſondern auch die Zulieferung gekaufter Waren an 
die Kunden zu verſtehen iſt. 

Des weiteren hat die Stadtdirektion am 3. April 1895 
eine Verfügung über die Sonntagsruhe im Gewerbebetrieb 
mit Ausnahme des Handelsgewerbes erlaſſen und in einer 
Nachtragsverfügung hiezu vom 30. Mai 1895 folgendes be⸗ 
ſtimmt: 

„Im Fleiſchergewerbe iſt die Beſchäftigung von Arbei⸗ 
tern an allen Sonn⸗ und Feſttagen vormittags von 6 bis 9 
Uhr geſtattet; während dieſer Zeit dürfen dieſe Arbeiter zu- 
gleich in dem mit dem Betrieb verbundenen Handelsgewerbe 
beſchäftigt werden. 

Außerdem darf ein im Handwerk beſchäftigter Arbeiter 
auch nach 11 Uhr noch zu Arbeiten des Ladengeſchäfts unter 
der Bedingung herangezogen werden, daß die Dauer ſeiner 
Geſamtbeſchäftigung 4 Stunden nicht überſteigt. 

Letztere Beſtimmung ermöglicht es dem Meiſter, dieſen 
Arbeiter morgens 3 Stunden im Handwerk, und mittags 
von 11 bis 12 oder ſpäter eine Stunde im Laden, oder 
2 Stunden morgens und 2 Stunden mittags, oder 1 Stunde 
morgens und 3 Stunden mittags zu beſchäftigen.“ 

Dieſe Verfügung betrifft 2 Fälle: 

1. den Fall, daß ein Arbeiter ausſchließlich im Hand⸗ 
werk (Abſ. 1 S. 1) und 

2. den Fall, daß ein Arbeiter im Handwerk und zugleich 
im Handelsgewerbe, d. h. daß er an dem betreffenden Sonn⸗ 
oder Feſttag teils im einen teils im anderen beſchäftigt wird 
(Abſ. 1 S. 2, Abſ. 2 und 3). Dagegen behandelt dieſe 
Verfügung den Fall überhaupt nicht, daß ein Arbeiter am 
Sonntag ausſchließlich im Handelsgewerbe beſchäftigt wird. 
An ſich könnte vielleicht der zweite Abſatz in dem Sinn ver⸗ 
ſtanden werden, daß ein im Handwerk beſchäftigter Arbeiter, 
d. h. ein für gewöhnlich im Handwerk beſchäftigter Arbeiter 
auch nach 11 Uhr noch zu Arbeiten des Ladengeſchäfts heran⸗ 
gezogen werden dürfe, wenn ſeine Geſamtbeſchäftigung 4 Stun⸗ 
den nicht überſteige. Allein der Abſatz 3, in dem verſchie⸗ 
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dene Fälle der nach Abſ. 2 zuläſſigen abwechſlungsweiſen 
Beſchäftigung aufgeführt, dagegen der Fall ausſchließlicher 
Beſchäftigung im Handelsgewerbe nicht genannt iſt, zeigt, 
daß im Abſ. 2 unter dem einen im Handwerk beſchäftigten 
Arbeiter ein Arbeiter gemeint iſt, der an dieſem Sonntag im 
Handwerk beſchäftigt worden iſt. 

Bezieht ſich aber die Verſügung vom 30. Mai 1895 
auf die ausſchließliche Beſchäftigung eines Arbeiters im han⸗ 
delsgewerblichen Teil des Betriebs überhaupt nicht, ſo muß 
auf dieſe Art der Beſchäftigung die Verfügung vom 6. Ok⸗ 
tober 1906 Anwendung finden. Daß dies richtig iſt, ergibt 
ſich auch aus der Verfügung der K. Stadtdirektion vom 
3. April 1895, wo unter Ziff. II für die Aenderungs⸗ und 
Zurichtungsarbeiten beim Ladenverkauf unter beſonderer An⸗ 
führung des Fleiſchergewerbes geſagt iſt, daß dieſelben als 
Beſchäftigung im Handelsgewerbe zu betrachten und deshalb 
an Sonn⸗ und Feſttagen während der für das betreffende 
Handelsgewerbe freigegebenen Zeit geſtattet find. Darf ein 
Arbeiter für dieſe handelsgewerblichen Arbeiten mehr als 
4 Stunden und dabei auch von 11 bis 1 Uhr verwendet 
werden, ſo iſt nicht einzuſehen, weshalb es bei anderen han⸗ 
delsgewerblichen Beſchäftigungen, wie bei dem Austragen 
verkaufter Waren an Kunden, anders ſein ſoll. 

Da hienach lediglich eine Verſehlung gegen die Ver⸗ 
fügung der Stadtdirektion vom 6. Oktober 1906 i. V. mit 
§ 146 a GewO. in Betracht kommt, ſofern der Angekl. die 
beiden Geſellen noch nach 9 Uhr und bis gegen 10 Uhr vor⸗ 
mittags an Sonntagen zum Warenaustragen verwendet hat, 
ſo war das angefochtene Urteil (übrigens ohne die tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen) aufzuheben und die Sache zur ander⸗ 
weiten Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungs⸗ 
gericht zurückzuverweiſen. 

Urteil des Strafſenats vom 9. Juni 1913 in der Straf⸗ 

ſache gegen Metzgermeiſter H. V. in St. wegen Ver⸗ 

fehlung gegen die Gewerbeordnung. 
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20. 
In enge Auslegung des § 193 Htg. 


Aus den Gründen: 

Der Angeklagte, der von der Empfängerin eines auf⸗ 
gebrochenen und teilweiſe ſeines Inhalts beraubten Obſt⸗ 
korbes unwiderlegtermaßen beauftragt war, hiewegen Anzeige 
zu erſtatten, hat nach den Feſtſtellungen der Strafkammer 
nach einem vergeblichen Verſuch, den Bahnhofverwalter hie⸗ 
wegen zu ſprechen, noch am ſelben Tag nachts gegen 12 Uhr 
in einer Wirtſchaft dem außer dem Wirt allein dort anwe⸗ 
ſenden Güterbeförderer von der Entwendung des Obſtes 
Mitteilung gemacht und im Anſchluß hieran zu Gehör der 
beiden Anweſenden über den Privatkläger Tatſachen behaup⸗ 
tet, in denen nach der Feſtſtellung der Strafkammer der Be⸗ 
zicht des Diebſtahls liegt und die nicht erweislich wahr ſind. 
Er iſt hiewegen auf Grund des § 186 StGB. beſtraft, der 
Schutz des $ 193 StGB. ihm verſagt worden. Die Ent⸗ 
ſcheidungsgründe ſagen hiezu: „daß der Angekl. jene Mit⸗ 
teilungen in gutem Glauben an die Wahrheit der behaupte⸗ 
ten Tatſachen zum Zweck der Wahrnehmung der berechtigten 
Intereſſen der Empfängerin des Obſtkorbes gemacht habe, 
kann nicht anerkannt werden. Wenn ihm auch nicht zu 
widerlegen iſt, daß er von ihr beauftragt war, Anzeige we⸗ 
gen des Obſtdiebſtahls zu erſtatten, ſo wußte der Angekl. 
doch genau, daß er ſich deshalb entweder an den Bahnhof⸗ 
vorſtand oder den Landjäger zu wenden habe, daß er dieſen 
die Tatſache der Entwendung und ſeine Verdachtsgründe 
mitteilen könne, und daß er nicht berechtigt ſei, unbeteiligten 
Dritten die von ihm gemachten Mitteilungen zu machen. 
Hätte er durch dieſe die berechtigten Intereſſen der Emp⸗ 
fängerin des Obſtkorbes wahrnehmen wollen, ſo hätte er 
den Zeugen ſagen müſſen, daß er zu dieſem Zweck den Bahn⸗ 
hofverwalter vergeblich aufgeſucht habe und daß er ſie um 
Mitteilung ſeiner Anzeige und ſeiner Verdachtsgründe für 
die Täterſchaft des Privatklägers an denſelben erſuche. Das 
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aber hat der Angekl., ganz abgeſehen davon, daß er jeine 
Anzeige auch noch an einem ſpäteren Tag anbringen konnte, 
unterlaſſen.“ 

Dieſe Ausführungen werden von der Reviſion mit Grund 
beanſtandet. Es iſt allerdings im weſentlichen Sache der 
tatſächlichen Feſtſtellung, ob eine Aeußerung als zur Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen erfolgt anzuſehen iſt oder 
nicht. Die Ausführungen legen aber die Annahme nahe, 
daß die Strafkammer zur Verneinung der Frage auf Grund 
einer zu engen Auslegung des Begriffs der Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen gekommen iſt. Wenn der Angekl., 
wie die Strafkammer als nicht widerlegt anſieht, von der 
Empfängerin des beraubten Korbes beauftragt war, wegen 
des Obſtdiebſtahls Anzeige zu machen, ſo beſchränkte ſich 
naturgemäß ſein Auftrag nicht darauf, die Anzeige bei der 
zuſtändigen Stelle anzubringen, ſondern er war im Zweifel 
damit betraut, zur Aufdeckung des Diebſtahls alle ihm ge⸗ 
eignet erſcheinenden Schritte zu unternehmen, insbeſondere 
auch den Erſatz für das abhanden gekommene Obſt zu be⸗ 
treiben und überhaupt alles zu tun, was das Intereſſe der 
Adreſſatin wegen des Verluſtes erheiſchte. Von dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkt aus iſt es gleichgültig, daß der Angekl. wußte, 
daß er ſich wegen einer Anzeige an den Bahnhofvorſtand 
oder den Landjäger zu wenden habe und daß er nicht be⸗ 
rechtigt ſei, unbeteiligten Dritten die den Privatkläger ver⸗ 
dächtigenden Angaben zu machen. Auch wenn er dies wußte, 
ſo konnte er es trotzdem für den Intereſſen ſeiner Auftrag⸗ 
geberin dienlich erachten, dem Güterbeförderer von dem Vor⸗ 
fall und ſeinem Verdacht auf den Privatkläger in Kenntnis 
zu ſetzen. Der Güterbeförderer, dem er ſeine Angaben 
machte, iſt vermutlich derſelbe Güterbeförderer, welcher die 
Ablieferung des beraubten Obſtkorbes zu beſorgen hatte; er 
hatte deshalb ein eigenes lebhaſtes Intereſſe an der Auf⸗ 
klärung des Vorfalls, ſo daß er als beſonders geeignet er⸗ 
ſcheint, bei der Aufdeckung mitzuwirken. Es kommt aber auch 
in Frage, daß der Güterbeförderer als ſelbſtändiger Fracht⸗ 
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führer oder auch als ein von der Eiſenbahnverwaltung an⸗ 
geſtellter Rollfuhrunternehmer (§ 78 Ziff. 1 der Eiſenbahn⸗ 
verkehrsordnung vom 23. Dezember 1908) unter Umſtänden 
ſelbſt für den Verluſt zivilrechtlich haftbar iſt. Er erſcheint 
deshalb keineswegs als unbeteiligter Dritter und auch aus 
dieſem Grund konnte eine Angehung ſeiner Perſon vom 
Angekl. für zweckdienlich erachtet werden. Es iſt daher auch 
unzutreffend, wenn die Strafkammer, wie es den Anſchein 
hat, davon ausgeht, eine Wahrnehmung berechtigter Inter⸗ 
eſſen durch die Mitteilung an den Güterbeförderer könnte 
nur unter dem Geſichtspunkt in Frage kommen, daß der 
Angekl. dieſen als Mittelsperſon zur Ueberbringung der An⸗ 
zeige an den zuſtändigen Bahnhofvorſtand hätte benützen 
wollen. In all dem tritt zutag, daß die Strafkammer eine 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen durch den Angekl. nur 
inſoweit anerkennen will, als es ſich um die Anbringung 
einer förmlichen Diebſtahlsanzeige handelt. Dies iſt aber 
rechtsirrig. 

Das Urteil iſt deshalb nebſt den Feſtſtellungen aufzu⸗ 
heben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung zurückzuverweiſen. Es wird zu prüfen ſein, ob 
der Angekl. unter irgend einem Geſichtspunkt geglaubt hat, 
durch die Mitteilung an den Güterbeförderer die ihm über⸗ 
tragene Wahrnehmung der Intereſſen ſeiner Auftraggeberin 
zu fördern und ob er in Betätigung des Entſchluſſes, dies 
zu tun, die Mitteilung gemacht hat. Wird dies bejaht, ſo 
wird weiter zu erwägen ſein, ob der Umſtand, daß die Mit⸗ 
teilung in vorgeſchrittener Nachtſtunde in einer Wirtſchaft 
und zu Gehör des Wirtes erfolgt iſt, die a der Be⸗ 
leidigung erkennen läßt. 

Urteil des Strafſenats vom 23. Juli 1913 in der Pri⸗ 

vatklagſache M. gegen M. wegen Beleidigung. 
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Zur Auslegung des 8 5 des Stellenvermittlungsgeſetzes. 


I. Ä 

Die Angekl., eine gewerbsmäßige Stellenvermittlerin in 
St., iſt wegen Uebertretung im Sinn des § 5 Ab. 4, § 13 
Ziff. 1 des Stellenverm.⸗Geſ. vom 2. Juni 1910 zu 3 M. 
Geldſtrafe verurteilt und die hiegegen eingelegte Reviſion 
verworfen worden. 

Aus den 

Gründen: 

Nach § 5 Abſ. 4 Satz 1 war die Angekl. als Stellen⸗ 
vermittlerin verpflichtet, ſtelleſuchenden Perſonen vor Abſchluß 
des Vermittlungsgeſchäfts die für den Stelleſuchenden zur 
Anwendung kommende Taxe, § 5 Abi. 1 StVG., mitzutei⸗ 
len; nach Satz 2 daſelbſt war die Taxe, der Tarif, in den 
Geſchäftsräumen an einer in die Augen fallenden Stelle an⸗ 
zuſchlagen. Die Angekl. hat die letztere Vorſchrift beachtet. 
Am 6. September 1912 aber hat ſie in ihrem Geſchäfts⸗ 
zimmer zu St. der Kellnerin Agnes Sch. eine Stelle ver⸗ 
mittelt, ohne der Sch. die für ſie zur Anwendung kommende 
Taxe zuvor mitgeteilt zu haben. Die Angekl. erachtet ſich, 
unerachtet der Vorſchrift des angeführten erſten Satzes des 
§ 5 Abſ. 4, als nicht ſtrafbar (8 13 Abſ. 1 StVG.), weil 
die Sch., wie die Angekl. bemerkt haben will, den aufge⸗ 
hängten Tarif wahrgenommen und geleſen habe. Die Straf⸗ 
kammer erachtet dieſes Schutzvorbringen für unerheblich. Sie 
erwägt, daß nach dem klaren Inhalt des Geſetzes beide Vor⸗ 
ſchriften, Satz 1 und Satz 2 des § 5 Abſ. 4, nebeneinander 
zu beachten ſeien; der Tarif ergebe nur die Aufſtellung der 
Gebühren im allgemeinen, während nach Satz 1 gerade die 
beſonderen, im gegebenen einzelnen Falle den Stelleſuchenden 
treffenden Gebühren dieſem mitgeteilt werden müßten; habe 
ſich die Angekl. je im Irrtum hierüber befunden, ſo ſei dies 
ein Irrtum über das Strafgeſetz, der ſie nicht vor Strafe 
ſchütze; übrigens habe der Sinn der Beſtimmung einen ſolch 
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deutlichen Ausdruck im Geſetz gefunden, daß die Angekl. bei 
Anwendung der pflichtgemäßen Sorgfalt imſtande geweſen 
wäre, den richtigen Sinn zu erfaſſen und ſich darnach zu 
verhalten. 

Dieſe Ausführungen laſſen einen Rechtsirrtum nicht er⸗ 
kennen. Das Geſetz ſtellt beide Vorſchriften nebeneinander 
auf; es verlangt alſo, daß beiden Vorſchriften entſprochen 
wird, nicht bloß einer. Auch der Zweck der Vorſchriften 
rechtfertigt dieſes Nebeneinander. Der Stelleſuchende ſoll 
zuverläſſig darüber aufgeklärt werden, wieviel er an Vergü⸗ 
tung entrichten zu müſſen, zu gewärtigen hat. Das ſoll ihm 
der Vermittler zuvor mitteilen, Satz 1. Für die Zuverläſ⸗ 
ſigkeit dieſer Mitteilung bürgt Satz 2: der aufgehängte Tarif 
ermöglicht es dem Stelleſuchenden, die Angabe des Vermitt⸗ 
lers nachzuprüfen, und beugt dadurch der Gefahr unrichtiger 
Angaben des Vermittlers vor. Andererſeits würde die Be⸗ 
ſtimmung des Satzes 2, für ſich allein genommen, auch nicht 
genügen. Erfahrungsgemäß werden öffentlich aufgehängte 
Tax⸗ und ähnliche Vorſchriften häufig nicht oder nur ober⸗ 
flächlich geleſen; namentlich ſind Leute aus den Kreiſen, denen 
die Stelleſuchenden zumeiſt angehören, oftmals im Leſen ſol⸗ 
cher Tax⸗ und ähnlicher Vorſchriften ſchwerfällig und unbe⸗ 
holfen, daher Irrtümern und Mißverſtändniſſen ausgeſetzt, 
wogegen ſie wieder durch den Satz 1 geſchützt werden ſollen. 
Mit Grund hat daher das Geſetz, — und zwar ſchon § 75 a 
Gew., der durch 8 19 StVG. aufgehoben wurde, — beide 
Vorſchriften nebeneinander aufgeſtellt, wie denn die Reviſion 
ſelbſt einräumt, daß der bloße Aushang der Taxe nicht ge⸗ 
nüge. Sachlich hat ſich daher die Angekl. einer Zuwider⸗ 
handlung gegen § 5 Abſ. 4 Satz 1 ſchuldig gemacht. 

Die Angekl. kann aber auch nicht etwa deshalb als ent⸗ 
ſchuldigt gelten, weil die Sch. den Tarif ſelbſt geleſen haben 
ſoll und die Angekl. dies wahrgenommen haben will. Selbſt 
wenn die Sch., — was, in Ermangelung entgegenſtehender 
Feſtſtellungen der Strafkammer, zugunſten der Angekl. zu 
unterſtellen iſt, — zu Geſicht der Angekl. ihre Augen gerade 
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auf die einſchlägige Stelle des Tarifs gerichtet hätte, jo gab 
dies der Angekl. noch keine Gewißheit, daß die Sch. gerade 
die für ſie zur Anwendung kommende Taxvorſchrift zutref⸗ 
fend in ihr Verſtändnis aufgenommen, mithin gekannt hätte. 
Die Angekl. war daher der Befolgung des Satzes 1 nicht 
überhoben, und ſie konnte dies auch nicht annehmen, ohne 
die gebotene Sorgfalt außer Acht zu laſſen. Mit Recht be⸗ 
merkt die Strafkammer, die Sachlage ſei ſo einfach geweſen, 
daß die Angekl. bei pflichtmäßiger Sorgfalt imſtande war, 
den richtigen Sinn der Vorſchriften zu erkennen und ihr Ver⸗ 
halten darnach einzurichten. Damit hat die Strafkammer 
einwandfrei feſtgeſtellt, daß die Angekl. mindeſtens fahrläſſig 
der Beſtimmung des Satzes 1 zuwidergehandelt hat. Daß 
die Strafvorſchrift des § 13 Ziff. 1 nicht bloß vorſätzliche, 
ſondern auch fahrläſſige Zuwiderhandlungen unter Strafe 
ſtellt, iſt nach der Natur der Beſtimmungen unbedenklich an⸗ 
zunehmen. Die von der Strafk. einwandfrei getroffene Feſt⸗ 
ſtellung einer fahrläſſigen Verletzung des § 5 Abſ. 4 Satz ! 
rechtfertigt mithin allein ſchon die Verurteilung; es kann 
deshalb auf ſich beruhen, ob ein etwaiger Irrtum der An⸗ 
gekl. über die Auslegung der Geſetzes beſtimmung ein Straf: 
rechtsirrtum und daher unbeachtlich wäre. Uebrigens läßt 
auch dieſe Annahme der Strafk. einen Rechtsirrtum nicht er⸗ 
kennen. Damit ſind auch die Angriffe der Reviſion wider⸗ 
legt. Die Reviſion bezeichnet es als formaliſtiſch, daß neben 
dem ausgehängten Tarif noch eine ausdrückliche mündliche 
Mitteilung des Vermittlers verlangt wird. Dem oben Aus⸗ 
geführten zufolge iſt dieſe Ausſtellung unbegründet; aber 
auch wenn begründet, würde ſie das Geſetz ſelbſt, nicht Nen 
Auslegung treffen. 

Hiernach war die Reviſion mit der Roftenfolge des 
§ 505 StPO. zu verwerfen. 

Urteil des Strafſenats vom 13. Auguſt 1913 in der 

Strafſache gegen Marie R. in St. wegen ee 

gegen das eee 
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II. | 

Die Angekl. betreibt in St. die gewerbsmäßige Stellen: 
vermittlung und hat im Sommer 1912 den drei Kellnerinnen 
Sch., G. und St. je eine Stelle als Kellnerin vermittelt, 
hiefür eine tarmäßige Gebühr von je 2 M. 50 Pf. anzu⸗ 
ſprechen gehabt; ohne vorherige Zahlungsaufforderung ihrer⸗ 
ſeits hat ſie in der Folge die drei Kellnerinnen in ihren 
Stellen aufgeſucht und die Gebühren bei ihnen einkaſſiert, 
und zwar tat ſie dies im Fall Sch. auf deren ausdrückliches 
Verlangen, in den Fällen G. und St. ohne von dieſen be⸗ 
ſonders gerufen zu ſein. Sie hat dabei je einen weiteren 
Betrag von 50 Pf. im Fall Sch. einverlangt, in beiden an⸗ 
deren Fällen auf Anfordern erhalten. Von der Strafkammer 
wurde ſie in II. Inſtanz freigeſprochen von der Anklage 
dreier Verfehlungen gegen § 12 Ziff. 4 vgl. mit § 5 Abi. 3 
StVG., dahin gehend, daß fie entgegen dieſen Beſtimmungen 
außer den taxmäßigen Gebühren eine Vergütung von 50 Pf. 
von der Arbeitnehmerin Sch. ſich habe gewähren laſſen und 
von der G. und St. verlangt habe. Das Urteil wurde auf 
Reviſion der Staatsanwaltſchaft aufgehoben und die Sache 
in die Vorinſtanz zurückverwieſen. 

Aus den 

Gründen: 

Die Strafkammer erachtet für erwieſen, daß die Gebühr 
von 50 Pf. nicht als Gebühr oder Gebührenzuſchlag für die 
tatſächlich ſtattgehabte Stellenvermittlung, auch nicht als Er⸗ 
ſatz für Auslagen, die der Angekl. bei oder aus Anlaß der 
Stellenvermittlung oder durch dieſe erwachſen ſind, gefordert 
oder angenommen und daß ſie auch nicht als ſolche von den 
Kellnerinnen gegeben wurden oder gegeben werden wollten, 
ſondern daß die Beträge nach dem übereinſtimmenden Willen 
beider Teile jeweils eine Entlohnung dafür haben bilden 
ſollen, daß die Angekl. mit Aufwendung eigener Mühewal⸗ 
tung und auch mit eigenem Baraufwand für eine Stellver⸗ 
tretung den Kellnerinnen die nach §8S 270 BGB. beſtehende 
Rechtspflicht abgenommen habe, auf eigene Gefahr und Koſten 
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die bereits geſchuldeten Gebühren für die Stellen vermittlung 
der Angekl. als Gläubigerin entweder ſelbſt zu bringen oder 
zu überſenden. Die Strafkammer nimmt an, daß zwiſchen 
der Angekl. und den drei Kellnerinnen je ein Dienſtvertrag 
auf Beſorgung des Geldeinzugs zuſtande gekommen ſei, ſie 
läßt aber dahingeſtellt, ob der Angekl. ein klagbarer An⸗ 
ſpruch auf die ihr zugekommene Entlohnung für ihren Gang 
in dieſer Höhe wirklich zugeſtanden ſei. Sie geht davon 
aus, daß das Stellenvermittlungsgeſetz nach ſeinem Zweck 
nur Beſtimmungen treffe über Vergütungen für die Stellen⸗ 
vermittlung und über die Erſtattungsfähigkeit von Auslagen, 
die innerhalb des Stellenvermittlungsvertrags durch 
die Stellenvermittlungstätigkeit und zu Zwecken der Stel⸗ 
len vermittlung erwachſen, daß es nur Entſtehung, Umfang 
und Erlöſchen der aus dem Stellenvermittlungsvertrag ſich 
ergebenden gegenſeitigen Anſprüche, nicht aber die Rechts⸗ 
verfolgung aus den hienach dem einen oder anderen Teil 
erworbenen Vermögensrechten regle. Durch das Geſetz werde 
daher ein neuer ſelbſtändiger Vertrag des Stellenvermittlers 
mit ſeinen Schuldnern nicht berührt, durch den die Schuld⸗ 
ner gegen eine entſprechende Pauſchalſumme von der mit 
Koſten⸗ und Gefahrübernahme für ſie verbundenen Geld⸗ 
überſendungspflicht entlaſtet werden. Die Strafkammer läßt 
deshalb auch dahingeſtellt, ob der geforderte Betrag als 
Auslage im Sinn des § 5 des Geſ. anzuſehen ſei, bejaht 
dies aber eventuell für den Fall Sch. 

Dieſe Ausführungen ſind rechtsirrig. Indem das Ge⸗ 
ſetz in § 5 Abſ. 3 unterſagt, neben den Gebühren Vergütungen 
anderer Art zu erheben und in § 12 den Stellenvermittler 
mit Strafe bedroht, der ſich außer den taxmäßigen Gebüh⸗ 
ren Vergütungen anderer Art gewähren oder verſprechen 
läßt, verbietet es dem Stellenvermittler die Entgegennahme 
aller nicht in der taxmäßigen Vergütung beſtehenden Zu⸗ 
wendungen, die mit der Tätigkeit des Stellenvermittlers für 
den Kunden zuſammenhängen und in dieſer ihre Urſache 
haben. Darauf, ob über die Zuwendung ein neuer ſelbſtän⸗ 


306 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


diger zivilrechtlicher Vertrag abgeſchloſſen wird oder ob die 
taxmäßige Vermittlungsgebühr vor der weiteren Zuwendung 
ſchon verdient und fällig war, kommt es nicht an, aber auch 
nicht darauf, ob die Verrichtung, die durch die nichttaxmäßige 
Vergütung abgelohnt werden ſoll, zur Erfüllung des eigent⸗ 
lichen Stellenvermittlungsvertrags gehörte. Es genügt, daß 
die abgelohnte Verrichtung mit dem Stellenvermittlungsver⸗ 
trag urſächlich zuſammenhängt. Dieſer Zuſammenhang liegt 
hier vor. Die Vergütung von 50 Pf. iſt dafür gewährt, 
daß die Vermittlerin den Kunden die Entrichtung der von 
ihnen geſchuldeten ta rmäßigen Gebühren durch Abholen er: 
leichtert hat. Es iſt dem Stellenvermittler aber nicht ge⸗ 
ſtattet, für Nebenleiſtungen oder für ein Entgegenkommen 
bezüglich ſeiner tarmäßigen Anſprüche ſich anderweite Ver⸗ 
günſtigungen zu verſchaffen, insbeſondere für Zuwarten mit 
der Beitreibung, für Geſtattung ratenweiſer Abtragung uſw. 
eine höhere als die taxmäßige Vergütung zu verlangen. 
Ebenſo iſt es, wenn er dadurch Entgegenkommen zeigt, daß 
er bei den Kunden die Gebühren einkaſſiert und ihnen da⸗ 
durch die Mühewaltung, ſowie die Gefahr und Koſten der 
Ueberſendung abnimmt. Wenn ihm hiedurch beſondere Koſten 
entſtehen, ſo kann es ſich nur fragen, ob es ſich hier um 
bare Auslagen handelt, deren Erſtattung nach § 5 Abſ. 3 
Satz 2 inſoweit gefordert werden kann, als ſie auf Ver⸗ 
langen und nach Vereinbarung mit dem Auftraggeber ver⸗ 
wendet und als notwendig hinreichend nachgewieſen ſind. 
Die Strafkammer bejaht dies im Fall Sch., indem ſie an⸗ 
nimmt, daß der Angekl. für eine Stellvertretung ein Bar⸗ 
aufwand entſtanden ſei. Es erſcheint fraglich, ob die Straf⸗ 
kammer hier den Begriff „bare Auslagen“ richtig erkannt 
hat. Der Aufwand für allgemeine Geſchäfts⸗ und Bureau⸗ 
einrichtungen kann nicht unter dieſem Geſichtspunkt auf die 
Kunden abgewälzt werden. Bare Auslagen für Stellvertre⸗ 
tung könnten nur dann durch das Einkaſſieren bei der Sch. 
entſtanden ſein, wenn die Angekl. gerade um den Gang zur 
Sch. zu machen, eine Vertretung mit einem Aufwand von 
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50 Pf. eingeſtellt hätte, nicht aber wenn ſie allgemein eine 
Hilfe im Geſchäft gegen Bezahlung verwendet und dieſe nur 
nebenbei während des Gangs der Angekl. zur Sch. die erſtere 
im Geſchäft vertreten hätte. Hierüber fehlt es an genügen⸗ 
den Feſtſtellungen. Die Freiſprechung beruht daher auf einer 
unrichtigen Geſetzesanwendung, was die Zurückverweiſung, 
da weitere tatſächliche Erörterungen nötig ſind, rechtfertigt. 

Urteil des Strafſenats vom 23. Juni 1913 in der 

Strafſache gegen die Stellenvermittlerin K. K. in St. 


22. u 
Bur Auslegung des $ 56 StG. 


Die jugendlichen Angeklagten find auf Grund des § 56 
StGB. von der Anklage eines Vergehens der fahrläſſigen 
Körperverletzung een und ihrer Familie überwieſen 
worden. 

Aus den 

Gründen: 


Die Reviſion des Nebenklägers rügte die Verletzung 
der SS 56, 57 StGB.; fie mußte Erfolg haben, da das an⸗ 
gefochtene Urteil dem Verdacht einer irrigen Auffaſſung dieſer 
Geſetzesvorſchriften Raum gibt. 

Es muß ſchon Bedenken erregen, wenn die Strafkam⸗ 
mer ausſpricht, daß die Angekl., um beſtraft werden zu 
können, hätten imſtande geweſen ſein müſſen, zu erkennen 
nicht nur, daß ihre Pflicht die Unterlaſſung der betreffenden, 
gegen ſie feſtgeſtellten Handlung erfordert hätte, ſondern daß 
ſie ſich durch Begehung derſelben einer Kriminalſtrafe wegen 
fahrläſſiger Körperverletzung ausſetzen. Falls letzteres dahin 
zu verſtehen wäre, daß die Angekl. die Einſicht ihrer Straf⸗ 
barkeit nach 8 230 StGB. gehabt haben müſſen, fo wäre 
dies zu beanſtanden; denn vom Geſetz wird nicht die Ein⸗ 
ſicht zu der Erkenntnis verlangt, unter welches Strafgeſetz 
die Handlung falle, ſondern nur, daß die Angekl. die Ein⸗ 
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ſicht beſitzen zu erkennen, daß ihr konkretes Handeln über⸗ 
haupt kriminell ſtrafbar ſei. 

Das angefochtene Urteil erklärt aber ſodann bei der 
Erörterung, ob den Angekl. nicht eine Uebertretung nach 
$ 367 Ziff. 4 StGB. zur Laſt falle, es könne nicht voraus⸗ 
geſetzt werden, daß die jungen Burſchen, die ja wohl vom 
Ortspoliziſten auch ſonſt wegen kriminell nicht ſtrafbarer 
Ungehörigkeiten zurecht gewieſen worden ſeien, einſehen 
mußten, daß fie ſich durch ihre, bei der Jugend vielfach 
übliche Spielerei krimineller Strafe ausſetzen. Dieſe Be⸗ 
merkung muß zur Aufhebung des angefochtenen Urteils füh⸗ 
ren. Denn zweifellos verlangt das Geſetz nur, daß die 
Angekl. diejenige Einſicht beſitzen, die eine Erkenntnis ihrer 
Strafbarkeit ermöglicht, nicht aber, daß ſie die Strafbarkeit 
erkannt haben oder erkennen müſſen. 

Urteil des Strafſenats vom 29. September 1913 in der 

Strafſache gegen die Volksſchüler Th. G. und G. K. 

in Sch. wegen fahrläſſiger Körperverletzung. 


23. 


Zum Begriff der einheitlichen Straftat und fortge⸗ 
| ſetzten Handlung. 


J. 

Der Angekl. hatte gegen eine vom Stadtpolizeiamt St. 
wider ihn verhängte Ungebührſtrafe Beſchwerde erhoben und 
in dem Beſchwerdeſchreiben an die K. Stadtdirektion in be⸗ 
beleidigenden Ausfällen gegen das Stadtpolizeiamt ſich er⸗ 
gangen, ſodann in dem auf Strafklage hiewegen eingeleiteten 
Ermittlungsverfahren in einem Schreiben an die K. Staats⸗ 
anwaltſchaft zwei Monate ſpäter ſich ähnlich geäußert. Ein 
Strafantrag wegen der letzteren Aeußerung wurde nicht ge⸗ 
ſtellt. Das Berufungsgericht hat die in beiden Schriftſätzen 
enthaltenen Aeußerungen rechtlich als Eine Handlung ange⸗ 
ſehen und aus §8 185 StGB. verurteilt. Das Urteil wurde 
aufgehoben. 3 
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Aus den 
Gründen: 

Der Rüge einer Verletzung der 8$ 61, 194, 73 StGB. 
kann der Erfolg nicht verſagt werden. Denn das angefoch⸗ 
tene Urteil läßt das Bedenken gerechtfertigt erſcheinen, daß 
von ihm der Rechtsbegriff der fortgeſetzten Handlung ver⸗ 
kannt worden iſt. Zur Begründung einer ſolchen iſt im Ur⸗ 
teil lediglich geſagt, bei der leidenſchaftlichen und gereizten 
Stimmung gegenüber dem Stadtpolizeiamt, aus der die ver⸗ 
ſchiedenen Eingaben des Angekl. entſtanden ſeien, habe man 
davon auszugehen, daß beide Aeußerungen einem einheitlichen 
Vorſatz entſprungen ſeien. Dies kann für ausreichend nicht 
erachtet werden. Um eine Fortſetzung im Rechtsſinn an⸗ 
nehmen zu können, muß zwiſchen den einzelnen Handlungen 
ein derartiger Zuſammenhang beſtehen, daß keine von ihnen 
als eine ſelbſtändige, ſondern jede nachfolgende Handlung 
als eine Fortſetzung der vorausgegangenen gelten kann und 
es muß insbeſondere der Vorſatz von vorneherein darauf 
gerichtet ſein, auch die ſpätere Handlung dergeſtalt vorzu⸗ 
nehmen, daß die eine geplante Tat durch verſchiedene, in 
ſich unſelbſtändige Ausführungshandlungen zum Vollzug ge⸗ 
bracht wird. Im angefochtenen Urteil iſt nun allerdings 
von einem einheitlichen Vorſatz die Rede; eine nähere tat⸗ 
ſächliche Begründung für die Annahme debſelben iſt aber 
nicht gegeben und insbeſondere kann die angebliche leiden⸗ 
ſchaftlich gereizte Stimmung des Angekl. gegenüber dem 
Stadtpolizeiamt, aus der heraus die verſchiedenen Eingaben 
entſtanden ſein ſollen, als ſchlüſſig für die Annahme eines 
einheitlichen Vorſatzes nicht angeſehen werden. Denn hiemit 
iſt in keiner Weiſe dargetan, daß nicht der Angekl. bei der 
zweiten, zwei volle Monate ſpäter auf einen neuen beſonde⸗ 
ren Anlaß hin getanen Aeußerung mit einem von neuem 
gefaßten Vorſatz gehandelt hat. Bei beleidigenden Aeuße⸗ 
rungen, die nach Zeit und Anlaß ſo weit voneinander ge⸗ 
trennt, die überdies an verſchiedene Behörden gerichtet ſind, 
wird es zunächſt der natürlichen Auffaſſung der Sache ent⸗ 
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ſprechen, verſchiedene ſelbſtändige Handlungen anzunehmen 
und jedenfalls war vorliegend zu einer näheren Erörterung 
der Frage nach der rechtlichen Einheit der verſchiedenen 
Handlungen und der Einheitlichkeit des Vorſatzes umſomehr 
Veranlaſſung gegeben, als es von ihrer Beantwortung ab⸗ 
hängig iſt, ob hinſichtlich der ſpäter erfolgten Aeußerung ein 
rechtswirkſamer Strafantrag vorliegt. 

Urteil des Strafſenats vom 16. Dezember 1912 in der 

Strafſache gegen K. G. von H. wegen Beleidigung. 


II. | 

Gegen die Ehefrau M. waren wegen beleidigender 
Aeußerungen gleichzeitig zwei Privatklagen, die erſte von R., 
die zweite von K. u. Gen. erhoben und dieſe zwei Privat- 
klagen in den Vorinſtanzen zu gemeinſamer Verhandlung und 
Entſcheidung verbunden worden. Das Schöffengericht hatte 
mangelnden Beweiſes halber auf Freiſprechung erkannt, das 
Berufungsgericht auf Straffreierklärung unter Koſtenvertei⸗ 
lung mit der Begründung, daß im Fall K. u. Gen. über⸗ 
haupt keine Beleidigung vorliege, im Fall R. die vorhandene 
Mißachtungskundgebung mit einer vom Privatkläger R. beim 
gleichen Anlaß begangenen Beleidigung kompenſiert werde; 
um eine Freiſprechung im Fall K. u. Gen. könne es ſich 
aber nicht handeln, da die hier zum Gegenſtand der Klage 
gemachten Aeußerungen bei derſelben Gelegenheit und zu⸗ 
folge desſelben Vorſatzes gefallen wären und ſonach die 
ganze Tat als in einer fortgeſetzten Handlung begangen, 
alſo obwohl gegen mehrere Perſonen gerichtet, rechtlich nur 
als ein Vergehen der Beleidigung anzuſehen geweſen wären. 
Auf Reviſion der allgemein zur Tragung von ½ der Koſten 
verurteilten Angekl. M. wurde das Urteil aufgehoben. 
Aus den 

Gründen: | 

Die Annahme einer einheitlichen Handlung im Sinn 
des § 73 StGB. ift vorliegend von einer rechtsirrtümlichen 
Auffaſſung beeinflußt. Denn eine ſolche Annahme ſetzt neben 


— 
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dem äußeren Zuſammenhang der mehreren Tätigkeits⸗ oder 
Aeußerungsakte und neben der Einheitlichkeit des ſtrafbaren 
Vorſatzes auch die Einheit des verletzten Rechtsgutes voraus 
und dieſe gilt da als ausgeſchloſſen, wo das verletzte Gut 
in der Perſon verſchiedener Individuen den Gegenſtand des 
Angriffs bildet, wie dies bei dem Rechtsgut der Ehre der 
Fall iſt, und ſofern die Verletzung der mehreren Individuen 
nicht etwa in demſelben Tätigkeits⸗ oder Aeußerungsakt ge⸗ 
ſchieht, wie etwa mit einem gleichzeitig gegen mehrere Per⸗ 
ſonen gerichteten Schimpfwort. Vorliegend trifft letzteres 
allerdings im Fall K. u. Gen. zu: hier ſind mit der zum 
Gegenſtand der Privatklage gemachten angeblichen Aeuße⸗ 
rung der Angekl., „vor denen iſt nichts ſicher, es ſind noch 
mehr im Haus, wo das Sach' nicht ſicher iſt“, die Eheleute 
K. und deren ledige Tochter nach Annahme der Privatkl. 
ſowie des Gerichts gemeint geweſen, und es war nach der 
beigeſetzten Erklärung der andere Privatkl. R. hiebei aus⸗ 
drücklich ausgenommen. Hiemit iſt aber auch unzweifelhaft 
zum Ausdruck gebracht, daß jene gleichzeitig gegen drei Per⸗ 
ſonen gerichtete beleidigende Kundgebung, falls ſie erwieſen 
wäre, einen zeitlich wie qualitativ geſonderten ſelbſtändigen 
Akt bilden würde und mit der vorausgegangenen, lediglich 
gegen den Privatkl. R. gerichteten ehrenkränkenden Aeuße⸗ 
rung, angeſichts der Verſchiedenheit des hiebei verletzten kon⸗ 
kreten Rechtsgutes nicht eine einheitliche Handlung bilden 
könne. Inſoweit konnte deshalb die auf die entgegenſtehende 
rechtsirrige Anſchauung aufgebaute Entſcheidung des Vor⸗ 
richters nicht aufrechterhalten werden, fondern es mußte für 
jede der beiden wenn auch prozeſſual verbundenen Privat: 
klagen eine beſondere Entſcheidung getroffen werden. 

Eine ſolche konnte auch auf Grund der tatſächlichen 
Feſtſtellungen des Vorrichters getroffen werden. Denn in 
der Privatklage K. u. Gen. war eine beleidigende Kund⸗ 
gebung rechtlich bedenkenfrei nicht als erwieſen angenommen 
und gegen dieſe ihr günſtige Entſcheidung von der Angekl. 
die Reviſion auch nicht eingelegt; ſonach war in dieſem 
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Falle auf Freiſprechung der Angekl. und auf Zuſcheidung 
der Koſten an die Privatkl. zu erkennen. Im Fall R. iſt 
die Straffreierklärung gemäß § 199 StGB. gleichfalls von 
der Reviſion nicht angefochten und nach der beigegebenen 
Begründung begegnet ſie auch keinem rechtlichen Bedenken. 
In dieſem Fall hatte es ſomit bei der vom Vorrichter aus⸗ 
geſprochenen Straffreierklärung ſowie bei ſeiner Koſtenent⸗ 
ſcheidung zu verbleiben, welche letztere auf § 500 StPO. ſich 
ſtützt und inſoweit dem freien Ermeſſen des Tatrichters an⸗ 
heimgeſtellt iſt. Anderſeits rechtfertigt ſich zu dieſem Teil 
die für die Reviſionsinſtanz getroffene gleichmäßige Koſten⸗ 
verteilung aus im Urteil näher angeführten Gründen. 
Urteil des Strafſenats vom 7. Juni 1913 in den Pri⸗ 
vatklageſachen des R. und des K. nebſt Gen. in N. je 
gegen die Ehefrau M. dort wegen Beleidigung. 


24. 


Stellt die bloße Kezugnahme auf den Inhalt früherer 
Wiederanfnahmeantrüge einen zuläſſigen Antrag im 
| Sinn des $ 399 Biff. 5 St. dar? 


Die Frage wurde vom Strafſenat in einem Beſchwerde⸗ 
fall mit folgender Begründung verneint. | 

In der Erwägung: 

1. daß der vorliegende Wiederaufnahmeantrag lediglich 
und ausdrücklich nur auf den Inhalt der früheren Wieder⸗ 
aufnahmeanträge mit dem Anfügen geſtützt wird, daß wei⸗ 
tere neue Tatſachen und Beweismittel nicht vorgebracht 
werden lönnen, 

2. daß die über die früheren Wiederaufnahmeanträge 
ergangenen, ſie ſämtlich als unzuläſſig verwerfenden Be⸗ 
ſchlüſſe unanfechtbar geworden ſind und jene Anträge hiemit 
ihre ſachliche und prozeſſuale Erledigung gefunden haben, 
weshalb die Strafkammer mit Recht es ablehnen konnte, 
das ſo längſt erledigte und lediglich durch Bezugnahme 
wiederholte Vorbringen von neuem zu prüfen; 
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3. daß bei den auf § 399 Ziff. 5 StPO. geſtützten 
Wiederaufnahmeanträgen vom Gericht nur zu prüfen iſt, ob 
und welche Tatſachen oder Beweismittel neu vorgebracht 
und ob ſie geeignet ſind, das frühere Beweisergebnis und 
die Grundlagen der Entſcheidung der Schuldfrage zu beſei⸗ 
tigen oder zu erſchüttern, daß aber bei ſolcher Prüfung auf 
den durch frühere, einen Wiederaufnahmeantrag ablehnende 
Beſchlüſſe erledigten Tatſachenſtoff nur dann und inſoweit 
zurückgegriffen werden muß, als er in Verbindung mit einem 
neuen Vorbringen als erheblich im Sinn des § 399 Ziff. 5 
ſich darſtellt; 

4. daß die früheren auf Wiederaufnahmeanträge des 
Verurteilten ergangenen Beſchlüſſe nicht erkennen laſſen, daß 
bei ihrer Faſſung dieſer Grundſatz etwa nicht beachtet wor⸗ 
den wäre und ſchon deshalb die Behauptung, die in den 
10 früheren Anträgen enthaltenen Tatſachen und Beweis⸗ 
mittel zuſammen ſeien zur Begründung des neuen An⸗ 
trags hinreichend, eine Wirkung nicht erzielen konnte; auch 
hievon ganz abgeſehen jedenfalls das Erfordernis der Neu⸗ 
heit beigebrachter Tatſachen oder Beweismittel im vorliegen⸗ 
den Antrag, der nur auf früheres Vorbringen ohne irgend 
etwas Neues anzuführen ganz allgemein Bezug nimmt, voll⸗ 
ſtändig ermangelt, ſowie auch ein ebenſo allgemeiner Hin⸗ 
weis auf früheres Vorbringen ohne Anführung beſtimmter 
Tatſachen oder Beweismittel einen zuläſſigen Wiederauf⸗ 
nahmeantrag im Sinn des Geſetzes nicht darſtellt. 

Beſchluß des Strafſenats vom 29. Sept. 1913 in der 

Strafſache gegen G. W. von W. wegen Brandſtiftung. 


25. 


Was gehürt zum Tatbeſtand der Aunppelei? 


Aus den 
Gründen: 
Zum Tatbeſtand der Kuppelei iſt zunächſt nach ie ob⸗ 
jektiven Seite erforderlich, daß günſtigere Vorausſetzungen 
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zur Unzucht durch Vermittlung, Gewährung oder Verſchaf⸗ 
fung von Gelegenheit gegeben werden, nach der ſubjektiven 
Seite, daß ein vorſätzliches, auf die Herbeiführung ſolcher 
Gelegenheit gerichtetes Verhalten vorliegt. Inſoweit iſt die 
Verurteilung der angeklagten Eheleute B. nicht zu bean⸗ 
ſtanden. Denn in dem angefochtenen Urteil iſt feſtgeſtellt, 
daß die beiden Angekl. in bewußt gemeinſchaftlicher Aus⸗ 
führung in der Zeit von Anfang Februar bis Anfang April 
1912 ein Zimmer ihrer Wohnung an den Schauſpieler W. 
B. und deſſen Braut K. M. vermietet haben, daß in dieſem 
Zimmer ſich neben dem ſonſtigen notwendigen Mobiliar nur 
ein Bett befunden und daß B. in der ganzen angegebenen 
Zeit gemeinſam mit der M. in dieſem Bett geſchlafen hat, 
daß die Angekl. von ihrem Hauswirt und der Polizei auf 
das Strafbare ihres Verhaltens hingewieſen worden, trotz⸗ 
dem aber nicht mit allen ihnen zur Verfügung ſtehenden 
Mitteln hiegegen eingeſchritten ſind und das unzüchtige Trei⸗ 
ben ihrer Aftermieter verhindert haben. 

Zum Tatbeſtand der Kuppelei iſt ſodann weiter erfor⸗ 
derlich, daß der Unzucht gewohnheitsmäßig oder aus Eigen⸗ 
nutz Vorſchub geleiſtet wird. Nur das letztere hat das an⸗ 
gefochtene Urteil angenommen und zur Begründung iſt aus⸗ 
geführt, die Angekl. haben bei ſtrengerem Vorgehen gegen 
ihre Aftermieter die Löſung des Mietverhältniſſes befürchtet, 
durch das ſie den größten Teil ihres eigenen Mietzinſes haben 
decken können, und fie haben bei dem geringen Bedarf. von 
möblierten Zimmern in W. nicht annehmen können, daß ſie 
imſtande ſeien, ſofort ohne Schädigung das Zimmer zum 
gleichen Preis weiter zu vermieten. Hiemit iſt ein auf den 
eigenen Nutzen gerichtetes Streben der Angekl. dargetan; 
zur Feſtſtellung des Eigennutzes genügt dies aber nicht, es 
muß vielmehr bei dieſem Streben den Geboten der Moral 
zuwider auf die Intereſſen anderer nicht die gebührende 
Rückſicht genommen werden (Entſch. RG. Bd. 26 S. 40). 
Auch unter dieſem Geſichtspunkt iſt der Sachverhalt indeſſen 
geprüft und es iſt insbeſondere auch inſoweit ein vorſätz⸗ 
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liches Handeln der Angekl. feſtgeſtellt worden. Denn in dem 
angefochtenen Urteil iſt ausdrücklich geſagt, die Angekl. ſeien 
auf die Tatſache hingewieſen worden, daß an dem unzüch⸗ 
tigen Treiben vom Hauseigentümer und der Nachbarſchaft 
Anſtoß genommen werde, ſie ſeien aber trotzdem hiegegen 
nicht eingeſchritten. Die Rüge einer mangelhaften Feſtſtel⸗ 
lung des Tatbeſtandsmerkmales des Eigennutzes iſt hiernach 
nicht begründet; das Vorbringen, es ſei der Einwand der 
Angekl. betr. den hochſchwangeren Zuſtand der M. nicht ge⸗ 
würdigt worden, enthält eine nach § 380 StPO. nicht be⸗ 
rechtliche prozeſſuale Rüge. Die vermißte Feſtſtellung, daß 
die Angekl. ſich bewußt waren, B. und ſeine Braut M. werden 
in dem gemieteten Zimmer Unzucht treiben, ergibt ſich mit 
Notwendigkeit aus dem Zuſammenhang der Urteilsgründe. 
Urteil des Strafſenats vom 6. Okt. 1913 in der Straf⸗ 
ſache gegen K. B. und deſſen Ehefrau B. B. in W. 
wegen Kuppelei. 


26. | 
Zum Begriff der unzüchtigen Handlung. 


Die Beſchwerde der Staatsanwaltſchaft wider den die 
Eröffnung des Hauptverfahrens wegen Verbrechens im Sinn 
des § 174 Ziff. 1, § 176 Ziff. 3 StGB. gegen einen Lehrer 
ablehnenden Strafkammerbeſchluß wurde verworfen mit fol⸗ 
gender Begründung. 

Zum Gegenſtand der Anklage iſt lediglich der Vorfall 
gemacht, bei dem der Angeſchuldigte die 10 Jahre alte 
Schülerin R. B. in ſeinem Zimmer um die Hüften gefaßt 
und in die Höhe gehoben, ſodann ſie unter den Armen und 
an der Seite, auch an den Brüſten gekitzelt hat, nicht auch 
der ſpätere Vorfall, bei dem er dieſelbe R. B. auf ſeinen 
Schoß geſetzt, an den Backen geſtreichelt, mehrmals geküßt 
und an den Seiten gekitzelt hat. Das Emporheben des um 
die Hüften gefaßten Mädchens kann, da der Angeſchuldigte 
ihr nicht etwa unter den Rock geſehen, ſie auch die Füße 
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dabei geſchloſſen hielt, bei dem Mangel anderweitiger ſchlüſ⸗ 
ſiger Indizien nicht als unzüchtige Handlung, d. h. als eine 
das normale Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl in geſchlechtlicher 
Beziehung verletzende Handlung angeſehen werden. Dasſelbe 
wird auch regelmäßig für das Kitzeln über den Kleidern an 
der Bruſt eines 10 jährigen Mädchens zutreffen, da bei einem 
ſolchen von einer die Geſchlechtsluſt reizenden entwickelten 
Bruſt oder überhaupt von Brüſten im eigentlichen Wort⸗ 
ſinn nach nicht geſprochen werden kann. Selbſt wenn aber 
je nach der charakteriſtiſchen Art, wie das Schulkind die 
kitzelnden Bewegungen an oder um ſeine Bruſt dem Unter⸗ 
ſuchungsrichter vormachte, ein objektiv unzüchtiges Ausgreifen 
angenommen werden könnte und ſofern bei Mädchen über 
14 Jahren derlei dem ſinnlichen Kitzel durch den Taſtſinn 
unmittelbar dienende Manipulationen auch über der beklei⸗ 
deten Bruſt ſich meiſt als unzüchtige Handlungen im Sinn 
des Geſetzes darſtellen werden, ſo fehlt es vorliegend bei 
dem ſonſtigen Verhalten des Angeſchuldigten und bei dem 
Alter des Mädchens, deſſen körperliche Entwicklung als 
dieſem entſprechend angegeben iſt, doch an ausreichenden An⸗ 
haltspunkten dafür, daß bei dem fraglichen Kitzeln die Wil⸗ 
lensrichtung des Angeſchuldigten auf geſchlechtliche 
Motive und Tendenzen abzielte und daß er ſich bewußt war, 
daß ſeine Handlungsweiſe zur Erregung oder Befriedigung 
der eigenen Geſchlechtsluſt oder der des Mädchens geeignet 
ſei. Dieſer Beweismangel wird auch nicht etwa durch das 
Verhalten des Angeſch. bei dem ſpäteren Vorfall, für den 
übrigens das vom Unterſuchungsrichter als charakteriſtiſch 
bezeichnete Betaſten der Kindesbruſt nicht bezeugt iſt und 
noch weniger durch das unpaſſende Stehenbleiben in der 
Nähe von (nackt) badenden Schulmädchen oder durch die 
frühere ſittliche Verfehlung des Angeſch. in R. nach der er⸗ 
forderlichen ſubjektiven Seite erſetzt. 

Wenn hienach übereinſtimmend mit der Strafkammer 
hinreichende Verdachtsgründe für das Vorliegen einer un⸗ 
züchtigen Handlung im Sinn des Geſetzes nicht anzunehmen 
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ſind und die Beſchwerde einen Erfolg nicht haben kann, ſo 
iſt anderſeits dem Vorrichter auch darin beizutreten, daß der 
Angeſch. gegenüber ſeinen Schülerinnen nicht in den Grenzen 
gebotener Zurückhaltung geblieben iſt und es muß ſein Ver⸗ 
halten als einer ſittlich⸗ernſten Auffaſſung von Beruf und 
Stellung eines Lehrers nicht entſprechend und gegen gute 
Sitte verſtoßend beurteilt werden. 

Beſchluß des Strafſenats vom 22. Dez. 1913 in der 

Strafſache gegen Unterlehrer A. F. in A. 


27. 
Sind die vom Angeklagten an die von ihm unmittel⸗ 
bar geladenen Bengen ans eigenen Mitteln gezahlten 
Entſchüdigungen als Koſten des Verfahrens anzuſehen? 

Die Frage wurde vom Strafſenat verneint. 

In einer Strafſache hatte der Angekl. drei Zeugen, 
deren Ladung der Vorſitzende abgelehnt hatte, zur Haupt⸗ 
verhandlung unmittelbar geladen und ihnen hiebei die ge⸗ 
ſetzliche Entſchädigung für Reiſekoſten und Verſäumnis ſo⸗ 
fort ausbezahlt. Die drei Zeugen ſind in der Hauptver⸗ 
handlung vernommen, der Angekl. unter Uebernahme der 
Koſten des Verfahrens auf die Staatskaſſe freigeſprochen 
worden. Nach der Verhandlung hat der Verteidiger bean⸗ 
tragt, die vom Angekl. für die unmittelbare Ladung der drei 
Zeugen verauslagten Beträge nebſt den Koſten der Zuſtel⸗ 
lung im Geſamtbetrag von 21 M. auf die Staatskaſſe zu 
übernehmen und dem Angekl. zu erſetzen. Der Antrag iſt 
durch Beſchluß der Strafkammer des K. Landgerichts E. 
abgelehnt worden mit der Begründung, daß im Urteil über 
die Koſtentragungspflicht Verfügung getroffen ſei. In dieſem 
iſt ausgeführt, daß das Gericht ſich von der Schuld des 
Angekl. nicht voll überzeugen konnte und mangelnden Be⸗ 
weiſes zur Freiſprechung des Angekl. gelangte; die Verfü⸗ 
gung im Koſtenpunkt ſei gemäß § 499 Abſ. 1 StPO. ge⸗ 
troffen worden. Gegen den vorerwähnten Beſchluß hat der 
Verteidiger die Beſchwerde erhoben. 
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Dieſe iſt zuläſſig, jedoch nicht begründet. 

In der Beſchwerde wird ausgeführt, daß zu den auf 
die Staatskaſſe übernommenen Koſten des Verfahrens auch 
die Auslagen für Zeugen und zwar auch für unmittelbar 
geladene Zeugen gehören ſoweit ſolche Auslagen erforderlich 
waren und es ſich ſomit um die Höhe der Koſten im Sinn 
des § 496 Abſ. 2 StPO., nicht etwa um § 499 Abſ. 2 StPO. 
handle. Dieſe Annahme iſt im vorliegenden Fall nicht zu⸗ 
treffend. 

Nach § 219 Abi. 3 StPO. hat das Gericht, wenn die 
Vernehmung einer unmittelbar geladenen Perſon zur Auf⸗ 
klärung der Sache dienlich war, auf Antrag anzuordnen, 
daß derſelben die geſetzliche Entſchädigung aus der Staats⸗ 
kaſſe zu gewähren ſei. Dieſe Vorſchrift iſt nach der Faſſung 
und der Entſtehungsgeſchichte dahin zu verſtehen, daß unter 
den erwähnten Vorausſetzungen die Entſchädigung gleich den 
übrigen Koſten des Verfahrens aus der Staatskaſſe aus⸗ 
gelegt werden ſolle, vorbehältlich der im Urteil auszu⸗ 
ſprechenden definitiven Entſcheidung, von wem die Koſten 
des Verfahrens gemäß §8 496 ff. StPO. zu tragen find. 
Dies iſt bei der Beratung des $ 219 in der Juſtizkommiſ⸗ 
ſion des Reichstags, der die im Geſetzentwurf nicht vorge⸗ 
ſehene Beſtimmung ihre Aufnahme verdankt, ausdrücklich 
als übereinſtimmende Auffaſſung konſtatiert worden mit der 
näheren Ausführung, daß damit nur das Verhältnis zwiſchen 
Zeugen und Staatskaſſe und der direkte Anſpruch des 
erſteren gegen letztere geregelt, dagegen der definitiven Ent⸗ 
ſcheidung über die Koſtentragungspflicht nicht präjudiziert 
werden wolle, daß alſo für das Verhältnis zwiſchen der 
Staatskaſſe und dem Angeklagten die SS 497 ff. die 
maßgebende Norm enthalten; vgl. Prot. der Juſt.⸗Komm. 
d. Reichst. S. 337— 340, 944. Hieraus folgt, daß wenn 
die Entſchädigung unmittelbar geladener Zeugen auf Grund 
des § 219 zunächſt tatſächlich aus der Staatskaſſe erfolgte, 
die bezüglichen Beträge allerdings zu den Koſten des Ber: 
fahrens, näherhin zu den vom Gericht ausgelegten Koſten 
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gehören. Dies iſt aber nicht der Fall, wenn nicht die Staats⸗ 
kaſſe, ſondern der Angekl. ſelbſt die Entſchädigung der Zeu⸗ 
gen aus ſeinen Mitteln beſtritten hat; denn in dieſem Fall 
handelt es ſich nur um Auslagen des Angekl. Dies iſt auch 
vom Reichsgericht anerkannt, vgl. Entſch. in Strafſ. Bd. 16 
S. 213/214, und daß es der Auffaſſung der geſetzgebenden 
Faktoren entſpricht, beweiſt die Tatſache, daß bei Beratung 
der Vorſchrift abgelehnt wurden 1, ein Antrag Bähr mit 
der Faſſung, „dem Angekl. die Koſten der Zeugenladung aus 
der Staatskaſſe zu erſtatten oder die geſetzliche Entſchädigung 
des Zeugen unmittelbar zu gewähren“ und ferner 2, ein 
Zuſatz in dem im übrigen als 8 219 Abſ. 3 angenommenen 
Antrag Wolffſon dahin „oder dem Angekl. (die ſchon ge⸗ 
währte Entſchädigung) zurückzuerſtatten ſei“, vgl. zit. Prot. 
S. 340; Hahn, Mat. zur StPO. Bd. I S. 828. 

Nun hat vorliegend nach den Akten der Angekl. die 
von ihm unmittelbar geladenen drei Zeugen laut den vor⸗ 
gelegten Quittungen bei der Ladung aus eigenen Mitteln 
entſchädigt und ein Antrag, daß die Entſchädigung aus der 
Staatskaſſe im Sinn des Abſ. 3 § 219 gewährt werden 
ſolle, wurde ausweislich des Hauptverhandlungsprotokolls 
nicht geſtellt. Allerdings hätte das erkennende Gericht dieſe 
vom Angekl. gezahlten Zeugengebühren als ihm erwachſene 
notwendige Auslagen gemäß $ 499 Abi. 2 StPO. der 
Staatskaſſe im Urteil auferlegen können und zwar auch 
ohne beſonderen Antrag. Ob das Gericht von der Beſtim⸗ 
mung des Abſ. 2 § 499 Gebrauch machen will, iſt ſeinem 
freien Ermeſſen überlaſſen; vorliegend hat die Strafkammer 
von dieſer Ermächtigung einen Gebrauch nicht gemacht, ſie 
hat lediglich über die Koſten des Verfahrens entſchieden und 
die hiefür maßgebende Vorſchrift des $ 499 Abſ. 1 StPO. 
angeführt. Hieraus folgt, daß die Auslagen des Angefl. 
für die Entſchädigung der unmittelbar geladenen Zeugen, da 
ſie zu den Koſten des Verfahrens nicht gehören, ihm zur 
Laſt fallen und nicht nachträglich der Staatskaſſe überbürdet 
werden können. In der Tatſache, daß in der über die 

21 * 
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Koſtentragungspflicht ergangenen Entſcheidung die Auslagen 
des Angekl. wie im vorliegenden Urteil nicht erwähnt ſind, 
iſt eben ausgeſprochen, daß dem Angekl. ein Erſtattungsan⸗ 
ſpruch bezüglich dieſer notwendigen Auslagen gegenüber der 
Staatskaſſe nicht zuerkannt worden iſt. Dieſe Entſcheidung 
kann aber nur mit demſelben Rechtsmittel wie die Entſchei⸗ 
dung in der Hauptſache ſelbſt angefochten werden und es 
iſt nicht zutreffend, wenn der Beſchwerdeführer ausführt, es 
könne auch nachträglich noch, ſei es auf Antrag ſei es auf 
eine Beſchwerde ein Ausſpruch dahin erwirkt werden, daß die 
Staatskaſſe die durch ſolche unmittelbare Zeugenladung dem 
Angekl. erwachſenen Auslagen zurückzuerſtatten habe. Hie⸗ 
nach war die Beſchwerde als unbegründet zu verwerfen. 
Beſchluß des Strafſenats vom 17. November 1913 in 
der Strafſache gegen F. K. in G. wegen Sittlichkeits⸗ 
verbrechens. 


28. 


Bie Herwendung von Schweinsohrausſchnitten als 
Nahrungsmittelfälſchung. 


Aus den 
Gründen: 

Nach der getroffenen Feſtſtellung hat der Angekl. in St. 
von den von ihm geſchlachteten Schweinen Ohrausſchnitte, 
d. h. den inneren aus Knorpel und dünner Hautſchicht be⸗ 
ſtehenden und ſchwierig zu reinigenden Teil des Schweins⸗ 
ohrs zur Bereitung von Wurſtwaren, insbeſondere Schwar⸗ 
tenmagen verwendet und dieſe Wurſtwaren in ſeinem Laden 
verkauft. Dieſe entgegen der Schutzbehauptung des Angekl. 
nicht als ortsüblich erachtete Verwendung von Ohrausſchnit⸗ 
ten bei Zubereitung der zum Verkauf beſtimmten Wurſt⸗ 
ware wurde vom Vorrichter als Nahrungsmittelfälſchung 
angeſehen mit der Begründung, daß der Angekl. durch die 
Verwendung von Ohrausſchnitten, ſelbſt wenn dieſe von ihm 
im Einzelfall zuvor nach Tunlichkeit gereinigt waren, einen 
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Beſtandteil zugeſetzt habe, der, weil er ekelerregend ſei, der 
normalen vom kaufenden Publikum erwarteten Beſchaffenheit 
nicht entſpreche, vielmehr das betreffende Nahrungsmittel im 
Genußwert herabſetze und über welche Beſchaffenheit nach 
der Abſicht des Angekl. das kaufende Publikum, das ſich 
darauf verlaſſe, daß nur ſolche Beſtandteile in der Wurſt 
ſeien, die nicht ekelerregend ſind, in Unkenntnis gehalten 
werden ſollte, ſowie daß der Angekl. wiſſentlich unter Ver⸗ 
ſchweigung des ſo verdorbenen und verfälſchten Zuſtands des 
Nahrungsmittels dieſes verkauft habe. 

Die Reviſion behauptet in erſter Linie einen Wider⸗ 
ſpruch einerſeits zwiſchen der Feſtſtellung des Vorrichters, 
daß die Reinigung der Ohrausſchnitte (Ohrmuſcheln) wegen 
des in den engen Windungen an ſchwerzugänglichen Stellen 
ſich feſtſetzenden Ohrenſchmalzes und ſonſtigen Schmutzes 
ziemlich ſchwierig und wenn ſie auch tatſächlich möglich und 
vom Angekl. jeweils vor der Verwendung nach Tunlichkeit 
vorgenommen wurde, doch zeitraubend und für die Wurſt⸗ 
bereitung nicht rentabel ſei, und anderſeits zwiſchen den die 
Ekelempfindung des Publikums betonenden Urteilsgründen. 
Allein der behauptete innere Widerſpruch liegt tatſächlich 
nicht vor. Allerdings iſt mit der Einräumung, daß die 
Reinigung wohl ziemlich ſchwierig, aber tatſächlich möglich 
ſei und daß ſie vom Angekl. jeweils nach Tunlichkeit vor⸗ 
genommen wurde, dieſem zugebilligt worden, daß die Reini⸗ 
gung in Wirklichkeit ſoweit möglich und entſprechend ge⸗ 
ſchah. Allein die objektive Eigenſchaft des Ekelerregenden 
des Nahrungsmittels wurde nicht in die Verwendung von 
ſchlecht oder ungenügend gereinigten Ohrausſchnitten, ſondern 
darin geſehen, daß das Publikum im allgemeinen Ekel 
empfinde, wenn es davon Kenntnis erhalte, daß die im 
Schwartenmagen an und für ſich vorhandenen ſichtbaren 
Knorpelſtücke von ſolchen Teilen des Schweines herrühren, 
die wegen ihrer beſonderen Beſchaffenheit der gründlichen 
Reinigung ganz erhebliche Hinderniſſe bereiten, ſo daß das 
Publikum ſich der Gefahr ausgeſetzt ſehe, auch einmal ein 
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ſchlecht gereinigtes Stück vorgeſetzt zu erhalten. Deshalb iſt 
der Hinweis der Reviſion, daß ein gehörig gereinigtes 
Schweinsohr nichts Ekelhaftes ſei, hier belanglos. Ander⸗ 
ſeits iſt vom Vorrichter ausgeführt: es ſei davon auszu⸗ 
gehen, daß das Publikum als normale Beſchaffenheit auch 
des Schwartenmagens nur eine ſolche anſehe, bei der keine 
Stoffe darin enthalten ſeien, die beim kaufenden Publikum 
Ekel zu erregen und dadurch den Genußwert herabzumin⸗ 
dern geeignet ſeien. Ferner iſt feſtgeſtellt, daß in der St. 
Schlachthausordnung die Ohrmuſcheln des Schweins nebſt 
Nabel, Augen und Borſten wie dem Angekl. bekannt unter 
die Schlachttierabfälle gezählt ſind und daß das Sammeln 
ſowie Inverkehrbringen ſolcher durch Schlachtende und 
Händler im Schlachthof verboten iſt; ferner hat der Vor⸗ 
richter die in St. hinſichtlich der Verwendung von Ohraus⸗ 
ſchnitten beſtehende Uebung geprüft und als erwieſen er⸗ 
achtet, daß die Verwendung der Ohrausſchnitte zur Wurſt⸗ 
bereitung in St. nicht ortsüblich ſei, wenn dies auch ſeitens 
einzelner Metzger noch geſchieht oder früher geſchah. 

Auf Grund der erwähnten Ausführungen konnte das 
Berufungsgericht ohne erſichtlichen Rechtsirrtum annehmen, 
daß nach dem reellen örtlichen Geſchäftsgebrauch Ohraus⸗ 
ſchnitte (Ohrmuſcheln) des Schweines, ſelbſt wenn ſie nach 
Tunlichkeit gereinigt wurden, einen ordnungsmäßigen nor⸗ 
malen Beſtandteil des Schwartenmagens oder ſonſtiger 
Wurſtware nicht bilden, ſowie daß durch ihre Mitverwen⸗ 
dung bei Herſtellung dieſer Nahrungsmittel letztere im Sinn 
des Geſetzes verfälſcht wurden. Die Uebung einzelner Ge⸗ 
werbetreibender, die ſich hiedurch nicht nur mit den Gepflo⸗ 
genheiten der überwiegenden Mehrzahl ihrer Gewerbsgenoſ⸗ 
ſen, ſondern auch mit den vom Publikum allgemein gehegten 
Erwartungen in Widerſpruch ſetzen, ſteht der Annahme eines 
von dieſer Uebung abweichenden allgemeinen Gebrauchs nicht 
entgegen. Zur Annahme einer Verfälſchung aber genügt der 
Zuſatz eines minderwertigen, den normalen Zuſtand eines 
Nahrungsmittels verſchlechternden, dieſes in ſeinem Genuß— 
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wert herabſetzenden Stoffes. Die normale Beſchaffenheit 
eines Nahrungsmittels iſt nach den berechtigten ortsüblichen 
Erwartungen der Abnehmer und Verbraucher zu bemeſſen; 
bei der Beurteilung der Abweichung vom Normalzuſtand iſt 
die Anſchauung des konſumierenden Publikums hinſichtlich 
einer z. B. durch das Gefühl des Ekels weſentlich gemin⸗ 
derten Verwertbarkeit für die Ernährung oder den Genuß 
ſowie die Erwartung von Bedeutung, die das kaufende Pu⸗ 
blikum in Anſehung eines beſtimmten Nahrungsmittels zu 
hegen pflegt. Weſentlich iſt alſo auch die Schätzung, die 
dem Nahrungsmittel zuteil würde, falls ſeine wahre Be⸗ 
ſchaffenheit bekannt wäre. Verbindet ſich dann mit der ob⸗ 
jektiven Beſchaffenheit das Gefühl des Ekels, ſo wird der 
Genuß des Nahrungsmittels dadurch verringert und wenn 
auch das Ekelerregen nur auf der Wirkung von Vorſtellungen 
beruht, die ſich bei einer Kenntnis des mitverwendeten Stoffes 
in der Allgemeinheit von ſelbſt ergeben, ſo bildet es doch 
einen den Wert des Nahrungsmittels vermindernden Tat⸗ 
umſtand, vgl. Entſch. RG. Bd. 23, S. 409. Hienach kann 
nicht, was die Reviſion andeutet, von einer unzuläſſigen 
Ueberſpannung des Begriffs Verfälſchung hier die Rede ſein. 
In zweiter Linie rügt die Reviſion eine Verkennung 
des ſubjektiven Tatbeſtands der zur Anwendung gebrachten 
Geſetzesbeſtimmungen. Die des § 10 Ziff. 1 des NMGeſ. 
verlangt das Bewußtſein derjenigen Tatſachen, die als Ver⸗ 
fälſchung eines Nahrungsmittels zu qualifizieren ſind und 
weiterhin die Abſicht der Täuſchung in Handel und Verkehr, 
wobei genügt, daß die Konſumenten über die wahre Be⸗ 
ſchaffenheit des Nahrungsmittels im Unklaren gelaſſen wer⸗ 
den ſollen. Das Bewußtſein, daß in der kritiſchen Hand⸗ 
lungsweiſe eine Verfälſchung im Sinn des Geſetzes liege, iſt 
nicht erforderlich, die Annahme des Erlaubtſeins iſt als 
ſtrafrechtlicher Irrtum bedeutungslos. Nun iſt im Beru⸗ 
fungsurteil in dieſem Teil ausgeführt: | 
Aller dieſer Umſtände (vorausgeht die Ausführung, was 
das Publikum als normale Beſchaffenheit des Schwarten⸗ 
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magens anſieht, und daß es Ekel empfindet bei Kennt⸗ 
nisnahme von einer Verwendung ſchwer zu reinigender 
Teile wie der Ohrausſchnitte, ſowie daß in ſolcher Ver⸗ 
wendung der Zuſatz eines ekelerregenden Stoffes liege) 
war ſich der Angekl. bewußt, denn er kannte ja die Zu⸗ 
ſammenſetzung der von ihm hergeſtellten Wurſt und die 
Herkunft ihrer einzelnen Beſtandteile; er weiß auch, daß 
das Publikum keine ekelerregenden Beſtandteile in der 
Wurſt will; ſeine Meinung, ſein Tun ſei erlaubt und nicht 
als Nahrungsmittelfälſchung anzuſehen, iſt nicht ein Irr⸗ 
tum über Tatſachen, ſondern ein ſolcher über den Rechts⸗ 
begriff der Fälſchung; ferner über dieſe Beſchaffenheit des 
betr. Schwartenmagens ſollte nach der Abſicht des Angekl. 
das kaufende Publikum in Unkenntnis gehalten werden. 
Dieſe Ausführungen laſſen eine rechtsirrtümliche Auf⸗ 
faſſung des Vorrichters nicht erkennen und ſind ausreichend, 
die Verurteilung aus § 10 Ziff. 1 NMGeſ. auch nach der ſub⸗ 
jektiven Seite zu tragen. Allerdings ermangelt eine beſon⸗ 
dere Feſtſtellung dahin, daß der Angekl. auch gewußt hat, 
daß die Verwendung von Ohrausſchnitten zur Wurſtberei⸗ 
tung nicht ortsüblich iſt und es muß der Reviſion zugegeben 
werden, daß ein Irrtum über die Ortsüblichkeit als ein 
nach $ 59 StGB. zu beachtender Irrtum über einen Tat⸗ 
umſtand zu gelten hätte. Bei einem aus verſchiedenen 
Stoffen zuſammengeſetzten Nahrungsmittel kann die für den 
Begriff der Verfälſchung weſentliche normale Beſchaffenheit 
und Zuſammenſetzung durch den ortsüblichen Geſchäftsge⸗ 
brauch beeinflußt fein und es würde weiterhin, ſofern das 
Publikum ſolchen Geſchäftsgebrauch kennt und duldet, auch 
das Tatbeſtandsmerkmal des Zwecks der Täuſchung im 
Handel und Verkehr entfallen. Allein jene mangelnde Feſt⸗ 
ſtellung wird hier ausreichend ergänzt durch die oben ange⸗ 
führten Feſtſtellungen, daß der Angekl. das für die St. 
Metzger beſtehende Verbot des Sammelns und Inverkehr⸗ 
bringens von Ohrausſchnitten kannte, daß nach ſeiner Ab⸗ 
ſicht das kaufende Publikum in Unkenntnis über die Mit⸗ 
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verwendung von ekelerregenden Beſtandteilen wie Schweins⸗ 
ohrmuſcheln bei der Wurſtbereitung gehalten werden ſollte 
und daß er wußte, daß das Publikum Ekel empfindet, wenn 
es erfährt, daß die im Schwartenmagen an ſich vorhandenen 
ſichtbaren Knorpelſtücke von ſehr ſchwierig zu reinigenden 
Teilen des Schweinskörpers ſtammen. Hiemit iſt implicite 
auch die von der Reviſion vermißte Feſtſtellung gegeben, daß 
dem Angekl. bewußt war, daß die Käufer dieſer ſeiner Wurſt⸗ 
ware bei Kenntnis von deren Zuſammenſetzung und ange⸗ 
ſichts der Gefahr, auch einmal ein ſchlecht gereinigtes Stück 
zu bekommen, ein Ekelgefühl empfinden, und daß eine der⸗ 
artige Zuſammenſetzung ihrer Erwartung nicht entſpricht, 
woraus die erforderliche Kenntnis von der Verringerung des 
Genußwerts ſich von ſelbſt ergibt. Gegenüber der ſo feſt⸗ 
geſtellten Kenntnis des Angekl. von der zur Herſtellung von 
Wurſtware, ſpeziell Schwartenmagen, mitverwendeten Stoffe 
und der durch die Art dieſer Herſtellung erzeugten Wirkung 
der Verſchlechterung der normalen Beſchaffenheit der Ware 
iſt ſeine, ihm nicht widerlegte Annahme, daß das Nahrungs⸗ 
mittel nicht verfälſcht und ſeine Zubereitungsart erlaubt ſei, 
als ein Irrtum über die Auslegung des Strafgeſetzes für 
die Schuldfrage belanglos. 

Auch die Bemängelung der Verurteilung aus $ 10 Ziff. 2 
NMöGeſ. iſt verfehlt. Dieſe Strafvorſchrift erfordert nach 
der ſubjektiven Seite nur das Wiſſen des Täters, daß er 
ein Nahrungsmittel verkauft, das die im Geſetz mit dem 
Wort „verfälſcht“ oder „verdorben“ bezeichnete Beſchaffenheit 
hat, alſo daß das Nahrungsmittel von dem normalen Zu⸗ 
ſtand, den das kaufende Publikum zu erwarten pflegt, durch 
die Beimengung eines nicht zu ſeinen ordnungsmäßigen Be⸗ 
ſtandteilen gehörenden, — hier an ſich ekelerregenden Stoffes 
abweicht und im Genußwert herabgeſetzt iſt, ſowie weiter⸗ 
hin, daß der Angekl. den Umſtand des Verfälſcht⸗ oder Ver⸗ 
dorbenſeins dem Käufer nicht namhaft machte. Nach den 
Geſetzesmotiven (vgl. Bär, Nahrungsmittelgeſetz, S. 155 ff., 
Goltd. Arch. Bd. 27, S. 319 ff.) ſoll das Publikum vor 
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Benachteiligung geſchützt und deshalb der Verkäufer ver⸗ 
fälſchter oder verdorbener Nahrungsmittel genötigt werden, 
den Kaufsliebhabern von der minderwertigen Beſchaffenheit 
des Nahrungsmittels Kenntnis zu geben; auch will das Ge⸗ 
ſetz dem im unehrlichen Verkehr mit Nahrungsmitteln ſich 
äußernden Eigennutz wirkſam begegnen. Es wird ausdrück⸗ 
lich hervorgehoben, daß es genügt, daß der Verkäufer dem 
Käufer die ihm (lerſterem) bekannte wahre Beſchaffenheit der 
Ware verſchweigt, ohne daß ſeitens des Verkäufers eine be⸗ 
ſondere Abſicht, den Käufer über die wahre Beſchaffenheit 
der Ware zu täuſchen, im Fall der Ziff. 2 § 10 vorhanden 
ſein muß. Hier iſt beim Verkaufen — im Gegenſatz zum 
Feilbieten — ein bloßes Verſchweigen der dem Verkäufer 
bewußten Verfälſchung als ausreichend erachtet. Ein etwai⸗ 
ger Irrtum über den Begriff der Verfälſchung oder des Ver⸗ 
dorbenſeins bleibt als Irrtum über das Strafgeſetz wie ſchon 
angeführt, außer Betracht. 

Nun hat der Vorrichter ſeine der Ziff. 2 8 10 entſpre⸗ 
chend getroffene weitere Feſtſtellung mit dem Hinweis auf 
die zum Verfälſchungsdelikt gemachten Ausführungen ſowie 
damit begründet, daß der Angekl. in Kenntnis der Beſchaf⸗ 
fenheit der von ihm ſelbſt von Anfang an zum Zweck des 
Verkaufs hergeſtellten Wurſtwaren dieſe verkaufte und nicht 
geltend machen kann, daß er den Käufern von der wirklichen 
Zuſammenſetzung der Wurſt Mitteilung machte. Dieſe Aus⸗ 
führung genügt und iſt rechtlich bedenkenfrei. Der Einwand 
der Reviſion, es ſei nicht geſagt, worin das Verſchweigen 
beſtehen ſollte, zumal von den im Schwartenmagen vorhan⸗ 
denen ſichtbaren Knorpelſtücken im Urteil die Rede ſei, iſt 
nicht begründet; denn das Publikum wußte eben feſtgeſtell⸗ 
termaßen nichts von der eine Ekelerregung bewirkenden 
Mitverwendung von Ohrausſchnitten, d. h. den inneren, ſehr 
ſchwer zu reinigenden Ohrmuſchelteilen und das ſichtbare 
Vorhandenſein von Knorpeln in der Wurſtware machte jene 
Mitverwendung dem Käufer nicht von ſelbſt erkennbar. Auch 
die Annahme einer ideellen Konkurrenz zwiſchen Ziff. 1 und 2 
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des § 10 NMcGeſ. und ihre Begründung im angefochtenen 
Urteil laſſen einen Rechtsirrtum nicht erkennen. 
Urteil des Strafſenats vom 6. Oktober 1913 in der 
Strafſache gegen Metzger G. B. in St. 


29. 
UHebertretung der unbefugten Titelführung. 


Aus den 
Gründen: 

Der Angekl. hat an ſeinem Haus einen Schild mit der 
Aufſchrift „Militärtierarzt a. D.“ angebracht, obwohl er 
nach den Feſtſtellungen der Strafkammer nie beamteter Mili⸗ 
tärtierarzt geweſen iſt. Er iſt deshalb wegen unbefugter 
Titelannahme beſtraft worden. Die Strafkammer führt aus: 
Die Bezeichnung Militärtierarzt ſtelle zwar nicht einen Titel 
im engeren Sinne dar, mit dem deſſen Träger angeredet zu 
werden pflege, indeſſen doch einen Sammelnamen für eine 
beſtimmte, wenn auch verſchiedene Rangſtufen und Untertitel 
umfaſſende Klaſſe von Staatsfunktionären. Die Stellen von 
Militärtierärzten werden jetzt und ſeien früher in Württem⸗ 
berg beſonders ſtaatlich verliehen worden; ihre Inhaber ſeien 
jetzt wie früher Militärbeamte. Inſofern ſei Militärarzt 
allerdings ein Titel in weiterem Sinn, wie dies z. B. bei 
der allgemeinen Bezeichnung Offizier der Fall ſei. 

Nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts — RGE. 
37, 176 — ſind unter Titel nur ſolche Bezeichnungen zu 
verſtehen, welche durch höhere Verleihung von Staats wegen 
erworben werden oder mit einer beſtimmten Rangſtellung 
verknüpft ſind, deren Träger dem Publikum gegenüber eine 
öffentlich⸗rechtliche Stellung im Leben einnehmen. In einer 
anderen Entſcheidung — Annalen 9, 318 — bezeichnet das 
Reichsgericht als Titel die der amtlichen Stellung einer 
Perſon entſprechende, dieſes Amt bezeichnende oder auf deſſen 
Bekleidung hinweiſende Benennung oder die vom Staats⸗ 
oberhaupt einer Privat⸗ oder Amtsperſon zur Anerkennung 
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beſtimmter Verdienſte oder zu ſonſtiger Ehrung verliehene, 
von einem Amte unabhängige Charakterbezeichnung. 

Demnach gibt es zweierlei Titel: einmal beſonders ver⸗ 
liehene von einem Amt uſw. unabhängige ſog. Ehrentitel, 
die hier nicht in Frage kommen, und ſodann die der amt⸗ 
lichen Stellung entſprechenden, dieſes Amt bezeichnenden und 
auf deſſen Bekleidung hinweiſenden Benennungen, ſog. Dienſt⸗ 
titel. Ein Titel letzterer Art ſteht hier in Frage. 

Daß der Titel das Amt, das der damit Benannte be- 
kleidet oder die Funktion, die er verſieht, in der nur gerade 
dieſem Amt und dieſer Funktion zukommenden Beſonderheit 
bezeichne, iſt nicht erforderlich. Es iſt ſehr wohl möglich, 
daß die Bezeichnung eine Reihe von Amtsſtufen und Unter⸗ 
arten von Dienſtfunktionen umfaßt, ſofern ſie nur die damit 
Bezeichneten als zugehörig zu einer gewiſſen Kategorie von 
Beamten oder von ſonſtigen dem Publikum gegenüber eine 
öffentlich rechtliche Stellung innehabenden Perſonen erſcheinen 
läßt, mag dabei die Kategorie mehr oder weniger umfaſſend 
ſein. Von dieſem Geſichtspunkt aus erſcheint es nicht rechts⸗ 
irrtümlich, wenn die Strafkammer in der Bezeichnung Mili⸗ 
tärtierarzt deshalb einen Titel findet, weil ſie einen Sam⸗ 
melnamen für eine beſtimmte Klaſſe von Staatsfunktionären 
darſtelle. 

Zweifelhafter könnte es ſein, ob die Feſtſtellungen der 
Strafkammer zu einer Verurteilung nicht deshalb unzurei— 
chend ſind, weil nicht feſtgeſtellt iſt, daß die Bezeichnung 
„Militärtierarzt“ ſtaatlicherſeits zur Benennung einer be- 
ſtimmten Klaſſe von Staatsfunktionären eingeführt und ge⸗ 
braucht werde. Seit dem Jahr 1911 werden die in einem 
feſten Dienſtverhältnis beim Militär angeſtellten Tierärzte 
in den Geſetzen uſw. als Veterinäroffiziere bezeichnet, daß 
daneben jetzt oder früher auch die Bezeichnung Militärtier⸗ 
ärzte behördlicherſeits verwendet worden wäre, hat die Straf: 
kammer nicht feſtgeſtellt. Allein der Begriff Titel ſetzt nicht 
voraus, daß die Bezeichnung ſtaatlich ſanktioniert ſei. Jede 
Benennung, welche auf die Bekleidung eines öffentlichen 
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Amtes hinweiſt, kann auch wenn die Amtsſprache das Wort 
nicht kennt, als ein Titel anzuſehen ſein, ſofern ſie nur in 
ihrem Wortſinn die Beziehung auf ein ſolches Amt erkennen 
und den damit Bezeichneten als den Träger eines öffent⸗ 
lichen Amtes erſcheinen läßt. Dies iſt aber bei dem Wort 
„Militärtierarzt“ zweifellos der Fall. 

Auch daß die Strafkammer in dem Anbringen des 
Schildes mit der Aufſchrift „Militärtierarzt a. D.“ die An⸗ 
nahme dieſes Titels gefunden hat, enthält keine Geſetzesver⸗ 
letzung. Der Angekl. legt ſich damit die Bezeichnung als 
ihm zukommend bei. Eine Verjährung kommt hiebei nicht 
in Frage; die Annahme liegt nicht bloß in dem erſt⸗ und 
einmaligen Anbringen des Schildes; indem der Angekl. den 
Schild mit dieſer Aufſchrift zum Zwecke der weitergehenden 
Kenntnisnahme durch das Publikum am Hauſe beläßt, nimmt 
er fortgeſetzt dieſen Titel an. 

Daß der Angekl. nach den von ihm beim Militär ver⸗ 
richteten Dienſten nicht Militärtierarzt war, hat die Straf⸗ 
kammer in eingehender Würdigung des Sachverhalts feſtge⸗ 
ſtellt. Dies iſt eine tatſächliche Feſtſtellung, die in der 
Reviſionsinſtanz nicht angefochten werden kann. Auch der 
Einwand, daß unzuläſſigerweiſe weiterer Beweiseinzug 
unterblieben ſei, iſt nach § 380 StPO. nicht zuläſſig. 

Daß demnach die Titelannahme objektiv eine unbefugte 
war, hat die Strafkammer auf Grund dieſer Feſtſtellung und 
der weiter von ihr angeſtellten Erwägungen ohne Rechts⸗ 
irrtum angenommen. Auch daß ſich der Angekl. ſeiner 
Nichtberechtigung bewußt war, iſt in unanfechtbarer Weiſe 
tatſächlich feſtgeſtellt. 

Hienach iſt die Reviſion unbegründet. 

Urteil des Strafſenats vom 24. November 1913 in der 

Strafſache gegen Karl R. in C. 
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30. 
Bie Strafbarkeit einer Heberireinng der die onntags⸗ 


ruhe betr. Porſchriften. Zum Begriff des Handels mit 
Tieren. 


Aus den Gründen: 

Laut einer Bekanntmachung des K. Oberamts L. betr. 
die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe iſt durch ein von der 
K. Kreisregierung genehmigtes Bezirksſtatut angeordnet wor⸗ 
den, daß der Handel mit Tieren an allen Sonntagen und 
denſelben gleichgeſtellten Feſttagen unterſagt ſei. Der An⸗ 
gekl. iſt wegen Zuwiderhandlung gegen dieſe Vorſchrift auf 
Grund des 8 366 Ziff. 1 StGB. zur Geldſtrafe von 6 M. 
auf Grund der Feſtſtellung verurteilt worden, daß er zu L. 
in ſeinem Hofraum an der U.ſtraße am Sonntag den 13. 
April 1913 vormittags 10 Uhr und am Sonntag den 
8. Juni 1913 nachmittags je Pferde Kaufliebhabern vorge⸗ 
führt habe zum Zweck eines Handelsabſchluſſes. Die ein⸗ 
gelegte Reviſion rügt mit dem Antrag auf Freiſprechung des 
Angekl. eine unrichtige Anwendung der Strafbeſtimmung des 
§ 366 Ziff. 1 StGB. in Verbindung mit dem für den Be⸗ 
zirk L. erlaſſenen Bezirksſtatut. Dem Rechtsmittel war ein 
Erfolg zu verſagen. 

Verfehlt iſt die Reviſionsrüge, daß unter Handel 
mit Tieren im Sinn des Bezirksſtatuts nur ein end⸗ 
gültiger Kaufabſchluß zu verſtehen ſei, d. h. ein Aushandeln 
und das Weggeben ſowie Eintauſchen der veräußerten Tiere, 
nicht aber ſchon bloße Vorbeſprechungen eines Kaufs oder 
ſolche Handlungen, die in der auf einen ſpäteren Verkauf 
oder Tauſch gerichteten Abſicht vorgenommen werden. Eine 
Einſchränkung des Begriffs Handel in dieſer hier vertretenen 
Art und ſpeziell in dem Sinn, daß es tatſächlich zu einem 
endgültigen Kauf oder Tauſchabſchluß gekommen ſein muß, 
iſt weder nach dem Wortlaut und dem üblichen Sprachge— 
brauch noch nach dem offenſichtlichen Zweck der fraglichen 
Beſtimmung begründet; vielmehr iſt dem Vorrichter darin 
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beizupflichten, daß das Verbot des Handels mit Tieren an 
Sonntagen ſchon jede auf einen ſolchen Vertragsabſchluß 
abzielende, dieſen vorbereitende, nach außen in die Er⸗ 
ſcheinung tretende Tätigkeit in ſich begreift. 
Gerade durch den letzteren Beiſatz wird das in der voraus⸗ 
gehenden Verallgemeinerung an ſich liegende Bedenken be⸗ 
ſeitigt und dem Verdacht einer rechtsirrtümlichen Auffaſſung 
ausreichend begegnet. Denn zweifellos kann nicht vornweg 
jede auf einen Vertragsabſchluß abzielende und ihn vorbe⸗ 
reitende Tätigkeit unter den Begriff Handel mit Tieren im 
Sinn des zitierten Sonntagsruheſtatuts geſtellt werden, ſonſt 
würde ja ſchon die einfache gelegentliche Befragung oder 
Auskunftserteilung, ob und zu welchem Preis ein dem Spre⸗ 
cher oder Anfrager bekanntes Tier feil ſei, darunter fallen, 
was ſicher eine nicht begründete Ueberſpannung des Begriffs 
Tierhandel ſowie des fraglichen Sonntagsſtörungsverbots 
bedeuten würde. Aber ſofern die den gewollten Vertrags⸗ 
abſchluß vorbereitende Tätigkeit äußerlich in die Erſcheinung 
tritt und zwar in der Art wie er vorliegend feſtgeſtellt iſt, 
nämlich durch Vorführen oder Vorführenlaſſen, durch Vor⸗ 
muſtern der zum Kauf oder Tauſch angebotenen Pferde, 
kann ohne erſichtlichen Rechtsirrtum ein Handel mit Tieren 
im Sinn des Statuts als gegeben angenommen werden. 
Eben in dieſer nach außen tretenden und bemerkbaren Han⸗ 
delstätigkeit und nicht etwa erſt — wie die Reviſion aus⸗ 
führt — in dem endgültigen Kaufabſchluß mit gleichzeitigem 
Weggeben der veräußerten Tiere kann eine in religiöſem 
Sinn anſtößige Handlung und ein Zuwiderhandeln gegen 
die Anordnungen, die gegen die Störung der Feier der 
Sonn- und Feſttage erlaſſen find, gefunden werden. 
Allerdings — und eben hierauf wird vom Reviſions⸗ 
kläger mit Recht hingewieſen, muß, wenn die Verfehlung 
wie vorliegend unter die Strafbeſtimmung des § 366 Ziff. 1 
StGB. geſtellt werden ſoll, ein Verbot oder eine Anord⸗ 
nung gegen die Störung der Feier der Sonn- und Feſttage 
in dem Sinn, in welchem dieſe Begriffe in § 366 Ziff. 1 
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gebraucht ſind, in Frage ſtehen; es muß ſich um eine Stö⸗ 
rung handeln, die nach außen hin wirkſam in die äußere 
Erſcheinung tritt und als ſolche geeignet iſt, die äußere 
Heilighaltung der Sonn- und Feſttage, die an denſelben zu 
beobachtende äußere Ruhe und in dieſem Sinn die allge⸗ 
meine Sonntagsfeier zu ſtören und zu beeinträchtigen (RG. 
E. in Strafſ. Bd. 20 S. 89). Dies iſt aber in dem ange⸗ 
fochtenen Urteil nicht etwa verkannt, denn in ihm wird aus⸗ 
geführt: es genüge, daß der in Frage ſtehende Geſchäftsbe⸗ 
trieb geeignet ſei, die auch im Gewerbebetrieb an den Sonn⸗ 
tagen zu beobachtende äußere Ruhe und äußere Heilighal⸗ 
tung der Sonn⸗ und Feſttage zu beeinträchtigen und dies ſei 
bei jedem nach außenhin wahrnehmbaren Pferdehandel der 
Fall, mag nun an dem Sonntag der Abſchluß des beabſich⸗ 
tigten Geſchäfts tatſächlich noch erfolgen oder nur vorbe⸗ 
reitet und verſucht werden; daß die Sonntagsfeier ſelbſt tat⸗ 
ſächlich durch das Pferdevorführen geſtört worden ſei, bilde 
keine Vorausſetzung der Strafbarkeit. 

Endlich ſtützt die Reviſion das behauptete Fehlen eines 
in religiöſem Sinn anſtößigen Handelns darauf, daß der 
Angekl. ſeine Pferde an Sonntagen nur in ſeinem ca. 8 m 
von der Straße entfernten geſchloſſenen Hofraum vor Kauf⸗ 
luſtigen vorgemuſtert habe, die keineswegs von ihm zur Be⸗ 
ſichtigung der Pferde eingeladen waren, die vielmehr von ſich 
aus teilweiſe aus Neugier, teilweiſe aus Kaufluſt ſich zur 
Beſichtigung der Pferde einſtellten. Auch dieſer Angriff geht 
fehl. Denn auch hiemit iſt das Vormuſtern von Pferden 
am Sonntag vor einer Anzahl kaufluſtiger Perſonen zuge: 
ſtanden und der Tatrichter hat für die Reviſionsinſtanz bin⸗ 
dend feſtgeſtellt, daß in beiden den Gegenſtand der Anklage 
bildenden Fällen die Vorführung der Pferde auf Anord- 
nung des Angekl. nicht bloß vor neugierigen, ſondern vor 
kaufsluſtigen Perſonen je in der auf Abſchluß eines Kaufs 
oder Tauſches gerichteten Abſicht erfolgte. Anders läge frei⸗ 
lich die Sache, wenn eine Verfehlung gegen die K. Verord⸗ 
nung vom 22. Mai 1895 betr. die bürgerliche Feier der 
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Sonn- und Feiertage angenommen worden wäre, fofern in 
§ 3 daſelbt nur das öffentliche Aufſtellen von Vieh zum 
Verkauf und während des Hauptgottesdienſtes der Trans⸗ 
port von Vieh durch die Ortſchaften verboten, dagegen vom 
Verbot z. B. ausgenommen ſind gewiſſe der öffentlichen 
Wahrnehmung ſich entziehende Arbeiten, ſoweit ſie vom 
Arbeitsherrn und ſeinen Hausgenoſſen ohne Zuziehung wei⸗ 
terer Arbeitskräfte verrichtet werden. Allein vorliegend han⸗ 
delt es ſich um die Uebertretung eines über die Sonntags⸗ 
ruhe im Handelsgewerbe auf Grund des § 105 b der Ge⸗ 
werbe O. erlaſſenen Vezirksſtatuts, das zunächſt die Regelung 
der Beſchäftigung gewerblicher Arbeiter an Sonntagen be⸗ 
zweckt und dieſen die notwendige Ruhe von der Wochen⸗ 
arbeit ſichern will, aber auch die Sonntagsruhe im Handels⸗ 
gewerbe überhaupt für Stadt und Landgemeinden des Be⸗ 
zirks im Sinn der GewO. regelt und erſichtlich die Feier 
der Sonntage vor Störungen ſchützt. Wenn auch Zuwider⸗ 
handlungen gegen das Bezirksſtatut unter die Strafdrohung 
des § 146 a GewO. geſtellt ſind, jo konnte das Verbot des 
Handels mit Tieren an Sonntagen nach Grund und Zweck 
ſowie nach dem geſamten Inhalt des Statuts doch unbe⸗ 
denklich auch als eine Anordnung im Sinn des § 366 Z. 1 
StGB. aufgefaßt und eine Tätigkeit der hier feſtgeſtellten 
Art als eine Störung der zu würdiger allgemeiner Sonn⸗ 
tagsfeier erforderlichen äußeren Ordnung und Ruhe ange⸗ 
ſehen werden. Ueberdies iſt in $ 146 a GewO. eine weit 
höhere Strafe als in § 366 Z. 1 StGB. angedroht und der 
Angekl. durch die Anwendung des letzteren Paragraphen 
jedenfalls nicht beſchwert. Auch iſt ausweislich der Urteils⸗ 
gründe die unzuläſſige Beſchäftigung eines Angeſtellten 
(Pferdeknechts) beim Vorführen der Pferde feſtgeſtellt wor⸗ 
den, was für eine Verfehlung gegen § 146 a GewO. in 
Frage käme. 

Hienach war die Reviſion als unbegründet zu verwerfen. 

Urteil des Strafſenats vom 13. November 1913 in der 

Strafſache gegen E. K. von L. 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVI. 3. 22 


334 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 
31. 


Zum Begriff eines jngendlichen gewerblichen Ar- 
beiters. 


Aus den Gründen: 

Nach der auf Grund des § 154 Abſ. 4 der GewO. 
erlaſſenen Kaiſerl. Verordnung vom 31. Mai 1897 und zwar 
in ihrer Faſſung vom 17. Februar 1904 finden die Beſtim⸗ 
mungen der §8 135 bis 139 GewO. mit einzelnen Abände⸗ 
rungen Anwendung auch auf Werkſtätten, in welchen Frauen⸗ 
und Kinderhüte beſetzt werden, § 1 Ziff. 3 zit. Kaiſerl. VO. 
Dieſe Beſtimmungen der Kaiſerl. BO. find auch nach dem 
Inkraftreten der Gewerbeordnungsnovelle vom 28. Dezem⸗ 
ber 1908 in Kraft geblieben für die kleineren Betriebe oder 
Werkſtätten mit weniger als zehn Arbeitern, wie in Theorie 
und Praris übereinſtimmend anerkannt iſt, vgl. Landmann 
GewO. Aufl. 6 Teil II S 134 i. N. 2 S. 618, § 154 N. 10 a 
S. 857; Neukamp, GewO. 8 154, Gew. Archiv Bd. X 
S. 184, 341; Stenglein, Nebengeſ. zu $ 154 GewO. Anm 11, 
Entſch. ob. Bay. LG. Bd. XI S. 106. Der gegenteiligen 
Auslegung der Reviſion kann nicht beigetreten werden. 

Der § 4 Abſ. 1 zit. Kaiſerl. VO. beſtimmt überein⸗ 
ſtimmend mit $ 137 Gew., daß Arbeiterinnen am Sonn⸗ 
abend ſowie an Vorabenden der Feſttage nicht nach 5'/, Uhr 
nachmittags beſchäftigt werden dürfen und der § 5 Abi. 2 
übereinſtimmend mit $ 138 GewO., daß der Arbeitgeber 
dafür zu ſorgen hat, daß in den Werſtätteräumen, in denen 
jugendliche Arbeiter beſchäftigt werden, an einer in die 
Augen fallenden Stelle ein Verzeichnis der jugendlichen Ar⸗ 
beiter unter Angabe des Beginns und Endes ihrer Arbeits⸗ 
zeit und unter Angabe der Pauſen ausgehängt iſt; ebenſo 
hat er dafür zu ſorgen, daß in den betreffenden Räumen 
eine Tafel ausgehängt iſt, die in der von der Landeszentral⸗ 
behörde zu beſtimmenden Faſſung und in deutlicher Schrift 
einen Auszug aus den Beſtimmungen dieſer Verordnung 
enthält. Eine Zuwiderhandlung gegen § 4 Abſ. 1 (8 137 
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GewO.) iſt unter die Strafvorſchriften des $ 146 Gew., 
eine ſolche gegen $ 5 ($ 138 GewO.) unter die des 8 149 
daſelbſt geſtellt. In der Vollzugsverfügung vom 15. Juni 
1897 iſt das vom Miniſterium des Innern vorgeſchriebene 
Formular für den vorerwähnten Auszug enthalten, S. 67 
Reg.⸗Bl. 1897. 

Der Angekl., deſſen Vater Inhaber eines Poſamentier⸗ 
und Frauenhutgeſchäftes in N. iſt, war von dieſem zur Lei⸗ 
tung des Geſchäftsbetriebs beſtellt; er iſt vom Berufungsge⸗ 
richt in Anwendung der 88 45, 151 GewO. wegen eines 
Vergehens im Sinn des § 1 3. 3 und § 4 Abſ. 1 zit. Kai⸗ 
ſerl. VO. zur Geldſtrafe von 3 M. und wegen einer Ueber⸗ 
tretung im Sinn des $ 8 3. 3 und § 5 Abſ. 2 zit. Kaiſerl. 
VO. zur Geldſtrafe von 1 M. ſowie zur Koſtentragung ver⸗ 
urteilt worden. Die von ihm eingelegte Reviſion rügt mit 
dem Antrag auf Freiſprechung eine Verletzung materieller 
Rechtsnormen. Eine ſolche iſt jedoch nicht erſichtlich. 

Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt ſind in dem Poſa⸗ 
mentiergeſchäft 3—4 Arbeiter, in dem Hutgeſchäft regel⸗ 
mäßig nur die Schweſter des Angekl. tätig. Am 1. April 
1911 iſt die am 30. Auguſt 1897 geborene Eliſe H. in das 
vom Angekl. geleitete Putzgeſchäft als Lehrmädchen einge⸗ 
treten und bis April 1913 in dieſem beſchäftigt geweſen. 
Dies geſchah auf Grund einer zwiſchen dem Angekl. und 
dem Vater der Eliſe H. getroffenen mündlichen Vereinba⸗ 
rung, derzufolge letztere auf die Dauer von 2½ Jahren das 
Putzmachen in dieſem Geſchäft erlernen, beim Angekl. das 
Mittageſſen erhalten und bei ihren in N. anſäſſigen Groß⸗ 
eltern wohnen ſollte, auch dieſen nebenher ſoweit es deren 
häusliche und landwirtſchaftliche Arbeiten erfordern, behilf⸗ 
lich ſein durfte. In Ausführung dieſer Vereinbarung iſt 
die Eliſe H. täglich, ſoweit ſie nicht durch Arbeit für ihre 
Großeltern abgehalten war, in der Regel zwiſchen halb 8 
und 8 Uhr morgens in das Putzgeſchäft gekommen und bis 
6 oder 7 Uhr abends dort verblieben; ſoweit ſie bei dring⸗ 
lichen landwirtſchaftlichen Arbeiten z. B. beim Heuen den 
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Großeltern zu helfen hatte, blieb ſie einige Tage von der 
Arbeit weg. Sie arbeitete unter Anleitung der Schweſter 
des Angekl. in einem an den Verkaufsladen anſtoßenden 
Nebenzimmer, das als Raum zum Garnieren der Hüte be⸗ 
ftimmt iſt. In dieſem Zimmer waren, während die Eliſe H. 
dort arbeitete, weder das für jugendliche Arbeiter vorge⸗ 
ſchriebene Verzeichnis noch eine Tafel mit dem Auszug aus 
den Beſtimmungen der Kaiſerl. VO. ausgehängt. Ferner 
iſt die Eliſe H. an Sonnabenden häufig bis nach 5½ abends 
mit der Hutbeſatzarbeit beſchäftigt geweſen, wie der Angekl. 
wußte und wie er auch ihr jugendliches Alter — ſie vol⸗ 
lendete erſt am 30. Auguſt 1913 das 16. Lebensjahr — 
kannte. 

Auf Grund dieſer tatſächlichen Feſtſtellungen konnte der 
Vorrichter ohne erſichtlichen Rechtsirrtum zu der Annahme 
gelangen, daß die Eliſe H. als jugendliche Arbeiterin 
im Sinn der GewO. zu gelten habe. Denn als gewerbliche 
Arbeiter im Sinn des Titels VII der GewO. find im all⸗ 
gemeinen alle Perſonen anzuſehen, die in einem gewerblichen 
Unternehmen auf Grund eines Vertragsverhältniſſes als Ge⸗ 
ſellen, Gehilfen, Lehrlinge, Betriebsbeamte, Werkmeiſter, 
Techniker, Fabrikarbeiter, alſo in unſelbſtändiger Stellung 
für Zwecke des Gewerbebetriebs beſchäftigt werden, wobei 
die Art der Beſchäftigung und die Tatſache, daß die Be⸗ 
ſchäftigung auf Grund eines Arbeits- und Lehrvertrags er⸗ 
folgt, entſcheidend ſind. Bei einem Lehrling kommt es dar⸗ 
auf an, ob das Arbeitsverhältnis als Lehrverhältnis ſich 
darſtellt, und ob der gewerbliche Arbeiter in das Arbeits⸗ 
verhältnis hauptſächlich zu dem Zweck eintrat, um ſeine 
Ausbildung in dem betreffenden Gewerbezweig zu erhalten. 
Dies trifft nach dem was feſtgeſtellt wurde, bei der Eliſe H. 
zu und die Tatſache, daß ſie berechtigt war, neben der beim 
Angekl. zu leiſtenden Arbeit ihren Großeltern ſoweit erfor⸗ 
derlich in deren Haushalt und Landwirtſchaft behilflich zu 
ſein, ſomit an die Einhaltung einer genau beſtimmten Ar⸗ 
beitszeit nicht gebunden war, vermag daran nichts zu ändern, 
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daß ſie zu dem Gewerbetreibenden in einem beſtimmten Lehr⸗ 
lings⸗ und Arbeitsverhältnis ſtand und in deſſen Ausfüh⸗ 
rung während 2 Jahren mit kurzen Unterbrechungen je 
während einiger Tage, im übrigen regelmäßig Tag für Tag 
und zwar meiſt 8— 10 Stunden für Zwecke des Putz⸗ und 
Hutgeſchäfts des Angekl. beſchäftigt war. Hierin aber liegen 
die weſentlichen Kriterien für die Eigenſchaft des gewerb⸗ 
lichen Arbeiters, bei der, ſoweit Lehrlinge in Frage kom⸗ 
men, die Gewährung von Lohn unerheblich iſt, vielmehr ſehr 
oft die Zahlung eines Lehrgelds vereinbart ſein wird. Eben⸗ 
ſowenig ſteht der Umſtand entgegen, daß der Lehrvertrag 
nicht ſchriftlich abgeſchloſſen wurde, da die Nichteinhaltung 
der Formvorſchrift des § 126 b Abſ. 1 GewO. den Lehr⸗ 
vertrag ſelbſt nicht ungültig macht. 

Weiterhin liegt unzweifelhaft die Eigenſchaft einer j u⸗ 
gendlichen Arbeiterin im Sinn der Kaiſerl. VO. wie der 
GewO. vor, da unter jugendlichen Arbeitern ſowohl Kinder 
unter 13 und 14 Jahren wie „junge Leute“ zwiſchen 14 und 
16 Jahren verſtanden werden, vgl. § 136, § 135 GewO. 
Auch der Umſtand, daß im Putzgeſchäft des Angekl. die 
Eliſe H. die einzige jugendliche Arbeiterin war, kann die 
Anwendung der zit. Beſtimmungen nach deren Wortlaut und 
Zweck nicht hindern. Endlich kann nach der getroffenen 
Feſtſtellung nicht zweifelhaft ſein, daß der zum Garnieren 
der Frauenhüte beſtimmte und neben dem Verkaufsladen 
gelegene Raum, in dem die Eliſe H. beſchäftigt war, als 
Werkſtätteraum im Sinn der Gew. gelten kann. 

Hienach war die Reviſion als unbegründet zu verwerfen. 

Urteil des Strafſenats vom 1. Dezember 1913 in der 

Strafſache gegen E. G. in N. 


32. 
Jur Anwendung des § 192 StG. 


Das Berufungsurteil mußte deshalb aufgehoben werden, 
weil es auf einem Verſtoß gegen den vom Vorrichter ange⸗ 
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wandten $ 192 StGB. beruht. Die Anwendung dieſer Vor⸗ 
ſchrift mit der darin offen gelaſſenen Möglichkeit der Be⸗ 
ſtrafung aus $ 185 (wegen einer Tatſachenbehauptung oder 
verbreitung nach $ 186 StGB.) hat zur Vorausſetzung die 
Erbringung des Wahrheitsbeweiſes gemäß § 186. Dieſe 
iſt die notwendige Grundlage der Beſtrafung des Angekl. 
aus § 185 bei Anwendung des § 192. Eine Beſtrafung 
nach letzterem § auf Grund der Unterſtellung, der 
Wahrheitsbeweis gemäß § 186 ſei erbracht und auf Grund 
der hieran ſich anſchließenden Erwägung, daß das Vorhan⸗ 
denſein einer Beleidigung trotz des als erbracht gedachten 
Wahrheitsbeweiſes aus den die Aeußerung begleitenden Um⸗ 
ſtänden hervorgehe, iſt unzuläſſig und verletzt den § 192. 
Es kann nicht anerkannt werden, daß die Angekl. M. durch 
die Art, wie das Berufungsgericht den § 192 angewendet 
hat, nicht beſchwert ſei. Denn die richterliche Prüfung der 
Handlungsweiſe der Angekl. ſetzt, wie das Reichsgericht 
Bd. I Entſch. S. 262 ausführte, die Prüfung der Handlung 
nach ihrem Zuſammenhang und ihren Motiven voraus und 
die Ausmeſſung der aus § 185 zuzuerkennenden Strafe kann 
von der Berückſichtigung der Umſtände, die ſich aus einem 
für die Angekl. günſtigen Wahrheitsbeweiſe möglicherweiſe 
ergeben, nicht unabhängig gedacht, dieſe Umſtände können 
vielmehr erſt nach geführtem Wahrheitsbeweis richtig 
und vollſtändig überſehen und gewürdigt werden. Es war 
daher das Urteil mit den getroffenen Feſtſtellungen aufzu⸗ 
heben und in die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. Nach Ein⸗ 
zug des über die Wahrheit des Bezichts angetretenen Be⸗ 
weiſes wird die Strafkammer zu entſcheiden haben, ob eine 
Beſtrafung der Angekl. nach § 186, vgl. mit $ 193 StGB. 
oder falls der Wahrheitsbeweis erbracht werden ſollte, aus 
§ 192 in Frage kommt. 

Urteil des Strafſenats vom 2. Februar 1914 in der 

Privatklageſache des K. E. gegen die L. M. in L. 

wegen Beleidigung. 
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33. 
Zur Auslegung des Stellenvermittlergeſetzes. 


Der Angekl. hat die Erlaubnis erhalten, das Geſchäft 
eines gewerbsmäßigen Stellenvermittlers in Verbindung mit 
einer Dienerfachſchule und unter Beſchränkung auf die durch 
ihn ausgebildeten Schüler zu betreiben. Er hat in einer 
Zeitſchrift nachſtehende Anzeige veröffentlicht: 

„Leute von 15—33 Jahren, welche Diener an fürſt⸗ 
lichen, gräflichen und herrſchaftlichen Häuſern werden 
wollen, geſucht von der beſteingerichteten Stuttgarter 
Dienerfachſchule und Servierlehranſtalt. .. Man ver: 
lange Proſpekt. Eintritt jederzeit. Die Stellung wird 
garantiert.“ 

Wegen Verfehlung gegen § 3 Abſ. 3, § 12 Ziff. 1 des 
Stellenvermittlergeſ. vom 2. Juni 1910 zu Strafe verurteilt, 
hat er hiegegen Reviſion eingelegt. 

Aus den 

Gründen: | | 

Der § 3 Abſ. 3 zit. RGeſ. beftimmt: „wer das Gewerbe 
eines Stellenvermittlers betreibt, darf dieſe Tätigkeit nicht 
zu Anpreiſungen für andere eigene oder fremde Gewerbebe⸗ 
triebe benutzen“ und der § 12 Ziff. 3 bedroht „den Stellen⸗ 
vermittler, der ſeine Tätigkeit zur Anpreiſung für eigene oder 
fremde Gewerbebetriebe benützt“ mit Strafe. 

Die Beſtimmung gilt nur für gewerbsmäßige 
Stellenvermittler, und daß der Angekl. die Stellenvermitt⸗ 
lung gewerbsmäßig betreibt, hat die Strafkammer tatſächlich 
feſtgeſtellt, indem ſie ausführt, durch den letzten Satz der 
Anzeige habe der Angekl. auf das von ihm, in Verbindung 
mit ſeiner Dienerfachſchule betriebene, wenn auch auf die 
durch ihn ausgebildeten Schüler beſchränkte Geſchäft eines 
gewerbsmäßigen Stellenvermittlers hinweiſen wollen. Daß 
die Strafkammer dabei den Begriff des Gewerbes verkannt 
habe, iſt nicht erſichtlich. Die Annahme eines Gewerbebe⸗ 
triebs wird insbeſondere nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
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die Stellenvermittlung nur nebenbei neben dem Betrieb der 
Dienerfachſchule und unter Beſchränkung auf die darin aus⸗ 
gebildeten Schüler betrieben und daß für die Vermittlung 
einer Stelle als ſolche eine Vergütung nicht gefordert wird. 
Es genügt, daß eine gleichmäßig fortgeſetzte, auf Gewinn 
gerichtete Tätigkeit vorliegt, mag auch der aus der Tätigkeit 
erwartete Gewinn nur ein mittelbarer ſein; unter. dieſem 
Geſichtspunkt wird gewerbsmäßige Stellenvermittlung ins⸗ 
beſondere angenommen bei Privatſchulen, die, um den Be⸗ 
ſuch der Anſtalt zu erhöhen, ſich zur unentgeltlichen Stellen 
vermittlung für die Beſucher erbieten. Daß der Angekl. in 
der Anzeige als Stellenvermittler tätig geworden und dieſe 
Tätigkeit dazu benützt habe, ſeine Dienerfachſchule anzuprei⸗ 
ſen, iſt eine tatſächliche Feſtſtellung, zu der die Strafkammer 
ohne Rechtsirrtum gelangen konnte. Daß das Geſetz ſolche 
Fälle nicht im Auge habe, wie die Reviſion behauptet, iſt 
nicht zutreffend; der von der Reichstagskommiſſion in Er⸗ 
weiterung des Entwurfs eingefügte Abſatz 3 des § 3 hat 
gerade den Fall im Auge, wo Unternehmer von Schulen uſw. 
zur Empfehlung ihres Gewerbebetriebs darauf hinweiſen, 
daß nach beendigter Ausbildung dem Zögling Stellen nach⸗ 
gewieſen würden, vgl. Hoffmann, Stellenvermittlergeſetz § 3 
Anm. 15. Darauf, daß er das Verbot des § 3 Abſ. 3 und 
die Strafbeſtimmung in § 12 Ziff. 3 nicht gekannt oder 
anders verſtanden habe. kann ſich der Angekl. nicht berufen. 
Dieſe Geſetzesunkenntnis bildet keinen Strafausſchließungs⸗ 
grund. 

Urteil des Strafſenats vom 23. Februar 1914 in der 

Strafſache gegen G. M. in St. wegen Vergehens gegen 

das Stellenvermittlergeſetz. 


34. 
Zum Begriff Kleinhandel mit Altmetall i. 5. des 
§ 35 Gem®. 


Der ſeit 4 Monaten in St. wohnhafte Angekl. hat in 
dieſer Zeit daſelbſt mit Altmetall Handel getrieben, ohne 
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dieſen Betrieb polizeilich angemeldet zu haben. Hiewegen 
in den Vorinſtanzen gemäß §8 35, 148 Ziff. 4 GewO. zu 
Strafe verurteilt, legte er Reviſion ein zunächſt mit der Rüge 
einer Verkennung des Begriffs Kleinhandel mit altem Me⸗ 
tallgerät, da ſolcher nicht vorliege, wenn die Ware im großen 
eingekauft und nur im kleinen verkauft werde, ein zum Be⸗ 
griff des Kleinhandels erforderliches Merkmal nicht nachge⸗ 
wieſen und er ſomit auch nicht zur Anmeldung ſeines Ge⸗ 
werbebetriebs verpflichtet geweſen ſei. 

Aus den 

Gründen: 

Nach § 35 GewO. iſt die Unterſagung beſtimmter Ge⸗ 
werbebetriebe beim Vorliegen einer gewiſſen Vorausſetzung 
vorgeſchrieben und unter den daſelbſt in Abſ. 2 aufgeführten 
Gewerbebetrieben iſt u. a. „der Kleinhandel mit altem Me⸗ 
tallgerät, mit Metallbruch oder dergleichen“ genannt. Nach 
Abſ. 7 haben Perſonen, die die in dieſem 8 bezeichneten Ge⸗ 
werbe beginnen, bei Eröffnung ihres Gewerbebetriebs der 
zuſtändigen Behörde hiervon Anzeige zu machen. Nach $ 27 
der Miniſterialverfügung vom 9. November 1883 (Regbl. 
S. 247) betr. den Vollzug der GewO. find zur Unterſagung 
des Betriebes der in § 35 bezeichneten Gewerbe die Ober⸗ 
ämter zuſtändig und ebenſo iſt die vorgeſchriebene beſondere 
Anzeige von Eröffnung des Gewerbebetriebs dem Oberamt 
zu erſtatten. 

Eine nähere Beſtimmung des Begriffs Kleinhandel im 
Sinn des 8 35 iſt in der Gewerbeordnung nicht enthalten. 
Er iſt weſentlich tatſächlicher, aber auch rechtlicher Natur 
und feine Abgrenzung gegen den Großhandel muß der rich- 
terlichen Würdigung in jedem einzelnen Fall nach den be⸗ 
ſonderen Verhältniſſen des betreffenden Betriebs unter Be⸗ 
rückſichtigung von Menge, Wert und Art der jeweiligen 
Ware, ebenſo von der Größe des Geſamtumſatzes und der 
einzelnen Geſchäfte, ſowie von der Zahl und Art der An⸗ 
käufe und Weiterveräußerungen anheimgeſtellt werden. Auch 
der geſetzgeberiſche Zweck darf bei dieſer Begriffsbegrenzung 


342 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


nicht außer acht gelaſſen werden, welcher Zweck nach den 
Geſetzesmaterialien u. a. dahin ging, den geſamten Trödel⸗ 
handel, zu dem nach der Faſſung des § 35 der Kleinhandel 
mit den daſelbſt bezeichneten Gegenſtänden gezählt wird, auch 
deshalb einer beſonderen Kontrolle zu unterſtellen, „weil 
nichts ſo ſehr den Diebſtahl befördere, als die Leichtigkeit, 
geſtohlene Sachen wieder verwerten zu können und anderer⸗ 
ſeits das Trödlergewerbe, ſofern es ſich in zuverläſſigen 
Händen befindet, der Entdeckung von Diebſtählen weſentliche 
Unterſtützung bietet“, — alſo um die Sicherheit des Eigen⸗ 
tümers gegen Diebſtähle und ſonſtige Veruntreuungen zu 
erhöhen und einer Förderung der Verübung ſolcher Straf⸗ 
taten durch hehleriſches Treiben tunlichſt entgegenzuwirken 
(Motive zu § 35, Verh. Reichst. 1869, Bd. III, S. 119, 
Bd. I, S. 420). 

In Beachtung dieſer Geſichtspunkte wird in der Praxis 
bei Entſcheidung der Frage, ob im Einzelfall Kleinhandel 
vorliegt, auf den Geſamtcharakter des Gewerbe⸗ 
betriebs, auf Art und Umfang der einzelnen Geſchäfte 
das Hauptgewicht gelegt und zwar näherhin mehr auf 
Maß und Art der Einkäufe als der Weiterveräuße⸗ 
rung. Es wird z. B. als Kleinhandel angeſehen, wenn auch 
nur der Einkauf im kleinen, die Wiederveräußerung indes 
im großen erfolgt. Nicht ſowohl darauf kommt es an, was 
mit den angekauften Metallwaren durch die Händler weiter 
geſchieht, insbeſondere ob ſie im kleinen wieder weiter ver⸗ 
kauft werden, als vielmehr darauf, ob der Einkauf im kleinen 
geſchieht. Letzteres trifft zu bei einer Mehrzahl kleinerer 
Kaufgeſchäfte, beſonders von Ankäufen von beliebigen Pri⸗ 
vatperſonen, wenn ſonach zumeiſt einzelne Gegenſtände oder 
geringe Mengen zumal ſolchen Leuten abgekauft werden, die 
kein entſprechendes ſtändiges Gewerbe betreiben, wobei zu 
beachten iſt, daß einzelne Stücke und geringe Mengen von 
Altmetall nicht ſelten auf unredliche Weiſe von den Verkäu⸗ 
fern erworben ſind. Anders liegt der Fall, wenn der An⸗ 
kauf des alten Metalls ſich regelmäßig in größeren Poſten, 
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der Verkauf in Waggonladungen vollzieht, ſo daß der Ge⸗ 
ſamtbetrieb nicht wohl als Kleinhandel mehr bezeichnet wer⸗ 
den kann; ebenſo, wenn ein Gewerbetreibender nicht einzelne 
Stücke von beliebigen Perſonen, ſondern nur größere, oder 
auch kleinere Mengen von ſolchen Perſonen erwirbt, die 
ſelbſt aus dem Ankauf von Metall ein Gewerbe machen oder 
bei denen Metall als Arbeitsabfall vorkommt. Auch iſt für 
die Beurteilung hiebei von Bedeutung, ob der Händler die 
Sachen in der Regel von feſten Kunden, von denſelben Lie⸗ 
feranten und aus den gleichen Quellen bezieht und ob auf 
Grund feſter Lieferungsabmachungen, ſo daß etwa die meh⸗ 
reren, vom gleichen Händler erworbenen Quantitäten als in 
Erfüllung desſelben Vertrags geliefert gelten können. Vgl. 
Schicker, GewO., 4. Aufl., Bd. I, S. 175, Nr. 71; Land⸗ 
mann, Gew., § 35 Nr. 5; Nelken, Das Gewerberecht, § 49 
Nr. 58; Entſch. Ob. Bayr. Lg. Bd. 7, S. 184, Bd. 8, 
S. 36, Bd. 9, S. 180; Entſch. OLG. Dresden Bd. 32, 
S. 309. 

Daß in den angeführten Richtungen eine Prüfung des 
Vorrichters eingetreten iſt, läßt ſich dem angefochtenen Ur⸗ 
teil nicht entnehmen, eine beſondere Feſtſtellung iſt nach dieſer 
Seite, d. h. ob und inwiefern Kleinhandel vorliegt, nicht 
getroffen und überhaupt der im Geſetz gebrauchte, hier maß⸗ 
gebende Ausdruck „Kleinhandel“ gar nicht gebraucht worden. 
In den Urteilsgründen iſt hierüber lediglich ausgeführt: der 
Angekl. habe während 3 Monate in St. mit dem bei ver⸗ 
ſchiedenen Kontrollen in ſeiner Wohnung vorgefundenen 
Altmetall Handel getrieben, er habe ſich das Metall nach 
St. kommen laſſen und von dort aus weiterverkauft, alſo 
in St. ſelbſt tatſächlich ſein Gewerbe ausgeübt. Wohl iſt 
in den Akten I. Inſtanz über Art und Umfang des betrie⸗ 
benen Altmetallhandels einiges Material enthalten, aber das 
Berufungsurteil läßt jede nähere Angabe und Feſtſtellung 
hierüber vermiſſen. Bei dieſer Sachlage iſt für das Re⸗ 
viſionsgericht eine Nachprüfung über eine richtige Anwendung 
der einſchlägigen Geſetzesbeſtimmung nicht möglich und er⸗ 
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mangelt jedenfalls eine Sicherheit, daß die Verurteilung auf 
rechtlich einwandfreier Grundlage beruht. Dieſer Reviſions⸗ 
rüge konnte ſonach ein Erfolg nicht verſagt bleiben und be⸗ 
durfte es eines Eingehens auf die zweite Rüge einer Ver⸗ 
kennung des Begriffs der Fahrläſſigkeit nicht mehr. 
Urteil des Strafſenats vom 6. April 1914 in der 
Strafſache gegen B. P. in St. wegen Verfehlung gegen 
die Gewerbeordnung. 
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II. 
Entſcheidung des Kompetenzgerichts hofs 


Für einen auf Art. 38 des Waſſergeſetzes geſtützten 
Schadenerſatzanſpruch iſt der ZBivilrechtsweg gegeben. 


Aus den Gründen: 

I. Die Kläger, welchen für ihre an der E. gelegenen 
Mühlen und Fabriken Nutzungsrechte an dieſem öffentlichen 
Gewäſſer zuſtehen, verlangen von dem Beklagten, dem eben⸗ 
falls eine Waſſernutzung zuſteht, wegen Beeinträchtigung 
ihrer Rechte durch die Ausübung dieſes ſpäter verliehenen 
Nutzungsrechts Schadloshaltung. Sie haben ihren Anſpruch 
zuerſt bei dem Landgericht Stuttgart geltend gemacht und 
nachdem dieſes Gericht die Klage wegen Unzuläſſigkeit des 
Rechtswegs abgewieſen hatte, Berufung an das Oberlandes⸗ 
gericht erhoben. Mit Urteil vom 22. November 1912 hat 
das Oberlandesgericht die Berufung der Kläger zurückge⸗ 
wieſen. Reviſion iſt nicht eingelegt worden; das Urteil des 
Oberlandesgerichts iſt rechtskräftig. Hierauf haben die Klä⸗ 
ger ihren Anſpruch im verwaltungsgerichtlichen Verfahren, 
zunächſt bei der Regierung des ... kreiſes, und ſodann 
nach Abweiſung ihrer Klage mit Urteil vom 18. September 
1913, bei dem Verwaltungsgerichtshof geltend gemacht. 
Letzterer hat mit Urteil vom 18. Februar 1914 die erhobene 
Klage wegen Unzuläſſigkeit des Verwaltungsrechtswegs ab⸗ 
gewieſen. 

Die Kläger haben nunmehr den Kompetenzgerichtshof 
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angerufen mit dem Antrag auf Entſcheidung der Zuſtändig⸗ 
keitsfrage. Der Beklagte macht geltend, gemäß Art. 13 des 
Geſetzes betreffend die Entſcheidung von Kompetenzkonflikten 
ſei die Erhebung des Kompetenzkonfliktes unſtatthaft, da 
gegen das Urteil des Oberlandesgerichts vom 22. Novem⸗ 
ber 1912 die Reviſion zuläſſig geweſen, eine ſolche aber von 
den Klägern nicht eingelegt worden ſei. 

II. Mit Urkunde vom 15. Juni 1909 iſt der K. Gene⸗ 
raldirektion der Staatseiſenbahnen zwecks Verſorgung des 
Bahnhofs M. das Recht zur Entnahme von Waſſer aus der 
E. (bis zu 10 Sekundenliter) verliehen worden. Die Kläger, 
deren Waſſernutzungsrechte ſchon vor dieſer Verleihung be⸗ 
ſtanden, haben ſowohl vor den bürgerlichen als vor den 
Verwaltungsgerichten geltend gemacht, daß ſie durch dieſe 
Verleihung in ihren Nutzungsrechten erheblich beeinträchtigt 
werden; da die Anbringung von Schutzvorkehrungen untun⸗ 
lich ſei, werde Schadloshaltung und zwar (von den klagen⸗ 
den 8 Waſſerwerksbeſitzern in Beträgen von je 270 bis 4040 M.) 
im Geſamtbetrag von 11570 M. verlangt. Hiebei haben 
die Kläger nicht behauptet, daß der Beklagte bei der Waſſer⸗ 
entnahme das verliehene Maß überſchreite; vielmehr haben 
ſie ausdrücklich hervorgehoben, daß gerade die verleihungs⸗ 
mäßige Ausübung des dem Beklagten verliehenen Rechtes es 
ſei, welche die Beeinträchtigung ihrer Rechte zur Folge habe. 
Vor dem Oberlandesgericht haben die Kläger ausdrücklich 
erklärt, ſie ſtützen ihren Anſpruch auf Schadloshaltung ein⸗ 
zig und allein auf Art. 38 des württ. Waſſergeſetzes, der wie 
jeder andere Schadenserſatzanſpruch im Zweifel ein zivil⸗ 
rechtlicher ſei. Der Beklagte hat in dem gedachten Verfahren 
den Anſpruch der Kläger beſtritten, vor den bürgerlichen Ge⸗ 
richten außerdem die Unzuläſſigkeit des Rechtswegs geltend 
gemacht. 

III. Die Erhebung des Kompetenzkonflikts iſt ordnungs⸗ 
mäßig und zuläſſigerweiſe erfolgt. Insbeſondere greift nicht, 
wie der Beklagte meint, die Vorſchrift des Art. 13 des Ge⸗ 
ſetzes vom 25. Auguſt 1879 betreffend die Entſcheidung von 
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Kompetenzkonflikten (Reg Bl. S. 272) Platz. Hier iſt be⸗ 
ſtimmt, daß die Erhebung des Kompetenzkonflikts unſtatthaft 
iſt, wenn bezüglich der Zuläſſigkeit des Rechtswegs das 
Rechtsmittel der Reviſion an das Reichsgericht ſtatthaft iſt. 
Der Beklagte iſt der Anſicht, das gedachte Urteil des Ober⸗ 
landesgerichts vom 22. November 1912 ſei der Reviſion 
fähig geweſen; da eine ſolche nicht erhoben worden ſei, ſei 
die Erhebung des Kompetenzkonflikts unſtatthaft. Die Ent⸗ 
ſcheidung des Oberlandesgerichts beruhe nämlich, wie der 
Beklagte ausführt, auf der von dem Gericht getroffenen 
Feſtſtellung, daß der erhobene Anſpruch nicht privatrecht⸗ 
licher, ſondern öffentlichrechtlicher Natur ſei, d. h. auf der 
Auslegung des Begriffs der „bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten“ 
in $ 13 GWG. und es wäre dieſes Urteil — abgeſehen von 
der Frage, ob Art. 10 Ziff. 24 des Geſetzes über die Ver⸗ 
waltungsrechtspflege zutreffe — ſchon dann aufzuheben ge⸗ 
weſen, wenn die privatrechtliche Natur des erhobenen Anz 
ſpruchs bejaht worden wäre. 

Dieſer Anſicht kann nicht beigetreten werden. Der vor 
den bürgerlichen Gerichten — übrigens ebenſo auch vor den 
Verwaltungsgerichten — von den Klägern geltend gemachte 
Anſpruch iſt ein Anſpruch aus angeblicher Beeinträchtigung 
einer Nutzung an einem öffentlichen Gewäſſer durch einen 
andern Waſſernutzungsberechtigten. Es handelt ſich alſo um 
einen Anſpruch aus dem Waſſerrecht, welches in Art. 65 
EGBGB. in ſeinem ganzen Umfang der landesgeſetzlichen 
Regelung vorbehalten und in Württemberg durch das Geſetz 
vom 1. Dezember 1900 (Reg Bl. S. 921) geregelt iſt. Hatte 
ſomit das Oberlandesgericht über einen Anſpruch zu ent⸗ 
ſcheiden, welcher ſeinen Rechtsgrund lediglich in einem nicht 
über den Bezirk des württembergiſchen Oberlandesgerichts 
hinaus geltenden Geſetze hat, ſo war das Urteil vom 22. No⸗ 
vember 1912 gemäß ZPO. § 549 Abſ. 1 nicht reviſibel. 
Hieran wird dadurch nichts geändert, daß das Oberlandes⸗ 
gericht bei ſeiner Entſcheidung auch Normen des Reichsrechts 
— des § 13 GG., wie der Beklagte hervorhebt — ange⸗ 
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wendet hat. Da in dem Geſetz vom 1. Dezember 1900 das 
Waſſerrecht für Württemberg ſelbſtändig und nach Art. 65 
EGBGB. zuläſſigerweiſe auch ausſchließlich ohne die Abſicht 
geregelt iſt, daneben irgendwelche allgemeine, auch außerhalb 
Württembergs geltende Beſtimmungen (z. B. des Gemeinen 
Rechts oder des Reichsrechts) beſtehen zu laſſen oder für 
anwendbar zu erklären, ſo können bei waſſerrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſen etwa anwendbare Beſtimmungen des Reichsrechts 
den Grund ihrer Anwendbarkeit nicht aus dem Reichsrecht, 
ſondern nur aus dem Landesrecht ſchöpfen (vgl. hiezu RG. 
in Jur. W. v. 1910 S. 241 Nr. 27 und in 1913 S. 500 
Nr. 24). Wenn alſo das Oberlandesgericht bei der Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, ob der von den Klägern erhobene An⸗ 
ſpruch dem öffentlichen oder dem bürgerlichen Recht ange⸗ 
hört, in Ermangelung beſonderer Vorſchriften für den Fall 
in Frage die Beſtimmung des § 13 GVG. herangezogen hat, 
ſo konnte dieſe Anwendung nur auf dem nicht reviſiblen 
württ. Landesrecht beruhen, welches nach dem Bemerkten die 
ausſchließliche Quelle für die Entſtehung des fraglichen An⸗ 
ſpruchs iſt und nicht etwa daneben reichsrechtliche oder 
ſonſtige Vorſchriften mit ſelbſtändiger Geltung zuläßt (vgl. 
hiezu auch RGE. 39 S. 379; Gaupp⸗Stein, ZPO. Anm. IV 
lit. F. zu $ 549). Dasſelbe gilt für den Fall, daß der gel⸗ 
tend gemachte Anſpruch als ein Störungsanſpruch anzuſehen 
wäre, auf welchen in Art. 38 des Waſſergeſetzes die Vor⸗ 
ſchriften der GewO. § 26 übertragen find und auf den in 
Ermangelung weiterer näherer Vorſchriften des württ. 
Waſſergeſetzes die Beſtimmungen des BGB. über Störung 
des Eigentumsrechts anzuwenden wären. Auch in dieſem 
Falle hätte das Oberlandesgericht das Reichsrecht nicht auf 
Grund eigener Geltung, ſondern lediglich auf Grund Gel⸗ 
tung als Beſtandteil des nichtreviſiblen Landesrechts anzu⸗ 
wenden gehabt (vgl. hiezu RG. J. W. v. 1913 S. 555 
Nr. 22). 

IV. Nach dem Vorbringen der Parteien handelt es ſich 
um konkurrierende Waſſerbenutzungsrechte, von welchen die 
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älteren durch die Ausübung des jüngeren Rechts angeblich 
beeinträchtigt werden. Der Inhaber des jüngeren Rechtes 
iſt der Staat, welcher von den Klägern in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Inhaber eines auf Verleihung beruhenden Nutzungs⸗ 
rechts in Anſpruch genommen wird. Daß der Staat zur 
Benützung eines öffentlichen Gewäſſers — insbeſondere wie 
vorliegend im öffentlichen Intereſſe — eine Verleihung nach⸗ 
zuſuchen habe, iſt im Waſſergeſetz weder ausdrücklich verlangt 
noch ausdrücklich verneint. Da nach württembergiſchem Recht 
(vgl. hiezu Lang, Handbuch des im Königreich Württemberg 
geltenden Sachenrechts II S. 1 und von Göz, die Verwal⸗ 
tungsrechtspflege in Württemberg S. 376 f., Die Motive 
zum Waſſergeſetz — Verh. der Kammer der Standesherrn 
von 1899 bis 1900 Beil. Bd. S. 67 — äußern ſich hier⸗ 
über nicht beſtimmt) dem Staat das ſogenannte weitere oder 
öffentlich⸗rechtliche Eigentum an den öffentlichen Gewäſſern 
zukommt, ſo iſt die Verleihung eines Sonderrechts an einem 
öffentlichen Gewäſſer durch den Staat an den Staat recht⸗ 
lich undenkbar. Dieſe Auffaſſung lag z. B. dem früheren 
preußiſchen Recht (vgl. Nieberding, Waſſerrecht und Waſſer⸗ 
polizei im preuß. Staat S. 306) zugrunde und es geht von 
ihr offenbar auch das ſächſiſche Waſſergeſetz vom 12. März 
1909 aus, wenn es in $ 24 Abſ. 1 ausſpricht, daß ſtaat⸗ 
liche Waſſernutzungen einer behördlichen Erlaubnis (das 
ſächſiſche Geſetz kennt nur die ſtets widerrufliche Erlaubnis, 
nicht die Verleihung) nicht bedürfen. Die hie und da für 
die Frage der Notwendigkeit einer Verleihung oder einer 
Erlaubnis gemachte Unterſcheidung, daß der Staat, wenn er 
als Träger der öffentlichen Gewalt, z. B. zwecks öffentlicher 
Trinkwaſſerverſorgung, öffentliches Waſſer in Benutzung 
nimmt, keiner Verleihung oder Erlaubnis bedarf, während 
er eine ſolche braucht, wenn er als Subjekt von Privatrech⸗ 
ten öffentliches Waſſer benutzen will (ogl. z. B. Brenner, 
Das bayer. Waſſergeſetz vom 23. März 1907 Anm. 2 zu 
Art. 50), entbehrt der erforderlichen Begründung und ins⸗ 
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beſondere fehlen für ſie im württ. Recht und im württ. 
Waſſergeſetz die erforderlichen Anhaltspunkte. 

Aber auch wenn hienach vorliegend davon auszugehen 
wäre, daß der behauptete Eingriff des Beklagten in die 
Sonderrechte der Kläger nur auf dem (ſogenannten weiteren 
oder öffentlich⸗rechtlichen) Eigentumsrecht des Staates be⸗ 
ruhen könne, ſo würde dies doch einen Unterſchied der recht⸗ 
lichen Beurteilung der den Klägern gegen einen Eingriff in 
ihre Sonderrechte zuſtehenden Rechtsbehelfe nicht begründen, 
da es für die Frage der Abwehrbehelfe auf das Weſen und 
den Inhalt des geſtörten Rechts, des Sonderrechts ankommt 
und deshalb gleichgültig iſt, ob der Eingriff auf Grund 
Eigentumsrechts oder auf Grund eines verliehenen Sonder⸗ 
rechts erfolgt. Uebrigens iſt es in der württ. Praxis her⸗ 
gebracht, auch für den Staat eine Verleihung für erforder⸗ 
lich zu halten. 

V. Geltend gemacht iſt ein Störungsanſpruch. Ein 
ſolcher ſetzt einen unbefugten Eingriff voraus. Nach dem 
eigenen Vorbringen der Kläger überſchreitet der Beklagte bei 
ſeinen Waſſerentnahmen das in der Verleihungsurkunde feſt⸗ 
geſetzte Maß nicht. Der Beklagte handelt alſo nur dann 
unbefugt, wenn den Klägern gegenüber der verleihungsge⸗ 
mäßen Waſſerentnahme des Beklagten ein fie zur Geltend- 
machung des Störungsanſpruches berechtigendes Verbietungs⸗ 
recht zuſteht. Ein ſolches auf beſonderem Rechtstitel be⸗ 
ruhendes Verbietungsrecht machen die Kläger nicht geltend. 
Es kommt alſo vorliegend darauf an, ob aus dem Weſen 
und dem Inhalt der ihnen zuſtehenden Sonderrechte ſich ein 
ſolches Verbietungsrecht ergibt. Daß ihre Sonderrechte 
etwa deshalb, weil ſie ſchon vor dem Inkrafttreten des 
württ. Waſſergeſetzes vom 1. Dezember 1900 beſtanden hät⸗ 
ten, einen beſonderen, von den in dem gedachten Geſetz in 
den Art. 31 ff. geregelten Nutzungsrechten verſchiedenen 
rechtlichen Inhalt haben, was die Beſtimmung in Art. 1 
Abſ. 3 Satz 1 des Waſſergeſetzes für möglich hält, wird 
von den Klägern nicht behauptet. Es ſind daher für die 
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Frage nach dem rechtlichen Inhalt der den Klägern zuſtehen⸗ 
den Nutzungsrechte ausſchließlich die Vorſchriften des Waſſer⸗ 
geſetzes und insbeſondere diejenigen der Art. 31 ff. zugrunde 
zu legen. 

Eine ausdrückliche und klare Regelung des rechtlichen 
Inhalts eines auf Verleihung beruhenden Waſſernutzungs⸗ 
rechts findet ſich im württ. Waſſergeſetz im Gegenſatz zu den 
Waſſergeſetzen anderer deutſchen Bundesſtaaten, vgl. z. B. 
das preußiſche Waſſergeſetz vom 7. April 1913 88 81, 82 
(S 81 Abſ. 1: das verliehene Recht iſt im Rechtswege ver⸗ 
folgbar. Die für die Anſprüche aus dem Eigentum gelten⸗ 
tenden Vorſchriften ſind entſprechend anzuwenden) nicht. Das 
württ. Waſſergeſetz beſchränkt ſich in dieſer Richtung auf die 
beiden Vorſchriften, daß durch die Verleihung ein Recht zur 
verleihungsgemäßen Waſſerbenutzung erworben werde (Art. 37 
Satz 1) und daß der Inhaber eines ſolchen Rechts bei Be⸗ 
einträchtigung ſeines Rechts durch einen andern Waſſer⸗ 
nutzungsberechtigten nicht Einſtellung der Nutzung, ſondern 
nur die Anbringung von Schutzvorkehrungen und eventuell 
Schadloshaltung verlangen könne (Art. 38 Abſ. 1). Weiter 
läßt ſich aus Art. 35 Abſ. 3 (per argumentum e contrario) 
und aus den Art. 44 und 45, welche das Erlöſchen des 
Nutzungsrechts behandeln, ohne den Fall der jederzeitigen 
Widerruflichkeit zu erwähnen, entnehmen, daß die Verleihung 
regelmäßig eine unwiderrufliche iſt. Endlich iſt in Art. 45, 
insbeſondere in Abſ. 3 beſtimmt, daß bei der Entziehung des 
verliehenen Rechtes aus Gründen des öffentlichen Wohls der 
Inhaber zu entſchädigen iſt. 

Dazu kommen noch einige in den geſetzgeberiſchen Vor⸗ 
arbeiten an verſchiedenen Orten ſich findende Bemerkungen. 
In der amtlichen Begründung (vgl. Verh. der Kammer der 
Standesherren von 1899/1900 Beil. Bd. S. 71) iſt gejagt: 
„Durch die Verleihung wird das Recht zur Waſſerbenützung 
erworben und damit für den Beliehenen gewiſſermaßen die⸗ 
jenige Rechtslage geſchaffen, in der ſich in den Ländern, 
welche ein geſetzliches Waſſerbenützungsrecht der Uferbeſitzer 
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anerkennen, die letzteren, ſoweit dieſes Recht reicht, kraft 
Geſetzes befinden.“ 

Weiter heißt es dort (S. 98 zu Art. 37): „Zufolge dem 
Art. 37, welcher ſich in dieſer Beziehung an das bisherige 
Recht anſchließt (vgl. Art. 10 Ziff. 24 des Geſetzes über 
die Verwaltungsrechtspflege), erlangt der Beliehene und nach 
Maßgabe des Art. 39 ſein Rechtsnachfolger durch die Ver⸗ 
leihung, wie bereits erwähnt, ein feſtes Recht, das bezüglich 
des Rechtsſchutzes im allgemeinen allen ſonſtigen wohler⸗ 
worbenen Rechten gleichſteht, alſo insbeſondere gegen will⸗ 
kürliche Beſchränkungen oder Wiederentziehungen durch die 
Staatsgewalt geſchützt iſt. Dieſer Schutz äußert ſich den 
Eingriffen von Privatperſonen gegenüber durch ein im Wege 
des Verwaltungsſtreitverfahrens verfolgbares Klagerecht, 
während er ſich den Anordnungen der zur Ordnung der 
Waſſerbenützung berufenen Polizeibehörden gegenüber auf die 
Anrufung des Verwaltungsrichters im Weg der Rechtsbe⸗ 
ſchwerde beſchränken muß. 2 

Weiter heißt es in dem Kommiſſtonsbericht der Kam⸗ 
mer der Abgeordneten zu Art. 38 (Verh. der Kammer der 
Abg. von 1899 / 1900 III. Beil. Bd. S. 837): „Damit (d. h. 
durch die von der Kammer der Standesherrn beſchloſſene 
Einfügung der Waſſernutzungsrechte in Abſ. 1) werden die 
Anſprüche aus Waſſernutzungsrechten den nachbarrechtlichen 
gleichbehandelt.“ 

Ueber die ſchon vor dem Inkraſttreten des Waſſerge⸗ 
ſetzes beſtandenen Waſſernutzungsrechte iſt in der amtlichen 
Begründung (S. 80 zu Art. 1 und 2) geſagt: „Die über 
den Gemeingebrauch hinausgehenden Rechte, welche an den 
bisher als Privatgewäſſer angeſehenen fließenden Waſſern 
durch Konzeſſion oder unvordenkliche Verjährung erworben 
worden ſind, ſollen (künftig) als beſondere, wenn auch jedes 
andere Nutzungsrecht ausſchließende, öffentlich⸗ rechtliche 
Nutzungsrechte an öffentlichen Gewäſſern betrachtet werden.“ 

Endlich iſt noch bei Beſprechung des Verleihungsver⸗ 
fahrens (zu Art. 32) in der amtlichen Begründung (S. 95) 
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bemerkt: „Sollte von der Verleihungsbehörde verſehentlich 
eine beſtehenden Rechten zuwiderlaufende Verleihung erteilt 
werden, ſo gehen die letzteren nicht unter, ſondern können im 
Wege der Klage geltend gemacht werden, wobei jedoch hin⸗ 
ſichtlich der nicht auf beſonderem Titel beruhenden Rechte die 
Beſchränkungen des Art. 38 Abſ. 1 Platz greifen. Die Ver⸗ 
leihung erfolgt alſo unter dem ſtillſchweigenden Vorbehalt 
etwa entgegenſtehender Rechte Dritter.“ 

Bei den Beratungen des Entwurfs eines Waſſergeſetzes 
iſt die gedachte Auffaſſung der amtlichen Begründung über 
den Inhalt der verliehenen Waſſernutzung — derſelbe In⸗ 
halt wie das geſetzliche Waſſerbenutzungsrecht der Uferbe⸗ 
ſitzer in den Ländern ohne Verleihung — offenbar ſtill⸗ 
ſchweigend gebilligt worden; wenigſtens findet ſich nirgends, 
daß ein Widerſpruch erhoben worden wäre. Weiter ge⸗ 
winnt man aus den ſtändiſchen Verhandlungen den Ein⸗ 
druck, daß — abgeſehen von der Charakteriſierung der ſchon 
vor dem Waſſergeſetz beſtandenen Nutzungsrechte als öffent⸗ 
licher Rechte — eine Gleichſtellung der früheren und der erſt 
auf Grund des Waſſergeſetzes zur Verleihung gelangenden 
Rechte nach ihrem Inhalt beabſichtigt geweſen iſt (vgl. Be⸗ 
gründung S. 71: „Den verliehenen Rechten ſtellt der Ent⸗ 
wurf die ausſchließlichen Benutzungsrechte der bisherigen 
Eigentümer von fließenden Privatgewäſſern ... gleich“; 
S. 80: „Das bisherige Privateigentum ſoll inhaltlich un⸗ 
verändert als verliehenes Sondernutzungsrecht fortbeſtehen; 
es tritt alſo künftighin gewiſſermaßen nur in neuem Ge⸗ 
wand auf“; Kommiſſionsbericht der Kammer der Abgeord⸗ 
neten a. a. O. S. 870: „Einverſtändnis beſteht mit der 
Verwandlung wohlerworbener Privatrechte in dem öffent⸗ 
lichen Recht angehörige Nutzungsrechte“). Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden erſcheint es, was den Inhalt der Waſſernutzungs⸗ 
rechte betrifft, mag es ſich um ſolche handeln, die ſchon vor 
dem Inkrafttreten des Waſſergeſetzes beſtanden oder um 
ſolche, die erſt durch Verleihung auf Grund des Waſſer⸗ 
geſetzes entſtanden ſind, zuläſſig, bei dem Schweigen des 
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Waſſergeſetzes als deſſen Willen entſprechend auch die Auf⸗ 
faſſung des früheren Rechts zu Hilfe zu nehmen. 

In den Ländern, welche dem Eigentümer des Ufer⸗ 
grundſtücks in dieſer ſeiner Eigenſchaft ein geſetzliches Waſſer⸗ 
nutzungsrecht zugebilligt haben und zum Teil, wie Bayern 
und Preußen, noch heute zubilligen (vgl. z. B. Nieberding 
a. a. O. S. 307; das frühere hannoveriſche Waſſergeſetz 
vom 22. Auguſt 1847 und dazu André, Grundzüge des 
Waſſerrechts S. 72, 85 und 87; Bayer. Waſſergeſetz vom 
23. März 1907 Art. 45; Preuß. Waſſergeſetz § 40 Abſ. 2) 
hat der nutzungsberechtigte Ufereigentümer ein dem bürger⸗ 
lichen Recht angehöriges Recht, welches gegen die Eingriffe 
Dritter und insbeſondere anderer nutzungsberechtigter Ufer⸗ 
eigentümer durch die Störungsklage geſchützt iſt. Denſelben 
Inhalt hatten nach württ. Recht bis zum Inkrafttreten des 
Waſſergeſetzes die auf Verleihung beruhenden Sonderrechte; 
auch ſie waren Privatrechte und es dienten zu ihrem Schutz 
ſowohl dem Staat als Dritten gegenüber die allgemeinen, 
für dingliche Rechte gegebenen petitoriſchen und prozeſſori⸗ 
ſchen Rechtsmittel (vgl. Lang, Sachenrecht II S. 7 ff.). 

Werden entſprechend dem gedachten Ausſpruch der amt⸗ 
lichen Begründung dieſe Grundſätze auf die in den Art. 31 ff. 
des Waſſergeſetzes geregelten Nutzungsrechte übertragen und 
hiebei die durch das Waſſergeſetz ſelbſt getroffenen Aende⸗ 
rungen berückſichtigt, ſo ergibt ſich für das Weſen und den 
Inhalt dieſer Nutzungsrechte folgendes: 

Der Inhaber eines Waſſernutzungsrechts hat gegen⸗ 
über dem Staat ein regelmäßig unwiderrufliches Recht auf 
Benützung des öffentlichen Gewäſſers in dem verliehenen 
oder hergebrachten Umfang. Sein Recht iſt, wie Art. 1 
Abſ. 3 Satz 1 des Waſſergeſetzes ausſpricht, ein ſubjektives 
öffentliches Recht. Er iſt gegen Beeinträchtigungen dieſes 
Rechts durch den Staat und durch Dritte, insbeſondere durch 
andere Waſſerbenutzungsberechtigte geſchützt und es ſtehen 
ihm zu dieſem Zweck gegen den Störer die dem Beſitzer und 
Eigentümer nach dem bürgerlichen Recht zuſtehenden Rechts⸗ 
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behelfe (BGB. SS 861, 862, 1004) jedoch mit Ausſchluß des 
Anſpruchs auf Einſtellung der Waſſernutzung (Art. 38 Abſ. 1 
des Waſſergeſetzes) zu Gebote. 

Der Störungsanſpruch iſt auch dann gegeben, wenn, 
wie vorliegend, der Störende ſich bei ſeiner Waſſerentnahme 
innerhalb des ihm verliehenen Maßes hält, ſofern nur durch 
dieſe Waſſerentnahme der Inhaber eines älteren Rechtes in 
deſſen Ausübung beeinträchtigt wird. Es unterliegt alſo 
der Inhaber der Waſſernutzung dem Störungsanſpruch und 
iſt insbeſondere zur Schadloshaltung verpflichtet, obgleich er 
nur von dem ihm verliehenen Rechte Gebrauch macht. Dies 
war ſchon der Standpunkt des früheren württ. Rechts (vgl. 
Lang a. a. O. S. 19). Dieſelbe Auffaſſung liegt offenbar 
auch dem württ. Waſſergeſetz zugrunde. Zwar fehlt in 
dieſer Hinſicht im Geſetze ſelbſt ein ausdrücklicher Ausſpruch 
wie einen ſolchen z. B. das preuß. Waſſergeſetz in § 51 
enthält. Es läßt ſich aber die gedachte Auffaſſung, wonach 
das ältere Recht dem jüngeren vorgeht, aus der Vorſchrift 
des Art. 32 Abſ. 4 des Waſſergeſetzes entnehmen. Nach 
dieſer Beſtimmung iſt die Verleihung zu verſagen, wenn 
durch ſie eine erhebliche Benachteiligung für die Beſitzer an⸗ 
derer Waſſerbenutzungsanlagen bewirkt, namentlich beſtehen⸗ 
den Werken das zu ihrem Betrieb im bisherigen berechtigten 
Umfang unter Berückſichtigung des wechſelnden Waſſerſtandes 
nötige Waſſer entzogen wird. Hierauf bezieht ſich auch die 
in der amtlichen Begründung (a. a. O. S. 95) enthaltene 
Stelle, daß die Verleihung unter dem ſtillſchweigenden Vor⸗ 
behalt etwa entgegenſtehender Rechte Dritter erfolge. Damit 
iſt zugleich auch zum Ausdruck gebracht, daß der Staat bei 
einer Verleihung dem Beliehenen gegenüber nicht die Ver⸗ 
pflichtung (etwa mit der Folge einer Erſatzpflicht bei Nicht: 
erfüllung) übernimmt, ihm das verliehene Maß von Waſſer 
auch wirklich zu gewähren. Es hat hienach der Beliehene 
dem Staate gegenüber nur auf ſoviel Waſſer Anſpruch, 
als nach Befriedigung der älteren Nutzungsrechte übrig 
bleibt, während die älteren Nutzungsrechte in ihrem vol⸗ 
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len Umfang gegen Beeinträchtigungen durch Waſſerent⸗ 
nahmen eines jüngeren Berechtigten auch innerhalb des ver⸗ 
leihungsgemäßen Rahmens durch den Störungsanſpruch ge⸗ 
ſchützt ſind. 

VI. Das Waſſernutzungsrecht des württ. Waſſergeſetzes 
iſt hienach zweifellos ein ſubjektives öffentliches Recht, wäh⸗ 
rend ebenſo ſicher die zu ſeinem Schutz gegen Störung die⸗ 
nenden Rechtsbehelfe dem bürgerlichen Recht angehören oder 
aus demſelben ſtammen. Die Möglichkeit einer ſolchen recht⸗ 
lichen Geſtaltung iſt nicht zu beſtreiten. Nach der herrſchen⸗ 
den Lehre des deutſchen Verwaltungsrechts (vgl. Fleiner, 
Inſtitutionen des Verwaltungsrechts III. Aufl. S. 328 ff.; 
Jellinek, Syſtem der ſubjektiven öffentlichen Rechte S. 76 f. 
insbeſondere in Anm. 3 zu Seite 76) beſtimmen ſich die 
Rechtsverhältniſſe an öffentlichen Sachen ſowohl nach Vor⸗ 
ſchriften des öffentlichen Rechts als nach ſolchen des bürger⸗ 
lichen Rechts und es iſt dies auch für das württ. Recht an⸗ 
zuerkennen (ogl. v. Göz, Die Verwaltungsrechtspflege in Würt⸗ 
temberg S. 376 f.). Für die Beſtimmung der Grenzlinie in 
Anſehung der Anwendbarkeit öffentlichen und bürgerlichen 
Rechts iſt nach deutſchem Verwaltungsrecht maßgebend, daß 
öffentliche Sachen, ſoweit für ſie nicht öffentliches Recht zur 
Anwendung kommt, unter der Privatrechtsordnung ſtehen 
(vgl. Fleiner a. a. O. S. 329) in der Weiſe, daß die 
Herrſchaft des Privatrechts an dem Punkte aufhört, an dem 
der öffentliche Dienſt der Sache beginnt (vgl. Fleiner a. a. O. 
S. 333). 

Werden dieſe Grundſätze auf die Nutzungsrechte des 
Art. 31 ff. des Waſſergeſetzes angewendet, ſo ergibt ſich, 
daß die Befugnis des Beliehenen gegenüber dem Staat eine 
öffentlich⸗rechtliche iſt, ſofern ſie ſich aus der Machtbefugnis 
des Staates als Inhabers der öffentlichen Gewäſſer und 
Aufſichtsorgans zwecks Verhinderung ihrer gemeinſchädlichen 
Benützung herleitet. Dagegen iſt nach dem Bemerkten im 
übrigen, ſoweit der öffentliche Dienſt nicht in Frage ſteht, 
die aus dem Recht des Staates an den öffentlichen Gewäſſern 
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einzig und allein aus privatwirtſchaftlichen Gründen abge⸗ 
zweigte, durch Verleihung dem Privaten übertragene Macht⸗ 
befugnis an dem öffentlichen Gewäſſer privatrechtlicher Natur 
und es gehören daher auch die Schutzanſprüche gegen Stö⸗ 
rungen jedenfalls dann, wenn es ſich um Eingriffe handelt, 
die von einem Nachbarn oder gleichfalls Nutzungsberechtig⸗ 
ten ausgehen, dem bürgerlichen Rechte an. Bei Streitig⸗ 
keiten dieſer Art kommt ein öffentliches Intereſſe auch vom 
Standpunkt der Beaufſichtigung der öffentlichen Gewäſſer 
nicht oder kaum in Frage; jedenfalls aber ſteht im Vorder⸗ 
grund und zwar in geradezu ausſchlaggebender Weiſe das 
privatrechtliche Intereſſe. 

Nach den Grundſätzen des deutſchen Verwaltungsrechts, 
welche, wie bemerkt, jedenfalls im allgemeinen auch diejenige 
des württ. Verwaltungsrechts ſind, folgt alſo daraus, daß 
die aus der Machtbefugnis des Staates hergeleitete Befug⸗ 
nis zur Waſſerbenutzung in der Hand des Beliehenen ſich 
zunächſt als ein ſubjektives öffentliches Recht darſtellt, keines⸗ 
wegs, daß die bei Störungen in der Ausübung dieſes Rechts 
durch Dritte dem Inhaber des Rechts gegen die Störer er⸗ 
wachſenden Anſprüche ebenfalls dem öffentlichen Recht an⸗ 
gehören; vielmehr gehört nach dieſen Grundſätzen der Stö⸗ 
rungsanſpruch dem bürgerlichen Rechte an. ö 

Das württ. Waſſergeſetz ſteht auf keinem anderen Stand⸗ 
punkt. Die Betonung des ööffentlich⸗rechtlichen Charakters 
der auf Verleihung beruhenden Nutzungsrechte und die Um⸗ 
wandlung der ſchon vor dem Inkrafttreten des Waſſergeſetzes 
beſtandenen Nutzungsrechte in öffentlich-rechtliche (durch Art. 1 
Abi. 3 Satz 1) iſt, wie die amtliche Begründung zu dem 
Entwurf eines Waſſergeſetzes unzweideutig ergibt (ogl. a. a. O. 
S. 70 und S. 71 ff., S. 81 f.), lediglich im Hinblick „auf 
eine dem allgemeinen Wohl entſprechende Ausnützung der 
Waſſerſchätze des Landes“ und auf die deshalb mittels 
ſtaatlicher Beaufſichtigung zu ſichernde „Ausübung des ver⸗ 
liehenen Rechts unter ſteter Rückſichtnahme auf das gemeine 
Wohl und auf die volkswirtſchaftlichen Intereſſen“ erfolgt. 
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Dieſer Zweck kommt in Art. 1 Abſ. 3 Satz 2 des Waſſer⸗ 
geſetzes noch beſonders zum Ausdruck („Ihre (d. h. der bis⸗ 
her ſchon beſtehenden Nutzungsrechte) Ausübung unterliegt 
den (polizeilichen) Vorſchriften dieſes Geſetzes“). Ergibt ſich 
ſchon hieraus, daß das württ. Waſſergeſetz den öffentlich⸗ 
rechtlichen Charakter des Nutzungsrechts nur inſoweit rei⸗ 
chen laſſen will, als dies aus Gründen der Beaufſichtigung 
im Intereſſe des gemeinen Wohls (ſog. polizeilichen Gründen) 
geboten iſt, ſo folgt andererſeits aus der Beſtimmung des 
Art. 38, daß das Waſſergeſetz entſprechend der Auffaſſung 
des deutſchen Verwaltungsrechts über die Rechtsverhältniſſe 
an öffentlichen Sachen die Nutzungsrechte, ſoweit polizeiliche 
Gründe nicht in Frage kommen, der Herrſchaft des Privat⸗ 
rechts unterwerfen will. Zwar enthält Art. 38 nicht die von 
anderen Waſſergeſetzen für erforderlich gehaltene ausdrück⸗ 
liche Beſtimmung, daß aus Eingriffen in ein Nutzungsrecht 
dem Inhaber ein Störungsanſpruch erwächſt; vielmehr ſetzt 
dieſer Artikel, der ſich auf eine Einengung des Störungs⸗ 
anſpruchs im Intereſſe der Förderung des Gewerbes be⸗ 
ſchränkt, das Zutreffen eines ſolchen vom württ. Waſſerge⸗ 
ſetz ſelbſt nicht geregelten Anſpruchs voraus. Es würde 
aber zu einer überaus einſchneidenden und bedenklichen 
Rechtsunſicherheit und zu wirtſchaftlich unmöglichen Ergeb- 
niſſen führen, wollte man nicht dieſe Lücke des Geſetzes er⸗ 
gänzen und an der Hand der oben gedachten Hilfsmittel 
einen Störungsanſpruch des oben angeführten Inhalts: als 
auch nach dem württ. Waſſergeſetz gegeben annehmen. 
Hienach iſt davon auszugehen, daß das württ. Waſſer⸗ 
geſetz grundſätzlich auf dem Standpunkt ſteht, daß der von 
ihm bei Störung einer Waſſernutzung durch einen anderen 
Nutzungsberechtigten zugelaſſene Anſpruch dem bürgerlichen 
Recht angehört. Es könnte vielleicht bezweifelt werden, ob 
dieſer Grundſatz ſich auch dann feſthalten läßt, wenn der 
andere Nutzungsberechtigte, dem der Eingriff zugeſchrieben 
wird, der Staat iſt und wenn dieſem, wie vorliegend, die 
Nutzung zu öffentlichen Zwecken verliehen iſt, ſo daß anzu⸗ 
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nehmen wäre, die Ausübung der Nutzung und damit die 
Störung geſchehe in Verfolgung öffentlicher Zwecke. Aber 
abgeſehen davon, daß der Betrieb der Eiſenbahnen durch 
den Staat — und zwecks dieſes Betriebs iſt das ſtreitige 
Nutzungsrecht verliehen worden — privatrechtlichen Geſichts⸗ 
punkten unterſteht (vgl. v. Göz a. a. O. S. 126), handelt 
es ſich vorliegend um einen Streit zwiſchen Nutzungsberech⸗ 
tigten als ſolchen und es fehlt jeder Anhaltspunkt dafür, 
daß das württ. Waſſergeſetz dem Staat als Inhaber einer 
auf Verleihung beruhenden Waſſernutzung eine andere recht⸗ 
liche Stellung wie jedem ſonſtigen Nutzungsberechtigten habe 
einräumen wollen. 

Es bleibt ſomit noch zu unterſuchen, ob und inwieweit 
dieſe grundſätzliche Stellungnahme des württ. Waſſergeſetzes, 
wonach der Störungsanſpruch dem bürgerlichen Recht an⸗ 
gehört, nicht durch dieſes Geſetz ſelbſt wieder durchbro- 
chen iſt. 

In Art. 38 Abſ. 1 iſt geſagt, daß die Störungsklage 
niemals auf Einſtellung der verliehenen Nutzung, ſondern 
auf Herſtellung von Einrichtungen, welche die benachteiligende 
Wirkung ausſchließen, und wo ſolche Einrichtungen untun⸗ 
lich ſind, auf Schadloshaltung gerichtet werden könne. Von 
einem Störungsanſpruch desſelben Inhalts iſt in Art. 30 
Abſ. 4 für den Fall der Beeinträchtigung eines Fiſcherei⸗ 
rechts durch die Ausübung einer auf Verleihung beruhenden 
Waſſernutzung die Rede; in Abſ. 6 Satz 1 daſelbſt iſt ge⸗ 
ſagt, daß Fiſchereirechte Berechtigungen des Privatrechts 
ſeien und in Abſ. 5 ſind für Schadenserſatzanſprüche auf 
Grund ſolcher Störungen die bürgerlichen Gerichte für zu— 
ſtändig erklärt. Angeſichts des Umſtands, daß der Ab. 5 
des Art. 30 nur die Zuſtändigkeit für Schadenserſatzan⸗ 
ſprüche regelt, dagegen von dem in dem vorhergehenden Ab— 
ſatz ausdrücklich erwähnten Anſpruch auf „Abhilfe durch 
Schutzmaßregeln“ nichts ſagt, iſt es zweifelhaft, ob das 
Waſſergeſetz den Störungsanſpruch, ſoweit er auf die An- 
bringung von Schutzvorkehrungen gerichtet iſt, als einem dem 
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bürgerlichen Recht angehörigen Anſpruch betrachtet. Dazu 
kommt ein Ausſpruch in dem Kommiſſionsbericht der Kam⸗ 
mer der Abgeordneten zu Art. 30 (a. a. O. S. 833), wo es 
heißt: „Ferner kommt bei dieſer Faſſung beſtimmt zum Aus⸗ 
druck, daß für die Anordnung der Erſtellung von Schutz⸗ 
vorkehrungen die Kreisregierung zuſtändig iſt“. Offenbar 
bezieht ſich jedoch dieſer Ausſpruch nach dem Zuſammenhang 
nur auf die Beſtimmungen des Abſ. 2 des Art. 30, wo von 
Schutzvorkehrungen die Rede iſt, welche die Kreisregierung 
zugleich mit der Verleihung anordnen kann. Es kann da⸗ 
hingeſtellt bleiben, ob dieſem Ausſpruch eine allgemeine Be⸗ 
deutung beizumeſſen und ob er als ein Grundſatz anzuſehen 
iſt, der auch auf den in Art. 38 berührten Störungsanſpruch 
zu übertragen wäre, da es ſich bei dem vorliegend ſtreitigen 
Störungsanſpruch ausſchließlich um den Anſpruch auf Schad⸗ 
loshaltung handelt. 

Weiter kann ſich angeſichts des aus dem Vorbringen 
der Kläger zu entnehmenden Umſtandes, wonach durch die 
verleihungsgemäße Ausübung des dem Beklagten verliehenen 
Nutzungsrechts das vorhandene Waſſer in einer Weiſe in 
Anſpruch genommen wird, daß es für ſämtliche Berechtigte 
nicht mehr ausreicht, fragen, ob in einem ſolchen Fall, in 
dem hienach mehr Waſſer als vorhanden verliehen iſt, nicht, 
was nahe liegt, nach dem Waſſergeſetz lediglich ein Ein⸗ 
greifen der Verwaltungsbehörde unter Ausſchluß eines dem 
bürgerlichen Recht angehörigen Anſpruchs des Benachteilig⸗ 
ten ſtattzufinden hat. Ein ſolches Eingreifen der Polizei— 
behörde beſtimmt Art. 42 des Waſſergeſetzes im Falle 
Waſſermangels und es muß angeſichts der Faſſung und des 
Inhalts dieſer Vorſchrift angenommen werden, daß in den 
Fällen des Art. 42 ein Störungsanſpruch ausgeſchloſſen ſein 
ſoll. Der Art. 42 Abſ. 1 ſchreibt eine Verteilung durch die 
Polizeibehörde vor, wenn bei einem öffentlichen Gewäſſer, 
das von einer Mehrheit von Berechtigten benützt wird, das 
vorhandene Waſſer wegen Verminderung der Waſſermenge 
zur Befriedigung des Bedarfs aller Berechtigten nicht zu— 
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reicht. Wie die amtliche Begründung (a. a. O. S. 99) er⸗ 
gibt, will hier entgegen dem allgemeinen Wortlaut der Vor⸗ 
ſchrift der beſondere Fall getroffen werden, daß „infolge des 
auf natürlichen Verhältniſſen beruhenden Wechſels der Waſſer⸗ 
ſtände, vermöge deſſen die vorhandene Waſſermenge zu ge⸗ 
wiſſen Zeiten zur Befriedigung aller Nutzungsanſprüche aus⸗ 
reicht, zu anderen Zeiten aber hiefür ungenügend iſt, Kon⸗ 
flikte entſtehen“. Die Vorſchrift iſt hienach auf den Fall, 
daß über die vorhandene Waſſermenge hinaus Verleihungen 
ſtattgefunden haben, nicht anwendbar. Weitere Beſtimmun⸗ 
gen in dieſer Richtung finden ſich in dem Geſetz nicht. Da⸗ 
gegen iſt in der amtlichen Begründung (zu Art. 32; a. a. O. 
S. 95) geſagt, daß, wenn von der Verleihungsbehörde ver⸗ 
ſehentlich eine den beſtehenden Rechten zuwiderlaufende Ver⸗ 
leihung erteilt werde, dieſe Rechte im Wege der Klage gel⸗ 
tend gemacht werden können; die Verleihung erfolge alſo 
unter dem ſtillſchweigenden Vorbehalt etwa entgegenſtehender 
Rechte Dritter. Hieraus iſt ein grundſätzlicher Standpunkt 
des Waſſergeſetzes dahin zu entnehmen, daß bei einer ein 
nichtvorhandenes Maß von Waſſer zuſprechenden Verleihung 
nicht wie nach den ſonſt im Verwaltungsrecht geltenden 
Grundſätzen eine Abhilfe durch Anrufung des Verwaltungs⸗ 
wegs ſtattfinden, ſondern der Beeinträchtigte auf den Weg 
der Klage, welche nur die Störungsklage ſein kann, ange⸗ 
wieſen ſein ſoll. 

VII. Ergibt ſomit das bisherige, daß nach dem württ. 
Waſſergeſetz der Störungsanſpruch, jedenfalls ſoweit er auf 
Schadloshaltung gerichtet iſt, dem bürgerlichen Recht ange⸗ 
hört, und daß er und zwar ausſchließlich auch in dem Fall 
gegeben iſt, wenn die Störung eines älteren Waſſernutzungs⸗ 
rechtes durch eine innerhalb des verleihungsgemäßen Rah⸗ 
mens erfolgende Ausübung eines jüngeren Nutzungsrechtes 
verurſacht wird, ſo bleibt noch die Frage nach der gericht⸗ 
lichen Zuſtändigkeit für dieſen Anſpruch. 

Das württ. Waſſergeſetz gibt auch zu dieſem Punkt eine 
ausdrückliche Vorſchrift nicht, obgleich es ſonſt die Zuſtändig⸗ 
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keit in weitgehender Weiſe regelt (vgl. Art. 15, 30 Abſ. 5, 
46 Abſ. 3, 51 Abſ. 3, 54 Abſ. 3 Satz 2, 55 Abſ. 2 Satz 1, 
65 Abſ. 2 Satz 1 und Abſ. 5, 66 Abſ. 2, 69 Abſ. 4 Satz 3). 
Bei dieſer Regelung ſind die Schadenserſatzanſprüche durch⸗ 
weg der Entſcheidung der bürgerlichen Gerichte unterſtellt 
(vgl. Art. 5 Abſ. 2, 6 Abſ. 3 Satz 2, 30 Abſ. 5, 46 Abſ. 
3, 51 Abſ. 3, 54 Abſ. 3 Satz 2, 55 Abſ. 2 Satz 1, 65 
Abſ. 2 Satz 1 und Abſ. 5, 66 Abſ. 2, 69 Abſ. 4 Satz 3). 
Insbeſondere ſind in Art. 46 Abſ. 3 für Schadenserſatzan⸗ 
ſprüche eines Waſſernutzungsberechtigten bei Eingriffen der 
Polizeibehörde in ſein Nutzungsrecht bei gemeiner Gefahr 
die bürgerlichen Gerichte für zuſtändig erklärt. 

Hienach ergibt ſich nicht bloß die allgemeine Abſicht des 
Waſſergeſetzes, die infolge waſſerrechtlicher Verhältniſſe ent⸗ 
ſtehenden Schadenserſatzanſprüche den bürgerlichen Gerichten 
zu unterſtellen, ſondern es zeigt ſich auch weiter hinſichtlich 
der Waſſernutzungs rechte, daß das Waſſergeſetz, obgleich es 
dieſe Rechte für ſubjektive öffentliche Rechte erklärt, doch 
Schadenserſatzanſprüche wegen Eingriffe in dieſelben in den 
Fällen des Art. 46 Abſ. 3 ausdrücklich den bürgerlichen Ge⸗ 
richten zur Entſcheidung zuweiſt. Um ſo mehr muß in den 
Fällen, in welchen der Eingriff nicht durch den Staat aus 
Gründen des gemeinen Wohls, ſondern durch einen anderen 
Nutzungsberechtigten, einen Privaten geſchieht, es als dem 
Willen des Waſſergeſetzes entſprechend angeſehen werden, 
daß der in ſolchen Fällen erwachſende Schadenserſatzanſpruch 
der Entſcheidung der bürgerlichen Gerichte unterſtehen ſoll. 
Damit ſteht auch die grundſätzliche Auffaſſung des Geſetzes 
über die Verwaltungsrechtspflege im Einklang, welches für 
die Frage der Zuſtändigkeit der bürgerlichen Gerichte aus⸗ 
drücklich auf das Weſen des Anſpruchs als eines dem 
Privatrecht angehörigen abſtellt (vgl. Art. 10 Ziff. 5, 7, 
17, 24). 

Zu demſelben Ergebnis führt die Anwendung des Art. 10 
Ziff. 24 des Geſetzes über die Verwaltungsrechtspflege, da 
der erhobene Anſpruch, wie bemerkt, ein dem bürgerlichen 
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Recht angehöriger iſt. Die Anwendbarkeit der gedachten 
Geſetzesbeſtimmung kann nicht etwa aus dem Grunde ver⸗ 
neint werden, weil das Waſſergeſetz die Zuſtändigkeitsfrage 
erſchöpfend regle. Eine ſolche Abſicht beſtand trotz der zahl⸗ 
reichen Vorſchriften über die Zuſtändigkeit nicht; ſo iſt nach 
den geſetzgeberiſchen Vorarbeiten (Begründung a. a. O. S. 81; 
Kommiſſionsbericht der Kammer der Abgeordneten a. a. O. 
S. 871) die über die Zuſtändigkeit bei Streit über die Eigen⸗ 
ſchaft eines Gewäſſers als eines öffentlichen entſcheidende 
Norm eben der Art. 10 Ziff. 24 des Geſetzes über die Ver⸗ 
waltungsrechtspflege. 

Endlich iſt noch hervorzuheben, daß die Rechtſprechung 
der bürgerlichen Gerichte von jeher und auch unter der Herr⸗ 
ſchaft des Waſſergeſetzes an dem Satz feſtgehalten hat, daß 
Schadenserſatzanſprüche wegen Beeinträchtigung in der Be⸗ 
nützung öffentlicher Gewäſſer dem Zivilrechtsweg unterſtehen 
(vgl. Württ. J. 17 S. 218). 

VIII. Dem Ausgeführten zufolge war ſomit gemäß 
Art. 14 Abſ. 5 des Geſetzes betreffend die Entſcheidung von 
Kompetenzkonflikten auszuſprechen, daß im vorliegen⸗ 
den Falle der Rechtsweg zuläſſig iſt. Eine 
Entſcheidung im Koſtenpunkt war in Ermangelung der Vor⸗ 
ausſetzungen der Beſtimmung des Abſ. 8 a. a. O. nicht zu 
treffen. 

Urteil des Kompetenzgerichtshofs vom 17. Juni 1914 

in S. der Firma W. in R. und Gen. gegen den württ. 

Fiskus, Schadloshaltung betr. 
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III. 


Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 
6. 


Die von einer Gemeinde für die Benützung einer im 
öffentl. Intereſſe unterhaltenen Waſſerverſorgungs⸗ 
anlage erhabenen Gebühren find öffentlich⸗rechtlicher 
Aatur; deren Hühe kann je nach dem Umfang der 
Benützung durch den einzelnen verſchieden feſtgeſtellt 
werden; die Buläffigkeit der Feſtſtellungsklage in 5. 
des § 256 BY®. if im vorliegenden Fall zu bejahen. 


Gründe: 

In der aus dem unteren, dem mittleren und dem äu⸗ 
ßeren .. hof beſtehenden Teilgemeinde P., Gde. J., OA. N., 
war im Jahre 1898 auf Koſten der Teilgemeinde eine Waſ⸗ 
ſerleitung errichtet worden, an welche zunächſt nur der untere 
und der mittlere . .. hof angeſchloſſen werden konnten. Da 
auch die Bewohner des höher gelegenen äußeren ... hofs 
eine entſprechende Verſorgung mit Waſſer verlangten, ſo 
wurde am 25. Februar 1905 von dem Teilgemeinderat und 
dem Bürgerausſchuß der Teilgemeinde P. die Ausführung 
einer erweiterten Waſſerleitung zur Verſorgung des äußeren 
.. hofs beſchloſſen, wobei die Bewohner dieſes Hofs einen 
Teil der entſtehenden Koſten übernahmen, während der an⸗ 
dere Teil dieſer Koſten von der Teilgemeinde getragen wurde. 
Nachdem dieſe Erweiterung hergeſtellt und damit der An⸗ 
ſchluß des äußeren . . . hofs an die Waſſerleitung bewirkt 
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war, erließ der Gemeinderat J. am 11. November 1905 
„auf Grund des Art. 23a des Pol StG. vom 27. Dezember 
1871 bzw. 4. Juli 1898“ ortspolizeiliche Vorſchriften über 
Benützung und Unterhaltung der neuen Waſſerverſorgungs— 
anlage, auf deren Inhalt Bezug genommen wird. Während 
bis dahin ein Waſſerzins in P. nicht zur Erhebung gelangte, 
die entſtehenden Unkoſten vielmehr als Gemeindeſchaden be⸗ 
handelt und entſprechend umgelegt wurden, hat die Teilge- 
meindeverſammlung von P. am 3. November 1911 beſchloſ⸗ 
ſen, vom 1. November 1911 an einen Waſſerzins zu er⸗ 
heben; insbeſondere wurde beſtimmt, daß für die Beſitzer 
landwirtſchaftlicher Brennereien die Anſchaffung und An⸗ 
bringung eines Waſſermeſſers angeordnet werde, und daß 
für das zu Brennereizwecken erforderliche Waſſer 60 Pf. 
pro cbm zu bezahlen ſeien. Gegen dieſen Beſchluß haben 
die drei Brennereibeſitzer F. B., K. S. und W. H. beim 
K. Oberamt Beſchwerde eingelegt. Da die weiter angeſtell— 
ten Erhebungen ergaben, daß die Anſchaffung von Waſſer⸗ 
meſſern für die Teilgemeinde zu teuer komme, ſo hat die 
Teilgemeindeverſammlung am 11. Dezember 1911 ihren 
früheren Beſchluß abgeändert und, nachdem der Brennerei⸗ 
beſitzer H. ſich freiwillig zur Bezahlung eines jährlichen Zu⸗ 
ſchlags von 50 M. bereit erklärt hatte, beſchloſſen: 1. als 
Waſſerzinszuſchlag für die Brennereien pro Hektoliter Er— 
zeugnis 2 M. pro Jahr feſtzuſetzen und das Erzeugnis je⸗ 
weils beim K. Kameralamt bzw. Ortsſteueramt J. zu er⸗ 
heben; 2. dem H., jo lange er nicht über 30 hl Sprit jähr⸗ 
lich erzeugt, bis auf weiteres einen Zuſchlag von 50 M. pro 
Jahr feſtzuſetzen; werden über 30 hl Sprit erzeugt, jo muß 
er die feſtgeſetzten 2 M. pro hl Erzeugnis bezahlen; den 
Zuſchlag für die gegenwärtige Brennperiode zu erheben, 
während der allgemeine Waſſerzins vom 1. April 1912 an 
zum Einzug kommt. Während H. ſich bei dem ihm ange— 
ſetzten Zuſchlag beruhigte, haben B. und S. auch gegen 
dieſen Beſchluß Beſchwerde an das Oberamt eingelegt. Das 
Oberamt hat mit Erlaß vom 29. November 1912 die von 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXI. 3. 24 
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B. und S. erhobenen Einſprachen abgewieſen, „da die Feſt⸗ 
ſetzung des Waſſerzinſes den ſtimmberechtigten Bürgern zu⸗ 
ſteht, und die Erhebung eines angemeſſenen Zuſchlags für 
beſondere gewerbliche Betriebe als billig und der feſtgeſetzte 
Satz von 2 M. pro hl Erzeugnis als nicht zu hoch erſcheint, 
ſelbſt wenn berückſichtigt wird, daß die Beſchwerdeführer 
einen Teil ihres Waſſerbedarfs aus ihren angelegten kleinen 
Seen entnehmen“. Da einzelne nicht hieher gehörige Be⸗ 
ſtimmungen des Beſchluſſes vom 11. Dezember 1911 ſeitens 
des K. Oberamts beanſtandet wurden, fo hat die Teilge⸗ 
meindeverſammlung mit Beſchluß vom 3. Dezember 1912 
ihren früheren Beſchluß neu gefaßt, hiebei jedoch hinſichtlich 
des Zuſchlags für die Brennereien den Inhalt des früheren 
Beſchluſſes dahin wiederholt: „Für Gewerbetreibende und 
landwirtſchaftliche Brennereien iſt der mutmaßliche Bedarf 
für die Feſtſetzung des Waſſerzinſes maßgebend und werden 
für die landwirtſchaftlichen Brennereien folgende Zuſchläge 
gemacht: F. B., K. S. und W. H. pro hl Erzeugnis jähr⸗ 
lich 2 M.; das Erzeugnis wird je nach Abſchluß der Brenn⸗ 
periode durch Anfrage beim K. Kameralamt feſtgeſtellt. 
Dieſe Zuſchläge ſind von den genannten Brennereibeſitzern 
für die Brennperiode 1911/12 und 1912/13 nachzuzahlen 
(zu vgl. den Beſchluß vom 11. Dezember 1911 Ziff. 5). 
Bezüglich der Brennerei des W. H. bleibt es bei dem Be⸗ 
ſchluß vom 11. Dezember 1911 Ziff. 2.“ 

Gegen den Beſcheid des Oberamts haben B. und S. 
weitere Beſchwerde eingelegt; eine Entſcheidung über dieſe 
Beſchwerde iſt noch nicht ergangen. 

Da B. und ©. ſich auch fernerhin weigerten, die Gül⸗ 
tigkeit der genannten Beſchlüſſe anzuerkennen und die Zu⸗ 
ſchläge zum Waſſerzins für die Brennperiode 1911/12 und 
1912/13 zu bezahlen, ſo hat die Teilgemeinde P. im Sep⸗ 
tember 1913 bei der K. Regierung für den ..... kreis gegen 
die beiden Klage erhoben und in der mündlichen Verhand> 
lung den Antrag ſtellen laſſen: 1. feſtzuſtellen, daß die Be⸗ 
klagten aus den Beſchlüſſen der Teilgemeindeverſammlung 
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zu P. vom 11. Dezember 1911 und Dezember 1912 ver⸗ 
pflichtet ſeien, ſolange ſie die klägeriſche Waſſerverſorgungs⸗ 
anlage zu Brennzwecken benützen, einen Zuſchlag zum Waſ⸗ 
ſerzins von 2 M. für das hl erzeugten Branntweins jähr⸗ 
lich an die Klägerin zu bezahlen; 2. den Beklagten B. zur 
Bezahlung von 112 M. und den Beklagten S. zur Bezah⸗ 
lung von 229 M. an die Klägerin zu verurteilen, auch 
beiden Beklagten die Koſten des Rechtsſtreits aufzuerlegen. 
Von den Beklagten wurde die Zuläſſigkeit der verwaltungs⸗ 
gerichtlichen Klage und die Gültigkeit der in Rede ſtehenden 
Beſchlüſſe beſtritten, und die Abweiſung der Klage beantragt. 
Nach der von der Kreisregierung eingeholten Aeußer ung 
des K. Kameralamts haben im Wege der Abfindung ver⸗ 
ſteuert: B. in der Periode 1911/12 2615 Liter und 1912/13 
2998 Liter; S. 1911/12 6477 Liter und 1912/13 5000 Liter 
reinen Alkohols, während die tatſächliche Erzeugung ca. 3 bis 
5 % höher geweſen ſein kann; der Waſſerbedarf aus der 
Waſſerleitung auf 1 hl tatſächlich gewonnenen reinen Alko⸗ 
hol wurde vom Kameralamt auf 5000 —6000 Liter geſchätzt. 
Mit Urteil vom 14. Februar 1914 hat die K. Regie⸗ 
rung für den kreis dem Klagantrag entſprochen und 
von den Koſten des Rechtsſtreits einſchließlich der auf 30 M. 
feſtgeſetzten Sportel / dem B. und /s dem S. auferlegt, 
auch das Urteil gegen eine von der Klägerin zu leiſtende 
Sicherheit von 400 M. für vorläufig vollſtreckbar erklärt. 
Gegen dieſes ihm am 21. Februar 1914 zugeſtellte Ur⸗ 
teil hat nur der Bekl. B. in einem am 18. März bei der 
Kreisregierung und am 21. März d. J. bei dem Verwal⸗ 
tungsgerichtshof eingekommenen Schriftſatz Berufung einge⸗ 
legt mit dem Antrag, unter Abänderung des angefochtenen 
Urteils die Klage abzuweiſen. Von der Klin. iſt die Zurück⸗ 
weiſung der Berufung beantragt worden. Die zur Begrün⸗ 
dung dieſer Anträge gegebenen Ausführungen ſind in den 
Schriftſätzen II 3 und 6 enthalten; hierauf wird Bezug 
genommen. . . 
Die von dem Bekl. B. gegen das Urteil der Kreisre⸗ 
24 * 
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gierung eingelegte Berufung iſt zwar in der geſetzlichen Form 
und Friſt erhoben, aber ſie iſt nicht begründet. Der Bekl. 
macht in erſter Linie geltend, das Verwaltungsgericht ſei 
nicht zuſtändig, da die geltend gemachten Anſprüche privat- 
rechtlicher Natur ſeien, und nach § 15 der erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften über die Benützung der Waſſerverſorgungsanlage 
der Beurteilung eines Schiedsgerichts unterliegen. Was zu⸗ 
nächſt die von Amts wegen nachzuprüfende Frage der Zu— 
ſtändigkeit des Verwaltungsgerichts betrifft, ſo iſt dieſe von 
der Kreisregierung mit Recht bejaht worden. Denn die von 
der Klin. errichtete Waſſerverſorgungsanlage iſt als Ge⸗ 
meindeanſtalt zu öffentlich⸗rechtlicher Nutzung hergeſtellt und 
mit der Erſtellung den ſämtlichen Gemeindeangehörigen zur 
freien Benützung überlaſſen worden. Seitens der Gemeinde 
ſind lediglich auf Grund des Polizeiſtrafgeſetzes Vorſchriften 
über die Benützung und Unterhaltung der Waſſerverſor⸗ 
gungsanlage erlaſſen worden, in welchen jedoch das Recht 
zum Waſſerbezug nicht geregelt iſt. Die Einräumung des 
Waſſerbezugs erfolgte auch nicht im einzelnen Falle auf 
Grund einer zwiſchen den Vertretern der Gemeinde und dem 
Waſſerabnehmer getroffenen Vereinbarung; vielmehr war der 
Waſſerbezug den Gemeindeangehörigen freigeſtellt und nur 
die Herſtellung neuer Privatleitungen von einer vorher ein— 
geholten Genehmigung abhängig gemacht. Die Waſſerab⸗ 
nehmer waren lediglich den erlaſſenen polizeilichen Vorſchrif— 
ten unterworfen. Der Umſtand, daß in § 15 dieſer Vor— 
ſchriften von den „aus dieſem Vertrag“ entſtehenden Strei⸗ 
tigkeiten die Rede iſt, muß für durchaus bedeutungslos an: 
geſehen werden und erklärt ſich daraus, daß dieſe Vorſchrif— 
ten den Beſtimmungen anderer Gemeinden, welche die Waſ— 
ſerabgabe im Wege des Vertrags geregelt haben, entnommen 
worden ſind. Eine Aenderung der Natur der zwiſchen der 
Klin. und den Waſſerabnehmern beſtehenden rechtlichen Be— 
ziehungen iſt auch nicht dadurch herbeigeführt worden, daß 
die Einführung eines Waſſerzinſes beſchloſſen wurde; denn 
die Einführung eines Waſſerzinſes beruht nicht etwa auf 
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einer Vereinbarung zwiſchen den Vertretern der Teilgemeinde 
und den Waſſerabnehmern, iſt vielmehr von den Vertretern 
der Teilgemeinde auf Grund des der Gemeinde in Art. 3 
des Geſetzes, betreffend die Beſteuerungsrechte der Gemein⸗ 
den eingeräumten Rechtes beſchloſſen worden. Wenn der 
Bekl. zur Rechtfertigung ſeiner Anſicht darauf hinweiſt, daß 
dieſer Beſchluß nicht von dem Gemeinderat und Bürgeraus⸗ 
ſchuß gefaßt worden ſei, ſo überſieht er dabei, daß es ſich 
um eine Angelegenheit einer kleinen Teilgemeinde handelt, 
und daß nach Art. 175 Abſ. 3 der Gemeindeordnung bei 
ſolchen Teilgemeinden die Verwaltung der örtlichen Angele- 
genheiten und die Vertretung der Teilgemeinde der Teilge⸗ 
meindeverſammlung zukommt. Endlich will der Bekl. die 
privatrechtliche Natur des Waſſerzinſes daraus ableiten, daß 
zu den Koſten der Erſtellung der Waſſerverſorgungsanlage 
ſeitens einzelner Gemeindeangehörigen Beiträge gegeben 
worden ſind; auf die rechtliche Natur dieſer Beiträge braucht 
indeſſen nicht eingegangen zu werden, da dieſe Beiträge für 
die Frage, ob der Waſſerzins als eine privatrechtliche Ver⸗ 
gütung für den Waſſerbezug anzuſehen iſt, ohne Bedeutung 
ſind. Dagegen iſt noch darauf hinzuweiſen, daß nach einer 
Aeußerung des Schultheißenamts J. und des Oberamts N. 
die Einnahmen der Klin. an Waſſerzins jährlich auf 400 bis 
500 M. anzuſchlagen ſind, und daß dieſen Einnahmen ein 
jährlicher Aufwand der Klin. für die Waſſerverſorgungsan⸗ 
lage von 1200 — 1500 M. gegenüberſteht. Da ſonach die 
von der Klin. hergeſtellte Waſſerverſorgungsanlage nicht als 
ein privatwirtſchaftliches Unternehmen anzuſehen iſt und die 
Abgabe von Waſſer an die einzelnen Gemeindeangehörigen 
nicht auf einer beſonderen Vereinbarung beruht, ſo iſt der 
von der Klin. verlangte Waſſerzins als öffentlich⸗ rechtliche 
Gebühr für die Benützung eines öffentlich⸗rechtlichen Unter⸗ 
nehmens anzuſehen, ſomit iſt nach Art. 10 Ziff. 7 des Ver⸗ 
waltungsrechtspflegegeſetzes die Kreisregierung als Verwal⸗ 
tungsgericht I. Inſtanz zur Entſcheidung des über dieſe Ge⸗ 
bühr entſtandenen Streits zuſtändig geweſen. 
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Der Anrufung des Verwaltungsgerichts kann auch nicht 
entgegengehalten werden, daß nach § 15 die Vorſchriften 
über die Benützung der Waſſerverſorgungsanlage zur Ent: 
ſcheidung des Streits ein Schiedsgericht zuſtändig ſei; denn 
die Frage der Erhebung von Waſſerzins iſt in dieſen Vor⸗ 
ſchriften nicht geregelt und konnte, da es ſich um rein poli- 
zeiliche Vorſchriften handelt, auch nicht geregelt werden; um 
einen aus dieſen Vorſchriften entſtehenden Streit handelt es 
ſich ſomit nicht. 

Was ſodann die im gegenwärtigen Rechtsſtreit geltend 
gemachten Anſprüche ſelbſt betrifft, ſo iſt der von der Kreis⸗ 
regierung getroffenen Entſcheidung beizutreten. Der Bekl. 
wendet zwar ein, in dem früheren Verhalten der Klin. liege 
ein Verzicht auf die Einführung eines Waſſerzinſes, allein 
dies iſt nicht richtig, denn aus der Tatſache, daß einzelne 
Angehörige der klägeriſchen Teilgemeinde Beiträge zur Er⸗ 
ſtellung der Waſſerleitung gegeben haben und daß die Klin. 
nicht ſofort mit der Fertigſtellung der Anlage die Erhebung 
eines Waſſerzinſes angeordnet, vielmehr zunächſt von der 
Erhebung eines Waſſerzinſes abgeſehen hat, iſt keineswegs 
die Abſicht, dauernd auf die Erhebung eines Waſſerzinſes 
zu verzichten, zu entnehmen, und das vermag der Bekl. 
ſelbſt nicht zu behaupten, daß die Vertreter der Klin. jemals 
einen derartigen Verzicht ausdrücklich erklärt haben. Der 
weitere Einwand des Bekl., der geforderte Waſſerzinszuſchlag 
ſtelle eine Produktionsſteuer dar, zu deren Einführung die 
Klin. nicht berechtigt ſei, iſt ohne weiteres hinfällig und be⸗ 
darf keiner Widerlegung. 

Es iſt daher davon auszugehen, daß die Klin. auf 
Grund des Art. 1 Abſ. 2 und des Art. 3 des Geſetzes, be- 
treffend die Beſteuerungsrechte der Gemeinden berechtigt war, 
für die Benützung der von ihr im öffentlichen Intereſſe un⸗ 
terhaltenen Waſſerverſorgungsanlage Gebühren zu erheben, 
und daß nach Abſ. 2 des genannten Art. die Einführung 
der Erhebung dieſer Gebühren und die Feſtſetzung der Höhe 
derſelben der Genehmigung der Kreisregierung nicht bedurfte, 
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da unbeſtrittenermaßen die Benützung der von der Klin. er⸗ 
ſtellten Waſſerverſorgungsanlage den Beteiligten nicht zur 
Zwangspflicht gemacht worden iſt. Die Einführung der Er⸗ 
hebung des Waſſerzinſes und die Feſtſetzung der Höhe des⸗ 
ſelben war daher Sache der Teilgemeindeverſammlung, wel⸗ 
cher die Verwaltung der örtlichen Angelegenheiten und die 
Vertretung der Teilgemeinde zukommt. Der Bekl. glaubt 
nun, die Hinfälligkeit der von der Teilgemeindeverſammlung 
gefaßten Beſchlüſſe aus Art. 46 des Gemeindeangehörigkeits⸗ 
geſetzes ableiten zu können; allein dieſe Beſtimmung beſagt 
nur, daß diejenigen Einwohner einer Gemeinde, welche das 
Bürgerrecht nicht beſitzen, nach den gleichen Grundſätzen wie 
die Bürger zur Benützung der öffentlichen Gemeindeanſtalten 
berechtigt und zur Teilnahme an den Gemeindelaſten ver⸗ 
pflichtet ſeien. Dieſe Beſtimmung iſt für den vorliegenden 
Fall ohne jede Bedeutung; denn ſie beſagt nicht, daß allen 
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ſtalt ohne Rückſicht auf den Umfang der Benützung dieſelben 
Gebühren anzuſetzen ſeien; das Recht einer Gemeindevertre⸗ 
tung, ſolche Gebühren je nach dem Umfang der Benützung 
einer Gemeindeanlage in verſchiedener Höhe feſtzuſetzen, wird 
daher durch den angeführten Art. 46 überhaupt nicht be⸗ 
rührt und es können daher alle Folgerungen, welche der 
Bekl. aus der angeblichen Verletzung dieſer Beſtimmung zu 
ziehen ſucht, unerörtert bleiben. 

Weiter macht der Bekl. geltend, eine Gemeinde könne 
keinenfalls mit Rückwirkung auf verfloſſene Zeiträume Ab⸗ 
gaben einführen. Inwieweit dieſer Satz richtig iſt, kann 
indeſſen dahingeſtellt bleiben, da die Einführung von Ab⸗ 
gaben für verfloſſene Zeiträume im vorliegenden Fall über⸗ 
haupt nicht in Frage kommt. Denn ſchon am 3. November 
1911 hat die Teilgemeindeverſammlung beſchloſſen, von den 
landwirtſchaftlichen Brennereien einen Zuſchlag zum Waſſer⸗ 
zins zu erheben und dieſer Beſchluß iſt durch den weiteren 
Beſchluß vom 11. Dezember 1911 nur inſoweit abgeändert 
worden, daß anſtatt des Zuſchlags von 60 Pf. für 1 cbm 


Sen 


| 


— — 


372 Eutſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


des zu Brennereizwecken erforderlichen Waſſers ein Zuſchlag 
von 2 M. für das hl Erzeugnis feſtgeſetzt wurde. Da die 
Brennperiode beim Bekl. nach deſſen eigenen Ausführungen 
vom November bis etwa Mitte April dauert, ſo war ſchon 
bei Beginn der Brennperiode 1911/12 die Erhebung einer 
beſonderen Gebühr für das zu Brennereizwecken zur Der: 
wendung kommende Waſſer beſchloſſen, und nur die Berech— 
nung dieſer Gebühr iſt ſpäter abgeändert worden, übrigens 
auch noch kurz nach Beginn der Brennperiode 1911/12. 

Mit dem weiteren Einwand, die Höhe der feſtgeſetzten 
Gebühr entſpreche nicht der Billigkeit, kann der Beklagte im 
gegenwärtigen Verfahren überhaupt nicht gehört werden. 
Denn hierüber hat nicht der Verwaltungsrichter, ſondern die 
im Beſchwerdeweg angegangene Verwaltungsbehörde zu 
entſcheiden. Der Beklagte hat ja auch gegen die Höhe dieſer 
Gebühr beim Oberamt Beſchwerde eingelegt, iſt jedoch dort 
mit ſeiner Beſchwerde abgewieſen worden; daß über ſeine 
weitere Beſchwerde noch keine Entſcheidung getroffen wurde, 
iſt ohne Belang, da dieſer Beſchwerde keine aufſchiebende 
Wirkung zukommt und die einer Genehmigung nicht be— 
dürfenden Beſchlüſſe der Teilgemeindeverſammlung vom 3. No⸗ 
vember 1911 und 11. Dezember 1911 ohne weiteres wirk— 
ſam geworden ſind. Uebrigens kommt nach der von der 
Kreisregierung angeſtellten Berechnung den Beklagten das 
ebm des aus der Waſſerleitung zu feinem Brennereibetrieb 
benötigten Waſſers nur auf 33 —40 Pf. zu ſtehen. 

Da ſonach die Beſchlüſſe der Teilgemeindeverſammlung, 
durch welche die Erhebung eines Waſſerzinſes von 2 M. für 
den hl gewonnenen Alkohol angeordnet wurde, wirkſam und 
für den Beklagten bindend ſind und da er weiter nach den 
Erhebungen der Kreisregierung in den Brennperioden 1911/12 
und 1912/13 zuſammen jedenfalls 5613 Liter reinen Alkohol 
gewonnen hat, jo iſt er mit Recht zur Bezahlung von 112 M. 
verurteilt worden. 

In dem angefochtenen Urteil iſt nun weiter entſprechend 
dem Antrag der Klägerin feſtgeſtellt worden, daß der Be— 


Gewerbeſteuerpflicht eines von einer Gemeinde betriebenen uſw. 373 


klagte, ſo lange er die klägeriſche Waſſerverſorgungsanlage 
für Brennereizwecke benütze, einen Zuſchlag zum Waſſerzins 
von 2 M. für das hl erzeugten Branntweins jährlich an die 
Klägerin zu zahlen habe. Die Kreisregierung hat die Zu— 
läſſigkeit dieſes Feſtſtellungsanſpruchs, die von dem Beklagten 
nicht beanſtandet wurde, ohne weitere Begründung ange— 
nommen; es iſt jedoch auch in dieſer Inſtanz von Amts we⸗ 
gen zu prüfen, ob dieſe Zuläſſigkeit mit Rückſicht auf die 
Beſtimmung des § 256 ZPO. gegeben tft. Dies iſt jedoch 
anzunehmen. Denn wenn auch die Beträge, welche der Be⸗ 
klagte jährlich zu bezahlen hat, nicht ſehr erheblich ſind, ſo 
darf doch unterſtellt werden, daß auch derartige Beträge im 
Jahreshaushalt einer kleinen Teilgemeinde eine Rolle ſpielen, 
und daß die Klägerin, falls ſie nicht auf dieſe Einnahmen 
rechnen könnte, für anderweite Deckung ihrer Ausgaben ſor— 
gen müßte. Aus dieſem Grund hat ſie ein rechtliches In⸗ 
tereſſe daran, daß das Beſtehen des von ihr behaupteten 
Rechtsverhältniſſes in dem von ihr beantragten Umfange 
durch richterliche Entſcheidung alsbald feſtgeſtellt werde. Da 
ſich das Beſtehen dieſes Rechtsverhältniſſes aus dem oben 
Ausgeführten ergibt, ſo war auch die von der Kreisregierung 
getroffene Feſtſtellung nicht zu beanſtanden. 

Sonach war die Berufung des Beklagten als unbe— 
gründet zurückzuweiſen, und der Beklagte zu verpflichten, die 
Koſten des Berufungsverfahrens einſchließlich der Sportel zu 
tragen. 

Urteil vom 20. Mai 1914 in der Ber. Sache des F. B. 

in P. gegen die Teilgde. P. 


7. 


Gewerbeſtenerpflicht eines von einer Gemeinde betrie⸗ 
benen Gasverſorgungsnunternehmens. 
Gründe: N 
I. In E. beſteht ſeit 1858 eine Geſellſchaft zum Zweck 
der Erzeugung und Abgabe von Kohlengas für gemeinſchaft— 
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liche Rechnung unter der Firma „Gasfabrik E.“ Teilhaber 
dieſer Geſellſchaft iſt neben Andern die Stadtgemeinde E. 
Die Geſellſchafter haben vertragsmäßig ihren Gasbedarf von 
der gemeinſchaftlichen Gasfabrik zu beziehen. Und zwar um⸗ 
faßt der Gasbedarf der Stadtgemeinde im Sinn dieſer Ver⸗ 
tragsbeſtimmung nicht nur denjenigen für die Beleuchtung 
ihrer Gebäude, öffentlichen Straßen und Plätze, ſondern 
auch den Bedarf ihrer Einwohner an Leucht-, Nutz⸗ und 
Kraftgas. Die Stadtgemeinde hat ſich ferner verbindlich ge: 
macht, die Errichtung einer weiteren Gasfabrik in E. und 
die Benützung des Gaſes hieraus zur Beleuchtung von Pri- 
vatetabliſſements tunlichſt zu verhindern. Der von den Ge⸗ 
ſellſchaftern der Gasanſtalt als Abnehmern zu bezahlende 
Gaspreis wird alljährlich auf 31. März, dem Tag des je⸗ 
weiligen Bilanzabſchluſſes, feſtgeſtellt. Er betrug im Be⸗ 
triebsjahr 1911 6 Pf. für das cbm. Nach dem Etat für 
1911 hat die Stadtgemeinde das von der Gasanſtalt be— 
zogene Gas an die Einwohner von E. um 10 Pf. im Som⸗ 
mer, 13 Pf. im Winter — je pro ebm —, Kraftgas das 
ganze Jahr über um 12 Pf. pro ebm abgegeben, ferner an die 
Gemeinde X. im Sommer zu 11 Pf., im Winter zu 13 Pf. 
an die Gemeinde Y. im Sommer zu 9 Pf., im Winter zu 
11 Pf. für das cbm. Mit beiden Gemeinden hatte die 
letztere Gasverſorgungsverträge abgeſchloſſen. Im Frühjahr 
1912 iſt der Gaspreis für die Einwohner von E. einheit⸗ 
lich auf 11 Pf. für das ebm feſtgeſetzt worden. Die Her⸗ 
ſtellung und Unterhaltung des für die Gaslieferung an die 
Einwohner erforderlichen Leitungsnetzes erfolgt durch die 
Stadtgemeinde auf ihre Rechnung. In dieſer Abgabe von 
Gas an die Einwohner ſowie die Gemeinden X. und Y. er⸗ 
blickt die Steuerbehörde einen Gewerbebetrieb der Stadtge- 
meinde und hat dieſelbe wegen dieſes Unternehmens — erſt⸗ 
mals auf 1. April 1911 — zur Gewerbeſteuer veranlagt unter 
Feſtſetzung eines Steuerkapitals von 39875 M. bzw. mit 
Abzug nach Art. 107 Abſ. 4 des Kataſtergeſetzes vom 
28. April 1873/8. Auguſt 1903 31900 M. Die Stadtge⸗ 
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meinde hat hiegegen unter Beſtreitung der Gewerbeſteuer⸗ 
pflicht Beſchwerde erhoben, iſt aber von dem K. Steuer⸗ 
kollegium, wie auch bei weiterer Verfolgung von dem K. Fi⸗ 
nanzminiſterium abgewieſen worden. In der gegen die 
Miniſterialentſcheidung formrichtig und rechtzeitig eingelegten 
Rechtsbeſchwerde beanſprucht die Stadtgemeinde in erſter 
Linie Befreiung der ſtädtiſchen Gasabgabe von der Gewerbe— 
ſteuer, eventuell Aufhebung der Einſchätzung wegen der Auf— 
ſtellung geſetzwidriger Grundlagen für dieſelbe. Zur Be⸗ 
gründung der Rechtsbeſchwerde iſt im weſentlichen ausge⸗ 
führt: Die Verſorgung der Einwohner einer Gemeinde mit 
Gas ſei in gleicher Weiſe, wie ihre Verſorgung mit Waſſer 
oder elektriſcher Energie eine öffentliche Aufgabe der Ge— 
meinde, ob nun ihre Erfüllung durch letztere ſelbſt oder auf 
Grund von Verträgen mit ihr durch Privatperſonen erfolge. 
Eine von einer Gemeinde für ihre und der Einwohner Be: 
dürfniſſe betriebene Gasverſorgungsanſtalt ſei daher in 
Württemberg, auch ſoweit ſie Gas an die Einwohner für 
ihre Zwecke abgebe, als eine öffentliche Gemeindeanſtalt 
anzuſehen. Dieſer Charakter werde hier nicht dadurch aus- 
geſchloſſen, daß die Gemeinde die geſamten Koſten der An- 
lage und des Betriebs durch Gaszinſe decke und zu dieſem 
Zwecke mit den Abnehmern privatrechtliche Verträge ſchließe. 
Auch dadurch werde der öffentliche Charakter einer Veran— 
ſtaltung nicht beſeitigt, daß ihre Benützung den Einwohnern 
nicht zur Zwangspflicht gemacht ſei. Die Erzielung von 
Ueberſchüſſen werde von der Stadtgemeinde mit dem Gas— 
verſorgungsunternehmen nicht beabſichtigt und es ſeien ſolche 
tatſächlich nicht erzielt worden noch in Ausſicht zu nehmen. 
— Wenn aber je die Gewerbeſteuerpflicht feſtgeſtellt werden 
ſollte, jo wäre es unzuläſſig, den dem ſteten Wechſel unter: 
worfenen Ueberſchuß der laufenden Betriebseinnahmen über 
die laufenden Ausgaben der Bemeſſung des Steuerkapitals 
zugrunde zu legen. Jedenfalls müßte, falls hiefür der Rein⸗ 
ertrag des Betriebs eines politiſchen Verbands maßgebend 
ſei, von der Stadtverwaltung zunächſt eine Reinertragsbe— 
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rechnung für Beſteuerungszwecke aufgemacht werden. Im 
übrigen wird auf den Inhalt der Beſchwerdeſchrift Bezug 
genommen. 

II. Gegenſtand der Rechtsbeſchwerde iſt die Beſteuerung 
der von der Stadtgemeinde E. als Abnehmerin des dortigen 
Gaswerks unternommenen Gaslieferung an ihre Einwohner 
ſowie die Gemeinden X. und Y., nicht etwa die Steuerpflicht 
des in Form einer Geſellſchaft betriebenen Gaswerks ſelbſt. 
Wie die Beſchwerdeführerin ſelbſt anerkennt, erfolgt die Gas: 
abgabe durch die Stadtgemeinde an ihre Abnehmer nicht 
etwa infolge einer öffentlich⸗rechtlichen Nutzungsbefugnis oder 
Bezugspflicht derſelben, ſondern auf Grund und in Erfüllung 
freiwilliger privatrechtlicher Vertragsverhältniſſe. Die Ge— 
genleiſtung der Abnehmer an die Stadtgemeinde für die Gas— 
lieferung, der ſogenannte Gaszins, iſt demnach rein privat- 
rechtlicher Natur und nicht eine öffentlich-rechtliche Abgabe 
im Sinn von Art. 2, 3 des Gemeindeſteuergeſetzes. Der Be⸗ 
trieb des Gasverſorgungsunternehmens der Stadtgemeinde 
iſt ſomit privatwirtſchaftlich eingerichtet und es kommt ihm 
auch die von der Stadtgemeinde in dem Gasgeſellſchaftsver— 
trag zugeſagte Konkurrenzverhinderung zugute. Auf der an— 
dern Seite iſt nicht zu verkennen, daß die von der Gemeinde 
unternommene Verſorgung der Gemeindeeinwohner mit Gas 
zu verhältnismäßig niedrigem Preiſe als eine gemeinnützige 
Veranſtaltung und damit als Akt der öffentlichen Fürſorge 
ſich darſtellt. Daß die privatwirtſchaftliche Geſtaltung eines 
Betriebs der Förderung ſolcher Intereſſen durch ihn nicht 
entgegenſteht, iſt in der Rechtſprechung anerkannt (Württ. 
Jahrb. 15, 235). Iſt hiebei die Beförderung der öffent: 
lichen Intereſſen der maßgebende Hauptzweck des Unterneh— 
mens und die Erzielung eines privatwirtſchaftlichen Rein— 
ertrags nur eine untergeordnete nebenſächliche Folge deſſel— 
ben, ſo kann von einem Gewerbebetrieb nicht die Rede ſein. 
Wohl aber iſt ſolcher anzunehmen, wenn die Veranſtaltung 
zugleich eine Einnahmequelle für die Gemeinde bilden ſoll 
und daher neben der öffentlichen Fürſorge die Gewinner— 
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zielung als weſentlicher Zweck des Unternehmens in die Er- 
ſcheinung tritt (Württ. Jahrb. 20, 55 ff.; 65; Mitt. aus der 
Steuerrechtſprechung 7, 9; Urteil des VerwGer Hofs vom 
28. Januar 1914 Nr. 802, 13; Preuß. Obervern Gericht in 
Staatsſteuerſachen XII, 415 ff.; XV, 419). Letzteres trifft 
hier zu. In dem Gasverſorgungsetat der Stadtgemeinde 
für 1911 waren an Einnahmen 294 140 M., an Ausgaben 
216 250 M. und eine Mehreinnahme von 77890 M. vor: 
geſehen, nach dem Gasvoranſchlag für 1910 eine ſolche von 
84840 M. bei einem Einnahmebetrag von 273 120 M. und 
einer Ausgabe von 188280 M. Das Rechnungsergebnis 
der Gasverſorgung für 1909 wies bei einer Einnahme von 
276 326 M. 60 Pf. und einer Ausgabe von 180 367 M. 80 Pf. 
einen Ueberſchuß von 95958 M. 80 Pf. auf. Die Be⸗ 
ſchwerde macht nun geltend, daß dieſe Spezialetats in keiner 
Weiſe als Berechnung der Rentabilität der ſtädtiſchen Gas⸗ 
verſorgungsanlagen dienen können, da in ihnen weder der 
Verwaltungsaufwand vollſtändig enthalten, noch der Wert 
des Stadtleitungsnetzes und das auf dieſelben aus Anlehens⸗ 
und Grundſtocksmitteln verwendete Kapital berückſichtigt ſei. 
Die Aufſtellung einer richtigen Rentabilitätsberechnung über 
ein derartiges einzelnes ſtädtiſches Unternehmen wie die Ga3- 
verſorgung ſei überhaupt nicht möglich, weil das Vermögen 
der Gemeinde eine wirtſchaftlich unteilbare Einheit bilde und 
die Verwaltung der ſtädtiſchen Gasverſorgung in der Haupt— 
ſache von den durch die Gemeindeverfaſſung eingeſetzten Or— 
ganen der Stadt beſorgt werde. Der auf dieſe entfallende 
Verwaltungsaufwand ſei aber in der Ausgabenrubrik der 
Spezialetats nicht enthalten, ebenſowenig in vollem Umfang 
die Koſten für neue Leitungen noch die Koſten der Her: 
ſtellung der Straßenzüge, um neue Leitungen einlegen zu 
können. | 

Auch wenn den in dem Spezialetat für die ſtädtiſche 
Gasverſorgung als Verwaltungsaufwand eingeſtellten Ber: 
ſonalausgaben für Gasmeiſter, Gaskontrolleure und dgl. 
ein angemeſſener Teil der Bezüge der mit Geſchäften der 
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Gasverſorgung befaßten Organe der Stadtgemeinde, wie ſie 
in der Beſchwerde angegeben ſind, hinzugerechnet würde, 
außerdem ein ſachgemäßer Abſchreibungsbetrag für Wert⸗ 
minderung der Rohrleitungen und Inventarſtücke, ſchließlich 
auch eine angemeſſene Verzinſung des Anlagekapitals unter 
die Ausgaben eingeſetzt würde, würde immer noch ein nicht 
unerheblicher Mehrbetrag der Einnahmen über die Ausgaben 
ſich ergeben, zumal auf der andern Seite in der Ausgaben⸗ 
rubrik, wie die angefochtene Entſcheidung zutreffend darge⸗ 
legt hat, jedenfalls der Aufwand für neue Leitungen und 
neue Gasmeſſer, ſowie die auf den Gasverbrauch der Stadt- 
gemeinde ſelbſt entfallenden, von dem K. Finanzminiſterium 
auf / — ½ des Geſamtbetriebsaufwands berechneten Betriebs⸗ 
koſten für die Feſtſtellung der Rentabilität abgeſetzt werden 
müßten. Denn bei der Art und Weiſe der ſtädtiſchen Rech⸗ 
nungsführung iſt Gewinn der Ueberſchuß der Einnahmen 
des einen wirtſchaftlichen Ertrag abwerfenden Teils des 
Unternehmens über deſſen Anſchaffungs⸗ und Betriebskoſten 
einſchließlich einer Abſchreibung für Wertminderung. Koſten 
von Erweiterungen der Anlage ſelbſt, ſowie für die Be- 
ſchaffung der eigenen ſtädtiſchen Bedürfniſſe können hienach 
an der Einnahme nicht in Abzug gebracht werden. So wenig 
wie die Koſten neuer Leitungen, würden übrigens die Koſten 
der Herſtellung von Straßenzügen zur Einlegung neuer 
Leitungen hier unter den Betriebsausgaben eingeſtellt werden 
können. Im Hinblick auf die nach den genannten, wenn 
auch in der angeführten Weiſe zu berichtigenden Voranſchlä⸗ 
gen bzw. Rechnungsergebniſſen regelmäßig ſich ergebenden 
Ueberſchüſſe des ſtädtiſchen Gasabgabeunternehmens und die 
Tatſache, daß eine ihre Erzielung und Erwartung ermög— 
lichende Spannung zwiſchen Gasbezugs- und Gasabgabepreis 
von der Stadtverwaltung aufrecht erhalten wird —, was 
auch für den nach der hier angefochtenen Veranlagung ein— 
geführten Einheitsſatz von 11 Pf. gilt, da hiedurch bei etwa 
gleichem Verbrauch gegenüber 1911 ein Einnahmeausfall von 
nicht über 14000 M. herbeigeführt würde —, kann der Ge⸗ 
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winnerzielungszweck bei der ſtädtiſchen Gasabgabe nicht in 
Abrede geſtellt werden. Dieſer Zweck iſt auch daraus er⸗ 
kennbar, daß nach den eigenen Ausführungen der Beſchwerde⸗ 
führerin neben den übrigen Erträgniſſen des Gemeindever⸗ 
mögens, den Steuern, Gebühren uſw. die Erlöſe für ge- 
liefertes Gas etatsmäßig zur Deckung allgemeiner Ge⸗ 
meindeausgaben — alſo nicht etwa nur der Selbſtkoſten für 
die Gasverſorgung — und damit zur Verminderung der 
Steuerlaſt der Gemeindeangehörigen zu dienen haben, womit 
die Eigenſchaft der Gaslieferung als ſtädtiſche Einnahme⸗ 
quelle anerkannt iſt. Iſt hienach die Gewinnerzielung neben 
der Förderung des gemeinen Nutzens als weſentlicher Zweck 
des von der Beſchwerdeführerin betriebenen Gasverſorgungs⸗ 
unternehmens anzuſehen, ſo bildet dieſes einen Gewerbebe⸗ 
trieb und es iſt demgemäß die Gewerbeſteuerpflicht des Unter⸗ 
nehmens begründet. 

IV. Ob der von der Steuerbehörde für die Feſtſtellung 
des Gewerbeſteuerkapitals der Beſchwerdeführerin angewendete 
Maßſtab dem Geſetz entſpricht und ſachgemäß iſt, iſt der 
Nachprüfung des Verwaltungsgerichtshofs entzogen, da nach 
Art. 16 Abſ. 1, 99 Abſ. 3, 100 Abſ. 4 des Grund⸗, Ge⸗ 
bäude⸗ und Gewerbeſteuergeſetzes vom 28. April 1873/8. Au⸗ 
guſt 1903 über Beſchwerden gegen das Verfahren bei den 
Einſchätzungen und über die Höhe des Steueranſchlags dem 
K. Finanzminiſterium die endgültige Entſcheidung zuſteht, 
Art. 15 Ziff. 1 VerwRPflGeſ., Württ. Jahrb. 25, 49. 

V. Die Rechtsbeſchwerde war hienach als unbegründet 
zurückzuweiſen. 

Urteil vom 11. Februar 1914 in der RBeſchw. der 

Stadtgde. E. 
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8. 


Die Berteilung des Jagdpachterlöſes unter die betei⸗ 

ligten Grundbeſitzer hat nach dem Berhültnis des 

Flächengehalts zu erfolgen; der Anſpruch des Be- 

ſchwerdeführers auf Bersinfung des Erlüſes ſeitens 
der Gemeinde iſt nicht gerechtfertigt. 


Der von dem Kläger eingelegten Berufung war ein teil: 
weiſer Erfolg nicht zu verſagen. 

Was zunächſt die auch in dieſer Inſtanz nachzuprüfende 
Frage betrifft, ob für den eingeklagten Anſpruch die Ver⸗ 
waltungsgerichte zuſtändig ſind, ſo iſt dieſe Frage mit der 
Kreisregierung zu bejahen (vgl. Göz, Verwaltungsrechtspflege 
8 38 S. 435). 

Hinſichtlich des eingeklagten Anſpruchs geht auch die 
beklagte Gemeinde davon aus, daß der ganze Jagdpacht— 
erlös mit 2400 M. unter die beteiligten Grundbeſitzer zu 
verteilen ſei; Streit herrſcht jetzt nur noch darüber, ob bei 
dieſer Verteilung der Steuerwert oder der Flächengehalt der 
in Betracht kommenden Grundſtücke zugrunde zu legen iſt. 
Dieſe Streitfrage iſt im Jagdgeſetz ſelbſt nicht ausdrücklich 
entſchieden, vielmehr iſt dort nur geſagt, daß in derartigen 
Fällen die politiſche Gemeinde „namens“ der Grundeigen— 
tümer das Jagdrecht auf dem Gemeindebezirk durch Ver— 
pachtung ausübe (Art. 4), und daß die Verpachtung der Ge— 
meindejagd „für Rechnung“ der beteiligten Grundbeſitzer er— 
folge (Art. 5). Dagegen geht aus dem Jagdgeſetz ſelbſt ſo 
viel hervor, daß der Steuerertrag eines Grundſtücks für die 
Jagd und das Jagdrecht überhaupt keine Rolle ſpielt, daß 
vielmehr allein der Flächengehalt des Grundbeſitzes für die 
Ausübung der Jagd maßgebend iſt. Demgemäß wird auch 
bei der Verpachtung einer Jagd eben die Grundfläche, auf 
welche ſich das Jagdrecht erſtreckt, nicht aber der Steuer- 
wert dieſer Grundfläche angegeben; auch richtet ſich die Mög— 
lichkeit, einen Gemeindejagdbezirk in mehrere Jagddiſtrikte zu 
zerſchlagen, ebenfalls allein nach der Grundfläche und nicht 
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nach dem Steuerwert; weiter war auch in dem allerdings 
weggefallenen Abſ. 2 des Art. 4 des Jagdgeſetzes die Ver⸗ 
teilung des Pachtſchillings nach dem Flächengehalt vorge⸗ 
ſehen. Wenn aber der Steuerwert eines Grundſtücks für 
die Jagd und das Jagdrecht ohne jede Bedeutung iſt, ſo 
kann auch nicht der Steuerwert der einzelnen Grundſtücke 
für die Verteilung des Jagdpachterlöſes maßgebend ſein; 
denn der Anteil eines Grundbeſitzers an dem Jagdpachterlös 
ſoll eine Entſchädigung dafür bilden, daß der Grundeigen⸗ 
tümer auf ſeinem Grundbeſitz die Jagd nicht ſelbſt ausüben 
darf, vielmehr der politiſchen Gemeinde ſeinen Grundbeſitz 
zum Zwecke der Jagdausübung im Wege der Verpachtung 
überlaſſen muß. Sein Grundbeſitz bildet einen Teil des 
Gemeindebezirks und damit der Gemeindejagd, und dieſem 
Grundbeſitz muß ſein Anteil an dem für die ganze Ge⸗ 
meindejagd erzielten Jagdpachterlöſe entſprechen; für eine 
Berückfichtigung des Steuerwerts der einzelnen Grundſtücke 
iſt kein Raum. Daraus folgt, daß, wenn die Grundbeſitzer 
die Verteilung des Jagdpachterlöſes verlangen, dieſe Ver⸗ 
teilung nach dem Verhältnis des Flächengehalts der zu einem 
Jagdbezirke zuſammengezogenen Grundſtücke erfolgen muß 
(Göz, Das Staatsrecht des Königreichs Württemberg, Anm. 3 
zu § 97 und Zeller⸗Huzel, Handbuch für die württ. Gemeinde⸗ 
verwaltung $ 932 Anm.). Davon, daß die Verteilung des 
Jagdpachterlöſes nach dem Ermeſſen der Gemeindekollegien 
erfolgen dürfe, kann keine Rede ſein, vielmehr iſt die Ver⸗ 
wendung des Jagdpachterlöſes nur dann in das Ermeſſen 
der Gemeindekollegien geſtellt, wenn der Jagdpachterlös von 
den Beteiligten der Gemeindekaſſe überlaſſen wird, was 
allerdings in Württemberg üblich iſt (vgl. Göz, Die Ver⸗ 
waltungsrechtspflege Anm. 2 S. 435/36). Da nun die Ge⸗ 
meindejagd der Beklagen 858 ha umfaßt, während der hier⸗ 
unter fallende Grundbeſitz des Klägers zu 28 / ha angege- 
ben wird, ſo iſt der jetzt noch von dem Kläger aufrecht er⸗ 
haltene Anſpruch auf !/so des Pachterlöſes begründet. 
Dagegen iſt ſein Anſpruch inſoweit nicht gerechtfertigt, 
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als er zu dem wirklich erzielten und zur Verteilung ge⸗ 
langenden Pachtgeld auch noch Zinſen hinzugeſchlagen haben 
will. Denn die Behauptung des Klägers, die Beklagte ſei 
zur verzinslichen Anlegung des Pachtgelds verpflichtet ge⸗ 
weſen, entbehrt jeder Grundlage. Auch unter dem Geſichts⸗ 
punkt der ungerechtfertigten Bereicherung oder Geſchäfts⸗ 
führung kann dieſer Anſpruch nicht für begründet erachtet 
werden, denn die Gemeinde hat in Ausübung einer öffent⸗ 
lichrechtlichen Verpflichtung den Jagdpachterlös eingezogen 
und zunächſt als Einnahme in in ihren Gemeindehaushalt 
eingeſtellt. Sie hat nicht als Geſchäftsführerin der beteilig⸗ 
ten Grundbeſitzer gehandelt und iſt auch nicht um den Be⸗ 
trag der nicht gezogenen Zinſen bereichert. Ebenſowenig 
können Verzugszinſen in Frage kommen, da der Kläger noch 
in 1. Inſtanz die Ausſcheidung eines beſtimmten Teiles des 
Jagdpachterlöſes für die Eigentümer des walds 
verlangt und dieſen Standpunkt erſt in der Berufungsinſtanz 
endgültig als unberechtigt aufgegeben hat. 

Nach dem Ausgeführten iſt der Anſpruch des Klägers 
inſoweit begründet, als er /30 des Jagdpachterlöſes von 
2400 M. verlangt, ſomit in Höhe von 80 M., ſein weiter⸗ 
gehender Anſpruch iſt dagegen nicht gerechtfertigt. In dieſem 
Sinne war das angefochtene Urteil abzuändern. 

Da die über die Koſten 1. Inſtanz getroffene Entſchei⸗ 
dung auch der jetzigen Sachlage entſpricht, ſo konnte es hiebei 
ſein Bewenden haben, während die Koſten des Berufungs⸗ 
verfahrens einſchließlich der nach Tarif Nr. 86 Ziff. 4b auf 
30 M. angeſetzte Sportel zwiſchen den Parteien nach Maß⸗ 
gabe der in dieſer Inſtanz noch in Betracht kommenden Be⸗ 
träge geteilt wurden. 

Urteil vom 18. März 1914 in der Ber.⸗Sache des Rev. ⸗ 

Jägers K. in A. gegen die Gd. L. 
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Ein Rechtsanſpruch anf Berleihung eines Antzungs⸗ 
rechts an einem öffentlichen Gewüſſer wird nicht 
anerkannt. 


Gründe: 

I. Die K. Kreisregierung des S.freifes hat dem Archi⸗ 
tekten X. in C. mit Urkunde vom 20. Auguſt 1910 die Ge⸗ 
nehmigung zur Errichtung eines Waſſertriebwerks und einer 
Fiſchzuchtanlage am W.bach auf Markung C. Oberamts N. 
erteilt und das für das Triebwerk erforderliche Waſſer⸗ 
nutzungsrecht verliehen. Bei Ausführung der Anlage iſt X. 
von den genehmigten Plänen ſo erheblich abgewichen, daß 
ein neues Genehmigungs⸗ und Verleihungsverfahren not⸗ 
wendig wurde. In dieſem Verfahren hat der Zigarren⸗ 
macher Y. in C. wegen Beeinträchtigung des Wäſſerungs⸗ 
rechts ſeiner Wieſengrundſtücke Nr. 363 und 364 Einſprache 
erhoben. Mit Beſcheid vom 21. Juli 1913 hat die Kreis⸗ 
regierung dem Aenderungsgeſuch des X. entſprochen und die 
Einſprache Y.s als unbegründet abgewieſen. Hiegegen hat 
Y. Rekurs an das K. Miniſterium des Innern eingelegt. 
Das Miniſterium hat mit Beſcheid vom 14. Januar 1914 
den Rekurs inſoweit für begründet erklärt, als die Bewäſſe⸗ 
rung der Wieſengrundſtücke Nr. 363 und 364 im bisherigen 
berechtigten Umfang beeinträchtigt werde, ſodann hat es die 
Waſſerbauſache des X. zur weiteren Verhandlung an die 
Kreisregierung zurückverwieſen und ſämtliche Koſten des 
Verfahrens vor der Kreisregierung ſowie die Koſten des 
Rekursverfahrens einſchließlich der Sportel dem X. zuge⸗ 
ſchieden. 

Gegen die ihm 30. Januar zugeſtellte Entſcheidung des 
K. Miniſteriums hat X. am 4. Februar rechtzeitig und form⸗ 
richtig die Rechtsbeſchwerde an den eee 
erhoben. 

II. Nach Art. 13 Verwaltungsrechtspflegegeſetzes hat 
der Beſchwerdeführer nachzuweiſen, daß die angefochtene 
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Entſcheidung rechtlich nicht begründet und daß er hiedurch 
in einem ihm zuſtehenden Recht verletzt iſt. Dies hat der 
Beſchwerdeführer nicht nachgewieſen. Der erhobenen Be⸗ 
ſchwerde war daher der Erfolg zu verſagen. 

Das Geſuch des Beſchwerdeführers iſt, ſoweit es ſein 
Waſſertriebwerk anbelangt, auf Verleihung eines Nutzungs⸗ 
rechts an einem öffentlichen Gewäſſer, ſoweit es die Fiſch⸗ 
zuchtanſtalt anbelangt, auf Erlangung der flußpolizeilichen 
Erlaubnis zur Aenderung an dem Waſſerlauf eines öffent⸗ 
lichen Gewäſſers gerichtet. Er hält ſich dadurch in ſeinem 
Recht verletzt, daß ihm die nachgeſuchte Verleihung und Er⸗ 
laubnis von der Verwaltungsbehörde verweigert worden 
ſind. Hierin iſt ihm aber nicht beizutreten. Denn ſowohl 
die Verleihung eines Nutzungsrechts an einem öffentlichen 
Gewäſſer, als die Erteilung flußpolizeilicher Erlaubnis zur 
Aenderung an dem Waſſerlauf eines ſolchen Gewäſſers ſind 
dem freien Ermeſſen der Verwaltungsbehörde anheimgeſtellt 
und es ſteht dem Beſchwerdeführer weder ein geſetzlicher 
Rechtsanſpruch auf eine derartige Verleihung oder Erlaubnis⸗ 
erteilung zu, noch kann er ſonſtwie einen ſolchen Rechtsan⸗ 
ſpruch geltend machen. Die erhobene Beſchwerde war des⸗ 
halb als unbegründet zu verwerfen. 

Urteil vom 22. April 1914 in der R.⸗B. des X. in C. 


10. 


Nas Feilbieten eines Wanderlagers durch einen Auktio⸗ 

nator unterliegt der Wandergewerbeſtenerpflicht dann 

nicht, wenn bei dem Berkauf der Waren eine auf 

Gewinn gerichtete Abſicht fehlt; daß der Auktionator 

fich hiebei gewerbsmüßig betätigt, macht das Feilbieten 
nicht zu einem gewerbsmüßigen. 


Gründe: 
I. Die Eheleute W. in F. haben der Firma J. M. in U. 
am 7. Juli 1912 zur Sicherung verſchiedener Forderungen 
Waren im Geſamtwert von etwa 1800 — 2000 M. vertrags⸗ 


Das Feilbieten eines Wanderlagers uſw. 385 


mäßig verpfändet. Nach Eintritt der Verkaufsberechtigung 
($ 1228 BGB.) fand im Auftrag der Pfandgläubigerin am 
19. Mai 1913 die öffentliche Verſteigerung der verpfändeten 
Waren im ſtädtiſchen Auktionslokal in U. durch den Auktio⸗ 
nator E. ſtatt, wobei 700 M. erlöſt wurden. In der Ab⸗ 
haltung dieſer Verſteigerung erblickte die Steuerbehörde einen 
Wanderlagerbetrieb und ſetzte dem E. gemäß Tarif Ab zum 
Wandergewerbeſteuergeſetz vom 15. Dezember 1899 unter 
Zugrundlegung eines Warenwerts von 2000 M. und eines 
Staatsſteuerſatzes von 12 M. für je 1000 M. Warenwert 
eine Wandergewerbeſteuer von 24 M. für den Staat, 36 M. 
72 Pf. für die Gemeinde, zuſammen 60 M. 72 Pf. an. 
Gegen dieſen Steueranſatz haben ſowohl E., wie die Firma 
J. M. Beſchwerde eingelegt mit der Begründung, daß von 
E., der nur im Namen und Auftrag der Firma als deren 
Hilfsperſon tätig geweſen ſei, eine Steuer überhaupt nicht 
erhoben werden könne, die Firma aber aus dem Grund nicht 
zur Wanderlagerſteuer herangezogen werden könne, weil der 
Pfandverkauf kein gewerbliches Unternehmen geweſen ſei, zu⸗ 
mal die Firma genötigt geweſen ſei, die Waren ſelbſt zu 
erſteigern und mit einem großen Teil ihrer Forderung aus⸗ 
gefallen ſei. Die Beſchwerde hatte keinen Erfolg. In der 
angefochtenen Entſcheidung hat das K. Finanzminiſterium in 
Uebereinſtimmung mit dem K. Steuerkollegium ausgeführt, 
daß ſteuerpflichtig ausſchließlich der Auktionator E. ſei, da 
er die Waren als gewerbsmäßiger Verſteigerer feilgeboten 
und ſo den Betrieb äußerlich erkennbar geleitet habe, der 
Firma J. M. ſtehe ſomit ein Beſchwerderecht überhaupt nicht 
zu. Das K. Finanzminiſterium hat demgemäß die Beſchwerde 
des E. als ſachlich unbegründet, diejenige der Firma als 
unzuläſſig zurückgewieſen. Hiegegen iſt ſowohl von E. als 
der Firma J. M. an fi formrichtig und rechtzeitig Rechts⸗ 
beſchwerde eingelegt worden, mit dem Antrag, den Steuer⸗ 
anſatz außer Wirkung zu ſetzen und den Fiskus zur Rück⸗ 
zahlung der eingezogenen Steuer nebſt den den Beſchwerde⸗ 
führern angeſetzten Sporteln von 5 und 10 M. zu verur⸗ 
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teilen. Hiebei wurde darauf beharrt, daß als Unternehmer 
der Verſteigerung nur die Firma J. M. in Betracht kommen 
könne. 

II. Da die Steuerauflage ausſchließlich gegen den Auk⸗ 
tionator E. gerichtet iſt, alſo nur für dieſen, nicht aber für 
die Firma J. M. eine Abgabepflicht begründet hat, ſo ſtand 
der letzteren ein Beſchwerderecht gegen den Steueranſatz nicht 
zu. Zur Erhebung der Beſchwerde iſt nur diejenige Perſon 
berechtigt, in deren Rechtskreis die angefochtene Verfügung 
unmittelbar eingreift. Die Firma iſt ſomit dadurch, daß 
ihre Beſchwerde in der Miniſterialentſcheidung als unzuläſſig 
zurückgewieſen worden iſt, nicht in einem Recht verletzt oder 
ſonſtwie beſchwert, weshalb ihre Rechtsbeſchwerde nicht zu⸗ 
gelaſſen werden kann (Art. 13 Abſ. 1 VRG.) . Zufolge ihres 
Unterliegens war der Beſchwerdeführerin gemäß Art. 69 
Abſ. 2 VRG. eine Sportel anzuſetzen. 

III. Der angefochtenen Entſcheidung iſt im Gegenſatz 
zu der Rechtsbeſchwerde darin beizutreten, daß bei dem im 
Weg des Feilbietens von Waren betriebenen Wandergewerbe, 
demgemäß auch bei dem eine Unterart desſelben darſtellen⸗ 
den Wanderlager im Sinn des Art. 18 WGStzGeſ. der⸗ 
jenige als ſteuerpflichtiger Unternehmer des Betriebs anzu⸗ 
ſehen iſt, welcher tatſächlich die Waren feilbietet, d. h. zum 
Kauf anbietet und ſo den Betrieb äußerlich erkennbar leitet, 
ob er nun hiebei auf eigene oder fremde Rechnung handelt 
(Art. 2, 12, 18 WGStöGeſ.). Erfolgt das Feilbieten beim 
Wanderlager durch einen Inventierer oder Verſteigerer 
(Art. 18 Abſ. 4), ſo iſt dieſer als Unternehmer des Wander⸗ 
lagers im Sinn des Geſetzes anzuſehen, ohne Rückſicht dar⸗ 
auf, in welchem privatrechtlichen Verhältnis er zu demjeni⸗ 
gen ſteht, von welchem er die Waren empfangen hat (Ver⸗ 
GerHof vom 12. Juni 1907, Württ. J. 20, 75). Die Ber: 
ſteigerung der verpfändeten Waren hat zwar durch den Auf- 
tionator E. ſtattgefunden, ohne unmittelbare Mitwirkung 
ſeiner Auftraggeberin, trotzdem aber läßt ſich die angefochtene 
Beſteuerung nicht aufrecht erhalten. Als eine Art des Ge: 


Das Feilbieten eines Wanderlagers uſw. 387 


werbebetriebs im Umherziehen ſetzt das Wanderlager im 
Sinn des Art. 18 WGewStGeſ. begrifflich einen gewerbs⸗ 
mäßigen Betrieb voraus (zu vgl. im einzelnen OLGer. 
Stuttgart in Württ. J. 16, 234 ff., ferner Ver Ger Hof vom 
19. Juli 1911 im Württ. V. 238, auch vom 12. Juni 1907 
Württ. J. 20, 74 f., ferner Fuiſting, Die preuß. direkten 
Steuern Band III, 3. Aufl. S. 490 Ziff. 3, Jahrb. d. ſächſ. 
Oberverwaltungsgerichts Band 4 S. 8). Dieſes Erforder⸗ 
nis gilt auch für das in Abſ. 4 von Art. 18 geregelte Feil⸗ 
bieten eines Warenlagers durch Inventierer oder Verſteigerer. 
Die Abweichung dieſer Beſtimmung von der des Abſ. 1 be⸗ 
ſteht lediglich darin, daß in ihr das Feilbieten eines Waren⸗ 
lagers durch Inventierer oder Verſteigerer der Wanderge⸗ 
werbeſteuer auch dann unterworfen wird, wenn es an deren 
Wohnort geſchieht und gleichviel, ob die Waren für aus⸗ 
wärtige oder am Ort angeſeſſene Auftraggeber feilgeboten 
werden; im übrigen aber ſind für die Beſteuerung einer ſol⸗ 
chen Unternehmung als Wanderlager die gleichen Voraus⸗ 
ſetzungen maßgebend, wie in Abſ. 1. Dies ergibt ſich ſo⸗ 
wohl aus der Einordnung der Vorſchrift als Abſ. 4 in den 
Art. 18 und ihrem inhaltlichen Anſchluß an Abſ. 1 unter 
Vergleichung mit Abſ. 5, wie auch aus der Begründung des 
Entwurfs zu Abſ. 4. In dieſer iſt ausgeführt: „Die Bei⸗ 
ziehung aller Warenverkäufe durch Verſteigerer, Inventie⸗ 
rer uſw., alſo auch derjenigen, welche im Auftrage von am 
Platz angeſeſſenen Gewerbetreibenden abgehalten werden, 
erſcheint geboten, da derartige Verkäufe nicht wohl zum 
ordentlichen ſtehenden Gewerbebetrieb gerechnet werden kön⸗ 
nen, auch eine Kontrolle darüber, ob im einzelnen Fall nur 
für anſäſſige Auftraggeber verkauft wird, kaum durchführbar 
erſcheint.“ Verh. der Abg. Kammer 1895, Beil.⸗Bd. III 
S. 455. Zu dieſen Vorausſetzungen gehört auch die Ge⸗ 
werbsmäßigkeit des Betriebs. Das Feilbieten von Waren⸗ 
beſtänden im Sinn des Art. 18 Abſ. 1 und 4 WGewStGeſ. 
ſtellt ſich dann als gewerbsmäßig dar, wenn damit ein zu⸗ 
gleich auf Fortſetzung der Handlung gerichteter Erwerbs⸗ 
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willen betätigt wird, m. a. W. wenn es in der Abſicht un⸗ 
ternommen wird, durch fortgeſetzten Verkauf von Waren 
Gewinn zu erzielen (Jahrb. des ſächſ. OberverGer. a. a. O. 
Fuiſting a. a. O.). Eine ſolche Gewinn⸗ oder Erwerbs⸗ 
abſicht kann hier nicht in Frage kommen. Da der Be⸗ 
ſchwerdeführer E. die Verſteigerung im Auftrag und auf 
Rechnung der Firma J. M. vornahm und den Verſteige⸗ 
rungserlös nach Entnahme ſeiner Gebühren und Unkoſten 
an dieſe vertragsmäßig ($ 675, § 667 BGB.) abzuführen 
hatte, ſo konnte bei ihm von einer Abſicht, für ſich ſelbſt 
aus dem Verkauf Gewinn zu erzielen, nicht die Rede ſein. 
Aber auch eine Erwerbsabſicht des Beſchwerdeführers zu⸗ 
gunſten ſeiner Auftraggeberin iſt als ausgeſchloſſen zu er⸗ 
achten. Denn bei der vorliegenden Verſteigerung handelte 
es ſich um einen Pfandverkauf im Sinn des § 1234 BGB. 
Als ſolcher diente der Verkauf lediglich zur Befriedigung 
der Forderung des Pfandgläubigers, für welche die ver⸗ 
kauften Gegenſtände verpfändet waren. Auf einen etwaigen 
Mehrerlös hätte die Pfandgläubigerin keinen Anſpruch ge⸗ 
habt ($ 1247 BGB.). Der Verkauf der Pfandobjekte konnte 
hienach nur dem Zweck dienen, den Gläubiger vor einem 
Vermögensverluſt zu bewahren, nicht aber ihm einen Erwerb 
zu verſchaffen. 

Verfehlt wäre es, die Gewerbsmäßigkeit der Verſteige⸗ 
rung aus der Tatſache abzuleiten, daß der Beſchwerdeführer 
Ziff. 1 Auktionator, alſo „gewerbsmäßiger Verſteigerer“ 
war. Gewerbsmäßig war für ihn nur die in Ausfluß 
ſeines ſtehenden Gewerbes erfolgte Uebernahme 
und Ausführung des Verſteigerungsauftrags, die Vornahme 
der Verſteigerungshandlung als einer „gewerblichen Leiſtung“. 
Für dieſe erhielt er Vergütung, ohne Rückſicht darauf, wel⸗ 
chen Erlös der Verkauf der Waren einbrachte, ob Gewinn 
oder Verluſt. Einen Erwerbswillen betätigte er ſomit nur 
in der Begründung des Rechtsverhältniſſes zu feinem 
Auftraggeber, nicht aber durch das auf den Abſchluß 
von Kaufverträgen mit Dritten gerichtete Feilbieten der auf 
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Grund jenes Rechtsverhältniſſes zu dieſem Zweck empfange⸗ 
nen Waren, deren Erlös er ſeinem Auftraggeber auszufolgen 
hatte. Für die Steuerpflicht eines im Weg der Verſteige⸗ 
rung abgehaltenen Wanderlagers iſt es daher, wie der Ver⸗ 
GerHof in dem Urteil vom 12. Juni 1907, Württ. J. 20, 
75 ausgeſprochen hat, unerheblich, ob der Verſteigerer ſich 
gewerbsmäßig mit Verſteigerungen befaßt, die Gewerbsmäßig⸗ 
keit des Wanderlagers iſt hievon nicht abhängig. 

Entbehrte hienach das Feilbieten der an die Firma J. M. 
verpfändeten Waren durch den Beſchwerdeführer Ziff. 1 des 
Merkmals der Gewerbsmäßigkeit, ſo kann darin ein Wander⸗ 
lager im Sinn des Art. 18 WGewStGeſ. nicht erblickt wer: 
den. Eine Wandergewerbeſteuerpflicht des Beſchwerdeführers 
Ziff. 1 iſt ſomit nicht begründet und die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung, ſoweit darin der Steueranſatz aufrecht erhalten 
iſt, außer Wirkung zu ſetzen. Damit iſt von ſelbſt die Ver⸗ 
pflichtung der Steuerbehörde zur Rückerſtattung der von dem 
Beſchwerdeführer etwa bezahlten Steuer eingetreten, ohne 
daß es eines hierauf gerichteten Ausſpruchs des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofs bedarf. Dasſelbe gilt hinſichtlich der dem Be⸗ 
ſchwerdeführer in der Inſtanz des K. Finanzminiſteriums 
und des K. Steuerkollegiums angeſetzten Sporteln, ſoweit 
dieſer Anſatz für die aufgehobene Entſcheidung erfolgt iſt. 
Denn mit der Außerkraftſetzung der Entſcheidung der Ver⸗ 
waltungsbehörden iſt auch dem damit verbundenen Sportel⸗ 
anſatz die rechtliche Grundlage entzogen. 

Urteil vom 11. März 1914 in der RB. des E. und der 

Firma J. M. in U. 
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IV. 
Abhandlung. 


IR der Anſpruch auf Nückgabe der ſog. Leihfälfer 
ein Anſpruch für Lieferung von Waren bzw. eine 
Aebenforderung zum Hanptanſpruch für die darin ge⸗ 
lieferte Ware und verjährt er in gleicher Zeit mit 
dieſem ($ 196 Biff. 1 bzw. Abſ. 2, S 224 365.) 


Von Landgerichtsrat Betz in Waiblingen. 


I. In Preisverzeichniſſen, Rechnungen uſw. über käuf⸗ 
liche Lieferungen von Waren, z. B. Wein, Eſſig uſw. finden 
ſich Notierungen wie: „Die Preiſe verſtehen ſich frko. N. 
inkl. Faß, z. B. 115 M. für 1 Hektoliter Wein; friſch ge⸗ 
leerte Gebinde frko. Station N. werden zurückgenommen 
und wird hiefür vergütet 15 M.“ In ſolchen Fällen läßt 
ſich eine Trennung, Unterſcheidung, nicht machen. Die ganze 
Lieferung iſt eine Lieferung von Waren (Wein uſw. ſamt 
Faß) und verjährt der Anſpruch nach § 196 Ziff. 1 bzw. 
Abſ. 2 des BGB. in 2 bzw. 4 Jahren. Würde (in obigem 
Beiſpiel) der Käufer mit dem Gedanken und Vorbehalt, das 
Faß ſeinerzeit in natura zurückzuſenden, zunächſt nur 100 M. 
bezahlen, welche Zahlung eine Abſchlagszahlung und ev. ein 
Unterbrechungsgrund bezüglich der Verjährung nach § 208 
BGB. wäre, jo würde bezüglich der Reſtforderung von 
15 M. die Verjährung nach zit. $ 196 BGB. ſich richten; 
der Käufer hätte eben ein Recht zum Abzug des Werts der 
Emballage (in obigem Beiſpiel von 15 M.) für den Fall 
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der Rückſendung und könnte der Lieferant, Verkäufer uſw., 
wenn die erwähnte Verjährungszeit abgelaufen wäre, auf 
Einrede des Schuldners weder die 15 M. noch etwa das 
Faß ſelbſt in rechtlich wirkſamer Weiſe verlangen als ob 
es nur geliehen, eine ſelbſtändige Nebenforderung wäre und 
etwa die für das Rechtsverhältnis der Leihe geltende 30⸗ 
jährige Verjährung zutreffen würde. 

II. Anders liegt die Sache, wenn es in den Rech⸗ 
nungen uſw. heißt: „Preis für 1 Hektoliter Wein 100 M.; 
das Faß wird mitgeliefert und iſt nach Gebrauch zurückzu⸗ 
geben und im Unmöglichkeitsfall mit 15 M. zu erſetzen.“ 
Hier liegt kein Anſpruch für Lieferung von Waren vor, wenn 
der Lieferant das Faß ſelbſt zurückverlangt oder den Werts⸗ 
erſatz begehrt; das Faß iſt geliehen und wird auch in 
den Klagen, Rechnungen uſw. von ihm ſelbſt als „Leih⸗ 
faß“ bezeichnet und trifft die für das Leihverhältnis gül⸗ 
tige Verjährung zu. 

Vielfach fällt auch der Fälligkeitstermin beider Anſprüche 
nicht zuſammen, die Ware ſelbſt iſt oft bar oder mit kurzem 
Zahlungsziel zu bezahlen, während die Emballage, das Ge⸗ 
binde uſw., vielleicht nach längerem Gebrauch erſt zurückzu⸗ 
geben wäre oder umgekehrt; manchmal wird der Wert der 
Emballage ein größerer ſein als derjenige der Ware ſelbſt 
und iſt vielfach letztere bezahlt, verrechnet, die Warenforde⸗ 
rung getilgt, während das Faß uſw. noch nicht zurückgegeben 
iſt und läuft — eben wegen Tilgung der Warenforderung 
durch Zahlung uſw. — eine Verjährung wegen dieſer über⸗ 
haupt nicht oder nicht mehr, dagegen aber wegen des Faſſes 
uſw. ſelbſtändig und weiter. Wenn man auch den Anſpruch 
auf deſſen Rückgabe immer oder meiſtens als Nebenleiſtung 
bezeichnen könnte oder dürfte, ſo wäre ſie immerhin keine 
von dem Anſpruch auf Bezahlung der Ware ſelbſt ab⸗ 
hängige Nebenleiſtung, ſondern eine ſolche, welche ſelb⸗ 
ſtändig als eine Forderung aus Leihverhältnis neben ihr 
als Anſpruch aus Lieferung von Waren hergeht und träfe 
$ 224 BGB. nicht zu etwa in der Weiſe als ob mit Rück⸗ 
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fiht auf eine gewiſſe Zuſammengehörigkeit, den engeren Zu⸗ 
ſammenhang der beiden Anſprüche, der Rückgabeanſpruch 
ohne weiteres das Schickſal der Warenforderung (als Prin⸗ 
zipal⸗ oder gleichberechtigt neben ihr ſtehenden Forderung) 
mit ihrer 2> bzw. 4jährigen Verjährung teilen würde; es 
wird wohl auch durch eine Abſchlags⸗ oder Zinszahlung uſw. 
für die Warenforderung oder durch die Rückgabe der Em⸗ 
ballage je der andere Anſpruch, was die Verjährung betrifft, 
nicht berührt, die Verjährung nicht unterbrochen (8 208 BGB.). 
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Literariſche Anzeigen. 


Die ſchon wiederholt (ſ. Bd. 24 S. 131; 26 S. 127) in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift angezeigte zweite Auflage des Wörterbuchs des Deutſchen Staats⸗ 
und Verwaltungsrechts iſt jetzt — in 3 Bänden (36 Lieferungen) — voll⸗ 
ſtändig erſchienen und damit iſt der geſamte einſchlägige Stoff nach dem 
Stand der neueſten Geſetzgebung und Literatur in bequemer und licht⸗ 
voller Ueberſichtlichkeit allen Intereſſenten zugänglich gemacht. Aus den 
letzten Lieferungen ſei beſonders hervorgehoben die Darſtellung der Ver⸗ 
waltung und des Verwaltungsrechts von Prof. Dr. E. Kaufmann und 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit im Reich und in den größeren Bundes⸗ 
ſtaaten, ſowie die (namentlich das preußiſche Geſetz von 1913 berückſich⸗ 
tigende) Darſtellung des Waſſerrechts, ferner des Wegrechts (das ja frei⸗ 
lich in Württemberg zur Zeit einer Neuregelung entgegengeht.) 

Von der 7./8. Auflage des Staud inger'ſchen Kommentars zum 
BGB. iſt jetzt auch die Schlußlieferung des 5. Bands (Erbrecht) und die 
erſte Lieferung des 6. Bands, die bis Art. 95 EG. reicht, erſchienen. 
Dem in Württ J. 26 S. 127 Geſagten iſt nichts beizufügen. 

Das „Württ. Zivilhandbuch“. Sammlung der in Württ. auf dem 
Gebiet des Zivilrechts erlaſſenen Geſetze, Verordnungen und Verfügungen. 
Zuſammengeſtellt von LER. Speidel. Erſter Band (Kohlhammer 
10 Mk., geb. 12 Mk.) umfaßt das AGBGB., Grundbuch⸗, Vormund⸗ 
ſchaftsweſen (nebſt ſonſtiger Minderjährigenfürſorge), Nachlaßweſen und 
die württ. Beſtimmungen zum Perſonenſtandsgeſetz. Das für die Praxis 
wertvolle, weil viel zeitraubendes Nachſchlagen erſparende, mit einem aus⸗ 
führlichen Regiſter verſehene Werk bietet inſofern noch mehr als ſein Titel 
beſagt, als im Grundbuchweſen u. a. die anläßlich der Prüfung der 
Grundbücher ergangenen Erlaſſe und alle in Württ Z. veröffentlichten 
Entſcheidungen angeführt ſind; zu Art. 262 AG. iſt eine Abhandlung 
über die ſtatutar. Nutznießung (von LER. Seeger), auf S. 439 ff. eine 
ſolche über das Recht der religiöſen Kindererziehung in Württemberg (von 
StA. Graf) eingefügt. 

Oertmann: Rechtsordunng und Verkehrsſitte insbeſ. nach bürg. 
Recht. Zugleich ein Beitrag zu den Lehren von der Auslegung der 
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Rechtsgeſchäfte und von der Reviſion (Deichert; 13 Mk. 50 Pf.). Ein 
gründliches, ſcharfſinniges, auch für den Praktiker ſehr förderndes Werk. 
Aus dem reichen Inhalt, der die Bedeutung der Verkehrsſitte nach allen 
Richtungen würdigt, ihr aber gegenüber übertreibender Bewertung (Dan z) 
die richtige Schranke anzuweiſen ſtrebt, mag hervorgehoben werden die 
ſcharfe Scheidung zwiſchen dem Inhalt von $ 157 und 8 242 BGB.: 
§ 157 betrifft die Feſtſtellung des (rechtsgeſchäftlichen) Tatbeſtands, 5 242 
befaßt ſich mit der Tragweite der aus Schuldverhältniſſen entſtehenden 
Rechtsfolgen; die ergänzenden (dispoſitiven) Rechtsſätze gehen dem § 242 
vor, während fie hinter den gemäß § 157 feſtgeſtellten Parteiwillen zurück⸗ 
treten. Vortrefflich iſt auch die Darlegung, inwieweit die Verkehrsſitte 
zur „Willens ergänzung“ herangezogen werden darf. Pf. 
Von Warneyers Jahrbuch der Eutſcheidungen, B. Strafrecht 
und Strafprozeß (Leipzig 1914, Roßbergſche Verlagsbuchhandlung) iſt 
der 8. Jahrgang, enthaltend die Rechtſprechung und Literatur des Jahres 
1913 zu StGB., StPO., GewO., W StGB., ſowie 63 anderen Reichs⸗ 
geſetzen und 97 Landesgeſetzen erſchienen. Wie bereits in den letzten 
Bänden iſt auch hier aus bisher nicht veröffentlichten Urteilen des Reichs⸗ 
gerichts eine Reihe der für die Praxis wichtigen dem Jahrbuch eingefügt 
und bildet letzteres ein für ſchnelle Orientierung des Praktikers ſehr 
brauchbares Handbuch ſowie eine willkommene Ergänzung der ander: 
weitig bekannt gegebenen reichsgerichtlichen Rechtſprechung. K. 


Die in dem Urteil S. 158 ff. dieſes Bands erörterte Rechtsfrage iſt 


vom Reichsgericht in gegenteiligem Sinne entſchieden worden: ſ. RG. 84 
nr. 55. 


948 deutſche Juriſten und aus der Juſtiz hervorgegangene Reichs⸗ 
und Verwaltungsbeamte ſind bis 28. November nach der 3. Verluſtliſte 
der Deutſchen Juriſtenzeitung nach amtlichem Material im Kriege ge⸗ 
fallen; u. a. 6 Rechts lehrer, 212 Regierungs⸗ und Verwaltungsbeamte, 
Richter, Staatsanwälte, 178 Rechtsanwälte, 260 Aſſeſſoren, 292 Refe⸗ 
reudare uſw. Dieſe Statiſtik, aufgeſtellt nach dem von den Reichsämtern 
und Landesjuſtizverwaltungen der Juriſtenzeitung überlaſſenen Material, 
zeigt, wie der Krieg gerade unter den Juriſten reiche Ernte hält. 
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Alphabetiſches Fachregiſter. 


(Die Zahlen bedeuten die Seiten.) 


A. 


Anfechtung von Rechtshandlungen 
eines Schuldners außerhalb des 
e 1500 Mk.⸗ 
Vertrag 1 

Arbeiter. ia Begrifie eines jugend: 
lichen gewerblichen A. 334. 

Argliſtige Täuſchung durch Ver⸗ 
ſchweigen 129. 

Aufrechnungseinrede 263. 


B. 


Beleidigung. Der Einwand des 
error in objecto und der aber- 
ratio impetus gegenüber dem 
Beleidigungsbezicht 289. 

— Zum Begriff der Tatſache im 
Sinn des $ 186 StGB. 291. 
— Zu 5 en des 8 193 

StGB. 2 

„ ang des 8 192 

tG 

8 164 

Bereicherungsklage. Steht, wenn 
der Gläubiger ohne rechtlichen 
Grund ſeine Befriedigung aus 
dem Vermögen eines Dritten er⸗ 
halten hat, der B. des Dritten 
der Umſtand entgegen, daß der 
Gläubiger ſeine Forderung gegen 
den Schuldner verloren hat? 115. 

Beſitzklage. 1. Zuläſſigkeit einer Klage 
aus 8 861 BGB., wenn der 
Gegner ſich des Beſitzes nach 
Klageerhebung entäußert hat. 
2. 1951 0 0 in einem ſolchen 


Fa . 
Beweislaſt. Verſchiedenheit der B. 


im Hauptprozeß von der Glaub⸗ 
haftmachungspflicht bei Bean⸗ 
tragung ‚einer einftweiligen Ver⸗ 
fügung 1 


D. 


Dentiſten. Iſt der Lehrling eines 
D. gewerbeſchulpflichtig im Sinne 
905 Geſetzes vom 22. Juli 19062 


d oder Werkvertrag? 
1 Ziff. 1 KO. 


E. 

Ehe. Beſtätigung einer anfecht⸗ 
baren E. (8 1337 BGB.) durch 
Erhebung einer Klage auf Her⸗ 
1598 0 des ehelichen Lebens? 


Eherecht, internationales (Oeſter⸗ 


reich) 15. 


Eheſcheidungsklage einer wegen Gei⸗ 


ſteskrankheit entmündigten Frau 
a Grund des 8 1568 BGB. 


eee ee 
einer E 

1 an beweglichen 
Sachen 158. 

Einheitliche Straftat u. fortgeſetzte 
Handlung 308 

Eiſenbahnfrachtverkehr. Interna⸗ 
one Uebereinkommen über 


Pfändung 


den E. 1 
Errungenſchaftsgeſelſchaft. Land⸗ 
rechtliche E.; Widerſpruchsrecht 


der Frau gegen die Pfändung 
einer Errungenſchaftsſache. Gel⸗ 
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tendmachung dieſes Widerſpruchs⸗ 
rechts durch den Ehemann oder 
deſſen Konkursverwalter 271. 


F. 

Fahrnispfändung. Rechtswirkſam⸗ 
keit einer F. 267. 

Feiertag. Iſt das Geburtsfeſt S. M. 
des Königs ein ee F. 
i. S. Se StPO. 

Firma. Zu 8 25 588. 242 

Forderungspfand. 
Bereicherung 164. 

Fortgeſetzte Handlung. Zum Be⸗ 
griff De Abele Straftat 


u. f. H 
Fünfzehnhundert Mark⸗Vertrag 140. 


G. 


Gasverſorgungsunternehmen. Ge⸗ 
werbeſteuerpflicht eines von 


einer Gemeinde betriebenen G. 
373. 


Gehwege. Worauf beruht die Rechts⸗ 
gültigkeit einer ſtädtiſchen Straßen⸗ 
polizeiordnung, welche das Reini⸗ 
gen der G., deren Befreiung von 
Glatteis u. dgl. den Eigentümern 
der angrenzenden Grundſtücke auf⸗ 
bürdet? 237. 

Gemeinſchaft. Zwangsverſteigerung 
6. 105 Zweck der Aufhebung einer 


Gerichtsvollzeher. Hat Kenntnis 
des G. von der Zahlungsein⸗ 
ſtellung des Schuldners als Kennt⸗ 
a des Gläubigers zu gelten? 


Geſamtſtrafe. Ein auf G. lautendes 
Urteil kann vor Eintritt ſeiner 
Rechtskraft auch nicht bezüglich 
einer unangefochtenen Einzelſtrafe 
vorläufig vollſtreckt werden 63. 

Gewäſſer. Ein Rechtsanſpruch auf 
Verleihung eines Nutzungsrechts 
an einem öffentlichen Gewäſſer 
wird nicht anerkannt 383. 

Gewerbeſteuerpflicht eines Gemeinde⸗ 
verbands i. S. des Art. 184 GdO. 
zur Verſehung der Verbandsge⸗ 
meinden mit elektriſcher Energie 


9. 


Ablöſungsrecht. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Gewerbeſteuerpflicht eines Spar⸗ 
u. Konſumvereins 228. 
Gewerbe⸗Unfallverſicherungs⸗Ge⸗ 
ſetz. Zu § 138: Verjährung 153. 
Glaubhaftmachung. Verſchiedenheit 
der Beweislaſt im Hauptprozeß 
von der Glaubhaftmachungspflicht 
bei Beantragung einer einſtwei⸗ 
ligen Verfügung 177. 
Grundſtück. Zum Begriff der 105 
lichen Laſten“ des G., § 10 Z. 3 
Zw VG. 273. 
Grundwechſelabgabe 144. 
Gütertrennungsvertrag. Rechts⸗ 
folgen der Anfechtung eines G., 
durch den die landrechtliche Er⸗ 
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ben wurde 2 

H. N 
Handelsgeſellſchaft. Partei⸗ und 
Prozeßfähigkeit einer H. der 


Vereinigten Staaten von Nord⸗ 
amerika. Folgen von Mängeln 
der e einer ſolchen 
Geſellſchaft 1 
Hypothekariſche age. Zur Frage 
170. Klagveranlaſſung bei der h. Kl. 


J. 

Jagdpachterlös. Die Verteilung 
des J. unter die beteiligten Grund: 
beſitzer hat nach dem Verhältnis 
des Flächengehalts zu erfolgen. 
Der Anſpruch des Beſchwerde⸗ 
führers auf Verzinſung des Er⸗ 
löſes ſeitens der Gemeinde iſt 
nicht gerechtfertigt 380. 

Jagdpächter. Die Rechtsſtellung 


des Stellvertreters eines J. 207. 


Jugendliches Alter. Zur 1 
legung des 8 56 StGB. 30 


K. 


Kapitalſteuerpflicht. Zur Frage der 
ſogenannter Lizenzabgaben 
ſowie eines Wohnrechts 231. 
Kleinhandel mit Altmetall i. S. des 
§ 35 GewO. 340. 
Kompetenzgerichtshof. Entſcheidung 
des K. Die dingliche Wirtſchafts⸗ 
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Alphabetiſches Sachregiſter. 


berechtigung des württ. Rechts 
iſt eine Befugnis des öffent⸗ 
lichen Rechts; zur Entſcheidung 
eines Streites über die Frage 
ihres Beſtandes ſind die Ver⸗ 
waltungsbehörden zuſtändig 88. 

Kraftwagenführer. Die Verpflich⸗ 
tung des K. zur Abgabe von 

Warnungsſignalen 192. 

— Zum Begriff des unüberſicht⸗ 
lichen Wegs 198. 

Kuppelei. Was gehört zum Tat⸗ 
beſtand der K.? 313. 


L. 


Leihfäſſer. Iſt der Anſpruch auf 
Rückgabe der ſog. Leihfäſſer ein 
Anſpruch auf Lieferung von 
Waren bzw. eine Nebenforderung 
zum Hauptanſpruch für die darin 
gelieferte Ware und verjährt er 
in gleicher Zeit mit dieſem (8 196 
300 1 bzw. Abſ. 2,8 224 B 8B.) 


Literariſche Anzeigen. 

Köhler u. a. Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung 128. 8 

Oertmann, Rechtsordnung 
und Verkehrsſitte 393. 

Rümelin, Dr. Max. Haftung im 
kliniſchen Betrieb 127. 

Sörgel, Jahrbuch der Rechtſpre⸗ 
chung zum Verwaltungsrecht 128. 

Speidel, Württ. Zivilhand⸗ 
buch 393. 

Stanietzki u. Gelpde, 
mentar zur ZPO. 127. 

Staudinger, Kommentar zum 
BGB. 7./8. Aufl. S. 127. 393. 

Stein⸗Gaupp, Kommentar zur 
ZPO. 10. Aufl. 127. 

Warneyer, KO. 128. | 

— Jahrbuch der Enticheidungen. 

— Strafrecht und Straf⸗ 
prozeß 394. 

Wörterbuch des Deutſchen 
Staats⸗ u. Verwaltungs⸗ 
rechts, 25. Lieferuug 127. 393. 

Wolf, Dr. B., Handkommentar 
zum BGB. 127. 
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Kom⸗ 


Lotteriegeſetz. Zur Auslegung der 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. X XVI. 8. 
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Strafvorſchrift des Art. 5 des L. 
vom 18. Aug. 1911 44. 


M. 


Markſteine. Die unbefugte Ent⸗ 
fernung von M. während einer 
Feldbereinigung als Uebertretung 
nach Art. 33 Pol StG. 187. 

Marktverkehr. 1. Zum Begriff 
des M. 2. Die Rechtsgültigkeit 
der landesgeſetzlichen Unterſtellung 
des Anbietens gewerblicher Lei⸗ 
ſtungen auf Märkten unter die 
Wandergewerbeſtenerpflicht 58. 

Miteigentümer. Tragweite des 
Zwangsverſteigerungs ⸗ Antrags 
eines einzelnen Miterben an dem 
lan eines von mehreren M. 


Miterben. Tragweite des Zwangs⸗ 
verſteigerungs⸗Antrags eines ein⸗ 
zelnen M. an den Nachlaß eines 
Don mehreren Miteigentümern 


N. 


Nahrungsmittelfälſchung. Die Ver⸗ 
wendung von Schweinsohraus⸗ 
ſchnitten als N. 320. 

Nichtſchuld. Zahlung einer N. 1. 

Nießbrauch, ſtatutariſcher. (Der Ver⸗ 
zicht des Nießbrauchers auf ſein 
Recht bewirkt, wenn der Verzicht 
ausdrücklich nur zugunſten eines 
beſtimmten Hypothekengläubigers 
erfolgt iſt, keinen Vorrang der 
Hypothek vor dem Nutznießungs⸗ 
recht, wohl aber eine perſönliche 
Verpflichtung des Nießbrauchers, 
ſein Recht nicht zum Nachteil des 
Hypothekengläubigers geltend zu 
machen. Die Verpflichtung wirkt 
auch zugunſten eines dritten Er⸗ 
werbers der Hypothek.) 279. 


O. 


Ortsvorſteherämter. Die Vereini⸗ 
gung mehrerer O. in einer Per⸗ 
ſon iſt nicht zuläſſig 219. | 


S 


Sachverſtändige. Kann der S. für 
die Begründung En Verguͤ⸗ 
| 2 
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tungsanſpruchs beſondere Ent⸗ 
ſchädigung beanſpruchen? 213. 

Schadenserſatz bei gegen die guten 
Sitten e Handlungen, 
BGB. § 8 

Shiebrichterliches erfahren. Kann, 
wer im ſch. V. als Bekl. dem 
Klaganſpruch vergebens die Auf⸗ 
rechnungseinrede entgegengeſetzt 
hatte, dieſen Einwand der Klage 
auf Erlaſſung des Vollſtreckungs⸗ 
urteils, $ 1042 ZPO., entgegen⸗ 
halten? Kaun er, wenn dies 
nicht zum Ziele geführt hat, den 
Einwand zur Grundlage der Voll⸗ 
ſtreckungsgegenklage, § 767 ZPO., 
machen? Kann er äußerſten Falls 
die beigetriebene Summe nach den 
Grundſätzen der ungerechtfertigten 
Bereicherung zurückfordern? 263. 

Sicherungsübereignung. Beſtimmt⸗ 
heit des Vertragsgegenſtandes 
e eng eines „Salons“) 


Sonntagsruhe. Zur Auslegung 
der Vorſchriften über die gewerb⸗ 
liche S., ſpeziell über Beſchäfti⸗ 
gung von Metzgergeſellen 292. 

— Die Strafbarkeit einer Ueber⸗ 
tretung der die S. betreffenden 
Vorſchriften. Zum Begriff des 
Handels mit Tieren 330. 

Stellenvermittlergeſez. Zur Aus⸗ 
legung des 8 5 des St. 301. 339. 

Strafzeit. Zur Frage der Berech⸗ 
nung der St. 65. 

Straßenpolizeiordnung. Worauf be⸗ 
ruht die Rechtsgültigkeit einer 
ſtädtiſchen St., welche das Rei⸗ 
nigen der Gehwege, deren Be⸗ 
freiung von Glatteis u. dgl. den 
Eigentümern der angrenzenden 
Grundſtücke aufbürdet? 237. 

e Zur n 

des ſog. St. 153 GO. 5 


T. 


Tiere. Zum Begriff des Handels 
mit Tieren 330. 

A En Uebertretung der un⸗ 
befugten T. 327. 

Treuhandzefſionar. Das Recht des 
T. an die Forderung iſt kein die 
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n N 93 
des $ 771. ZPO. 2 


u. 


Umſatzſteuergeſetz. Zur Auslegung 
der Beſtimmung in Art. 11 Abſ. 1 
Ziff. 6 des U. 225. 

Unerlaubte Handlung. Ausgleichung 
zwiſchen mehreren Geſamtſchuld⸗ 
nern 134. 

Ungerechtfertigte Bereicherung 263. 

Unterlaſſungsklage wegen Verbrei⸗ 
tung tatſächlicher, nicht erweislich 
wahrer Behauptungen, die Nach⸗ 
teile für den Erwerb oder das 
Fortkommen des Klrs. herbeizu⸗ 
führen geeignet ſind 27. 

oe Sandlung. Zum Begriff 
er u 


V. 


Verſicherungsvertrag: unverſchul⸗ 
dete Verſäumung der vertrags⸗ 
mäßigen Klagfriſt 35. 

— Anfechtung einer Verzichtserklä⸗ 
rung wegen Stun und arg⸗ 
liftiger Täuſchung 3 

Verteidigungsgebühr ni einen 
Rechtsanwalt vertretenden Ge⸗ 
richtsaſſeſſors 203. 

Viehſeuchengeſetz. Wann gilt Händ⸗ 
lervieh als zum Zweck des Ver⸗ 
kaufs aufgeſtellt im Sinn der 
Vollzugsverfügung zum V. 70. 

ee neee e Aufrech⸗ 
nungseinrede 2 

Vollfrecungeurtell Aufrechnungs⸗ 
einrede 263. 


Wandergewerbeſteuerpflicht. Die 
Rechtsgültigkeit der landesgeſetz⸗ 
lichen Unteritellung des Anbieten? 
gewerblicher enden auf Märk⸗ 
ten unter die W. 5 

Wanderlager. Das Feübieten eines 
W. durch einen Auktionator unter⸗ 
liegt der Wandergewerbeſteuer⸗ 
pflicht dann nicht, wenn bei dem 
Verkauf der Waren eine auf Ge: 
winn gerichtete Abſicht fehlt; daß 
der Auktionator ſich hierbei ge⸗ 
werbsmäßig betätigt, macht das 
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Feilbieten nicht zu einem ge: 
werbsmäßigen 384. nr 
Warenzeichen. Löſchung eines W. 
bezüglich eines Teils der Waren, 
für die es angemeldet iſt? 247. 
Waſſergeſetz. Für einen auf Art. 38 
des W. geſtützten Schadenserſatz⸗ 
anſpruch iſt der Zivilrechtsweg 

gegeben 345. 
Waſſerverſorgungsanlage. Die von 
einer Gemeinde für die Benützung 
einer im öffentl. Intereſſe unter: 
haltenen W. erhobenen Gebühren 
ſind öffentlich⸗rechtlicher Natur; 


deren Höhe kann je nach dem 


Umfang der Benützung durch den 
einzelnen verſchieden feſtgeſtellt 
werden. Die Zuläſſigkeit der 
Feſtſtellungsklage im S. des 
§ 256 ZPO. ift im vorliegenden 
Fall zu bejahen 364. . 

Wein. Der Begriff Wein und die 
Zuläſſigkeit geographiſcher Be⸗ 
zeichnungen im Sinn des Wein⸗ 
geſetzes 208. 

Werkvertrag oder Dienitvertrag ? 
Zu 8 61 Ziff. 1 KO. 149. 

Wiederaufnahmeantrag. Stellt die 
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bloße Bezugnahme auf den In⸗ 

halt früherer Wiederaufnahme⸗ 
anträge einen zuläſſigen Antrag 
im Stun des 8 399 Ziff. 5 StPO. 
dar? 312. 

Wirtſchaftsführer o er Wirtſchafts⸗ 
pächter? 50. 

Wohnrecht, Kapitalſteuerpflicht 231. 


3. 


Zahlungseinſtellung. Hat Kennt⸗ 
nis des Gerichtsvollziehers von 
der Zahlungseinſtellung des 
Schuldners als Kenntnis des 
Gläubigers zu gelten? 239. 

Zeugenkoſten. Sind die vom An⸗ 
geklagten an die von ihm un⸗ 
mittelbar geladenen Zeugen aus 
eigenen Mitteln gezahlten Ent⸗ 
ſchädigungen als Koſten des Ver⸗ 
fahrens anzuſehen? 317. 

Zwangsverſteigerung zum Zweck 
der Aufhebung einer Gemeinſchaft. 
Tragweite des Antrags eines ein⸗ 
zelnen Miterben an dem Nachlaß 
eines von mehreren Miteigen⸗ 
tümern 103. 
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